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Die Sitzung wird um 9 Uhr 5 Minuten durch den 
Vizepräsidenten Dr. Schmid eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich eröffne die 62. Sitzung des Deutschen 
Bundestages. Vor Eintritt in die Tagesordnung 
bitte ich den Herrn Schriftführer, die Namen der 
kranken und entschuldigten Abgeordneten bekannt-
zugeben. 

Scheel, Schriftführer: Der Präsident hat für 
zwei Tage Urlaub erteilt den Abgeordneten Klin-
gelhöfer, Dr. Werber, Dr. Schild (Düsseldorf) und 
Dr. Bucerius. Für einen Tag Urlaub hat er erteilt 
den Abgeordneten Dr. Höck, Dr. Welskop, Nieder-
alt, Karpf und Hübner. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke Ihnen. 

Wir haben auch heute die  Möglichkeit, einem 
unserer Kollegen Glückwünsche auszusprechen. Es 
handelt sich um den Kollegen Dr. Will, der heute 
den 61. Geburtstag feiert. 

(Beifall.) 

Das Haus wünscht ihm Glück. 

Wir haben, meine Damen und Herren, die 
außenpolitische Debatte fortzusetzen. Damit ver-
bunden bleiben die Beratung der Großen Anfrage 
der  SPD  und die im Zusammenhang damit gestell-
ten  Anträge. 

Aber zunächst haben wir den Punkt 1 der Ihnen 
vorliegenden Tagesordnung zu erledigen. Der 
Grund ist, daß sich der Bundesrat mit diesem Ge-
setz morgen noch beschäftigen muß. Es handelt sich 
um die 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, GB/BHE, DP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Beiträge des Bundes zu den Steuerverwal-
tungskosten der Länder (Drucksache 1058); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksache 1085). 
(Erste Beratung: 61. Sitzung.) 

Den mündlichen Bericht erstattet der Abgeord-
nete Professor Dr. Gülich. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Glich (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Über die Materie 
selbst brauche ich kaum noch zu berichten. Ich 
habe es vor wenigen Wochen in meinem münd-
lichen Bericht getan, und auch Herr Kollege 
Dr. Hellwig hat am Mittwoch vor acht Tagen als 
Berichterstatter des Vermittlungsausschusses über 
den gleichen Gegenstand berichtet. Nachdem an 
jenem Mittwoch der Antrag des Vermittlungsaus-
schusses vom Hause abgelehnt worden ist, bitte ich 
Sie namens des Ausschusses für Finanz- und 

Steuerfragen, der neuen Vorlage, die als Initiativ

-

gesetzentwurf eingebracht worden ist, zuzustim-
men. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Wir treten ein in  die zweite Beratung. Ich rufe 
auf die§§ 1,— 2,— 3,— 4,— 5,— 6,— Ein-
leitung und Überschrift. — Wer diesen Bestimmun-
gen zustimmen will, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einer 
Stimmenthaltung angenommen. Damit ist die 
zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten ein in die 

dritte Beratung. 
Ich eröffne die allgemeine Aussprache und er-

teile das Wort dem Abgeordneten Dr. Gülich. 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! An dem Problem, das wir heute be-
handeln und das wir vor über einem Jahre zum 
erstenmal erörtert haben, ist alles dran: Scherz, 
Satire, Ironie. Ob die tiefere Bedeutung dabei ist, 
das ist eine offene Frage. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.- 
Abg. Mellies: Die fehlt!) 

Es gibt gelegentlich noch kühne Regisseure, welche 
dieses Stück von Dietrich Grabbe einmal auffüh-
ren, und man kann dankbar dafür sein. Die Unbe-
kümmertheit, mit der die Regisseure dieses An-
trags agiert haben, verdient, daß wir nicht so ganz 
darüber hinweggehen. 

(Sehr gut! links.) 

Am 3. Dezember 1953 erörterten wir den Gesetz

-

entwurf der Bundesregierung über die Beiträge 
des Bundes zu den Steuerverwaltungskosten der 
Länder. Danach sollten die Steuerverwaltungs-
kosten zu einem Drittel der den Ländern tat-
sächlich entstehenden Kosten für die Verwaltung 
der Besitz- und Verkehrsteuern erstattet werden. 
Der Finanzausschuß kam am 15. Januar 1954 nach 
eingehender Beratung auf sozialdemokratischen 
Antrag hin zu dem Ergebnis, daß „ein Drittel" un-
realistisch sei und daß man um der Verbesserung 
des Verhältnisses Bund/Länder willen die Erstat-
tung der Kosten auf die Hälfte festsetzen. 
müsse. Als ich dann als Berichterstatter im Bundes-
tag dafür einzutreten hatte, verlangte die CDU — 
auf Wunsch des Herrn Finanzministers — die Rück-
überweisung an den Ausschuß. Der Ausschuß be-
schloß gegen die Stimmen der SPD die Wiederher-
stellung der Regierungsvorlage mit einem Drittel. 
Als die Sache ins Plenum kam, stellte ich namens 
meiner Fraktion den Antrag — und begründete ihn 
eingehend —, die Hälfte festzusetzen, weil der Ab-
schluß dieser Sache sonst nicht möglich sei. Der Herr 
Finanzminister trat auf, und die Regierungsparteien 
fügten sich auch diesmal wieder seinem Wunsche, 
lehnten den Antrag ab und beschlossen ein Drittel. 

Dann lehnte der Bundesrat ab. Der Vermittlungs-
ausschuß schlug die Hälfte vor, und gestern vor 
acht Tagen haben Sie nach dem Bericht des Kolle-
gen Dr. Hellwig den Vorschlag des Vermittlungs-
ausschusses abgelehnt — wiederum auf Wunsch 
des Herrn Bundesfinanzministers. Nun bringen — 
und das ist die Delikatesse bei der Sache — diesel-
ben Herren, die am vorigen Mittwoch den Gesetz-
entwurf mit „die Hälfte" abgelehnt haben, den Ge-
setzentwurf wörtlich in genau der gleichen Fas- 
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sung wieder ein, mit „die Hälfte", — wiederum 
auf Wunsch des Bundesfinanzministers, der nun-
mehr eingesehen hat, daß er nicht durchkommt, 
was man schon vorher genau wissen konnte und 
was auch die Herren aus den Reihen der CDU-
Fraktion wahrscheinlich ganz genau gewußt 
haben. 

(Abg. Schoettle: Das ist die Ironie, Herr 
Kollege Gülich; aber wo bleibt jetzt die 

tiefere Bedeutung? — Heiterkeit.) 

— Die tiefere Bedeutung, lieber Kollege Schoettle, 
suche ich vergebens, denn im Verhältnis Bund/Län-
der ist sie nicht begriffen. Es handelt sich hier ganz 
einfach um einen Mißbrauch der Institution des Ver-
mittlungsausschusses, um einen Mißbrauch der 
Macht des Bundesfinanzministers und ein völliges 
Mißverstehen der Aufgaben des Parlaments. 

(Beifall bei der SPD.) 

Herr Kollege Wellhausen hat neulich noch den 
„Männerstolz vor Königsthronen" — er meinte da-
mit „vor Ministersesseln" — proklamiert. Aber was 
da noch für ein Männerstolz ist, wenn dieselbe 
Sache wieder Wort für Wort eingebracht wird, die 
Sie (zur CDU/CSU) ein paarmal abgelehnt haben, 
das ist nicht recht zu begreifen. Doch vielleicht liegt 
darin die tiefere Bedeutung. 

Nun, man soll der Gebrechen seines Bruders 
nicht spotten 

(große Heiterkeit — Zuruf des Abg. 
Dr. Dresbach) 

— Dresbach, melden Sie sich lieber nicht zu 
Wort! — 

(erneute Heiterkeit) 

und angesichts der außerordentlich peinlichen Situ-
ation, in der die Herren Antragsteller sich befin-
den, will ich die vollgefüllte Schale meines Spot-
tes über sie nicht ergießen. 

(Beifall bei der SPD. — Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich kann nur bedauern, daß so wenig Mit-
glieder dieses Hauses Gelegenheit nehmen, den Bei-
trag des „Jungen Deutschland" zu unseren finanz-
politischen Debatten mitzugenießen. Es ist auch 
schade, daß das Kreuzfeuer des Fernsehfunks 
heute nicht auf uns gerichtet ist; 

(Heiterkeit) 

man hätte draußen dann vielleicht feststellen kön-
nen, daß wir gar nicht „so" sind! 

(Erneute Heiterkeit.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Dresbach. 

Dr. Dresbach (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gestern, als die sozialdemo-
kratischen Kollegen, der Gefolgschaftstreue ent-
sprechend, bei der Rede ihres Fraktionsführers hier 
zugegen waren und nicht im Steuerausschuß sein 
konnten, haben wir ähnlich ironische Worte dort 
gesprochen. Derr Herr Kollege Wellhausen sprach 
von einem „Krebsgang". Es ist nicht so ganz un-
richtig. Ich wollte nur ganz kurz ausführen: ich 
verstehe die Ironie des Herrn Kollegen Gülich sehr 
wohl, und wenn ich an seiner Stelle gewesen wäre, 
hätte ich sie genau so ausgedrückt. 

(Beifall bei der SPD und Heiterkeit.) 

Aber trotzdem bitte ich meine Freunde und die 
Koalitionsbrüder, der Vorlage zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD. — Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Mir scheint die Rede 
des Kollegen Dr. Dresbach fast kierkegaardisch zu 
sein: „Häng dich, du wirst es bereuen; häng dich 
nicht, du wirst es auch bereuen!" 

(Heiterkeit.) 

Aber wir haben keine weiteren Wortmeldungen 
und können daher zur Abstimmung gelangen. 

(Abg. Altmaier: Schade!) 

— Pardon! Kollege Altmaier, wollen Sie das Wort? 
Es wird Ihnen gern erteilt. Aber Sie scheinen es 
nicht ernsthaft verlangt zu haben. 

Wir kommen zur Abstimmung in der dritten Be-
ratung. Wir brauchen keine Einzelabstimmung 
mehr, denn wir haben ja keine weiteren Anträge 
zu bescheiden. Wer dem Gesetz als Ganzem zu-
stimmen will, den bitte ich, sich zu erheben. — 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Gülich: Der Deut-
sche Bundestag erhebt sich wie ein Mann!) 

— Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Ein Kollege hat sich vorhin nicht erhoben, offen-
bar weil sein Sitzfleisch nicht mochte 

(Heiterkeit) 

und nicht sosehr seines Sitzgeistes wegen. 

(Erneute Heiterkeit.) 

— Ich stelle fest, daß das Gesetz einstimmig ange-
nommen ist. 

Wir können nunmehr in die Fortsetzung der 
gestrigen Beratung eintreten: 

2. Fortsetzung der ersten Beratung des Ent-
wurfs eines Gesetzes betreffend das Proto-
koll vom 23. Oktober 1954 über die Beendi

-

gung des Besatzungsregimes in der Bundes-
republik Deutschland (Drucksachen 1000, zu 
1000); 

3. Fortsetzung der ersten Beratung des Ent-
wurfs eines Gesetzes betreffend den Vertrag 
vom 23. Oktober 1954 über den Aufenthalt 
ausländischer Streitkräfte in der Bundesre-
publik Deutschland (Drucksache 1060); 

4. Fortsetzung der ersten Beratung des Ent-
wurfs eines Gesetzes betreffend den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zum Brüs-
seler Vertrag und zum Nordatlantikvertrag 
(Drucksache 1061); 

5. Fortsetzung der ersten Beratung des Ent-
wurfs eines Gesetzes betreffend das am 
23. Oktober 1954 in Paris unterzeichnete Ab-
kommen über das Statut der Saar (Druck-
sache 1062); 

6. Fortsetzung der Beratung des Schriftlichen 
Berichts des Ausschusses für auswärtige An-
gelegenheiten (4. Ausschuß) über den Antrag 
der Fraktion der SPD betreffend Londoner 
Abkommen und Außenpolitik der Bundes-
republik (Drucksachen 958, zu 958, 863). 

Herr Kollege Haasler, Sie haben um das Wort 
gebeten. Ich erteile Ihnen das Wort. 

Haasler (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Entscheidung, welche jeder von 
uns zu den Verträgen zu treffen hat, wird ganz 
wesentlich von der Beurteilung abhängen, die er 
den Absichten der Sowjetunion angedeihen läßt. 
Wer davon ausgeht, daß den Erklärungen des 
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Ostens zur Wiedervereinigung und Freiheit des 
deutschen Volkes, die ich als gewollt unbestimmt 
empfinde, ein Wahrheitsgehalt nicht innewohnt, 
wer glaubt, daß die sowjetische Expansionspoli-
tik fortdauern wird und daß die deutsche Wieder-
vereinigung in einem freien Staatswesen drüben gar 
nicht ernstlich zur Debatte steht, wird sich leichteren 
Herzens zu der Eingliederung in ein militärisch un-
termauertes Schutzbündnis des Westens bekennen 
können. Er wird diese Eingliederung sogar in um 
so energischerer Form fordern müssen, je mehr 
er an die Fortdauer des bolschewistischen Expan-
sionsstrebens glaubt. Diejenigen jedoch — ich zeige 
hier die Extreme —, die den Versicherungen aus 
dem Osten Glauben schenken wollen, werden sich 
gegen eine Mitgliedschaft der Bundesrepublik in 
der Westeuropäischen Union auszusprechen haben, 
um die von ihnen angenommene russische Bereit-
schaft nicht zu gefährden. 

Wir würden es für sehr verfehlt halten, einzig 
aus dem Gefühl heraus die Frage nach der sowje-
tischen Bereitschaft mit einem Ja oder einem Nein 
zu beantworten. Für unser Volk steht zuviel auf 
dem Spiele, als daß wir allein aus unserer weltan-
schaulichen Verbundenheit mit den freien Völkern 
des Westens zu dem Schluß kommen dürften, daß 
die Erklärungen des Ostens von vornherein un

-

glaubwürdig seien. Unsere, ich möchte sagen, 
einmütige Entschlossenheit, das geeinte Deutsch-
land als demokratisches Staatswesen aufzubauen 
und die Freiheit der Bundesrepublik um jeden 
Preis zu erhalten, beinhaltet doch keineswegs, daß 
wir mit Völkern, die eine andere Staatsform be-
sitzen, in Feindschaft leben müßten oder daß wir 
den Versicherungen ihrer Regierungen schlechthin 
mißtrauen sollten. Wir dürfen uns nun aber an-
dererseits auch nicht mit leeren Worten und hal-
ben Zusagen begnügen, und es scheint in diesem 
Zusammenhang gut, sich daran zu erinnern, daß 
wir seitens der Sowjetunion bisher keine konkre-
ten Zusagen besitzen. Wir wissen von umstrittenen 
Begriffen und kennen im übrigen eine in unmiß-
verständlicher Form vorgebrachte Drohung, von 
der ich noch ausführlicher zu sprechen haben 
werde. 

Die Gegner eines Beitritts zur Westeuropäischen 
Union hoffen, daß Erklärungen, welche verant-
wortliche Staatsmänner der Sowjetunion gerade 
wieder in letzter Zeit abgegeben haben, eine Deu-
tung im Sinne einer wirklichen deutschen Freiheit 
zuließen, wobei sie schon einige Unfreundlichkeiten 
überhören müssen, wie z. B. die für französische 
Ohren bestimmte Diffamierung, unser Bedürfnis 
nach beschränkter Sicherung aus eigener Kraft stelle 
eine Wiederbelebung des deutschen Militarismus 
und eine Gefahr für die gesamte zivilisierte Welt 
dar. Aber, meine Damen und Herren, dürfen wir 
eine optimistische Interpretation, können wir bloße 
Hoffnungen zur Grundlage unserer Politik machen? 
Wir haben gestern mit Bezug auf das Saarstatut 
gehört, daß einseitige Interpretationen keine ge-
eignete Grundlage einer verantwortungsbewußten 
Politik seien. Soll das für den Osten nicht gelten, 
obwohl die sowjetischen Ankündigungen ja noch 
viel vager sind und über die östliche Interpretation 
gewisser grundlegender Begriffe noch weit weni-
ger Klarheit herrschen dürfte? 

Man hält uns entgegen, daß es einen gefahr-
losen Weg nicht geben wird und daß das Schicksal 
unserer 18 Millionen Brüder und Schwestern in 
der Zone die Übernahme eines Risikos, selbst wenn 

es ein großes Risiko sein sollte, rechtfertige. Man hat 
gestern weiter von der letzten Chance in dem 
Sinne gesprochen, daß wir nun die letzte Aussicht 
auf Wiedervereinigung verschenkten, wenn wir die 
Verträge ratifizierten. Man hat schließlich auf die 
Drohung der Sowjetunion verwiesen. Diese Dro-
hung  — nämlich: bei Ratifizierung der Verträge 
würden sich die Möglichkeiten einer Wiedervereini-
gung zerschlagen, angeblich zerschlagen — mag 
uns zu einer besonders sorgfältigen Prüfung un-
serer Entscheidung veranlassen, sie ändert aber in 
keiner Weise den materiellen Inhalt des sowjeti-
schen Angebots; sie macht dieses Angebot auch 
nicht wertvoller, sondern im Gegenteil in unseren 
Augen verdächtiger. Daß diese Drohung überdies 
nach den Erfahrungen der letzten Jahre nicht das 
letzte Wort sein muß, ist bereits gestern, ich glaube, 
von Herrn Kollegen Kiesinger, dargelegt worden. 

Es ist zuzugeben, daß rein theore t isch die 
Aussichten für eine Übereinkunft mit dem Osten 
größer sein mögen, wenn die Bundesrepublik frei 
von jeglichen Bindungen bleibt und damit der 
Sowjetunion weniger Anlaß zu der Befürchtung 
gibt, Mitteldeutschland könnte in ein westliches 
System hineingezogen werden. Aber ich meine: 
erstens ließen sich gegebenenfalls ja darüber Ab-
reden treffen und Garantien gegen eine einseitige 
Festlegung in dem Vertrage über die Wiederver-
einigung schaffen, und zweitens wäre selbst in der 
Theorie nur dann ein Vorteil gegeben, wenn So-
wjetrußland aus der jetzt bestehenden Situation 
heraus die Wiedervereinigung in Freiheit wirklich 
zu konzedieren bereit wäre. Es kommt doch alles 
immer wieder auf die Frage nach dem guten Willen 
Rußlands heraus. Die anderen Dinge — so diese 
Drohung, die Abneigung Rußlands gegen eine 
Festlegung der Bundesrepublik in der westlichen 
Verteidigungsgemeinschaft und anderes mehr — 
sind Nebenfragen, vielleicht sehr wichtige Neben-
fragen, die aber das Hauptproblem nur verwirren 
könnten. Dieses Grundproblem ist eben: Will die 
Sowjetunion unter den heutigen Voraussetzungen 
überhaupt ein geeintes, freies Deutschland, und ist 
sie auch bereit, diesem Deutschland einen Status zu 
konzedieren, der ausreichende Sicherheiten zur Er-
haltung der Freiheit bietet. 

Lassen Sie mich sagen, daß wir uns die Beant-
wortung dieser Fragen nicht leicht gemacht haben. 
Wir sind nach sehr gewissenhaften Prüfungen aber 
zu einer Verneinung gekommen. Dabei spielte 
das Argument eine wichtige Rolle, daß die etwaige 
Bereitschaft, eine Wiedervereinigung in Freiheit 
zuzugestehen, schon längst in schlüssiger Form 
hätte hervortreten können, wenn sie vorhanden 
gewesen wäre. Man wird doch nicht erwarten, daß 
Erklärungen höchster sowjetischer Politiker, die 
DDR mit ihrer Regierung in Pankow stelle das 
einzige demokratische deutsche Staatswesen dar, 
wie es nach den Potsdamer Beschlüssen für ganz 
Deutschland zu schaffen wäre, uns ermutigen! Es 
war Herr Molotow, der dies vor mehreren Wochen 
bei einem hochoffiziellen Anlaß in Berlin sagte 
und der hinzugefügt haben soll, nur das System 
der DDR sei geeignet, das deutsche Volk vor Aus-
beutung zu schützen; es müsse richtungweisend 
für das ganze Deutschland sein. 

Und wirkt nicht auch ein Vergleich der Praktiken 
in Ost und West überzeugend? Wird bei einem sol-
chen Vergleich nicht auch der Unterschied zwischen 
den Worten und den Taten deutlich? Müssen wir 
nicht weiter aus den bisherigen Äußerungen ent- 
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nehmen, daß die Sowjetunion zumindest die An-
erkennung des Pankower Regimes fordert, und 
bleibt darüber hinaus — ich rede hier von dem 
Fall einer Wiedervereinigung — nicht die große 
Gefahr offen, daß man mit den in der sowjetisch 
besetzten Zone praktizierten Mitteln, also mit Mit-
teln, die nach unserer Auffassung Zwang und Ge-
walt bedeuten, dem ganzen deutschen Volk eine 
solche politische Ordnung zu gegebener Zeit — 
d. h. in einem für diese Bestrebungen günstigen 
Zeitpunkt — aufzwingen will? Es würden gegebe-
nenfalls noch nicht einmal sowjetische Truppen 
sein müssen, die diesen Versuch stützten. Die Volks-
polizei oder eine andere Organisation wäre viel-
leicht ausreichend. 

Wir haben versucht, uns mit der Idee einer ge-
meinsamen Garantie der Vier Mächte zwecks Ab-
wehr solcher Eingriffe auseinanderzusetzen. Wir 
fürchten, daß eine stets wirksame, dauerhafte Ga-
rantie aber nicht zu schaffen sein wird. Wir können 
nicht erwarten, daß andere Völker stets und unter 
allen Umständen für unsere Neutralität einzu-
treten vermögen. Was berechtigt uns eigentlich, 
anzunehmen, daß z. B. die Westmächte unsere 
Freiheit und Neutralität über Jahre und  Jahr-
zehnte hinaus als eigene Lebensfragen ansehen, für 
die sie notfalls mit dem letzten Einsatz einzustehen 
hätten? Unsere Berechtigung, einen solchen Ein-
satz zu fordern, wird nach meiner Anschauung 
keineswegs dadurch größer, wenn wir es jetzt ab-
lehnen sollten, für die Verteidigung der freien Welt 
auch unser Teil beizutragen. 

(Zustimmung beim GB/BHE.) 

Überdies würde ja durch den kollektiven Garan-
tiepakt ein Zustand geschaffen werden, der gemäß 
der sowjetischen Einstellung zu einer deutschen 
Bewaffnung, oder besser, zu dem Fortfall jeder, 
auch der geringsten deutschen Bewaffnung, für alle 
Zukunft uns in den Status völliger Machtlosigkeit, 
offen jedem Zugriff, versetzte. 

Ein kollektiver Garantie- und Sicherheitspakt, 
wie er bei der Debatte des Bundestages über die 
Londoner Verträge hier am Rande diskutiert 
wurde, brächte noch eine weitere Gefahr mit sich. 
Aber lassen Sie mich bitte vorher noch etwas ande-
res ergänzen. 

Die Geschichte der letzten Jahre ist leider reich 
an Beispielen bewaffneter Durchdringung von 
Völkern seitens des Kommunismus. Unter der Be-
hauptung, den Völkern die Freiheit zu bringen, 
ihnen eine demokratische Ordnung zu schaffen und 
sie gegen den Imperialismus anderer zu schützen, 
unter dem Motto eines Kampfes für den Frieden 
hat der Bolschewismus in Europa fast ein Dutzend 
Völker hinter dem Eisernen Vorhang verschwinden 
lassen. Auch in Asien gibt es dafür nicht wenige 
Beispiele. Kann man nach den Erfahrungen der 
sowjetisch besetzten Zone, nach der Blockade Ber-
lins und nach den vielen Beispielen außerhalb un-
serer Grenzen es dem deutschen Volk verübeln, 
wenn es in dem neuerdings aufgetauchten, aber 
nicht ausgefüllten Begriff der „Koexistenz" keine 
Garantie dafür zu sehen vermag, daß der Bolsche-
wismus seine Expansionspläne für die Dauer auf-
gegeben hat? Wie meinen, daß wir nach wie vor 
die Pflicht haben, durch Schaffung von Sicherheiten 
unser Volk davor zu bewahren, eines der nächsten 
Opfer einer möglichen „Friedensoffensive" kom-
munistischer Prägung zu werden.  

Man möge uns nicht mißverstehen. Wir sind nicht 
gegen Gespräche mit dem Osten. Wir halten Ver-
handlungen im geeigneten Zeitpunkt sogar für 
absolut unerläßlich; denn wir erhoffen ja nichts 
sehnlicher als die Herbeiführung der Wiederverei-
nigung im Wege einer friedlichen Verständigung. 
Wir sind mit der Opposition allerdings insoweit 
nicht einig, als wir uns nach den bisherigen Er-
fahrungen einen Erfolg nur dann versprechen 
können, wenn die freie Welt geschlossen hinter 
unserem Anliegen steht. Sie hat das in bestimmter 
Form zugesagt. Sie vertritt dabei auch nur jene 
Prinzipien, die sie unter dem Begriff der Menschen-
rechte zu den Grundsätzen auch ihrer Politik ge-
macht hat. Die Sowjetunion sollte sich dadurch 
nicht bedrängt fühlen, hat doch auch sie in der 
Atlantik-Charta diese Prinzipien anerkannt. 

Die Bundesrepublik geht in der Westeuro-
päischen Union und in der NATO kein Angriffs-
bündnis ein. Die Organisation der beiden Gemein-
schaften dürfte uns die Gewähr für den defensiven 
Charakter der Zusammenschlüsse geben. Wir kön-
nen und werden überdies darüber wachen, daß an-
dere Zwecke als die der reinen Verteidigung aus-
geschlossen bleiben. 

Wir bestreiten keinem Staat das Recht, sein 
Volk und Gebiet gegen Aggression zu schützen. 
Das ist eine Art Naturrecht der Völker. Aber man 
darf einem demokratischen Deutschland dann das 
Recht auf Verteidigung ebenfalls nicht absprechen. 
Wir haben einen feierlichen Verzicht auf jede Ge-
waltanwendung hinsichtlich der Gestaltung unserer 
Grenzen abgegeben. Dieser Verzicht hat die Zu-
stimmung unseres Volkes, nicht zuletzt auch der 
Vertriebenen, gefunden. Das berechtigt uns aber 
zu einem Hinweis: Der Begriff „Gesamtdeutsch-
land" wird leider manchmal irrtümlich auf das Ge-
biet der vier Besatzungszonen beschränkt. Ziel der 
Verhandlungen muß es aber sein, Freiheit und 
Selbstbestimmungsrecht der Völker, Menschen-
recht in allen Gebieten durchzusetzen, die recht-
mäßige Bestandteile des Deutschen Reiches sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eine Abkehr von überspitzten nationalstaatlichen 
Prinzipien, Achtung vor den Rechten aller Völker 
und echte Toleranz sollten dann Lösungen ermög-
lichen, die unserem Kontinent mehr Sicherheit 
geben dürften als wohlgerüstete Heere. 

Wir begrüßen es, daß vorerst die westliche Welt 
im Rahmen der Verhandlungen zu den vorliegen-
den Verträgen die Anwendung der Grundrechte 
der UNO-Satzung auf das deutsche Volk aner-
kannt hat. Möge die Sowjetunion eines baldigen 
Tages folgen! 

Und nun noch ein Hinweis zum kollektiven Ga-
rantie- und Sicherheitspakt, wie er hier schon ein-
mal kurz in der Debatte behandelt wurde. Man 
wird einen solchen kollektiven Garantie- und 
Sicherheitspakt nicht von dem Problem der Oder

-

Neiße-Linie trennen können; denn man vermag 
nur etwas zu garantieren, was in seinen Grenzen 
und in seinem Bestand festliegt. Ich weiß nicht, ob 
es in dieser Zeit opportun ist, das Problem der 
Oder-Neiße-Linie praktisch anzurühren. Ich glau-
be, man ist in einigen Teilen der Welt noch nicht 
so weit, daß man dem Recht unbedingt den Vor-
zug vor gewissen politischen und machtmäßigen 
Erwägungen gibt, und wir sollten nicht mit Ge-
danken spielen, die uns dann unter Umständen 
recht bald vor eine Entscheidung stellen würden, 
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eine Entscheidung, die aus der heutigen Lage wohl 
kaum von einem von uns vor dem deutschen Volk 
gerechtfertigt werden könnte. Es käme darauf hin-
aus, Verhandlungen über die Wiedervereinigung 
mit der sowjetisch besetzten Zone zu führen unter 
dem mittels eines Garantiepakts erzwungenen Ver-
zicht auf all das, was an deutschem Boden jenseits 
der Oder und Neiße liegt. Aber vielleicht ist es bes-
ser, wir vertiefen dieses Problem in den Ausschüs-
sen. 

Meine Damen und Herren, zu den mit dem Saar-
statut zusammenhängenden Problemen gedenke ich 
nicht Stellung zu nehmen. Einer meiner Kollegen 
wird das für den Gesamtdeutschen Block/BHE tun. 

Ich möchte auch nicht die Übung durchbrechen, 
welche die bisherigen Redner in dieser Debatte ein-
gehalten haben, und will nur auf wenige Einzel-
fragen aus den übrigen Verträgen eingehen. 

Unsere jungen Männer sollen also wieder Waffen 
tragen. Weder sie noch die verantwortlichen Poli-
tiker unseres Volkes haben das herbeigewünscht. 
Begeisterung über die kommende Dienstpflicht 
wird nirgends herrschen. Wir glauben jedoch, daß 
unsere Jugend einsieht, daß, solange sich die Dinge 
in der Welt nicht grundlegend ändern, zum Begriff 
der Freiheit die Bereitschaft gehören muß, dieses 
hohe Recht zu verteidigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Ich hege keinen Zweifel daran, daß unsere jungen 
Jahrgänge es auf die Dauer nicht als würdig emp-
finden werden, vom englischen und vom amerika-
nischen Soldaten den Schutz der deutschen Freiheit 
zu verlangen, welchen sie selbst aufzunehmen nicht 
bereit wären. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Wir werden aber im Bundestag alle gemeinsam da-
für zu sorgen haben, daß die Erfüllung der Wehr-
pflicht in Formen vor sich geht, welche die Würde 
des Menschen unbedingt achten. Wir werden weiter 
dafür zu sorgen haben, daß der junge Soldat in 
seinem beruflichen Fortkommen nicht benachteiligt 
wird. 

Die Frage des Wehrdienstes wird auch Probleme 
bei unseren Spätheimkehrern und den in den Ost-
blockstaaten noch Zurückgehaltenen aufwerfen. Hier 
wird der Bundestag rechtzeitig eine gesetzliche Re-
gelung zu treffen haben, die Freistellungen von 
jedem Waffendienst festlegen, damit zusätzliche 
Gefahren von unseren Spätheimkehrern und den 
Internierten ferngehalten werden. Der Wert eines 
Heeres wird nicht nur von den Waffen bestimmt. 
Die sozialen Verhältnisse der Soldaten und ihrer 
Familien sind mindestens ebenso entscheidend. Wir 
möchten vor der Annahme warnen, daß hier schon 
alles in Ordnung sei. Auch wenn man davon aus-
gehen könnte, daß die Wehrpflichtigen selbst aus 
einer ordnungsgemäßen Berufsausbildung oder im 
Regelfall aus einer angemessen bezahlten Arbeit 
kommen, so werden in ihren Familien aber noch 
leider allzuoft Beispiele dafür zu finden sein, daß 
der wirtschaftliche Aufstieg der letzten Jahre 
durchaus nicht alle Kreise unseres Volkes erfaßt 
hat. Die Aufwendungen für Renten, Unterhalts-
hilfen und Sozialleistungen dürfen wegen der 
Wehrausgaben keinesfalls vernachlässigt werden. 
Ihre Anpassung ist vielmehr beschleunigt durch-
zuführen. 

Die westliche Welt hat der Bundesrepublik das 
Mandat zuerkannt, für das gesamte deutsche Volk  

zu handeln. Wir gehen sicherlich nicht fehl in der 
Erwartung, daß von dieser Vollmacht unsererseits 
sehr sparsam Gebrauch gemacht werden wird. 
Mehr als ein Viertel unseres Volkes hat der Bun-
desrepublik das Mandat nicht bestätigen können. 
Das allein verpflichtet zu einer besonders zurück-
haltenden Wahrnehmung. Nur da, wo es gilt, die 
Interessen der außerhalb der Grenzen der Bundes-
republik wohnenden Deutschen zu schützen oder 
die Rechte des deutschen Volkes in seiner Gesamt-
heit wahrzunehmen, wird der Gebrauch des Man-
dats unbedenklich sein. Dagegen dürften wir uns 
nicht bereit finden, die Vollmacht zur Auferlegung 
von Pflichten und zur Schaffung von Bindungen 
wesentlicher Art für ein späteres geeintes Deutsch-
land auszunutzen. Dieses Mandat können uns die 
Alliierten nicht geben, dieses Mandat können wir 
nur von unserem gesamten deutschen Volk er-
halten. 

(Beifall beim GB/BHE.) 
Lassen Sie mich bitte zum Schluß kommen.. Die 

Annahme der Verträge fiele meinen Freunden vom 
Gesamtdeutschen Block/BHE leichter, wenn nicht 
die Sorge um unsere Brüder in Thüringen, Sach-
sen, Brandenburg, Berlin und Mecklenburg bliebe. 
Wenn der Gesamtdeutsche Block/BHE zu einer 
positiven Einstellung gegenüber den Verträgen ge-
kommen ist, so war dabei mitbestimmend, daß 
diese Verträge uns die baldige Hilfe der freien 
Welt für eine friedliche Wiedervereinigung ver-
sprechen und wir den Eindruck haben, daß einige 
Staatsmänner des Westens mit ihren Anstrengun-
gen nicht säumen werden, um ihr Wort gegenüber 
dem deutschen Volke einzulösen. Man sollte dabei 
aber überall verstehen, daß sich eine Koexistenz 
niemals auf dem Status quo gründen dürfte. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Dr. Mommer (SPD): Darf ich an Herrn Kollegen 
Haasler eine Frage stellen. Sie haben eben gesagt, 
Sie wollten zum Schluß kommen. Sie haben sich 
aber noch nicht klar zu dem Saarvertrag geäußert. 
Wir würden es alle schätzen, wenn Sie uns mög-
lichst präzise die Haltung des BHE zum Saarvertrag 
mitteilten. 

(Lachen in der Mitte.) 

Haasler (GB/BHE): Ich muß Sie darauf aufmerk-
sam machen, Herr Mommer, daß ich im Laufe 
meiner Rede sagte, dieser Mühe dürfte sich einer 
meiner Kollegen — es wird wohl Herr Seiboth 
sein — unterziehen. 

(Abg. Dr. Mommer: Ich bitte um 
Entschuldigung!) 

Wollen Sie es mir unter diesen Umständen erlas-
sen? Danke schön. 

Nun, meine Damen und Herren, wirklich der 
Schlußsatz: Das  deutsche Volk steht zur freien 
Welt. Darüber sollten wir hüben und drüben 
keinen Zweifel lassen. Möge aber auch die freie 
Welt das deutsche Volk diesseits und jenseits des 
Eisernen Vorhanges nicht enttäuschen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. von Merkatz. 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst möchte ich zu den 
allgemeinen Prinzipien der Politik Stellung neh- 
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men, die in den Vertragswerken von Paris nach 
dem Scheitern der Europäischen Verteidigungs-
gemeinschaft ihren Niederschlag gefunden haben, 
und hiermit zugleich eine Erwiderung auf die Ein-
wendungen der Opposition verbinden. Der scharfe 
EVG-Gegner und französische Sozialist Herr 
Daniel Mayer  hat  im Auslandspresseklub in Paris 
kürzlich folgenden Satz gesprochen: 

Die Pariser Verträge sichern die Verteidigung 
der Freiheit, die Verhandlungen mit  dem Osten 
sind die Garantie für den Frieden, Frieden und 
Freiheit sind eine unteilbare Einheit. 

Ich kann nicht der Meinung beipflichten, daß Ver-
handlungen mit dem Osten schon die Garantie für 
den Frieden seien. Die  Garantie für den Frieden 
ist bestenfalls das Ziel solcher Verhandlungen. Eine 
Garantie für den Frieden können sie bestimmt 
dann nicht sein, wenn sie kein anderes Ziel ver-
folgen, als die Bemühungen des Westens um die 
Sicherheit zu verzögern und das bereits Erreichte, 
nämlich die NATO und das Prinzip der europä-
ischen Zusammenarbeit, sowie die Verwirklichung 
der uns vorliegenden Verträge zur Sicherung un-
serer Freiheit zu erschüttern und zu zersplittern. 

Vom Prinzipiellen aus betrachtet sollen die vor-
liegenden Verträge — ich meine den zur Westeuro-
päischen Union erweiterten Brüsseler Pakt und den 
Beitritt der Bundesrepublik zur Nordatlantikpakt-
Organisation — eine empfindliche Lücke im atlan-
tischen Paktsystem ausfüllen und so zur Sicherung 
der Freiheit beitragen. Um  ihre Bedeutung richtig 
einzuschätzen, sie gegenüber der Position des Ost-
blocks in einen Vergleich zu setzen, damit ihren 
Wert für die Sicherheit in ganz Europa und somit 
auch für Verhandlungen mit der Sowjetunion, vor 
allem für die Wiederherstellung der deutschen Ein-
heit, richtig zu erfassen, müssen wir das Sicher-
heitsproblem in Europa im und nach dem zweiten 
Weltkrieg kurz darstellen, damit wir die Positionen 
des Ostens und des Westens richtig abschätzen. 

Während Churchill schon im Jahre 1943, also 
noch während des zweiten Weltkriegs, die Kon-
zeption eines europäischen Staatenbundes und eines 
Europarates, also einer regionalen Organisation, 
gefaßt hatte, vertrat seinerzeit Roosevelt die alte, 
schon von Wilson ergriffene Idee der kollektiven 
Sicherheit einer einheitlichen Welt, also einer glo-
balen Sicherheitsorganisation. Demgegenüber hat 
Stalin bereits in Teheran — und das bis zum Voll-
zug des Potsdamer Abkommens — konsequent 
einen Plan der gewaltsamen Neutralisierung 
Deutschlands vorgeschlagen und verfolgt. Diese 
Neutralisierung sollte sich nicht nur auf die Bezie-
hungen Deutschlands zu anderen Staaten, sondern 
auch auf sein Potential in wirtschaftlicher, gesell-
schaftlicher, militärischer und geistiger Beziehung 
erstrecken. Dabei sollte der Sowjetunion die Rolle 
des Weltpolizisten nicht nur gegenüber Deutsch-
land, sondern praktisch gegenüber ganz Europa zu-
fallen, mit anderen Worten die Vorherrschaft, die 
Hegemonie. Diese Gedanken sind der Ursprung des 
Morgenthau-Plans gewesen. Man hielt damals die 
Sowjetunion für ein demokratisch organisiertes 
und regiertes Staatswesen. Nachdem sich die 
Machtgewichte infolge des  sowjetischen Waffen-
erfolges und des Vordringens der Sowjetunion bis 
in das Zentrum Europas so empfindlich zuungun-
sten des Westens und Westeuropas verschoben 
hatten, begriffen die Außenminister, spätestens auf 
der zweiten Moskauer Konferenz von 1947, daß 
durch die Isolierung der deutschen Frage eine nicht 

abreißende Kette von Auseinandersetzungen zwi-
schen Ost und West begonnen hatte, in deren Ver-
lauf Stalin dem Westen einen Erschöpfungskompro-
miß abzuzwingen bestrebt war. An dieser Taktik 
des Ostens hat sich bis  auf den heutigen Tag wenig 
geändert. So verlor man damals und spätestens 
auf der Londoner Konferenz 1947 den Glauben an 
die Wirksamkeit eines Systems der kollektiven 
Sicherheit in einer Welt und kehrte zur Kon-
struktion regionaler Sicherheitssysteme zurück, die 
vom Westen allerdings sorgfältig mit der Satzung 
der Vereinten Nationen in Einklang gebracht wor-
den sind. Dazu hatte vor allem auch der Mißbrauch 
des Vetos der Sowjetunion im Weltsicherheitsrat 
beigetragen, der die Wirksamkeit dieser von Roose-
velt und Hull erdachten obersten Institution der 
Welt lahmlegte. Vor allem aber wurde die Illusion 
der einen und ungeteilten Welt durch die Bildung 
des expansiven und immer enger integrierten Ost-
blocks eines militanten Kommunismus zerstört. 
Damit und durch diese Entwicklung wurde die 
Frage nach der Verteidigung der freien Nationen, 
d. h. nach der Sicherheit gegenüber dieser Expan-
sion des militanten Kommunismus, unweigerlich 
aufgeworfen. Sie begann die ebenso gewichtige 
Frage der Sicherung vor Deutschland und seiner 
angeblichen Aggressivität zu überschatten. 

Vergessen wir aber  niemals, daß jedes Sicher-
heitssystem immer noch Reste des Gedankens der 
Sicherung vor einer sogenannten deutschen Gefahr 
auch im Westen und im westlichen Denken in sich 
birgt. Jede Betrachtung der Sicherheit in Europa 
muß, wenn sie im Bereich der Tatsachen und Ge-
schehnisse bleiben will, davon ausgehen, daß die 
Bildung des Ostblocks unter Führung der Sowjet-
union, seine auf der Ausschaltung aller antikom-
munistischen Kräfte beruhende engste Integration 
und Isolierung von der übrigen Welt — während 
der Westen ja nach dem zweiten Weltkrieg abge-
rüstet hatte und seine liberale Grundidee gegen 
jede Isolierung gerichtet ist — immer eine empfind-
liche Bedrohung der Sicherheit der freien Welt dar-
stellen, die zu Abwehrmaßnahmen zwingt. 

Deutschland kann in dieser Situation nicht als 
Vakuum in der Mitte Europas liegenbleiben. Dabei 
dürfte von besonderer Bedeutung sein, daß die 
Sowjetunion dazu überging, von Anfang an ihre 
Besetzungszone in Deutschland zu sowjetisieren, 
d. h. wirtschaftlich, gesellschaftlich und politisch 
vollkommen in ihren Machtbereich einzubeziehen, 
und schließlich unter dem zentralen Kommando 
Moskaus genau so, wie das bei den anderen Satel-
litenstaaten geschehen ist, aufzurüsten. Dieses Ver-
fahren wurde jeweils so angelegt, daß die expan-
siven Maßnahmen als angebliche Gegenmaßnahmen 
zu Abwehrschritten des Westens getan worden 
sind. Diese Methode ist bis zum heutigen Tage 
fortgesetzt worden; denn die Moskauer Deklara-
tion ist nicht etwa Ankündigung von Maßnahmen, 
die nur geplant sind, sondern die drohende Mani-
festation von Tatsachen, die längst geschaffen wor-
den sind. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Dennoch gelang es der Diplomatie des Kreml, mit 
dieser Methode der Umkehrung von Ursache und 
Wirkung verängstigte Gemüter und Rückversiche-
rer zu täuschen und so Verwirrung und Schwächung 
in ein entschlossenes Handeln des Westens hinein-
zutragen. 

Dazu kommt die  sehr geschickte Ausnutzung der 
verwundbaren Stellen des Westens mit dem Ziel 
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der Spaltung und des Aufhetzens der bestehenden 
Rivalitäten. Namentlich in Frankreich versucht 
man fortgesetzt Verlockungen auszustreuen mit der 
Andeutung von Plänen einer gemeinsamen Kon-
trolle über ein gespaltenes Deutschland, mit dem 
Aufzeigen einer angeblichen deutschen Gefahr, mit 
dem Grundanliegen der Sicherung vor Deutschland 
auf ,dem Weg der Neutralisierung unter der Kon-
trolle der Sowjetunion und Frankreichs. Vergessen 
wird hierbei die hochmütige Behandlung Frank-
reichs durch die Sowjetunion nach dem Kriegsende. 

Dem deutschen Volk gegenüber wurde der Tren-
nungsschmerz weidlich ausgenutzt, die deutsche 
Sehnsucht nach Wiedervereinigung, die letztlich ja 
nur die Sowjetunion erfüllen kann, gröblich miß-
braucht. Jedes Mittel der Versuchung und des Un-
sichermachens war und ist recht. Man schmeichelt 
dem deutschen Nationalismus, in der Erwartung, 
daß der wiedererstarkende Nationalismus in einem 
neutralisierten, d. h. vom Westen aufgegebenen 
Deutschland schließlich Anlehnung an die Sowjet-
union suchen würde. Man spielt mit Tauroggen- 
und Rapallo-Komplexen. Man fördert den Ohne-
mich-Standpunkt. Man umwirbt die Sozialdemo-
kratische Partei, um sie gleichzeitig als Todfeind 
des Bolschewismus zu beschimpfen. Man spielt mit 
dem religiösen Pazifismus, um gleichzeitig den 
bindungslosen Intellektualismus zur Spekulation 
und zum Pläneschmieden anzureizen. Man malt 
den angeblichen deutschen Militarismus an die 
Wand, um gleichzeitig die schwer in ihrem Ehrge-
fühl gekränkten deutschen Soldaten für die Ideale 
einer östlichen Gneisenau-Aktion zum Eintritt in 
die Volkspolizei zu werben. Während die Auf-
rüstung in Westdeutschland als das Wiederent-
stehen eines aggressiven Militarismus angepran-
gert wurde, bezeichnet man die Aufrüstung in der 
Zone, in der sogenannten DDR, als eine fried-
liebende Tat zur Verteidigung der demokratischen 
Errungenschaften. Es gibt leider zahlreiche Gut-
gläubige, die diese Widersprüchlichkeit und Ver-
kehrung von Begriffen und Tatsachen kaum noch 
zu durchschauen vermögen, nicht nur in Deutsch-
land. 

Zusammenfassend muß man als Ergebnis dieser 
Entwicklung folgendes feststellen: 

Die sowjetische Politik hat schon seit 1943 die 
Neutralisierung Deutschlands angestrebt, über-
wacht von einer übermächtigen Roten Armee und 
garantiert von den Westmächten. Darin sah und 
sieht die Sowjetunion im Kern die einzig aus-
reichende Garantie der europäischen Sicherheit 
nach ihrer Auffassung. 

Diesen sowjetischen Zielen hat der Westen ein 
System gegenübergestellt, das auf einem Integra-
tionsgefälle aufgebaut ist. Der westliche Gegenvor-
schlag zur Sicherheit, die vorerst nur im Atlantik-
pakt begründet ist und sonst nur in Plänen, 
papierenen Plänen besteht, hat in einer Entschlie-
ßung des Europarates vom 17. September 1953, die 
von Spaak entworfen worden ist, einen sehr wich-
tigen und, ich möchte sagen, klassischen Ausdruck 
gefunden, und zwar in Ziffer 7 — angenommen 
im Herbst 1953 —: 

Die Versammlung ist darum besorgt, den Frie-
denswillen, von dem sie erfüllt ist, offenkun-
dig zu machen, und vertritt deshalb die An-
sicht, daß es angebracht wäre, Rußland als 
Garantie einen Sicherheitspakt auf Gegen-
seitigkeit im Rahmen der Vereinten Nationen 

vorzuschlagen, an dem die Sowjetunion, die 
Vereinigten Staaten, Großbritannien und jene 
Länder, die der Europäischen Politischen Ge-
meinschaft zugestimmt haben, oder, wenn sie 
errichtet ist, diese Gemeinschaft als solche, und 
möglicherweise noch andere Staaten teilneh-
men würden. 

Alle diese Überlegungen bauen auf der aktiven 
Teilnahme der Vereinigten Staaten von Amerika 
und dem Weiterbestehen des Atlantikpaktes auf. 
Beides aber ist abhängig vom Schließen der Lücke 
im westeuropäischen Verteidigungssystem, wie es 
in dem vorgelegten Vertragswerk vorgesehen ist. 
Darin liegt der Ernst der Frage, die wir nun in den 
Ausschüssen zu prüfen und zu durchdenken 
haben. 

Zweifellos ist die Wiederherstellung der deut-
schen Einheit von einer Einigung über ein auch 
von der Sowjetunion angenommenes System der 
europäischen Sicherheit abhängig. Selbst dann, 
wenn ein solches System gefunden werden sollte 
— und einige Ansätze haben sich in den Verhand-
lungen ja schon gezeigt —, hat die Sowjetunion 
bisher . noch nicht mit einem Wort erkennen 
lassen, ob und unter welchen Bedingungen, die die 
deutsche Freiheit nicht gefährden, sie dann eine 
Freigabe ihrer Zone zugestehen würde. 

Ich glaube, es ist notwendig mit Rücksicht auf 
die Verantwortlichkeit unserer Entscheidung und 
nicht nur sozusagen als Gegenstand einer geschicht-
lichen Betrachtung, sondern als Maßstab der 
Prüfung unserer eigenen Verantwortlichkeit, wenn 
wir einen Blick auf die Verhandlungen über die 
Sicherheitsfrage auf der Berliner Konferenz wer-
fen. Vorschlag und Diskussion des Plans Molotows 
vom 10. Februar 1954 nach dem Modell des Pak-
tes von Rio de Janeiro, ein Vorschlag, den man mit 
der Deutschland-Note der Sowjetunion vom 
10. März 1952, die also fast zwei Jahre älter war, 
kombinierend vergleichen muß, ergeben zusam-
mengefaßt etwa folgendes Ergebnis, wenn man 
analysiert: 

1. Neutralisierung Deutschlands als entschei-
dender Schritt zur Aufweichung des west-
lichen Verteidigungssystems, 

2. endgültige Verhinderung der Einbeziehung 
Deutschlands in das westliche Staatensystem 
durch 

a) vorläufige Aufschiebung der Wiederver-
einigung Deutschlands, 

b) Verweigerung der politischen Entschei-
dungsfreiheit der künftigen gesamtdeut-
schen Regierung, 

c) Schaffung eines von der Sowjetunion be-
herrschten kontinentaleuropäischen Sicher-
heitssystems. 

Dabei sollen den westlichen Mächten nur die 
papiernen Garantien des europäischen Sicherheits-
paktes und die Garantien der Satzung der Verein-
ten Nationen verbleiben. 

Bidault hat seinerzeit auf der Berliner Konferenz 
diesem Sicherheitsvorschlag Molotows eine west-
liche Konzeption gegenübergestellt. Kurz zusam-
mengefaßt ist sie folgende: 

1. Aufrechterhaltung der bestehenden Sicher-
heitsorganisationen, d. h. der Vereinten Natio-
nen und des Nordatlantikpaktes, 
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2. eventuelle Errichtung eines noch nicht näher 
umschriebenen gesamteuropäischen Sicher-
heitssystems, als Voraussetzung dafür die 
Regelung der territorialen Probleme in Europa 
— er verstand darunter, wie ganz deutlich aus 
den Reden und den Darlegungen auf der Kon-
ferenz hervorging, Deutschland und Oster-
reich — , 

3. Einbeziehung des wiedervereinigten Deutsch-
lands in die westeuropäische Gemeinschaft, 
wodurch ein selbständiges militärisches Han-
deln Deutschlands ausgeschlossen wird, und 
schließlich Aufrechterhaltung der gegen 
Deutschland gerichteten zweiseitigen Bei-
standspakte mit der Sowjetunion, 

4. Bemühungen um die Herbeiführung einer 
allgemeinen und kontrollierten Abrüstung. 

Es ist sehr interessant, daß die Sowjetunion 
jetzt mit der Kündigung des französisch-sowje-
tischen Beistandspaktes gedroht hat. 

Ich glaube, daß es nicht möglich ist, sich ein 
Urteil über den Wert und die Bedeutung der Ver-
träge zu bilden, ohne sich die weiteren Zusammen-
hänge, ich möchte sagen: die politische Landschaft, 
in die sie eingebaut sind, klarzumachen. Die west-
lichen Außenminister haben in Berlin kompromiß-
los an der NATO festgehalten. Molotow — und das 
ist sehr interessant — hat auf diesbezügliche 
Fragen von Bidault nicht reagiert. Unter anderem 
hat Bidault einmal ganz direkt gefragt — ich will 
den Wortlaut zitieren „Hält die sowjetische 
Delegation den Vertrag über die atlantische Ver-
teidigungsgemeinschaft" — also die NATO — „für 
vereinbar mit dem Projekt, das sie uns vorlegt" 
über ein europäisches Sicherheitssystem? — „Ja 
oder nein?" Molotow hat keine Antwort gegeben. 
In einer etwas späteren Phase der Konferenz ist 
Molotow auf diese Frage noch einmal zurückge-
kommen, und das ist für alle die Leute, die so sehr 
für Verhandlungen sind, eine wirkliche Belehrung; 
deshalb sei es zitiert. Molotow hat damals folgen-
des gesagt: 

Die Herren Bidault und Eden hatten völlig 
recht, als sie sagten, daß wir die NATO ver-
schieden einschätzen. Aber ich muß sagen, daß 
die NATO und die EVG 

— die war damals noch aktuell — 

nicht ein und dasselbe sind. Die erste Orga-
nisation besteht bereits, die zweite erst auf 
dem Papier. 

Dann fährt er fort: 

Es gibt einen weiteren Unterschied. Die NATO 
ist nicht zur Wiederherstellung des deutschen 
Militarismus geschaffen worden; die EVG ist 
geschaffen worden, um den deutschen Milita-
rismus wiederherzustellen. 

Er hat also hier EVG gegen NATO ausgespielt. 
Die Schlußfolgerung ist einfach: 

— so sagt Molotow — 
Wenn die EVG geschaffen werden wird, so 
werden unsere Meinungsverschiedenheiten zum 
Quadrat erhoben. Was die NATO angeht, so 
schätzen wir sie auf verschiedene Weise ein. 

Also keine Antwort, es sei denn die Bewertung von 
Realitäten und Tatsachen. Aber es geht noch 
weiter: Auf der Berliner Konferenz ist tatsächlich 
einmal ein Versuch unternommen worden, um fest

-

zustellen, ob ein Verzicht auf die EVG die Sowjet-
union zu einer Änderung ihrer Haltung bewegen 
würde. Das steht nicht in den offiziellen Dokumen-
ten, aber in der „Le Monde", und es ist noch in 
einer anderen Zeitung veröffentlicht worden, so 
daß man  es ziemlich genau nachprüfen kann. Es 
handelt sich um eine Äußerung von Bidault im 
Auswärtigen Ausschuß der Kammer. Das gleiche 
gilt wohl jetzt auch wieder von den Pariser Ver-
tragswerken. — Die  Antwort von Molotow lautete 
damals, daß eine solche Handlung, nämlich der 
Verzicht auf diese westeuropäische Verteidigungs-
organisation, „als eine Geste der Entspannung zur 
Kenntnis genommen würde". Auch nicht ein Ster-
benswörtchen des Anerbietens, etwas von der so-
wjetischen Position in Deutschland aufzugeben 
oder auch nur im geringsten nachzugeben! 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Das sind Vorgänge, an denen der Deutsche Bundes-
tag bei der Bewertung der Vertragswerke und bei 
seiner Entschlußfassung einfach nicht vorbeigehen 
kann. Die Berliner Konferenz hat  eindeutig erge-
ben, daß es das Hauptziel der Sowjetunion zu sein 
scheint, die Neutralisierung Gesamtdeutschlands 
unter sowjetischer Kontrolle zu erreichen, und daß 
papierene Tatsachen, die dazu noch leicht verhin-
dert oder verzögert werden können, keine Reali-
täten, also auch kein Preis für die Sowjetunion 
darstellen, irgend etwas zu unternehmen, was sie 
von den Grundzielen ihrer auswärtigen Politik ab-
weichen ließe. 

Der eigentliche Kernpunkt der Verhandlungen 
von Berlin war damals das sowjetische Ziel, die 
Atlantikpaktorganisation auszuhöhlen. Das konnte 
durch eine Offenhaltung der Lücke im europäischen 
Verteidigungssystem und damit durch die sowje-
tische Hegemonie über Europa nach Beherrschung 
Deutschlands geschehen. Aber auch mit dem dann 
nach der Berliner Konferenz gekommenen Vor-
schlag vom 31. März, mit dem der Eintritt der So-
wjetunion in die NATO angeboten wird, wodurch 
der Sowjetunion die Mitkontrolle über diesen Kern 
der westlichen Verteidigung gewährt werden 
würde, wurde das gleiche Ziel verfolgt und würde 
in der Sache nur etwas zum Nachteil der europä-
ischen Sicherheit geschaffen werden. Der Vorschlag 
vom 31. März beruhte darauf, daß in Berlin die Ab-
sicht der Verdrängung der Vereinigten Staaten und 
der Engländer vom Kontinent allzu durchsichtig ge-
macht worden war und damals von den Außen-
ministern — wie die Presseberichte lauten — mit 
einem homerischen Gelächter quittiert worden ist. 
Die Sowjetunion suchte also mit diesem Zugeständ-
nis des Eintritts in die NATO den damals in Berlin 
hervorgerufenen schlechten Eindruck zu ver-
wischen. Sie operiert immer wieder mit der These, 
daß die Pläne des Westens auf die Schaffung von 
Militärblocks, d. h. Blocks, die gegeneinander ge-
richtet sind, hinausliefen. Die Sowjetunion selbst 
aber ist nicht gewillt, den von ihr geschaffenen 
übermächtigen, etwa 800 Millionen Menschen um-
fassenden Militärblock des Ostens, der durch Rot-
China in Asien und mit Einfluß auf die ganze Welt 
gewaltig verstärkt worden ist, auch nur im gering-
sten aufzulösen. Ohne daß in Anlehnung und zum 
Erhalten des Atlantikpakts, d. h. zum Erhalten der 
Hilfe Amerikas zunächst in Westeuropa Sicherheit 
nicht nur auf dem Papier, sondern wirkliche 
Sicherheit geschaffen wird, ist kein Verhandlungs-
ergebnis für ein europäisches Sicherheitssystem 
zum Ausgleich der Spannungen zwischen Ost und 
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West zu erreichen, es sei denn, in Form der Kapi-
tulation vor dem sowjetrussischen außenpolitischen 
Ziel. Das haben die Verhandlungen von Berlin und 
der anschließende Notenwechsel bis auf unsere 
Tage — in dem sich ja nichts gegenüber der Po-
sition von Berlin dem Grunde nach geändert hat — 
ganz deutlich ergeben. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr richtig!) 
Mit der westeuropäischen Sicherheit ist aber nur 

— das möchte ich auch noch analysieren — die 
Voraussetzung einer Konstruktion des Sicher-
heitssystems und damit vielleicht der Wiederver-
einigung Deutschlands geschaffen, nicht aber schon 
die Lösung selbst. So stehen sich zunächst zwei 
Blöcke, wenn diese Systeme su bleiben, der Ost-
block und der sich herausbildende Westblock, starr 
gegenüber. Das  darf uns aber nicht daran hin-
dern, bei der Verfolgung unseres deutschen Frie-
denszieles ganz fest zu bleiben, auch dann, wenn 
die Sowjetunion nunmehr droht, wie das in der 
letzten Note und vor allen Dingen in der Rede 
Molotows zum zehnten Jahrestag des französisch-
russischen Abkommens geschehen ist. Da hat die 
Sowjetunion — um es kurz zu machen — gesagt: 
Wenn ratifiziert wird, dann ist die Lösung der 
Frage einer Wiedervereinigung Deutschlands ge-
genstandslos geworden. — Sie hat nicht gesagt 
„völlig verbaut". Sie hat gesagt, daß dieses Thema 
dann gegenstandslos ist. Man muß in sowjetrussi-
schen Noten die Worte, die ja nicht die gleiche 
Sprachbedeutung haben wie im Westen, sehr genau 
werten. Man muß es mindestens zehnmal lesen und 
dann mit der Vorgeschichte vergleichen, um ein 
Bild von dem zu bekommen, was eigentlich gesagt 
ist. Was dieser Ausdruck „gegenstandslos" heißt, 
das möchte ich jetzt hier nicht bis ins letzte dar-
legen; es heißt sicherlich: im Augenblick sieht sie 
keine Möglichkeit, ihre Politik in der bisherigen 
Methode fortzusetzen. Das bedeutet aber nicht, daß 
die Frage der Wiedervereinigung Deutschlands bis-
her ein wirklicher  Gegenstand sowjetischer Ver-
handlungen war oder sein sollte. 

Hat die Sowjetunion bisher eine Bedingung der 
Vereinigung Deutschlands in  wirklicher Freiheit  
— ich sagte es schon — auch nur angedeutet? Das  

ist einfach nicht der Fall. Ihre Angebote waren  

Angebote und Aufforderungen zur Kapitulation,  
ausschließlich sich ihrem Willen zu unterwerfen.  

Sie hat nur ein unfreies, ständiger Intervention  
ausgesetztes Gesamtdeutschland angeboten, — denn  
bekanntlich bleibt ja das Einmarschrecht der Be-
satzungstruppen in dem Vorschlag der Russen be-
stehen, und zwar nicht etwa an einen objektiven  
Tatbestand geknüpft, sondern an die willkürliche  

Entscheidung der bisherigen Besatzungsmacht. 
Wenn eine dieser Mächte behauptet, daß die Sicher-
heit wieder bedroht sei, z. B. es habe Streiks in 
Berlin gegeben usw.; so kann sie dann schon das 
Einmarschrecht in Anspruch nehmen. Das ist nach 
dem Vorschlag der Sowjetunion, der auf den 
10. März 1952 zurückgeht, ausdrücklich gesagt. Es 
wird also ein Gesamtdeutschland der Unfreiheit 
angeboten, das nicht nur, um im Vokabular der 
Noten der Sowjetunion zu sprechen, „Aufmarsch-
gebiet" — es heißt immer „Aufmarschgebiet des  

Westens", das  brächten die Verträge mit sich —,  

sondern das ,,Schlachtfeld" zu werden droht,  

ein Deutschland, das dann verlassen wäre vom  

Schutz der freien Völker und erdrückt von der  

Übermacht des östlichen Koloß. Die Sowjetunion  
hat eine Lösung in Form einer regionalen Organi-
sation Europas — um an meinen Ausführungen in ,  

der letzten außenpolitischen Aussprache anzuknüp-
fen — als einer dritten Kraft, die aber nicht ihrer  

Vorherrschaft und Polizei unterworfen wäre, stets  

abgelehnt — schon Lenin und Stalin! —, denn sie  
will über ganz Deutschland und damit über den  

ganzen Kontinent herrschen.  

Nun fragt man sich — denn das sind alles nega-
tive Feststellungen —: läßt sich vielleicht eine  

Lösung in  Form einer Sicherheitsorganisation fin-
den, die nach dem Konstruktionsprinzip eines Inte-
grationsgefälles von West nach Ost und von Ost  
nach West aufgebaut wird und in der Deutschland  
— ich meine ein in Freiheit wiedervereinigtes  
Deutschland — einen besonderen Status erhalten  
könnte? Das ist die Frage an die Zukunft, die ,aber  
erst dann gestellt werden kann, wenn die Sicher-
heit in Westeuropa geschaffen worden ist, die zur  

Zeit bei weitem nicht besteht. Ein solches System  

der Sicherheit in Form stärkerer oder schwächerer  

Bindungen, also eines Integrationsgefälles nach  
der Mitte Europas zu — ergänzt durch eine kon-
trollierte allgemeine Abrüstung und eine wirksame  
Kontrolle atomarer Grundstoffe durch ein unab-
hängiges Amt, wie es Eisenhower vorgeschlagen  

hatte —, hätte zur Voraussetzung, daß auch der  

Ostblock die Integration seiner im Spannungsfeld  
liegenden Randgebiete in Osteuropa in dieses Inte-
grationsgefälle mit hineingeben müßte. Osteuropa  

müßte aus dem Satellitenverhältnis weitgehend  
freigegeben werden.  

Wir sind aber noch fe rn  von der Erwägung einer  
solchen entspannenden Lösung. Wenn der Ostblock  

wirklich friedliebend wäre, wie er vorgibt, dann  

würde die Sowjetunion Deutschland und Österreich  
freigeben. Nichts dergleichen ist auch nur andeu-
tungsweise geschehen.  

Es geht um die Bedingungen der Koexistenz und  

damit um den Friedensschluß im Kalten Krieg zur  

Vermeidung eines heißen Krieges. Dem militanten  
Kommunismus gegenüber gibt es keine Koexistenz  

des freundschaftlichen Miteinander, sondern  

bestenfalls die Koexistenz des wachsamen Neben-
einander, das  vorsichtig jede Verschärfung der Ge-
gensätze vermeidet. Eine Koexistenz aber — und  

das möchte ich namens meiner Fraktion deutlich  

sagen — für den Preis der Spaltung Deutschlands  

wäre verhängnisvoll. Wir könnten uns niemals  
damit zufriedengeben. Diese Art der Koexistenz,  

gegründet auf die Spaltung Deutschlands, brächte  

die größte Gefahr mit  sich, vor allem auch die  
Gefahr eines wiedererstehenden Nationalismus, den  

ich als eine Pestilenz des 19. und 20. Jahrhunderts  
bezeichnen möchte. Wir brauchen uns hier nicht  
über den Unterschied der Begriffe zu unterhalten.  

Nationalismus hat mit dem selbstverständlichen  

Nationalgefühl, d. h. dem Gemeinschaftsgefühl der 
Zugehörigkeit zu einem geschichtlichen Volk, also 
einer Nation, nichts zu tun. Nationalismus ist eine 
besondere Form des Massenwahns, eine Kollekti-
vierung der Machtbedürfnisse der kleinen Einzel-
menschen, die dann keine Maßstäbe und kein Maß 
mehr kennen, kein Gefühl für die wirkliche Welt 
und für die Wirklichkeiten dieser Welt haben und 
häufig auch gar  kein konkretes politisches Ziel ver-
folgen, eine zügellose Gewalt, die dann allerdings 
in Händen von Volksführern und Diktatoren große 
Macht, vorübergehende Macht zu verleihen vermag, 
solange so ein Wahn herrscht. 

Das etwa ist der Hintergrund unserer düsteren 
Welt, und auf diesem Hintergrund haben wir nun 
konkret die Bedeutung der Verträge zu prüfen. 
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Man kann dem Herrn Bundeskanzler nur zu-

stimmen, wenn er festgestellt hat, daß die Sowjet-
union mit dem Scheitern der EVG auf dem euro-
päischen Schauplatz ihren größten Erfolg im Kal-
ten Krieg errungen hat. Sie hat damit erreicht, 
daß die Lücke im atlantischen Verteidigungssystem 
nicht geschlossen worden ist. Damit ist nicht nur 
die europäische Sicherheit bedroht, sondern die 
Wirksamkeit des Atlantikpakts für Europa ist so 
lange in Frage gestellt, als diese Lücke nicht ge-
schlossen werden kann. 

Betrachtet  man  die geographische Position der 
westeuropäischen Länder, dann liegt auf der Hand, 
daß in der Mitte Westeuropas ein Verteidigungs

-kern, ein wirksamer Kern der europäischen Inte-
gration  geschaffen werden muß. Unter Integration 

 verstehe ich Vorgänge und Zustände sowie Verfah-
ren und Institutionen, die  aus Unzusammenhängen-
dem ein Gemeinsames machen. Nur wenn aus dem 
Unzusammenhängenden ein Gemeinsames gemacht 
wird, kann die automatische Beistandsverpflich-
tung, die ja zum Unterschied zur NATO in dem 
Paktsystem der Westeuropäischen Union vorgese-
hen ist, auch militärisch zuverlässig funktionieren 
Gewiß sind die Pariser Abkommen eine diplo-
matische Notlösung. Man hat sie so bezeichnet. Sie 
sind mit Rücksicht auf die Französische Union 
gegen das Konzept einer supranationalen Gemein-
schaft errichtet und organisiert worden. Um eine 
lose Koalition aber handelt es sich dennoch nicht. 
Wenn die Westeuropäische Union eben nicht ein 
wirksamer Kern der europäischen Integration wird, 
dann wird dieser Pakt in jeder Krise vom Zerfall 
bedroht sein. Dann würde er nicht Sicherheit, son-
dern Unsicherheit mit sich bringen. 

Wir haben uns nun zu fragen, ob die Westeuro-
päische Union ein Ausgangspunkt, eine Zwischen-
lösung oder eine Endlösung ist. Die einmalige ge-
schichtliche Möglichkeit wird die Entscheidung in 
der Frage sein, ob die Pariser Abkommen über die 
Westeuropäische Union eine Integration Europas 
mit sich bringen werden oder die Restauration der 
Nationalstaaten bedeuten. 

In der Konstruktion des Paktsystems sind Ge-
fahrenelemente enthalten. Ich will sie nicht ver-
schweigen. Sie liegen meines Erachtens im Charak-
ter der Nationalarmeen, im Fehlen einer wirksa-
men parlamentarischen Kontrolle, vielleicht auch 
in der Art der Sonderstellung, die Großbritannien 
in dieser engeren Koalition einnimmt. Wenn Groß-
britannien seine Verpflichtungen eng auslegt — 
und einige Bestimmungen des Vertrages wie auch 
das Verhalten der britischen Abgeordneten im 
Europarat deuten darauf hin —, dann muß zwi-
schen den sechs ehemaligen Mitgliedern der EVG, 
d. h. zwischen den sechs Kontinentalstaaten, ein 
engerer Zusammenschluß als Gegengewicht im 
Auge behalten werden. 

Ich sprach von einer engeren Koalition. Besser 
sollte man das System der Westeuropäischen Union 
eine integrierende Kooperation nennen. Im Pakt 
sind supranationale Ansätze festzustellen, und zwar 
in der Organisationsgewalt, die dem Ministerrat 
der Westeuropäischen Union zusteht, und im Sy-
stem der Mehrheitsbeschlüsse. Hierbei ist zu er-
wähnen, daß Mehrheitsbeschlüsse in einem rein 
internationalen Rahmen stets Machtentscheidungen 
sind, während in der Form supranationaler, also 
übernationaler Entscheidungen die Schärfe natio

-

laler Konflikte und Gegensätze vermieden wird. 
In dieser Hinsicht sollte der Pakt in der Praxis 
fortentwickelt werden. 

Mängel des Vertrages sind das Fehlen einer 
Organisation der politischen und der wirtschaft-
lichen Angelegenheiten der Union. Mit dem Fehlen 
einer wirksamen parlamentarischen Kontrolle ist 
ein Mangel der Integrationsdynamik in die Ver-
tragswerke hineingekommen. 

Bei dieser Lage bietet sich der Ausweg eines 
Systems abgestufter Rechte und Pflichten an. Die-
ses System würde es möglich machen, daß auch sol-
che europäischen Staaten dem Verteidigungspakt 
beitreten können, die nicht mit der Pflicht zum 
automatischen Beistand aufgenommen oder be-
lastet werden können. Es gibt neuralgische Punkte 
in Europa, für die automatische Beistandsver-
pflichtungen zu übernehmen die einzelnen euro-
päischen Staaten zögern werden. Also ist auch hier 
ein abgestuftes System notwendig und nicht zu 
umgehen. Der Weg zu dieser Fortentwicklung wäre 
durch die Möglichkeit und den Abschluß multilate-
raler Abkommen vorgezeichnet. Ferner scheint mir, 
wie gesagt, ein Ausbau der parlamentarischen 
Kontrolle unerläßlich zu sein, und schließlich 
dürfte auch im Institutionellen der Organisation 
ein Ausbau in Richtung auf eine stärkere Integra-
tion möglich werden. 

Das Integrationsziel ist von den vertragschlie-
ßenden Mächten stets anerkannt worden. Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß die geographische, politische 
und wirtschaftliche Lage der kontinentaleuropä-
ischen Länder, nämlich in der Mitte Westeuropas, 
eine andere ist als die Großbritanniens und der 
übrigen NATO-Mitglieder. Die Notwendigkeit und 
Möglichkeit multilateraler Abkommen zur Ergän-
zung und zum Ausbau der Westeuropäischen Union 
zu einer wirklichen europäischen Gemeinschaft und 
als Kristallisationskern für Gesamteuropa beruhen 
auf der Intensität des europäischen Bewußtseins, 
dem ein politischer Rahmen gegeben werden muß 
und das nach einem politischen Rahmen verlangt. 
Nur durch eine solche Gemeinschaft kann eine 
Entspannungspolitik in weltweitem Maßstab be-
trieben werden. Ich möchte das ausdrücklich un-
terstreichen: Kein europäischer Staat, auch keine 
europäische Großmacht, auch nicht Großbritannien 
auf sich allein gestellt, kann heute noch eine wirk-
liche Entspannungspolitik in der Welt betreiben. 
Wenn man die Politik des Friedens und der Ent-
spannung sucht, dann ist es unumgänglich — nicht 
hier aus einer gefühlsmäßigen Emotion heraus ge-
sprochen, sondern aus ganz nüchternen und klaren 
Gründen — , daß wir zu einer europäischen Ge-
meinschaft kommen müssen. Und wir kommen nur 
dann dazu, wenn der in seinen Interessen wirklich 
zu integrierende kontinentale Kern — und das 
waren die sechs Staaten —, wenn dieser Kristalli-
sationskern für das Ganze geschaffen wird, wenn 
also diese Politik der europäischen Einigung fort-
gesetzt wird. Sie ist nicht eine Politik des Klein-
Europas, nicht eine Politik des Separierens, nicht 
eine Politik des Partikularismus, sondern sie ist 
eine Politik des Schaffens des magnetischen Kerns 
der Anziehung für die Verschiedenheit und Abge-
stuftheit der europäischen Struktur. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Lücken der Westeuropäischen Union können 
auf folgenden Gebieten ausgefüllt werden: Insti-
tutionelle Ausgestaltung, Vereinbarung auf dem 
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Gebiet der Rüstungsproduktion — ich halte es da 
für möglich, noch sehr viele integrierende Funktio-
nen zu finden —, fortschreitende wirtschaftliche 
Integration in möglichster Anlehnung an die Euro-
päische Gemeinschaft für Kohle und Stahl — die 
wir nicht zu einem technokratischen Apparat her-
absinken lassen dürfen, sondern die ihren politi-
schen Kern und Wert behalten muß — und schließ-
lich eine Fortsetzung der Bemühungen, eine echte 
demokratische parlamentarische Kontrolle zu 
schaffen, um die Dynamik der Integration damit 
in Gang zu halten. 

Meine Damen und Herren, es ist — ich komme 
zum nächsten Gegenstand der Vertragspakete, die 
uns vorgelegt worden sind — etwas viel verlangt, 
das  deutsch-französische Abkommen über die Saar 
befriedigend zu finden. Ich glaube, es ist niemand 
hier in diesem Saal — wo er auch sitzt —, der die-
ses Abkommen befriedigend nennen kann. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 
Meine Fraktion behält ihren zurückhaltenden 
Standpunkt hinsichtlich der Entscheidung über die 
Ratifikation zum Zustimmungsgesetz zum Abkom-
men bei, bis die vom Herrn Bundeskanzler erwähn-
ten notwendigen Klärungen für die Durchführung 
der Anwendung des Abkommens nach Treu und 
Glauben und auf der Grundlage einer gesicherten 
Autorität gefunden werden können. Andererseits 
kann ich den Dissensus, also das Auseinandergehen 
der Auslegung zwischen der Auffassung der fran-
zösischen Regierung und der Auffassung der deut-
schen Regierung hinsichtlich der Interpretation der 
Bedeutung des Abkommens, nicht so gewichtig 
nehmen, wie das gestern aus den Darlegungen der 
Opposition hervorgegangen ist. Es handelt sich um 
einen Dissensus, um ein Auseinandergehen der 
Meinung, mehr um die Frage der vertraglichen 
Voraussetzung als um den Vertrag selbst, mehr um 
eine Frage der Qualifikation des Zustandes an der 
Saar als um den Zustand an der Saar selbst. 

(Abg. Dr. von Brentano: Richtig!) 
Ich möchte ein etwas komisches Beispiel dazu bil-
den: Hier ist eine Gemse. Die einen sagen: „Eine 
Gemse? Nein, die Gemse da ist eine bessere Ga-
zelle". Die anderen sagen: „Nein, das ist eine 
Ziege". — Ja, meine Herren: es i s t eine Gemse! 

(Heiterkeit und Zurufe.) 
Wir haben bei der Bewertung des Abkommens 
davon auszugehen, daß eine autonome Zusammen-
fassung von Volk und Gebiet an der Saar unter 
französischer Oberhoheit vor dem Abkommen ge-
schaffen worden ist. Alle Schlüsselfunktionen in 
diesem Gebiet werden von Frankreich direkt oder 
indirekt kontrolliert. Ein eigener freier demokra-
tischer Wille, der diesen von Frankreich geschaffe-
nen Zustand etwa nicht anerkennen würde, darf 
und kann sich nicht entfalten. Wirtschaftlich ist 
Volk und Gebiet an der Saar vollkommen in der 
Hand Frankreichs, Diesen Zustand können wir 
weder politisch noch rechtlich noch moralisch 
anerkennen. Aber von diesem Zustand, der de 
facto besteht, muß ausgegangen werden, um die 
Bedeutung des Abkommens richtig einzuschätzen. 
Es geht nicht — lassen Sie mich das hier einmal 
sagen — um Zugeständnisse Deutschlands, denn 
Deutschland hat de facto nichts in der Hand. Es 
geht um Zugeständnisse Frankreichs. Dabei sind 
nun zahlreiche Auslegungsfragen aufgetreten, die 
die Gefahr in sich bergen, daß aus dem Abkommen 
nicht Frieden und Versöhnung, sondern Streit und 
Unfrieden hervorgehen. 

Dr. Mommer (SPD): Herr Kollege von Merkatz, 
darf ich Sie etwas fragen. Sie meinen, daß es an 
der Saar um Zugeständnisse Frankreichs an die 
Bundesrepublik geht. Die Franzosen haben ihre Posi-
tionen, wir möchten Freiheit haben usw. Warum 
hat denn die  französische Regierung bei diesen Ver-
handlungen und früher das Junktim hergestellt und 
warum hat sie die Bundesregierung gezwungen, 
ein solches Abkommen zu unterzeichnen? Welches 
Interesse konnte dann die französische Regierung 
daran haben, ein Saarabkommen zu bekommen, 
wenn sie darin nicht mehr bekommt, als sie schon 
hatte? 

Dr. von Merkatz (DP): Das Interesse, ein Ab-
kommen über Volk und Gebiet an der Saar zu be-
kommen, das Frankreich zeigt, dürfte nicht zuletzt 
auch in der öffentlichen Meinung der Welt begrün-
det sein. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Denn was Unrecht ist und als Unrecht angesehen 
werden muß — ich möchte das hier nicht so sehr 
vertiefen und unterstreichen; das sind Tatsachen, 
die wir kennen —, das ist etwas, was im Völker-
recht und in der internationalen Meinung eine 
Wirkungskraft hat, der sich niemand, auch nicht in 
der stärksten Siegerposition, entziehen kann. 
Darum das Interesse. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Frage! 

Dr. Mommer (SPD): Herr Kollege von Merkatz, 
eine Zusatzfrage. Haben Sie in der Beratenden 
Versammlung des Europarates, der auch Sie an-
gehören, viel von dieser Wirkung des Rechtes auf 
den Sieger gemerkt? 

Dr. von Merkatz (DP): Allein aus der Tatsache, 
daß diese Fragen erörtert werden und nicht — ich 
möchte sagen — vergessen werden können, weil sie 
wie ein Alptraum bedrücken, ziehe ich den Schluß, 
daß meine Meinung richtig ist. Daß im Europarat 
die Dinge etwas unauffälliger vor sich gehen und 
eine mehr rationale Färbung haben, ist ein Vorteil 
und die Möglichkeit überhaupt der internationalen 
Verständigung. Ich fürchte, wenn wir aus unserer 
inneren Emotionalität heraus diese Frage vertiefen, 
können wir die Dinge nur schlechter machen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Herr Kollege Mommer, ich bitte, der Opposition 
auch noch folgendes sagen zu dürfen. Man kann 
in der Politik nie mathematisch beweisen, ob man 
recht hat, sondern es ist immer eine Entscheidung 
und eine Willenskundgebung. 

(Abg. Wehner: Sagen Sie das nur uns?!) 

— Nein, das sage ich uns, mir selbst und uns allen. 
Infolgedessen bedürfen gerade diese Fragen einer 
sehr ruhigen und abgewogenen Behandlung einer 
genau so skeptischen Behandlung wie die Skepsis 
in Ihrem Gesicht, das Sie mir hier zeigen. 

(Heiterkeit.) 

Meine Fraktion begrüßt es lebhaft, daß der Herr 
Bundeskanzler sich die wichtigsten Forderungen 
auch meiner politischen Freunde für die Weiter-
behandlung dieser Frage zu eigen gemacht hat, 
nämlich daß für die Anwendung des Abkommens 
noch in den verschiedensten Richtungen eine Aus-
füllung und Ergänzung der Bestimmungen notwen- 
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dig ist. Die Forderungen meiner Fraktion bleiben, 
daß durch eine neutrale Kommission oder eine 
ähnliche Einrichtung Regeln für die Durchführung 
der vorgesehenen Plebiszite aufgestellt und kon-
trolliert werden, daß die Stellung des europäischen 
Kommissars hinsichtlich seiner Rechte und Pflich-
ten näher umschrieben wird, daß bestimmt wird, 
wie bei auftretenden Streitigkeiten zu verfahren 
ist. Wir befürworten vor allen Dingen die Einrich-
tung eines Schiedsgerichts und den Erlaß eines 
Verfahrens, daß vor diesem Schiedsgericht auch 
Einzelpersonen, Körperschaften, Parteien und Ver-
bände an der Saar ihr Recht suchen können. 

Schließlich sind auch die Wirtschaftsfragen der 
Saar in einem wirklichen Dreiecksverhältnis nach 
dem Prinzip der Gleichberechtigung und mit dem 
Ziel des Gemeinsamen Markts durch die im Ab-
kommen vorgesehenen Verträge und Maßnahmen 
in dem Sinne zu ergänzen, daß vor allen Dingen 
der Wirtschaft an der Saar im Sinne der Offenen 
Tür nach allen Seiten hin gedient wird, wie über-
haupt das Interesse des Volkes an der Saar der 
Hauptmaßstab für die Beurteilung aller Fragen 
sein muß. 

Wir haben die große Hoffnung, daß diese Fragen 
in direkten Verhandlungen mit der französischen 
Regierung einer Übereinstimmung zugeführt wer-
den können. Wir begrüßen es, wenn notfalls das 
Vereinigte Königreich und die Vereinigten Staaten 
von Amerika ihre guten Dienste im Sinne einer 
Mediation zur Verfügung stellen werden, wie es 
der Herr Bundeskanzler als möglich angedeutet 
hat. 

(Abg. Dr. Mommer: Lesen Sie dazu die 
Morgenpresse!)  

- Ich habe sie gelesen, Herr Kollege Mommer. 
Bei diesen doch etwas größeren Linien der Politik 
halte ich es nicht für gut, daß man seine Meinung 
von jeder Notiz, die einem zufliegt, abhängig macht 
und schwankend wird. Gewiß, vieles ist ein Experi-
ment, vieles bleibt eine Hoffnung und ist kein Ge-
lingen, aber schließlich haben gerade wir als be-
siegte Nation eine sehr stabile, sehr konsequente 
Diplomatie mit großer Zähigkeit zu betreiben, die 
sich nicht so schnell entmutigen läßt. Auf einem 
anderen Wege werden wir unsere Ziele nicht er-
reichen. Ich weiß: Vieles, was mit dieser Frage, 
und überhaupt mit unserem Verhältnis zu den 
Westmächten zusammenhängt, die immerhin noch 
vor zehn Jahren siegende Feindmächte waren, trägt 
Schwierigkeiten in sich. Wenn man den Erfolg 
sucht, muß man schon den bitteren Reis dabei in 
Rechnung stellen. Vieles ist nicht schön, vieles 
macht Geduld, Zurückhaltung und Selbstdisziplin 
notwendig. 

Wir — ich meine damit meine politischen 
Freunde — werden die Entwicklung dieser Frage 
im Geiste ehrlicher Verständigungsbereitschaft ver-
folgen. Dabei sind wir uns keinen Augenblick 
darüber im unklaren, daß wir, um die Verständi-
gung mit Frankreich zu erreichen, gewiß auch 
eine Politik des Opfers betreiben müssen. 

Keine Regelung ist möglich, die sich gegen den 
wirklichen Willen der Saarbevölkerung richtet. In 
diesem Zusammenhang ist es von entscheidender 
Bedeutung, daß an der Saar Einzelpersonen, Par-
teien und Vereinigungen auch dafür werben dür-
fen, daß bei einer endgültigen friedensvertrag-
lichen Regelung Volk und Gebiet an der Saar bei 
Deutschland verbleiben, zu dem sie rechtlich heute  

noch gehören. Es muß die Alternative bleiben, daß 
sich die Bevölkerung an der Saar für Deutschland 
entscheiden kann. Eine Einschränkung der bürger-
lichen Freiheiten gegen diese Möglichkeit könnte 
von meinen politischen Freunden nicht hingenom-
men werden. Dabei versteht es sich von selbst, daß 
an der Saar ein Zustand der Beruhigung eintreten 
muß, der es ermöglicht, eine Entwicklung einzu-
leiten, die zu einer wirklichen Entspannung 
zwischen Deutschland und Frankreich auf diesem 
Gebiet beiträgt. 

Ich betone nochmals und eindringlich, daß 
meinen politischen Freunden entscheidend viel an 
einer dauernden Versöhnung und Verständigung 
mit Frankreich gelegen ist, die dem Vorteil beider 
Länder und der Sicherheit Europas dient. Meine 
politischen Freunde behalten sich, wie gesagt, ihre 
letzte Entscheidung in dieser Frage für die dritte 
Lesung vor. 

Ich komme damit zum Schluß. Wenn wir den 
Blick wieder auf das Ganze richten, bedeutet die 
Mitgliedschaft der Bundesrepublik in der NATO-
Organisation einen entscheidenden Fortschritt im 
Sinne der Souveränität unseres Landes. Sie be-
deutet aber auch, das sei hier nicht verschwiegen, 
die Übernahme einer großen Verantwortung. Wir 
hoffen, der Geist wirklicher Gemeinschaft der 
freien Welt führt nicht dazu, daß die tatsächliche 
Schwäche der Bundesrepublik, die ja nur ein Torso 
Deutschlands darstellt und gerade aus einem Be-
satzungsregime entlassen werden soll, allzusehr zu 
ihrem Nachteil wirksam wird. Wir wünschen ein 
Bündnis und kein Satellitenverhältnis. Wir wol-
len in den bescheidenen Grenzen unserer Möglich-
keit Subjekt sein und nicht Objekt bleiben. Die 
Staaten, die heute noch den Rang von Großmäch-
ten, ja, von Weltmächten haben, tragen auf diesem 
Gebiet gegenüber den kleineren und schwächeren 
ein besonderes Maß an Verantwortung. Wir sind in 
diesem Gefüge der atlantischen Gemeinschaft wichtig, 
verantwortlich, aber nicht gewichtig. Nicht Machtent-
scheidungen dürfen die Gemeinschaft der freien Welt 
bestimmen, sondern es müssen wirklich Vertrauens-
grundlagen sein, wobei vor allen Dingen auch der 
Gedanke der Gleichberechtigung der Interessen der 
Mitglieder und des gerechten Lastenausgleichs das 
Gemeinschaftsgefüge bestimmen müssen. 

Von größter Bedeutung ist die Tatsache, daß die 
Bundesrepublik durch die Vertragswerke von Paris 
wieder zur Wahrnehmung der deutschen Souve-
ränitätsrechte im völkerrechtlichen Sinne gelangt. 
Unter Souveränität verstehe ich vor allem das 
Recht, in allen Angelegenheiten, die uns berühren, 
mitsprechen zu dürfen und mitsprechen zu kön-
nen. Auch wir teilen die vom Herrn Bundeskanzler 
nicht verschwiegenen Bedenken hinsichtlich der 
Übernahme von Restbeständen aus der Besatzungs-
herrschaft. Wir müssen uns hier den Realitäten 
beugen, die nicht zuletzt durch eigene Fehler her-
beigeführt worden sind. Wir teilen auch die Aus-
legung, die der Herr Bundeskanzler den deutschen 
Souveränitätsrechten gegeben hat. Ich darf seine 
Ausführungen noch vom Standpunkt meiner poli-
tischen Freunde aus dahingehend ergänzen, daß es 
nach unserer Auffassung nur eine einzige, unteil-
bare  deutsche Souveränität gibt, nämlich die  Sou-
veränität des ganzen deutschen Staates, des Deut-
schen Reiches, eine Souveränität, die nach außen 
von der Bundesrepublik zu vollem Recht und da-
mit ausschließlich wahrgenommen wird, die sich 
nach innen, d. h. staatsrechtlich, nach deutschem 
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Reichsstaatsrecht, als eine Treuhandschaft des  
freien Teils Deutschlands darstellt. Die Grenzen 
der Befugnisse dieses Treuhänders werden hierbei 
von uns selbst bestimmt. Ich möchte das ausdrück-
lich sagen, damit aus dieser treuhänderischen 
Wahrnehmung der gesamtdeutschen Souveränität 
kein fremder Staat Einwendungen ableitet, weil 
wir bei der Ausübung dieser Souveränität uns im 
Innern gewissermaßen selbst beschränken. Ich halte 
es für entscheidend, daß wir die Souveränität des 
Handelns wieder zurückgewinnen werden. Nun 
müssen wir sie nützen. 

Ich komme damit zum Schluß. Bündnisverträge, 
die auf dem Prinzip der integrierenden Koope-
ration beruhen, erhalten dadurch Dauerhaftigkeit 
und innere Kraft, daß sie auf gemeinsamen Prin-
zipien des Lebens, auf echten Vertrauensgrund-
lagen aufgebaut sind. Hierbei darf keine Diskrimi-
nierung bleiben, weder rechtliche Diskriminierung 
noch moralische Diskriminierung noch eine Dis-
kriminierung aus dem Unterschied des Machtge-
wichts.  

Lassen Sie mich mahnend, erinnernd und aus der 
Pflicht des Gewissens noch ein Thema erwähnen, 
das nicht vergessen werden darf. Ich meine das Los 
der noch heute in fremdem Gewahrsam befindlichen 
deutschen Kriegsgefangenen im In- und Ausland, 

 die als Kriegsverurteilte festgehalten werden oder 
noch auf ihr Verfahren warten. Diese Frage sollte 
im Sinne einer höheren Sittlichkeit bereinigt wer-
den, daß, um eine neue Welt zu bauen, unter vergan-
genes Unrecht ein Schlußstrich zu ziehen ist. Wir 
sind uns bewußt, daß in allen Ländern viele gute 
Kräfte ehrenhafter Menschen an der Bereinigung 
dieser Frage gearbeitet haben. Ich glaube an die 
Großmut des Gewissens, hier baldigst zu einer 
Lösung zu kommen, die deutsche Menschen, die 
zur Verteidigung ihres Landes herangezogen wer-
den, nicht belastet; denn man muß sich darüber 
klar sein, auch wenn nicht darüber gesprochen 
wird — aber wir müssen es heute einmal tun —, 
daß eine große Gewissenslast für jeden gegeben ist, 
der im Rahmen eines Verteidigungssystems zum 
Dienst herangezogen wird, wenn auch nur ein Un-
schuldiger festgehalten wird. 

Wir sind uns als Deutsche in dieser Stunde aber 
auch in besonderem Maße bewußt, daß wir uns 
selbst einer unerbittlichen Gewissensprüfung in 
allen diesen Fragen zu unterziehen haben und daß 
die Verantwortung für eine bessere Zukunft 
wesentlich auf unsere Schultern gelegt ist, daß wir 
durch unser Verhalten die Vertrauensgrundlage 
für diese bessere Zukunft wahrhaft befestigen. 
Man kann es uns aber nicht verwehren, daß wir 
tiefste Anteilnahme für die Menschen empfinden, 
die nach so vielen Jahren noch für eine Schuld 
büßen, die oft nicht nach sauberen Rechtsbegriffen 
festgestellt werden konnte. Unser Mitgefühl und 
unsere Hilfe gilt diesen deutschen Menschen und 
ihren Angehörigen. 

Wir wünschen den Frieden. Wenn wir nun durch 
die Vertragswerke zur Souveränität des Handelns, 
d. h. zur Souveränität der Verantwortung, zurück-
geführt werden, dann bleibt unser selbstverständ-
liches Anliegen, vor allen anderen Fragen die 
Wiederherstellung der Einheit unseres Landes in 
Anwendung dieser Souveränität zu fördern. Hier-
bei gibt es nur einen praktischen Weg. Aus eigener 
Kraft allein — obwohl die eigene Initiative sehr 
notwendig ist — können wir die Einheit unseres 
Landes nicht herbeiführen. Sie aber als Kompro

-

miß mit dem Osten zu Lasten der deutschen Frei-
heit herbeizuführen, können wir nicht auf unser 
Gewissen nehmen. Der einzige praktische Weg ist 
die Herbeiführung der Einheit unseres Landes 
durch das Bündnis und die wirkliche Unter-
stützung durch unsere mächtigen Bündnispartner 
im Rahmen einer Entspannung zwischen Ost und 
West. Die Wiedervereinigung Deutschlands ist von 
'der wiederhergestellten Sicherheit Europas und 
von der Entspannung zwischen Ost und West ab-
hängig. Die Sicherheit in Europa aber und die Ent-
spannung zwischen Ost und West sind andererseits 
abhängig auch von der Wiederherstellung der Ein-
heit Deutschlands und dem Staatsvertrag mit 
Osterreich in der Mitte Europas. 

Daniel Mayer hat recht, wenn er davon spricht, 
daß Frieden und Freiheit eine unteilbare Einheit 
sind. Um diesen Weg aber zu gehen, diese Einheit 
herzustellen, kann nun zu einem Zeitpunkt, in dem 
die Ratifikation der Verträge zur Verhandlung an-
steht, nicht mehr mit dem Gedanken einer Ver-
zögerung gespielt werden. Die neue Tatsache, auf 
Grund derer im echten Sinne verhandelt werden 
kann, ist die Herstellung der Sicherheit in West-
europa und ihre eindeutige Gewährleistung. Von 
diesem klaren Gesichtspunkt dürfen wir uns 
nicht abbringen lassen, es sei denn, die Sowjet-
union wäre bereit, auch ihrerseits neue, wirklich 
neue Tatsachen im Sinne der Sicherheit und der 
Freiheit zu schaffen, indem sie das, was sie vom 
Westen verlangt, auch auf sich selbst und auf den 
Ostblock anzuwenden willens ist. 

Unter diesen Richtlinien werden meine politi-
schen Freunde das Vertragswerk prüfen. Meine 
Fraktion erklärt sich damit einverstanden, die 
Ratifikationsgesetze den zuständigen Ausschüssen 
zu überweisen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Rasner. 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich als einen jun-
gen und kühlen Norddeutschen zunächst einmal 
ganz kurz den Versuch machen, nochmals mit we-
nigen Sätzen die außenpolitische Situation zu um-
reißen, aus der sich als Konsequenz mein eigent-
liches Thema ergibt: der Verteidigungsbeitrag der 
Bundesrepublik. 

Die Außenpolitik der Bundesregierung ist ganz 
offensichtlich von drei Grundsätzen bestimmt; 
erstens: Freunde gewinnen und Freunde behalten, 
zweitens: glaubwürdig bleiben, und drittens: 
Schritt für Schritt und Stein auf Stein statt des 
unseligen Alles-oder-Nichts; Grundsätze, die vor 
dem ersten wie insbesondere vor dem zweiten 
Weltkrieg oft nicht und schon gar nicht konsequent 
beachtet worden sind. Worauf kam es bisher und 
worauf kommt es  weiterhin bei der Außenpolitik 
an? Doch allein darauf, unsere festgefahrene 
Situation zu ändern hinsichtlich der uns vorenthal-
tenen Wiedervereinigung, zu ändern hinsichtlich 
unseres Anschlusses an die Familie der freien Völ-
ker, zu ändern hinsichtlich der Gleichberechtigung 
und zu ändern hinsichtlich unserer Handlungsfrei-
heit. Die nächste Frage lautet dann selbstverständ-
lich: Wie? Über die Methoden zur Änderung der 
Situation bei der Wiedereingliederung in den Kreis 
der freien Völker, bei der Wiederherstellung der 
Gleichberechtigung und bei der Wiederherstellung 
der Handlungsfreiheit hat Kollege Kiesinger 
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gestern in glänzender Weise gesagt, was zu sagen 
ist. Ich will mit meinen Worten nur wiederholen, 
was in diesem Zusammenhang zur Wiedervereini-
gung zu bemerken ist, und ich will einmal einem 
überzeugenden Gedankengang meines Freundes 
Ernst Lemmer folgen. Es kommt doch darauf an, 
die Sowjets zu überzeugen, daß die bisherigen drei 
Grundvoraussetzungen ihrer Europapolitik falsch 
sind, weil sie erst dann, und zwar nur dann Ver-
anlassung haben, ihre bisherige starre, unnachgie-
bige Haltung zu überprüfen. Die erste der drei 
Voraussetzungen der Europapolitik der Sowjets, 
die zur Illusion werden müssen, ist die Hoffnung 
auf Unterwanderung der einzelnen Nationen 
Europas von innen durch die kommunistischen 
Parteien nach einem ganz klaren Vierphasenplan, 
den wir doch alle kennen; Phase 1: Beteiligung an 
der Regierung, Salonfähigwerden für die Kom-
munisten, Phase 2: Machtübernahme, Phase 3: Um-
wandlung des Staates in eine sogenannte Volks-
republik, und Phase 4: Eingliederung dieser Volks-
republik in die UdSSR. Die zweite Hoffnung, ,die 
gegenstandslos und zur Illusion werden muß, ist die 
Hoffnung der Sowjets auf ein Gegeneinander der 
einzelnen Nationen Europas. Die dritte Hoffnung 
der Sowjets, die zur Illusion werden muß, ist die 
Hoffnung, die USA von diesem Europa zu trennen. 

Diese drei Hoffnungen, diese drei Grundvoraus-
setzungen sowjetischer Außenpolitik werden nun 
durch das Pariser Vertragswerk definitiv illusorisch. 
In dieser Tatsache liegt die überragende, die schick-
salträchtige Bedeutung dieser Verträge — schick-
salträchtig für die gesamte freie Welt, weil Moskau 
angesichts der neuen Situation seine bisherige 
starre Haltung endlich einmal gründlich überprü-
fen muß und weil jetzt zum mindesten die  Ch an  c e 
besteht, die bisher nicht bestanden hat, zu besseren 
Lösungen zu kommen, an denen wir dann zudem 
auch noch a conto der neugewonnenen Souveräni-
tät aktiv mitzuwirken vermögen. 

Entschlüsse von derartiger Bedeutung wie die 
von Paris haben selbstverständlich die weitestrei-
chenden Konsequenzen. Über die politischen Kon-
sequenzen hat Kiesinger gestern gesprochen. Mir 
obliegt es, auf die militärischen Konsequenzen des 
Vertragswerks einzugehen, und zwar auf die mili-
tärpolitischen ebenso wie auf die innenpolitischen. 

Eine Verdeutlichung des  militärpolitischen In-
halts der Verträge ist undenkbar ohne einen kur-
zen Rückblick auf die EVG. Ich will hier keinen 
Nekrolog halten. Politik ist nicht nur die Kunst des 
Zweckmäßigen, sondern ja stets auch die Kunst des 
Möglichen. Aber zwei Feststellungen zumindest 
sind hier absolut unumgänglich. 

Erstens. Es  war schon ein großer, ein epochaler 
Gedanke, die Streitkräfte von sechs europäischen 
Nationen zu integrieren, sie zu einer supranationa-
len Institution zusammenzufassen. Es war ein sehr 
origineller Gedanke — originell in des Wortes 
bester Bedeutung —, das Pferd einmal am Schwanz 
aufzuzäumen und  die  militärische Integration als 
Motor für die politische Integration verwenden zu 
wollen. Es hat sich jedoch gezeigt, daß der Gedanke 
der EVG der Zeit doch wohl zu sehr voraus war. 
Aber war es deshalb falsch, ihn jahrelang vertreten 
zu haben, jahrelang auf seine Verwirklichung hin 
die besten Kräfte angesetzt zu haben? Die Frage 
ist rundheraus zu verneinen. 

Auch wenn die EVG nicht Tatsache geworden ist, 
kann nicht bestritten werden, daß schon allein die 

Arbeit dieser Jahre, das jahrelange Miteinander 
und Gegeneinander z. B. im Interimsausschuß, zu 
Gemeinsamkeiten geführt hat, die nicht mehr weg-
zudenken sind. Die EVG ist keine Realität gewor-
den; das ist richtig. Aber die jetzigen Realitäten 
von London und Paris wären undenkbar ohne die 
vorangegangene Arbeit an der EVG. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Uns Deutschen in ,der Bundesrepublik liegt nichts 
an der Existenz spezifisch deutscher nationalstaat-
licher Streitkräfte. Uns Deutschen lag  in den ver-
gangenen Jahren der Vorarbeit für die EVG, liegt 
heute und für die Zukunft an der Existenz von 
gemeinsamen Streitkräften der freien Welt, die in 
der Lage sind, zu verhindern, daß der Totalitaris-
mus zuzugreifen vermag und freie Völker in die 
Unfreiheit führen kann. Wir wünschen, daß diese 
Streitkräfte einschließlich der deutschen Kontin-
gente nur eine einzige Aufgabe haben: dazusein, 
wenn unsere Gemeinschaft oder wenn auch nur ein 
Teil dieser Gemeinschaft von außen durch das 
System der Unfreiheit angegriffen und in der ge-
meinsamen Freiheit bedroht wird. Nur für diesen 
Zweck! Sollte es einmal zu Meinungsverschieden-
heiten innerhalb des  freiheitlichen Lagers selbst — 
Meinungsverschiedenheiten etwa zwischen Frank-
reich und der Bundesrepublik — in der Zukunft 
kommen, dann soll für beide die Existenz von 
Streitkräften absolut bedeutungslos sein; dann 
wird ausschließlich mit politischen Argumenten, 
aber nicht mit Soldaten gerungen. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr gut!) 

Dieser so wünschenswerte Zustand, die Möglich-
keit innereuropäischer Waffengänge zu beseitigen, 
ist heute schon in den Pariser Verträgen unmiß-
verständlich verankert und gesichert. Aber das 
schließt in unseren Augen nicht aus,  daß wir für 
die Zukunft, wenn die Zeit dafür reif ist, nach wie 
vor bereit sein werden, unsere Streitkräfte aus 
der nationalen Bindung zu entlassen und supra-
nationalen Institutionen vorbehaltlos in demselben 
Maße zuzuführen, wie das unsere Vertragspartner 
tun wollen. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr gut!) 

Und noch ein Zweites zu den jahrelangen Ar-
beiten an der EVG, ein zweiter Beweis für die 
Nützlichkeit dieser zähen Bemühungen. Auch die 
Westeuropäische Union fußt gerade in ihrem mili-
tärischen Teil ausdrücklich auf den Vorarbeiten 
für die EVG, und wesentliche Teile des früheren 
EVG-Vertrages sind nunmehr Bestandteil des 
Brüsseler Vertrages geworden. Es war nicht um-
sonst, dieses Ringen, und wir Deutschen in der 
Bundesrepublik — das ist meine Überzeugung — 
dürfen ruhig ein wenig stolz darauf sein, bei diesen 
Arbeiten an einem großen Werk eine wesentliche 
Rolle gespielt zu haben und in unserer konsequen-
ten Haltung dabei von niemandem übertroffen 
worden zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der FDP.) 

Die Tatsache, daß sich die deutsche Wählerschaft 
am 6. September 1953 so klar für die EVG ausge-
sprochen hat, hat mehr zur Entgiftung der Atmo-
sphäre in Europa, mehr zum Vertrauen der freien 
Welt uns Deutschen gegenüber beigetragen als 
manches andere. Es war bekannt, daß der Herr 
Bundeskanzler persönlich in besonderem Maße 
glaubwürdig gilt im Bereich der freien Welt. Die 
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Entscheidung unseres Volkes vom 6. September 
1953 für den Verzicht auf nationale Streitkräfte 
und gleichzeitig doch für das Opfer eines deutschen 
Beitrages zur Verteidigung der freien Welt hat 
dieses Volk in der Gemeinschaft der freien Natio-
nen glaubwürdig gemacht. Ich bin der Meinung, 
daß es wichtig ist, hier einmal festzustellen, in 
welchem Umfange der einzelne Wähler Außen-
politik gestaltet dadurch, ,daß er mit seiner Stimm-
abgabe das außenpolitische Klima beeinflussen 
kann. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Jetzt aber endgültig zum militärpolitischen In-
halt des gegenwärtigen Vertragswerkes. 

Am 30. August dieses Jahres war auch eine mili-
tärpolitische Krise heraufbeschworen, die so schnell 
wie möglich überwunden werden mußte. Was war 
von deutscher Sicht nunmehr wünschenswert? 
Einerseits Sicherung durch einen politischen Ver-
trag mit vollkommener militärischer Automatik 
für den Fall eines bewaffneten Angriffs auf auch 
nur einen einzigen Vertragspartner und zugleich 
in einem Vertrag, der die weitere Integration 
Europas ermöglicht, andererseits keine Ausschal-
tung der Bundesrepublik aus der primär militär-
politisch eingestellten NATO. 

Beides ist erreicht worden. Über das Wie will 
ich gleich im einzelnen sprechen. Vorab ist aber 
noch eine andere Bemerkung notwendig. 

Als wir seinerzeit bei der EVG nicht unmittelbar 
Mitglied der NATO werden sollten, erklärten die 
Kritiker: „Das ist zuwenig! Das ist der schwächste 
Punkt!" Heute, wo wir Vollmitglied in der NATO 
werden sollen, sagt mancher: „Das ist zuviel!" 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Das gleiche erleben wir ja beim Kapitel der Sou-
veränität der Bundesrepublik. Damals im unrevi-
dierten Deutschland-Vertrag erhielten wir ledig-
lich „full authority", volle Autorität über unsere 
äußeren und inneren Angelegenheiten. Die Kriti-
ker sagten damals: „Das ist zuwenig!" 

(Präsident D. Dr. Gerstenmaier über

-

nimmt den Vorsitz.) 

Heute erhalten wir die volle Macht eines souverä-
nen Staates, und jetzt erklären die Kritiker - oft 
wieder die gleichen Kritiker —: ,,Das ist zuviel!" 
Man kann daraus sehen, wohin man mit einem 
ständigen Kontra gelangen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wie ist nun das Einerseits-Andererseits gelöst 
worden? Der politische Vertrag mit militärischer 
Automatik und Entwicklungsmöglichkeiten zu 
weiterer Integration ist der Brüsseler Vertrag. Die 
beiden hier entscheidenden Bestimmungen bringen 
zwei Verpflichtungen mit sich: Erstens die Ver-
pflichtung, untereinander Streitigkeiten nur durch 
friedliche Mittel zu lösen. Zweitens verpflichten 
sich die Vertragspartner für den Fall eines be-
waffneten Angriffs in Europa zu jeder in ihrer 
Macht liegenden militärischen und sonstigen Hilfe 
und Unterstützung. Genau das mußte der Zweck 
des Brüsseler Paktes sein, und genau das ist er-
reicht worden.  

Gleichzeitig kam es aber darauf an, daß die 
Westeuropäische Union kein militärisches Eigen-
leben entfaltete und mithin nicht für die Bundes-
republik zu einer Ersatz-NATO wurde, die uns von 

dieser NATO selbst absperrte und uns auf einem 
Umweg lediglich zu einer Art Juniorpartner der 
NATO werden ließ. Auch in dieser Hinsicht waren 
die Verhandlungen erfolgreich. Die Bundesrepublik 
wird nicht Juniorpartner, sondern gleichberechtig-
tes Vollmitglied, und die Westeuropäische Union 
entwickelt — mit zwei Ausnahmen — kein militäri-
sches Eigenleben. Ausnahme Nr. 1: Festlegung der 

 Maximalstärken für alle; Ausnahme Nr. 2: 
Rüstungskontrolle für alle. 

Was Ausnahme Nr. 1 anlangt, so hat man hier 
hinsichtlich Kampfkraft und Gesamtstärke für die 
sechs früheren EVG-Partner auf die Bestimmungen 
des Sonderabkommens zum EVG-Vertrag voll zu-
rückgegriffen, d. h. die Stärke der Kontingente 
dieser sechs wird genau die Stärke der EVG-Kon-
tingente sein. Hinzu kommen jetzt jedoch die vier 
britischen Divisionen und die II. britische taktische 
Luftflotte. Sie wissen, daß das Vereinigte König-
reich mit diesem Entschluß die Wende in der Kri-
sensituation nach dem 30. August herbeigeführt 
hat. Die Gliederung der Streitkräfte ist jedoch 
nicht mehr an starre Vorschriften gebunden, son-
der kann modernen Erkenntnissen und Erfahrun-
gen angepaßt werden, was militärisch gesehen 
zweifellos einen großen Vorteil darstellt. 

Es ist nicht Aufgabe der heutigen ersten Lesung 
des Vertragswerks, auf Einzelheiten, beispielsweise 
der Protokolle Nrn. II, III und IV zum Brüsseler 
Vertrag einzugehen; dazu wird in der zweiten 
Lesung Gelegenheit sein. Aber ich will am Beispiel 
der künftigen Marinestreitkräfte einmal demon-
strieren, wie eindeutig aus der Sicht aller Vertrags-
partner und insbesondere aus der Sicht der Bun-
desrepublik diese Streitkräfte nicht Selbstzweck 
sind — damit man sie einfach h a t —, sondern 
Verteidigungsbeitrag für eine Gemeinschaft. 

(Abg. Kiesinger: Sehr richtig!) 

Die Tonnagehöchstgrenze der künftigen deutschen 
Marinestreitkräfte beträgt 3000 t. Warum haben 
wir darin eingewilligt? Weil wir — ich folge hier 
einmal meinem Freund und Kollegen Admiral 
Heye — nicht eine Flotte wollen, bloß um eine 
Flotte zu haben, sondern weil wir einen derartigen 
Flottenbeitrag leisten wollen, wie er wirklich benö-
tigt wird, und nicht mehr. Dickschiffe, Kreuzer gibt 
es genug, im atlantischen Raum sogar übergenug, 
sagte mir Kollege Heye, und es ist natürlich sinn-
los, zu diesem Überschuß nun auch noch deutsche 
Schlachtschiffe zu gesellen, die Milliarden kosten 
und auf denen dann ein deutscher Admiral spazie-
renfährt. Benötigt werden dagegen für den Zweck, 
dem wir dienlich sein können, Minenräumflottillen 
und eine Fülle von anderen Einheiten für den 
Nordsee- und Ostseeraum, und diesem Zweck wird 
man in dem jetzigen Rahmen gerecht. Eine deut-
sche Marine  in  der heutigen Situation ist nicht dann 
eine Marine, wenn sie Schlachtschiffe hat, sondern 
eine Marine ist heute dann sinnvoll, wenn sie 
ihren strategischen und taktischen Zweck in einer 
großen Gemeinschaft zu erfüllen vermag. Die Zeit, 
wo der Kreuzerbau eine nationale Prestigefrage 
mit gelegentlich gefährlichen spielerischen Akzen-
ten war, ist endgültig vorbei. 

(Abg. Kunze [Bethel ] : Gott sei Dank! — 
Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 

der SPD.) 

So wie diese Marine nicht deutscher, nicht natio-
naler Selbstzweck ist, so sind es selbstverständlich 
auch die anderen künftigen deutschen Kontingente 
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nicht. Vor diesem Hintergrund wollen Sie bitte 
auch den freiwilligen Verzicht der Bundesrepublik 
auf ,die Produktion von ABC-Waffen, von strate-
gischen Langstreckenbombern, von bestimmten 
Raketen sehen, einen Verzicht, dem sich bekannt-
lich die Beneluxländer — gerne, wie ich glauben 
möchte, denn er hat ja auch Vorteile, z. B. wirt-
schaftlicher Art — sofort angeschlossen haben. 

Was das militärische Reservat Nr. 2 der West-
europäischen Union anlangt — die Rüstungskon-
trolle für alle —, so sei hier und heute nur fest-
gehalten, daß es sich allein auf die Ausstoßzahl 
bestimmter Endprodukte erstreckt, nicht auf die 
Fertigung. 

Damit ist das Kapitel „militärisches Eigenleben 
der Westeuropäischen Union" auch schon abge-
schlossen. Es gibt keinen Oberbefehlshaber der 
Westeuropäischen Union, es gibt keinen militäri-
schen Generalinspekteur der Westeuropäischen 
Union, es gibt auch keine militärische Kommando-
behörde der Westeuropäischen Union. Das, was mit 
Ausnahme dieser beiden Reservate militärisch zu 
regeln ist, fällt entweder in die nationale Zustän-
digkeit oder in die Zuständigkeit der NATO, in der 
wir — ich wiederhole es — gleichberechtigtes Mit-
glied sein werden und deren Praxis auf Einstim-
migkeit der Beschlüsse hinausläuft. In der NATO 
werden wir bei der Entscheidung über Krieg und 
Frieden, bei der Verteilung der Streitkräfte und 
der Waffen, bei der Ausarbeitung der Pläne für 
die Verteidigung wie bei der Festsetzung des finan-
ziellen Verteidigungsbeitrages haargenau so mit-
wirken wie Frankreich oder Kanada, Italien, 
Luxemburg oder auch die USA: voll gleichberech-
tigt. 

Unsere Befriedigung über diesen Zustand wird 
dabei entscheidend vergrößert durch die Tatsache, 
daß diese NATO-Länder alle der gemeinsamen Er-
klärung der USA, Englands und Frankreichs in 
der schon zitierten Ziffer V der Londoner Schluß-
akte beigetreten sind, in der u. a. erklärt wurde, 
daß die Schaffung eines völlig freien und wieder-
vereinigten Deutschlands durch friedliche Mittel 
ein grundsätzliches Ziel ihrer Politik bleibt. 

Meine Damen und Herren, gleichberechtigt und 
politisch wie militärisch verbündet — Freunde ge-
winnen und Freunde behalten — und einig mit 
diesen unseren Verbündeten in unserem besonderen 
außenpolitischen Ziel der Wiedervereinigung, das 
ist wahrlich ein politisches Arbeitsergebnis, 
dem mit Befriedigung zuzustimmen eigentlich dem 
g a n z en  Hause nicht schwerfallen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei 
der FDP.) 

Wir haben uns aber als das einzige frei gewählte 
Parlament unseres deutschen Volkes bei dieser 
ersten Lesung des Vertrages nicht nur mit den 
außenpolitischen und militärischen Konsequenzen 
der Verträge zu beschäftigen, sondern auch mit 
ihren denkbaren innenpolitischen Folgen. Die 
Frage, die ich hier stellen will, lautet — wir 
können sie nicht einfach genug stellen —: Wie 
können wir eine künftige deutsche Nationalarmee 
innenpolitisch verkraften? Wir wollen dabei den 
Begriff innenpolitisch möglichst weit fassen. 

Wieder eine kurze Vorbemerkung! Mit dem Be-
griff „Nationalarmee" wird heutzutage viel Unfug 
getrieben. Im klassischen Sinne ist eine National-
armee die militärische Streitmacht einer Nation, 

die  von sich aus, unabhängig von anderen, einen 
Krieg allein beginnen und durchführen kann. 
Nationalarmeen im klassischen Sinne haben heute 
also allenfalls noch die Sowjetunion und die USA. 
In Europa gibt es, so gesehen, überhaupt keine Na-
tionalarmeen mehr, und ganz gewiß sind die künf-
tigen deutschen Truppenstreitkräfte in diesem Sinne 
keine Nationalarmee. Ich gebe meiner tiefen Be-
friedigung darüber Ausdruck. Man kann natürlich 
den Begriff „Nationalarmee" auch anders, sehr viel 
enger definieren, indem man sagt: Eine National-
armee sind Truppenkontingente einer Nation, in 
denen all das national geregelt ist, was mit ihrer 
inneren Struktur zusammenhängt, unbeschadet der 
Tatsache, daß über Verwendung im Kriegsfalle, 
Stärke, Bewaffnung und Dislozierung eine Ver-
teidigungsgemeinschaft gemeinschaftlich entschei-
det. Dann allerdings erhalten wir jetzt eine Natio-
nalarmee. Ich habe vorhin schon gesagt, daß dies, 
unter großen außenpolitischen Gesichtspunkten ge-
sehen, bedauerlich bleibt. Aber ich will nicht ver-
hehlen, daß diese Lösung militärisch und innen-
politisch ihre Vorzüge hat. 

Aber jetzt nochmals die entscheidungsschwere 
Frage: wie können wir die militärische Konsequenz 
der außenpolitischen Entwicklung innenpolitisch 
bewältigen? Darauf gibt es nur eine Pauschalant-
wort: Indem wir die große innenpolitische Inte-
grationsaufgabe meistern, diese künftigen deut-
schen Streitkräfte organisch in unseren demokra-
tischen Staat einzugliedern, auf daß nicht wieder 
ein Militärstaat in unserem Staate erstehe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte der Auffassung Ausdruck geben, daß 
gerade dieser zweite Bundestag von der Geschichte 
in seinem Wert nicht zuletzt daran gemessen wer-
den wird, ob er diese Aufgabe zu meistern ver-
steht. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr gut!) 

Damit sind wir bei der Frage, wie wir diesem 
Auftrag gerecht werden können. Auch da lassen 
Sie mich eines vorweg sagen — ich sage es insbe-
sondere auch mit Blickrichtung auf die Opposition 
—: Das müssen wir in diesem Hause gemein -
s a m schaffen. Das schaffen wir schwerlich, wenn 
es in dieser Frage erneut zu unüberwindbaren 
Gegensätzen zwischen Regierung und Opposition 
kommt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Die künftigen Streitkräfte sind nicht Regierungs-
truppen 

(Zuruf von der SPD: Doch!) 

und nicht Truppen der Opposition, sie sollen nicht 
einmal in allererster Linie Truppen des Staates 
sein, sondern sie müssen die Truppen des Volkes, 
des ganzen Volkes sein, nicht wie früher gelegent-
lich ein trennendes Element, an dem sich die innen-
politischen Gegensätze entzünden, sondern ein 
einigendes Element. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Der Herr Kollege Schoettle hat in seiner 
Haushaltsrede in der vergangenen Woche sehr be-
deutsame Ausführungen gemacht, als er von einem 
gemeinsamen government unter Beteiligung der 
Opposition in unserem Staate sprach. Meine poli-
tischen Freunde sind dem Kollegen Schoettle für 
diese Anregungen dankbar. Es ist hier nicht der 
Ort und jetzt nicht die Stunde, diese zukunftsträch-
tigen Ansätze und Möglichkeiten einer gemein- 
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samen Arbeit im einzelnen zu konkretisieren, sich 
— um mal etwas aus der Luft zu greifen — etwa 
darüber zu unterhalten, ob man vielleicht eine 
Tradition dahin entwickeln soll, daß abweichend 
von der üblichen Praxis in allen anderen Bundes-
ministerien der Staatssekretär im künftigen Ver-
teidigungsministerium auch stets das besondere 
Vertrauen der Opposition besitzen soll. Aber lassen 
Sie mich versichern, daß wir über diesen entschei-
dungsschweren Gesamtkomplex stets zu offener 
Aussprache und konkreten Vereinbarungen bereit 
sein werden. 

(Zurufe von der SPD.) 

Es liegt mir dabei daran, in diesem Augenblick 
festzustellen, daß sich gerade — Herr Kollege 
Eschmann — im Ausschuß für Fragen der euro-
päischen Sicherheit abseits aller sonstigen Gegen-
sätze in diesem Hause in dieser Kardinalfrage, dem 
Einbau der Streitkräfte in unseren demokratischen 
Staat, außerordentlich viel Gemeinsames zu er-
kennen gegeben hat. 

Aber noch aus einer anderen Sicht heraus möchte 
ich die zwingende Notwendigkeit, die Streitkräfte 
in unseren Staat zu integrieren, ihnen jede Sonder-
stellung als Staat im Staate zu nehmen, hier ver-
tiefen. Es wird heute immer noch ein Unterschied 
gemacht zwischen den allgemeinen staatsbürger-
lichen Pflichten und der speziellen Wehrpflicht, die 
etwas ganz anderes sei. Nichts ist falscher als das. 
Würde uns heute ein totalitärer Staat mit Krieg 
überziehen, dann wäre dieser Krieg doch auch 
nicht mehr allein Sache der Wehrpflichtigen — das 
ist nun wirklich seit einigen 50 Jahren vorbei —, 
sondern er wäre eine Angelegenheit, die alle Staats-
bürger trifft. Wer da glaubt, daß die Verteidigung 
der Freiheit unseres Volkes Sache lediglich der 
12 deutschen Divisionen oder auch nur Sache ledig-
lich der Streitkräfte, der gesamten Streitkräfte 
der NATO sei, der irrt sich gründlich. 

Verteidigung ist Sache des ganzen Volkes; das 
wissen wir doch. Wenn dem aber so ist — und ich 
möchte den sehen, der das bestreiten will —, dann 
versündigt sich an der gemeinsamen Verteidigungs-
aufgabe jeder, der Streitkräfte und Volk zu tren-
nen versucht, der nicht alles daransetzt, daß Volk, 
Staat und Streitkräfte eins, ein geschlossenes, zu-
sammenpassendes, zusammenfühlendes Ganzes sind, 
erfüllt von einem gemeinsamen Lebenswillen, dann 
versündigt sich, wer nicht mit allen Kräften aus-
zuschließen und zu verhindern sucht, daß diese 
Streitkräfte Selbstzweck mit womöglich unkontrol-
liertem Eigenleben in der Hand unkontrollierbarer 
einzelner werden. 

Daraus folgt ein weiteres Grundsätzliches: auch 
die Verteidigung ist Sache der politischen Führung, 
Sache des Parlaments, der Regierung. Mannschaf-
ten, Unteroffiziere, Offiziere, Generale und auch 
Oberbefehlshaber, die ganze militärische Streit-
macht sind ausführendes, sind dienendes Organ der 
Politik, und die Art und Weise, wie diese Politik 
gestaltet wird, hat kein Vertreter der Streitkräfte 
zu beeinflussen. In diesen Streitkräften sollen mili-
tärische Fachleute sitzen. Je höher sie qualifiziert 
sind, desto besser. Die Politik wird diese Fachleute 
fragen, wenn sie eine fachmännisch-militärische 
Antwort benötigt. Aber die politische Führung 
allein wird dann entschei den,  was zu tun ist, 
und den Streitkräften den jeweiligen Auftrag dazu 
geben. Diesen Auftrag dann auszuführen, das ist 

Sache der Streitkräfte. In die Gestaltung der Poli-
tik einzugreifen muß den künftigen deutschen 
Streitkräften ein für allemal verwehrt sein. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Diese Feststellung beinhaltet keine Diskredi-
tierung der Streitkräfte, schränkt wahrlich nicht 
ihre Bedeutung für Volk und Staat ein, sondern 
zeigt nur die zwingend notwendigen Grenzen. Wer 
diese Grenzen nicht anerkennt — das sei hier gleich 
gesagt —, für den ist in den künftigen deutschen 
Streitkräften kein Platz. 

(Sehr gut bei der CDU/CSU.) 

Ich füge allerdings hinzu, daß diese Grenzziehung 
zugleich auch den besten Traditionen der besten 
Vertreter deutschen Soldatentums in vollem Um-
fang entspricht, von Clausewitz über Schlieffen 
bis zu manchem Vertreter besten deutschen Solda-
tentums, der heute noch unter den Lebenden weilt. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Wenn wir uns einig sind über Größe, Bedeutung, 
Grundsatz und Zielsetzung dieser Aufgabe, die dem 
Hohen Haus innenpolitisch aus der militärischen 
Konsequenz der außenpolitischen Entwicklung er-
wächst, dann sollte es nunmehr auch nicht mehr 
unüberwindliche Schwierigkeiten machen, sich 
über die Wege zu einigen. Ich will mich jetzt nicht 
in tausend Einzelfagen verlieren. Aber meine poli-
tischen Freunde sind der Auffassung, daß die erste 
Lesung des Vertragswerks unter keinen Umstän-
den vorübergehen durfte, ohne diese innenpoliti-
schen Konsequenzen gründlich genug anzusprechen. 
Unsere Demokratie ist jung, ihre Strapazierfähig-
keit ist noch nicht so erprobt, daß man sagen 
könnte: das hier ist eine spätere Sorge, damit 
werden wir spielend fertig. Wir glauben, daß ge-
rade unsere Jugend, illusionslos und skeptisch, wie 
sie nun einmal ist, vor der Ratifizierung auch etwas 
über die Auswirkung der Verträge auf eben diese 
junge Generation wissen will. Auch ein einsichtiger 
Zwanzigjähriger — wir waren das ja früher auch 
nicht alle — ist nicht gerade begeistert,  wenn er 
in Konsequenz der Verträge zum Militärdienst ein-
gezogen wird. Aber er will nicht nur einsehen, 
warum dieser Wehrdienst notwendig ist — diese 
Einsicht, Herr Professor Baade, ist auch in der 
Jugend sehr weit verbreitet —, sondern er will 
auch wissen, was ihn in diesen Streitkräften er-
wartet und was innenpolitisch aus der Existenz 
dieser Streitkräfte für den Staat erwächst. Mit 
anderen Worten: die deutsche Jugend weiß, daß 
die Frage, ob es deutsche Streitkräfte geben muß 
— das ist ja gestern hier angesprochen worden —, 
eine politische Entscheidung ist, die dieses Hohe 
Haus hier, und zwar in alleiniger, ausschließlicher 
Verantwortung, zu treffen hat. Aber bei dem Wie 
wünscht sie höchstpersönlich mitzureden, und wir 
alle im Hause sollten sie da gründlich hören. 

Da hier gerade von der Jugend die Rede ist, ein 
paar Sätze zum Kapitel „Ohne mich". Wir sollten 
sorgfältig unterscheiden zwischen denen, die den 
Kriegsdienst mit der Waffe aus Gewissensgründen 
verweigern, und denen, die „Ohne mich!" aus 
Selbstsucht oder aus politischen statt Gewissens-
gründen rufen oder auch einfach gar nichts anderes 
tun, als mehr oder minder nachzuplappern, was 
eine gefährliche kommunistische Propaganda ihnen 
geschickt souffliert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Wir sollten bedenken, meine Herren von der Oppo-
sition, daß jede Förderung der Parole „Ohne mich" 
beim Wehrdienst zu einem Umschlagen dieser Pa-
role in die Parole „Ohne mich" gegenüber unserem 
demokratischen Staate führen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dies kann zu einer nihilistischen Haltung führen, 
die den Nährboden für einen neuen Totalitarismus 
abgibt. Allgemeine Wehrpflicht und Demokratie 
gehören nämlich zusammen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

„Ohne mich" und Demokratie sind zwei einander 
ausschließende Standpunkte. 

(Beifall in der Mitte.) 

Und noch eines. Unter dem bolschewistischen 
System kostet das Aussprechen des Wortes „Ohne 
mich" den Kopf. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Haben sich das auch die einmal überlegt, die mit 
der Parole „Ohne mich" in unserem Lande leicht-
fertig hausieren gehen? 

Einige Bemerkungen nur noch zu den Wegen. 
Natürlich läßt sich schon sehr vieles bewirken 
durch eine unserer Zielsetzung entsprechende 
Wehrverfassung, durch parlamentarische Kontroll-
instanzen — man kann ja einmal sehr gründlich 
nachdenken über den parlamentarischen Kontrol-
ler, den es in Schweden bei der schwedischen 
Wehrmacht gibt —, durch eine zweckdienliche Wehr-
organisation, durch sorgfältig durchdachte Gesetze, 
durch kluge Militärvorschriften, Vorschriften übri-
gens, an deren Ausarbeitung — das sei den künfti-
gen Vorschriftenbearbeitern der Streitkräfte jetzt 
schon gesagt — dies Parlament sich entscheidend 
beteiligen wird. Aber letzten Endes kommt doch 
alles darauf an, daß die richtigen Menschen mit 
dem richtigen Geist an den richtigen Platz ge-
bracht werden. 

(Abg. Eschmann: Nur darauf kommt's an!) 

Gerade im Anfangsstadium, während des ersten 
Aufbaus, — Herr Kollege Eschmann, das wissen 
wir doch — ist es das Wesentlichste, daß die 
Schlüsselpositionen während des Aufbaus mit ge-
eigneten Persönlichkeiten besetzt werden, daß die 
Lehrer für die Lehrer, die Ausbilder für die Aus-
bilder mit dem richtigen Ole gesalbt sind. 

(Sehr gut! und Lachen bei der SPD.) 

Unser Kollege Blank pflegt gerne zu betonen, daß 
er drei Worte nicht mehr hören kann: Posten, Auf-
träge und Erfindungen. Es ist gut und zwingend 
notwendig, daß immer wieder betont wird: Nie-
mand, auch niemand in der Dienststelle Blank, hat 
heute schon eine auch nur irgendwie verbindliche 
Zusage, daß er in den künftigen Streitkräften 
verwandt wird, 

(Zuruf von der SPD: Das richtige Öl noch 
nicht gefunden!) 

und niemand, keine Firma und keine Einzelperson, 
hat eine irgendwie verbindliche Zusage, daß er 
irgendeinen Rüstungsauftrag erhalten wird. 

Im Zusammenhang mit der bedeutungsvollen 
Frage der Personalauswahl wünschen meine poli-
tischen Freunde gerade bei dieser ersten Lesung 
des Vertragswerks deutlich zum Ausdruck zu brin-
gien, daß sich die Bundesregierung der Frage des 

Personalausschusses für die Auswahl der Bewerber 
um künftige Schlüsselpositionen möglichst umge-
hend zuwendet. Was soll der Personalausschuß? 
Sagen wir zunächst einmal, was er nicht soll. Er 
soll erstens nicht eine Neuauflage der Entnazifi-
zierungsausschüsse unseligen Angedenkens sein. 
Er soll zweitens nicht etwa entscheiden: Der 
Oberst Alois Huber wird Kommandeur des 2. Bay-
erischen Infanterieregiments und Kapitän Jürgen 
Jürgensen Kommodore der 1. Schleswig-Holsteini-
schen Schnellbootflottille. Das Vorschlagsrecht für 
die Besetzung derartig spezifischer Stellen hat 
selbstverständlich der künftige Verteidigungsmini-
ster, und die Berufung erfolgt selbstverständlich 
nach den gleichen Bestimmungen, wie sie für die 
Berufung von Beamten gelten. 

Der Personalausschuß soll vielmehr zwei Aufga-
ben haben: erstens die Prüfung des Persönlich-
keitswertes der Bewerber nach deren menschlicher 
und politischer Eignung für den Aufbau von Streit-
kräften in unserer Demokratie, und zweitens die 
Festlegung der Auswahlprinzipien für solche Be-
werber um Verwendung in künftigen Kontingen-
ten, deren Prüfung nicht dem Personalausschuß 
selbst vorbehalten ist. 

(Abg. Samwer: Aber auch militärische 
Eignung!) 

Die Mitglieder des Personalausschusses sollen 
nach den Vorstellungen meiner Freunde in ihrer 
Mehrheit aus dem zivilen Bereich, zu einem Teil 
auch aus dem militärischen Bereich stammen. Sie 
sollen nicht Beauftragte, aber Vertrauensleute der 
politischen Parteien, der Kirchen, der Gewerk-
schaften, der berufsständischen Organisationen, der 
Jugendverbände, der Wirtschaftsgruppen usw. sein. 
Sie sollen selbstverständlich nicht weisungsgebun-
den sein. Sie sollen auch nicht Bundestagsabgeord-
nete sein, und auch das scheint uns selbstverständ-
lich: Wer in dem Personalausschuß tätig ist, darf 
weder in den künftigen Kontingenten noch bei der 
bodenständigen Verteidigung noch im künftigen 
Verteidigungsministerium irgendwelche Verwen-
dung finden. Ich weiß, daß die Berufung eines sol-
chen Personalausschusses — ich wiederhole: ich 
weiß! — und dessen Vorschaltung vor jede Be-
setzung von Schlüsselpositionen auch von der 
Opposition gewünscht wird und dieser die Mitar-
beit an der Lösung der gemeinsamen Aufgabe — 
so  hoffe ich —, Streitkräfte sinnvoll in unseren 
Staat einzugliedern, erleichtern würde. 

Einige weitere Detailfragen! Im Zusammenhang 
mit der Tatsache, daß das Vertragswerk zur Auf-
stellung deutscher Kontingente führt, wird immer 
wieder davon gesprochen, daß unsere künftigen 
Soldaten Staatsbürger in Uniform sein sollen. 
Gleichzeitig wird dabei immer wieder das „Innere 
Gefüge" der künftigen Wehrmacht diskutiert. Was 
meinen wir nun damit, wenn wir heute „Staats-
bürger in Uniform" sagen? Zunächst einmal mei-
nen wir damit Soldaten, ganz schlicht Soldaten; 
denn wenn das Ergebnis unserer Bemühungen um 
den Neuaufbau der Streitkräfte nicht darin besteht, 
daß am Ende der Ausbildungszeit wirklich Solda-
ten vorhanden sind, die effektiven Schutz gegen 
die Militärmaschine des Totalitarismus zu gewähr-
leisten vermögen, dann können wir uns Opfer an 
Zeit, Geld und Wirtschaftsbelastung für diesen 
Zweck sparen. Staatsbürger in Uniform und Solda-
ten sind für uns also das gleiche. Staatsbürger in 
Uniform und Militaristen sind zwei sich ausschlie-
ßende Begriffe. Staatsbürger in Uniform, das be- 
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sagt, daß wir für unsere künftigen Soldaten die 
Grundrechte der Verfassung in nahezu vollem Um-
fang unangetastet lassen wollen, angefangen vom 
aktiven und passiven Wahlrecht bis zur Koalitions-
freiheit. Staatsbürger in Uniform, das besagt, daß 
die Würde des Menschen auch dann in vollem Um-
fang geachtet bleiben soll, wenn dieser Mensch eine 
Rekrutenuniform trägt. Staatsbürger in Uniform, 
das besagt, daß der Soldat weder weniger noch 
mehr ist als jeder andere Staatsbürger, als Rekrut 
nicht weniger, als General nicht mehr als jeder 
Zivilist. 

Man hört bei den äußerst begrüßenswerten und 
lebhaften Diskussionen um das „Innere Gefüge" 
heute gelegentlich mancherlei, was auch einmal 
etwas übersteigert anmutet. Aber ich möchte be-
tonen: Tausend Übertreibungen nach dieser Seite 
sind uns lieber und sind auch tausendmal nütz-
licher, als wenn auch nur ein einziger es wagt, 
dem Kadavergehorsam und dem Kommiß à la 
Himmelstoß das Wort zu reden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Diese Feststellung schließt das Bekenntnis zu 
einer guten soldatischen Tradition in Deutschland 
nicht aus. Wir haben uns wahrlich der Überliefe-
rung besten preußischen, bayerischen, württember-
gischen oder schlesischen Soldatentums nicht zu 
schämen. Pflichterfüllung bis zum letzten, Opfer-
willigkeit und Tapferkeit sind Tugenden, die auch 
dadurch nicht entwertet werden, daß zwei Welt-
kriege verlorengegangen sind. Es gibt manches, an 
das wir beim Aufbau künftiger Streitkräfte nicht 
wieder anknüpfen möchten. Aber es gibt auch 
vieles in unserer soldatischen Vergangenheit, was 
wertvoll und zukunftsträchtig ist und was  her

-übergenommen werden muß. 

Wir stehen an einem völligen Neubeginn. Ein 
Teil unserer Vertragspartner hat es da schwerer. 
Frankreichs Armee z. B. hat eine glänzende Tra-
dition, die sie bewußt pflegt, und ist insoweit be-
neidenswert. Aber alles hat zwei Seiten. Diese 
Tradition erschwert natürlich die Verwirklichung 
mancher modernen Vorstellungen, die mit dem 
„Staatsbürger in Uniform" zusammenhängen. Man 
vergleiche nur einmal die Disziplinarbefugnisse in 
der französischen Armee, die unter Umständen bis 
zum Unteroffizier gehen, mit den modernen Vor-
stellungen, die wir hinsichtlich der künftigen Diszi-
plinarbefugnisse in unseren Streitkräften entwik-
kelt haben. 

Noch eines kommt hinzu. Vor dem Hintergrund 
der geschichtlichen Ereignisse weiß heute jeder in 
Deutschland, der wieder Soldat wird, um die 
innere Problematik dieses Berufs. Die Zeit, in der 
ein Leutnantsdasein keine inneren Probleme auf-
warf, ist in Deutschland endgültig vorbei. Jeder 
weiß heute, ,daß nicht nur der  Offizier, sondern 
auch jeder Soldat sich mit dem Problem der Pflich-
tenkollision auseinanderzusetzen hat, mit dem 
ethischen Prinzip auf der einen Seite und mit dem 
absolut unverzichtbaren Gehorsamkeitsprinzip auf 
der anderen Seite. Den großartig schaurigen Hin-
tergrund dazu liefert der 20. Juli 1944. 

Auch mit der Frage des 20. Juli 1944 müssen wir 
in diesem Zusammenhang fertig werden, wenn wir 
die innenpolitischen Folgen aus den hier zur De-
batte stehenden außenpolitischen und militärischen 
Verträgen meistern wollen. Da ist es gut, zu wissen, 
daß ein Soldat, der aus bester deutscher soldatischer 

Vergangenheit in unsere lebendige Gegenwart hin-
eingewachsen ist, das ist der Vorsitzende des Verban-
des deutscher Soldaten, Admiral Hansen, diese Brücke 
zwischen dem ethischen und dem Gehorsamkeits-
prinzip gefunden und geschlagen hat, als er sinn-
gemäß formulierte: „Es ist nicht entscheidend, ob 
jemand am 20. Juli beteiligt war oder an der Front 
bis zum bitteren Ende seine Pflicht tat. Entschei-
dend ist allein, daß das Motiv seines Handelns 
ehr en wert war." Dort in diesem „ehrenwert" 
liegt die Klammer. Ich muß in diesem Zusammen-
hang auch auf die richtungweisenden Ausführun-
gen unseres verehrten Herrn Bundespräsidenten 
anläßlich der Gedenkstunde für die Opfer des 
20. Juli in Berlin hinweisen. 

Meine Damen und Herren! Das Thema läßt sich 
heute natürlich nicht ausschöpfen.. Zu dem Kapitel 
Verteidigungsbeitrag, Finanzpolitik und Wirt-
schaftspolitik sind erste Ansätze zur Diskussion 
schon in der vergangenen Woche gemacht worden. 
Ich will das hier nicht vertiefen, sondern im Grun-
de nur zweierlei sagen. Erstens: Ein Staat, der völ-
lig in Trümmern lag und dennoch in relativ wenig 
Jahren fertig wurde mit der Aufgabe, die Bedürf-
nisse von 45 Millionen Menschen auf dem freien 
Markt zu befriedigen, wird meines Erachtens auch 
damit fertig, die Bedürfnisse von Streitkräften in 
der Höhe von 500 000 Mann zu befriedigen. 

(Abg. Dr. Gülich: Sie kühler junger Nord-
deutscher, das machen Sie sich aber zu 

leicht!) 

— Herr Kollege Ritzel hat während der Haushalts-
debatte am 9. Dezember die Frage gestellt, was die 
Aufstellung der deutschen militärischen Verteidi-
gungsstreitkräfte insgesamt kostet. Diese Frage ist 
natürlich auch für diese Debatte wesentlich. Leider 
kann diese Antwort keine Zahlen enthalten, Herr 
Ritzel. Ihnen ginge es nicht anders, wenn Sie diese 
Frage hier selber beantworten müßten. Wir erstel-
len unsere Verteidigungskräfte doch schließlich aus 
dem Nichts. Wir haben weder einen Markt für 
militärische Artikel, insbesondere für Waffen, noch 
präzise Programme über die Beschaffung der 
nötigen Einrichtungen im In- und Ausland. Es 
gibt auch kaum Preislisten über diese Artikel. Was 
die im Ausland aufgestellten Divisionen gekostet 
haben und kosten sollen, läßt sich auch nicht als 
Vergleichsgrundlage für den deutschen Fall ver-
wenden. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich glaube auch nicht, daß die Kenntnis dieser Zahl 
für die zu treffende Entscheidung unbedingt er-
forderlich ist. 

(Erneute Zurufe von der SPD.) 
Der deutsche Verteidigungsaufwand wird haus-
haltsmäßig von diesem Hohen Hause bewilligt und 
von der NATO überprüft. Ohne Zustimmung dieses 
Hauses hier können keine höheren Summen als 
die von unserem Parlament bewilligten verausgabt 
werden. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ritzel (SPD): Eine Frage an den Herrn Redner. 
Sie haben vorhin so ausgezeichnete Informationen 
auf maritimem Gebiet von sich gegeben. Ich frage: 
Sind Sie in der Lage, Herr Kollege, ebenso positive 
Angaben in bezug auf den wirklichen Kostenbe-
trag zu machen, der heute in der Öffentlichkeit 
und vor allem bei den Steuerzahlern diskutiert 
wird? Sind Sie in der Lage, die Behauptung zu ent- 



2. Deutscher Bundestag — 62. Sitzung, Bonn, Donnerstag, den 16. Dezember 1954 	3195 
(Ritzel) 
kräften, daß die Erstausstattung der 500 000-Mann-
Armee der Bundesrepublik mindestens ca. 60 Mil-
liarden DM kosten wird? Ja oder nein? 

(Lebhafte Zurufe von der Mitte.) 

— Ich frage den Herrn Redner und präzisiere 
meine Frage noch einmal: mindestens 60 000 Mil-
lionen DM. 

Rasner (CDU/CSU): Ich möchte Ihnen wie folgt 
antworten, Herr Kollege Ritzel. So geht es nicht. 
Reichen die Summen, das möchte ich sagen, die 
9 Milliarden DM jährlich, die wir bewilligen, zur 
Durchführung unseres Aufstellungsprogramms 
nicht aus — das ist ja immerhin möglich —, dann 
muß die Beschaffung der Ausstattung etwas lang-
samer vor sich gehen. Wir haben jedenfalls nicht 
die Absicht, über diese Summe hinauszugehen und 
dabei die wirtschaftliche und finanzielle Ordnung 
aufs Spiel zu setzen. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der 
SPD.) 

Ritzel (SPD): Zwei weitere Fragen an den Herrn 
Redner! Erste Frage: Ist Ihnen bekannt, daß der 
Herr Bundesfinanzminister erklärt hat, mehr als 
9 Milliarden, die in dem Haushalt eingestellt sind, 
würden unter keinen Umständen zur Verfügung 
stehen? Zweite Frage: Soll Ihre Erklärung von eben 
bedeuten, daß dann ein aufgestelltes Heer prak-
tisch ohne Waffen bleiben soll, weil die erforder-
lichen Mittel nicht zur Verfügung stehen? 

(Zurufe von der Mitte und Lachen.) 

Rasner (CDU/CSU): Ich will kurz antworten. Die 
erste Antwort heißt Ja, die zweite Antwort heißt 
Nein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Heiterkeit.) 

Ritzel (SPD): Letzte Frage! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter Ritzel. Ich würde empfeh-
len, daß wir etwas ruhiger sprechen. Wenn Sie ein 
klein wenig von dem Mikrophon zurückträten, 
hallte es nicht so schrecklich; ich kann es kaum 
verstehen. 

Ritzel (SPD): Eine letzte Frage. Womit wollen 
Sie den offensichtlichen Widerspruch zwischen 
Ihrem Ja und Ihrem Nein erklären? 

Rasner (CDU/CSU): Ich sehe wirklich keine Ver-
anlassung, Kollege Ritzel, zu den beiden klarsten 
Antworten, die es auf eine Frage gibt, nämlich Ja 
und Nein, hier und an dieser Stelle nun noch eine 
ausführliche Erklärung zu geben. Präziser konnte 
ich nicht antworten. 

In der gleichen Debatte, wenn ich fortfahren 
darf, anläßlich der ersten Lesung, wurde gefragt, 
ob die Bundesrepublik die von amerik an ischer 
Seite — ich komme Ihnen ja noch etwas entgegen, 
Herr Ritzel — zugesagten schweren Waffen zum 
Aufbau deutscher militärischer Einheiten auch sicher 
erhalten werde. In die Erfüllung dieser der Bun-
desrepublik gegebenen Zusage kann nicht der ge-
ringste Zweifel gesetzt werden; denn das schon 
früher in Washington gegebene Versprechen 
wurde, wie ich mich informiert habe, auch in Lon-
don förmlich wiederholt. 

Noch etwas anderes ist notwendig. Lassen Sie 
mich noch ein Wort an die deutsche Gewerkschafts-
bewegung richten. 

(Abg. Eschmann: Das lassen Sie lieber, die 
können Sie ja doch nicht leiden!) 

Über die Notwendigkeit, die innenpolitischen Kon-
sequenzen des Pariser Vertragswerks gemeinsam 
zu bewältigen, habe ich aus anderer Sicht schon 
mehrfach gesprochen. In diese Gemeinsamkeit — 
das erkläre ich betont — beziehen meine politischen 
Freunde die deutsche Gewerkschaftsbewegung ein-
deutig mit ein. 

(Abg. Dr. von Brentano: Richtig!) 

Es ist doch selbstverständlich, daß die Tatsache, 
daß einige Hunderttausend Arbeitnehmer für ein-
einhalb Jahre zum Wehrdienst eingezogen werden 
sollen, die deutsche Gewerkschaftsbewegung zu-
tiefst interessieren muß. Aber es gibt auch hier 
fruchtversprechende Ansätze, die — das lassen Sie 
mich ehrlich sagen - für uns auch nicht durch 
Resolutionen zunichte gemacht werden, Resolutio-
nen, die zudem oft nur flüchtig gelesen werden 
und oft auch falsch interpretiert sind. Ich denke 
in diesem Augenblick an den verstorbenen Vor-
sitzenden ,des DGB, Böckler, der 1949 in München 
sinngemäß erklärt hat, daß auch für den deutschen 
Arbeiter und auch für die deutsche Gewerkschafts-
bewegung die Freiheit verteidigungswürdig ist und 
daß auch der DGB seinen Beitrag zur Verteidigung 
dieser Freiheit leisten muß. Ich glaube einfach nicht 
daran, daß sich diese Auffassung im DGB irgend-
wie geändert hat. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr gut!) 

Ich möchte darum hier sagen: wenn die deutschen 
Gewerkschaften die Freiheit weiterhin für vertei-
digungswürdig halten und gleichzeitig der Über-
zeugung sind, daß das Ziel, die Streitkräfte orga-
nisch in unseren Staat einzufügen, in Zusammen-
arbeit mit den Gewerkschaften erreichbar sei, wenn 
sie glauben, daß dieses Ziel ohne Zusammenarbeit 
mit der deutschen Gewerkschaftsbewegung gefähr-
det sei, dann nimmt das ganze Hohe Haus eine 
solche Feststellung ernst, sehr ernst, und wartet 
aufnahmebereit auf konkrete Vorschläge aus den 
Reihen der deutschen Gewerkschaften. 

Nach allem, was ich über diese notwendige Ge-
meinsamkeit bei der Bewältigung der vor uns lie-
genden Aufgabe gesagt habe, ist es nicht mehr not-
wendig, das sinngemäß für andere Institutionen, 
für Jugendorganisationen, Heimkehrer- und Kriegs-
opferverbände, zu wiederholen, was ich sehr be-
wußt an die Adresse der deutschen Gewerkschafts-
bewegung gesagt habe. 

Jetzt ein abschließendes Wort. Ich habe sehr be-
wußt und im klaren Auftrag der Fraktion bei der 
ersten Lesung des Pariser Vertragswerks die innen-
politischen Konsequenzen der Ratifizierung zum 
Kern meiner Ausführungen gemacht. Warum? Aus 
zwei wesentlichen Gründen. Erstens weil ich weiß, 
daß die gleichberechtigte Einbeziehung der Bun-
desrepublik in den Kreis der freien Völker, in die 
Verteidigungsanstrengungen der freien Welt eine 
Art Vertrauensvorschuß der freien Welt an das 
deutsche Volk darstellt. Sicher — das räume ich ein 
— hat man das nicht nur um unserer schönen 
blauen Augen willen getan. Sicher spielen für die 
USA, England und Frankreich sowie die anderen 
Vertragspartner Nützlichkeits-, Zweckmäßigkeits- 
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und Sicherheitserwägungen dabei eine entschei-
dende Rolle. Aber gleichzeitig handelt es sich bei 
der Zulassung eines deutschen Verteidigungs-
beitrages nach den Erfahrungen von 1933 bis 1945 
— das wird niemand bestreiten können — um 
einen Vertrauensvorschuß der freien Welt an unser 
Volk. Auch unsere Vertragspartner fragen sich 
natürlich, ob die Bundesrepublik mit der innen-
politischen Hypothek der Aufstellung von Ver-
teidigungsstreitkräften fertig werden wird. Schon 
aus diesem Grunde lag meiner Fraktion daran, 
gleich anläßlich der ersten Lesung wenigstens in 
großen Zügen einiges von den Vorstellungen deut

-
lich zu machen, mit denen wir diese Frage meistern 
wollen. Wir hoffen, verdeutlicht zu haben, welchen 
Platz die künftigen Streitkräfte in unserem Staat 
einnehmen, Streitkräfte, die im übrigen — da will 
ich gerne einen Gedanken unseres Kollegen Pro-
fessor Carlo Schmid aufgreifen — nicht eine starre, 
stählerne graue Drohung, eine furchtbare Maschine, 
roboterhaft und ein ständiger Alp sein sollen, son-
dern Streitkräfte, die als Streitkräfte des ganzen 
Volkes nichts anderes sind als die Garantie dafür, 
daß es nicht zum Kriege kommt, weil sie im Verein 
mit anderen Streitkräften der verbündeten freien 
Welt jene Verlockung beseitigen, die die Waffen-
losigkeit nun einmal für jede totalitäre und zudem 
militante Diktatur darstellt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Wir reden dabei aber auch gleichzeitig nicht der 
Verniedlichung dieser Streitkräfte das Wort, der 
„schimmernden Wehr", der spielerischen Protzerei, 
sondern wir wollen hier durchaus neue Wege fin-
den, die in jedem Staatsbürger das Gefühl auf-
kommen lassen: Das sind die notwendigen Streit-
kräfte zu meinem Schutz, zum Schutz meiner Fa-
milie, das ist das notwendige Instrument zur Siche-
rung meiner Heimat, so sauber, daß ich ihm auch 
meine Söhne anzuvertrauen vermag. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und das ist das zweite, daß dem Vertrauensvor-
schuß unserer ausländischen Partner ein Ver-
trauensvorschuß unseres Volkes und auch dieses 
Parlaments in die gemeinsame Fähigkeit, diese 
Dinge innenpolitisch zu meistern, entsprechen muß. 

(Abg. Baade: Ich habe eine Zwischenfrage!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter! 

Dr. Baade (SPD): Gestatten Sie mir eine Zwi-
schenfrage. Sie haben eben wie verschiedene Red-
ner Ihrer Fraktion davon gesprochen, daß diese 
jungen Menschen ihre Heimat, ihre Mütter, ihre 
Familien verteidigen sollten. Ist Ihnen bekannt, 
daß der Oberbefehlshaber, dem diese Deutschen 
unterstellt sein würden, General Gruenther, mit 
voller Deutlichkeit gesagt hat, wozu er diese deut-
schen Soldaten haben möchte? Ist Ihnen bekannt, 
daß er gesagt hat, daß er die deutschen Soldaten 
als Schirm für die in Europa und in Deutschland 
stehenden englischen, amerikanischen und franzö-
sischen Soldaten haben will? 

(Widerspruch bei den Regierungsparteien. 
— Zuruf von der Mitte: Hat er nicht 

gesagt!) 

— Jawohl, das hat er gesagt, das hat er wörtlich 
gesagt. Infolgedessen handelt es sich nicht darum, 
ob die deutschen Jungen von den amerikanischen, 

englischen, französischen und belgischen Jungen 
verlangen sollen, daß sie an ihrer Stelle die deut-
schen Mütter und die deutsche Heimat verteidigen. 
Nach dieser Strategie ist nicht beabsichtigt, die 
deutsche Heimat zu verteidigen, sondern in Wahr-
heit ist beabsichtigt, 'deutsche  Soldaten zu haben, 
um den erfolgreichen Rückzug der auf deutschem 
Boden stehenden ausländischen Truppen zu ver-
teidigen. 

(Lebhafter Widerspruch bei den 
Regierungsparteien.) 

Rasner (CDU/CSU): Herr Kollege Professor 
Baade, ich zweifle keinen Augenblick daran, daß 
General Gruenther diese Äußerung in dieser Form 
nicht getan hat. Aber ich bin Ihnen dankbar 
dafür, daß Sie mir ein sehr wesentliches Argument 
geliefert haben. Sie räumen damit ein, daß wirk-
lich nichts sinnvoller ist als die Tatsache, daß wir 
jetzt volles Mitglied in der NATO werden, deren 
Beschlüsse einstimmig gefaßt werden müssen und 
bei der wir nun auch maßgeblich unsere Ansichten 
über diese Dinge zum Ausdruck bringen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Der Herr Abge-
ordnete Gontrum zu einer Zwischenfrage! 

Gontrum (CDU/CSU): Ich habe eine Frage an den 
Herrn Kollegen Baade. Von seiten der Opposition 
ist gestern gesagt worden, es sei notwendig, daß 
die alliierten Truppen hier auf unserem deutschen 
Boden seien; doch sicher deswegen, weil sie uns 
beschirmen. Wie erklären Sie sich deshalb, daß 
hier doch ein Junktim vorliegt: einer für den an-
deren!? 

Dr. Baade (SPD): Herr Präsident, wollen Sie mir 
erlauben, darauf zu antworten, da die Frage an 
mich gerichtet ist? — Ich glaube, daß hier gar kein 
Widerspruch vorliegt. Solange in Ostdeutschland 
und Mitteldeutschland russische Truppen stehen, 
ist es selbstverständlich eine zusätzliche Sicherheit, 
daß in Westdeutschland amerikanische und eng-
lische Truppen stehen, 

(lebhafte Rufe von der Mitte: Aha! und 
Beifall) 

sei es auch nur in dem Sinne, daß damit klarge-
macht ist, daß ein Angriff der Roten Armee auf 
Westdeutschland einen Weltkrieg entfesseln würde. 
Diese hier stehenden Truppen haben daher in 
erster Linie einen symbolhaften Charakter, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

ebenso wie ihn die Truppen in Berlin haben, die 
ja auch Berlin im Ernstfalle nicht verteidigen 
könnten. — Meine Herren, lachen Sie nicht dar-
über. Kein ernster Militär und Militärschriftsteller 
in der westlichen Welt zweifelt daran, daß das so 
ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, sicher, Herr Bausch, ich habe ja gesagt: so-
lange in Mitteldeutschland russische Truppen ste-
hen, bedeutet die Anwesenheit amerikanischer und 
englischer Truppen in Westdeutschland und ins-
besondere auch in Berlin eine zusätzliche Garantie 
in dem Sinne, daß ein Angriff Rußlands auf Berlin 
oder Westdeutschland zu einem Weltkrieg führen 
würde. Aber, Herr Bausch, das hat nichts mit der 
Tatsache zu tun, daß diese Truppen materiell nicht 
imstande wären, zu verhindern, daß Deutschland 
zweimal das Schicksal der verbrannten Erde durch- 
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machen müßte. Deutsche Truppen könnten nur das 
eine ändern, daß, während ohne deutsche Truppen 
ein geordneter Rückzug dieser Truppen auf die 
Atlantikküste aussichtslos wäre, ein erfolgreicher 
Rückzug erst durch die Bereitstellung deutscher 
Truppen ermöglicht würde. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Unruhe 
in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, wenn wir die Debatte auflockern wol-
len —was ich dem Hause sehr empfehlen würde—, 
setzt das voraus, daß wir uns möglichst präzise 
fassen und daß wir uns dabei mit möglichster Ruhe 
der Diskussion zuwenden. Hier oben ist kaum 
etwas zu verstehen. Vielleicht liegt das an der 
Technik. Wir werden diese Technik noch zu ver-
bessern versuchen. Aber  es ist von Wichtigkeit, daß 
wir auch von hier oben aus noch einigermaßen 
dem Gang der Ereignisse zu folgen vermögen. 

Ich setze das Einverständnis des Redners voraus, 
daß weitere Zwischenbemerkungen gemacht wer-
den, und darf Herrn Abgeordneten Vogel bitten. 

Dr. Vogel (CDU/CSU): Ich möchte an den Herrn 
Abgeordneten Dr. Baade folgende Frage richten: 
Hielt er es für absolut selbstverständlich, daß ame-
rikanische Mütter bzw. die Amerikaner ihre Söhne 
zur Verteidigung von Südkorea einsetzten, als die 
Bolschewisten über Südkorea herfielen? Und hat er 
es auch für selbstverständlich gehalten, daß Ameri-
kaner diesen Schutz für Deutschland übernehmen, 
ohne daß sich Deutsche an der Verteidigung 
Deutschlands beteiligen? 

(Beifall bei 'der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Doch nicht Deutschland!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Dr. Baade. 

Dr. Baade (SPD): Herr Kollege Vogel, Sie haben 
mich gefragt, was ich über die berechtigten Gefühle 
der Eltern von amerikanischen Soldaten halte. Die 
Antwort auf diese Frage darf ich mit einer persön-
lichen Feststellung beginnen, die manchen von 
Ihnen vielleicht neu ist. Ich bin vielleicht der ein-
zige Abgeordnete dieses Hauses, der einen Sohn in 
der amerikanischen Armee hatte. Mein Sohn hat 
— als Deutscher — seinen Militärdienst in den USA 
geleistet, und er hat während der ganzen Zeit des 
koreanischen Krieges jeden Tag vor der Möglich-
keit gestanden, nach Korea geschickt zu werden. 
Gerade als Vater eines amerikanischen Soldaten 
habe ich die menschliche Seite dieser Verteidi-
gungsfrage immer sehr gründlich miterlebt. Und 
aus diesem Erleben heraus wiederhole ich, was ich 
vorhin gesagt habe: Solange russische Truppen in 
Mitteldeutschland stehen, ist die Anwesenheit 
amerikanischer Truppen in Westdeutschland eine 
zusätzliche Garantie für unsere Sicherheit, aber 
keine materielle Garantie dagegen, daß West-
deutschland überrannt werden könnte. 

(Abg. Kunze [Bethel]: Eine materielle 
Garantie gibt es überhaupt nicht, Herr 

Baade!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zurück an den 
Redner! 

Rasner (CDU/CSU): Lassen Sie mich vor meinen 
allerletzten Sätzen für gestern wie für heute der 
Opposition den Dank dafür sagen, daß sie durch  

ihre zahlreichen Zwischenbemerkungen so lebhaft 
dazu beigetragen hat, unsere Argumentation zu 
untermauern. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Kraftmeier! — Weitere Zurufe 

von der SPD.) 

Lassen Sie mich abschließend etwas tun, was in 
diesem Hohen Hause sehr ungewöhnlich ist. Lassen 
Sie mich statt der üblichen schwäbischen Dichter 
einmal einen solchen aus dem nördlichsten Nord-
deutschland zitieren. Das gibt es nämlich trotz des 
Satzes „Frisia non cantat" auch, meine Herren 
Schwaben! Lassen Sie mich des Husumers Theodor 
Storm schönes Wort zitieren: „Kein Mensch ge-
deihet ohne Vaterland", und damit dieser Debatte 
anläßlich der ersten Lesung des Pariser Vertrags-
werks auch jenen vaterländischen Akzent geben, 
der ihr wohl ansteht. Unser Vizepräsident Professor 
Carlo Schmid hat unserem toten Präsidenten 
Hermann Ehlers in seiner klassischen Gedenkrede 
bescheinigt, daß er sich um das Vaterland verdient 
gemacht habe. Wir haben alle gespürt, daß Pro-
fessor Schmid damit nicht jenen Vaterlandsbegriff 
gemeint hat, der in der Zeit engsten nationalstaat-
lichen Denkens so oft mißbraucht worden ist, son-
dern daß sein Vaterlandsbegriff sowohl unser enge-
res deutsches Vaterland als aber auch ein sehr 
zeitgemäßes größeres Vaterland umschloß, ein Va-
terland, das, so wie diese Welt sich heute aufteilt, 
für uns überall dort ist, wo Freiheit und Recht zu 
Hause sind. 

(Sehr gut! bei der  CDU/CSU.) 

Zur Verteidigung von Freiheit und Recht haben 
sich die am Pariser Vertragswerk beteiligten Völ-
ker zusammengefunden. Unter diesen Aspekt, der 

 in letzter Konsequenz auch gleichzeitig der Vertei-
digung des Friedens dient, wünschen wir die heu-
tige erste Lesung und speziell auch den deutschen 
Verteidigungsbeitrag gestellt zu sehen, und unter 
diesem Aspekt wünschen wir anschließend in den 
Einzelberatungen der Ausschüsse die heutige Aus-
einandersetzung um das Vertragswerk gründlich 
zu vertiefen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete von Manteuffel. 

von Manteuffel (Neuß) (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe nicht zu dem 
Ob des vor uns liegenden Entwurfs des Gesetzes 
betreffend den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Brüsseler Vertrag und zum Nord-
atlantikvertrag zu sprechen — das hat mein Par-
teifreund Dehler getan —, sondern ich habe diese 
beiden Verträge in militärpolitischer und militär-
technischer Sicht zu erläutern. Ich möchte mich 
kurz fassen, alldieweil Herr Kollege Rasner sehr 
eingehend, vor allem auch über das Wie gesprochen 
hat, dem wir im ganzen zustimmen, und die Zeit 
schon vorgeschritten ist. Aber wir haben in Ver-
bindung mit diesem Vertragswerk noch einige 
Wünsche, und deshalb darf ich folgendes voran-
stellen. 

Bei der Analyse der Frage, ob ein solcher deut-
scher militärischer Beitrag notwendig ist oder 
nicht, kann doch einfach nicht vergessen werden, 
daß jenseits des Eisernen Vorhangs eine regel-
rechte Armee zumindest im Entstehen begriffen ist. 
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Einzelheiten brauche ich nicht zu sagen, weil Sie 
darüber bestens informiert sind. Meinerseits möchte 
ich, der ich schon seit Jahren einer besonderen 
Hetze jenseits des Eisernen Vorhangs ausgesetzt 
bin, doch sagen: es ist eine faustdicke Heuchelei, 
wenn sich die Sowjets und ihre Handlanger in der 
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands über die 
angebliche Wiedergeburt des deutschen Militaris-
mus in der Bundesrepublik entrüsten. Ihre eigene 
Zone i s t doch schon seit Jahren remilitarisiert, 
und zwar nicht nur in Gestalt der nunmehr im 
Entstehen begriffenen regelrechten militärischen 
Streitkräfte, die mit Panzern, Sturmgeschützen, 
Sturmbooten, Flugzeugen, mit Artillerie mittleren 
und schweren Kalibers usw. usw. ausgerüstet sind, 
sondern auch in Form einer halb- und vormili-
tärischen Ausbildung der Jugend, und zwar beider-
lei Geschlechts und der verschiedensten Alters-
klassen, und zusätzlich der militärischen Ausbil-
dung und Vervollkommnung der Werktätigen 
innerhalb der Betriebe, dies allerdings unter dem 
Deckmantel eines sogenannten Werkschutzes. 

Das sind doch Tatsachen, die sich weder igno-
rieren noch wegdiskutieren oder wegdisputieren 
lassen, 

(Sehr richtig! rechts) 

die andererseits erklären, weshalb der Kreml in 
jeder Note immer wieder den Abzug der Be-
satzungstruppen vorschlagen kann und auch vor-
geschlagen hat. Auch der letzte sowjetische Plan 
ist nach der  Auffassung meiner politischen Freunde 
und nach meiner persönlichen Auffassung nicht so 
sehr eine Antwort auf die Pariser Vereinbarungen 
als eine ständige Fortentwicklung der sowjetischen 
Politik, mit der der freie Westen eben rechnen 
muß, gleichgültig ob die Bundesrepublik wieder-
bewaffnet wird oder nicht. In diesem Sinne unter-
streiche ich alles das, was mein Parteifreund Deh-
ler hierüber gesagt hat. 

Wenn im übrigen in der sowjetisch besetzten 
Zone Deutschlands und in den Ostblockländern 
ganz allgemein soviel von den angeblichen Aggres-
sionsgelüsten westdeutscher Militaristen gesprochen 
wird, so muß es einmal erlaubt sein, auch auf die 
aggressiven Tendenzen hinzuweisen, die in der 
Propaganda für die „Aktionseinheit", wie es 
drüben genannt wird, enthalten sind. Wenn also 
seitens des Kremls immer wieder auf den Abzug 
der Besatzungstruppen hingewiesen wird mit der 
Betonung, der Abzug dieser Truppen würde gün-
stige Voraussetzungen für die Annäherung zwischen 
Ost- und Westdeutschland und damit für die 
Wiedervereinigung schaffen, so käme es doch 
wesentlich auf die Methoden an, mit denen sich 
die von Herrn Ulbricht angestrebte „Aktionsein-
heit", wie er es nennt, durchzusetzen versucht. 
Selbst wenn man dem sowjetischen Vorschlag ent-
sprechend das Stärkeverhältnis der Polizeikräfte in 
West- und Ostdeutschland auch nur annähernd auf-
einander abstimmte — die genauen Zahlen von 
drüben werden wir ja niemals erfahren —, könn-
ten doch immerhin bürgerkriegsähnliche Zustände 
entstehen. Es läßt sich nicht unschwer voraus-
sehen, daß sich alsdann diejenige Besatzungsmacht, 
deren Schützlinge am Unterliegen wären, ent-
schließen könnte, erneut in die deutsche Zone ein-
zumarschieren. Erst wenn diese sowjetische 
Deutschlandpolitik durch ein Abrücken von allen 
solchen an bürgerkriegsähnliche Zustände anklin-
genden Parolen der SED deutlich macht, daß es ihr 
ernstlich und wahrhaft daran gelegen ist, die ein

-zelnen Phasen einer deutschen Wiedervereinigung 
nicht durch tumultuöse Zwischenfälle stören zu 
lassen, dann kann sich unsere Beurteilung ändern. 
Es genügt eben nicht, was auch gestern in der Er-
klärung des Herrn Bundeskanzlers zum Ausdruck 
gekommen ist, wenn von seiten des Kremls nur die 
Bereitschaft etwa angedeutet wird. Worte genügen 
nicht; wir wollen endlich Taten sehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

In diesem Sinne, glauben wir, können die deut-
schen Divisionen mithelfen, einen möglichen An-
greifer davon zu überzeugen, daß sich ein Angriff 
auf das Staatsgebiet der Bundesrepublik nicht 
mehr lohnt, wobei ich hervorheben möchte, daß 
auch für uns die Pariser Verträge und damit die 
militärische Aufrüstung der Bundesrepublik 
keinen Selbstzweck darstellen; denn das letzte Ziel 
kann und darf nach meiner persönlichen Überzeu-
gung und der meiner politischen Freunde nicht die 
militärische Stärke sein. Alle westlichen Verteidi-
gungsanstrengungen bilden bekanntlich nur einen 
Teil eines kontinuierlichen Vorganges und nur ein 
Mittel zum Zweck. Dieser Vorgang ist das ständige 
Bemühen, ein Gleichgewicht der Kräfte mit den 
kommunistischen Mächten herzustellen. Im übrigen 
ist es eine der bleibenden Lehren der Geschichte, 
daß jedes Volk verloren ist, das nicht mehr für 
seine Freiheit kämpft. 

(Sehr gut! rechts.) 

Wir begrüßen es daher, daß in der Westeuro-
päischen Union die automatische Beistandspflicht 
übernommen worden ist. Es erscheint uns völlig 
selbstverständlich, daß wir neben diesem Recht 
auch die Verpflichtung übernehmen müssen, die 
uns aus der Verbundenheit mit den anderen Ver-
tragspartnern gemäß der Vorschrift des Art. V der 
vorgesehen en Beistandsverpflichtung erwächst. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Steht also für uns der bewaffnete Friede obenan, 
so müssen wir aber an  idle  Vertragspartner eine 
Frage richten, die nach der Auffassung meiner 
politischen Freunde und nach meiner Auffassung 
das zentrale Problem des deutschen militärischen 
Beitrages und der damit verbundenen ganz außer-
ordentlichen Opfer betrifft, die das deutsche Volk 
zweifellos zu tragen haben wird. Das ist die Frage, 
ob und inwieweit durch den deutschen Beitrag der 
deutsche Raum und damit die darin wohnenden 
deutschen Menschen ausreichend geschützt sind, 
wenn es trotz aller Bemühungen um die Erhaltung 
des Friedens, von denen wir gestern gehört haben, 
nun doch zu einem heißen Krieg kommt, weil eben 
Deutschland im Hinblick auf seine Lage zwischen 
Ost und West zum Operationsgebiet wird. Viel-
leicht wird manchen der Damen und Herren die 
Frage schon heute zu stellen zu früh erscheinen. 
Ich bin aber der Auffassung, daß sich jede weit-
sichtige und ihrer Verantwortung bewußte poli-
tische und militärische Führung vorbeugend auf 
Maßnahmen einstellen muß, die die Beantwortung 
dieser Frage beinhaltet und die unsere deutschen 
Lebensinteressen fundamental berühren; denn wir 
wollen j a auch im Falle eines möglichen Angriffs 
überleben. Deshalb genügt nach unserer Auffas-
sung die Begründung, die für die politische Funk-
tion der deutschen Streitkräfte gegeben ist, allein 
nicht, und die Problematik in ihren Auswirkungen 
sollte meines Erachtens schon einmal aufgezeigt 
werden. Sie steht mit der Zustimmung zum deut-
schen Beitrag durchaus in ursächlichem Zusammen- 
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hang. Das heißt, unser Beitritt zur Atlantischen 
Gemeinschaft bedeutet — das muß ohne weiteres 
zugegeben werden  — für uns nun einmal mehr als 
etwa nur eine strategische Hilfe mit zwölf Divisio-
nen für den Westen oder für die NATO. Sie 
schließt das Verlangen nach Schutz des deutschen 
Raumes und der darin wohnenden deutschen Men-
schen zugleich ein. 

(Beifall bei der FDP.) 

Natürlich werden uns die militärischen Befehls-
haber nicht sagen können — nicht nur, weil sie es 
nicht sagen dürfen, sondern aus anderen Gründen 
—, wie die Verteidigung des deutschen Raumes ge-
dacht ist. Sie können uns ihre strategische Konzep-
tion nicht ansagen; das verlangt doch wohl auch 
kein Mensch in diesem Hause. Aber auf diese 
Planung und die Durchführung der Verteidigung 
haben wir künftig auch Einfluß, wie das eben der 
Herr Kollege Rasner ausführlich geschildert hat, da 
wir nunmehr gleichberechtigt in allen Gremien ver-
treten sind, die über Einsatz und Verwendung 
deutscher Truppen zu verfügen haben werden, mit 
Ausnahme allerdings vorläufig noch der Standing 
Group, also des Ständigen Ausschusses. Es sei 
daran erinnert, daß im übrigen die Befehlshaber 
ihre Weisungen von den Politikern erhalten — 
auch dies erkenne ich restlos und bedingungslos 
an; nicht nur innerhalb der deutschen Streitkräfte, 
wie es der Kollege Rasner eben ausgeführt hat —, 
also in diesem Fall vom Ministerrat der Westeuro-
päischen Union bzw. vom Rat der Nordatlantik-
pakt-Organisation, in der wir ja gleichberechtigt 
vertreten sind. An sie wenden wir uns durch die 
Bundesregierung, indem wir die Bundesregierung 
bitten, zu prüfen, ob und inwieweit sich die bis-
herigen strategischen Pläne nach Einbeziehung der 
deutschen Streitkräfte umgestalten lassen mit dem 
Ziel, die politische Garantie zu erhalten, daß wir 
an unserer östlichen Grenze verteidigt werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die Erfüllung dieser unserer Bitte — eine viel-
leicht für manche Damen und Herren etwas weit-
gehende Forderung, und vielleicht sieht es auch der 
Herr Bundeskanzler so an — ist nicht nur aus 
psychologischen Gründen — aber das ist für mich 
das Vordringliche — notwendig, sondern als 
Folge dieses Krieges und in Anbetracht der Grenz-
lage als Anrainer mit einem möglichen Angriff 
auf einen der Vertragspartner oder Teile des gan-
zen Vertrages. Deshalb müssen wir, wenn wir uns 
für die Wiederbewaffnung entscheiden, alles dar-
ansetzen, die Verteidigung am Eisernen Vorhang 
wirksam werden zu lassen. 

Bei der Überlegung und Beantwortung dieser 
Frage sollten wir auch dazu kommen, unser Wehr-
system zu überdenken mit dem Bestreben, bei ge-
ringstem personellem und materiellem Aufwand 
den größten militärischen Nutzeffekt in Richtung 
auf dieses Ziel zu erreichen. Dies wiederum läßt 
uns die Frage prüfen, ob wir eventuell von dem 
Recht des Art. 1 Abs. 3 im Protokoll Nr. II Ge-
brauch machen wollen, der da heißt: 

Die Festlegung dieser Höchststärken verpflich-
tet keinen der Hohen Vertragschließenden 
Teile, Streitkräfte dieser Stärke aufzustellen 
... , beläßt ihnen aber das Recht, dies zu tun, 
wenn es erforderlich ist. 

Innerhalb der Bundesrepublik sind die Anstren

-

gungen der Bundesregierung, die Bundesrepublik 

in das System auch der militärischen Verteidigung 
einzugliedern, in der Vergangenheit bekämpft wor-
den, weil die Bundesrepublik nicht in den Gremien 
vertreten war, die über Einsatz und Verwendung 
der Truppe — das ist für uns das Entscheidende — 
zu verfügen hatten. Wir begrüßen es daher, daß 
dieser ausgesprochene Mißstand nunmehr be-
hoben worden ist. Es ist den Bemühungen des 
Herrn Bundeskanzlers gelungen, Verständnis und 
Einsicht bei allen Vertragspartnern dafür zu er-
halten, daß sie alle über die vertrauensvolle Part-
nerschaft in Gleichberechtigung in die Mitverant-
wortung für die Verteidigung der freien Welt hin-
einwachsen, die zu tragen wir uns ja ausdrücklich 
bereit erklärt haben. 

In diesem Sinne auch haben meine Freunde und 
ich die freiwilligen Selbstbeschränkungen mili-
tärischer Art gutgeheißen, ,die durchaus den geo-
graphischen, den wirtschaftlichen und strategischen 
Besonderheiten unserer Lage Rechnung tragen. 
Auch in bezug auf die ABC-Waffen sehen wir keine 
Diffamierung der Bundesrepublik, wenn die noch 
zu erwartenden Begriffsbestimmungen gleichfalls 
im Geist des Abkommens die zivile Forschung und 
Produktion nicht behindern. Die Aufgabenvertei-
lung, die sich hieraus zwangsläufig ergibt, ist nicht 
nur aus Gründen der Kostspieligkeit des gesamten 
Militärapparats — ich darf es mal so bezeichnen 
— zweckmäßig, sondern ist zugleich eine europäi-
sche Arbeits- und Aufgabenteilung und damit zu-
gleich auch ein Beitrag zur weiteren wirtschaft-
lichen Integration Europas. Ich glaube sogar, auch 
so weit darf man folgen, wenn ich sage: der Ver-
zicht auf eine maximale Rüstungsanstrengung, d. h. 
auf eine höhere Rüstungsstärke, als sie unserer 
strategischen Lage gemäß wäre, und die Einwilli-
gung in sehr einschneidende Rüstungsbeschrän-
kungen bilden jedenfalls nach Auffassung meiner 
politischen Freunde und auch nach meiner Auf-
fassung durchaus geeignete Ansatzpunkte für 
Sicherheitsabsprachen zwischen West und Ost zu 
gegebener Zeit. 

Wir wünschen bezüglich der weiteren Verhand-
lungen, die am 17. Januar in Paris beginnen sollen, 
daß die Rüstungsgemeinschaft international bleibt 
und nicht supranational; denn damit ist sie 
abhängig von den Entscheidungen der Regierungen, 
und wir haben darauf dann einen Einfluß. Das ist 
gut so und sollte so bleiben, weil auch wir meinen 
— damit befinden wir uns mit jeder Dame und 
mit jedem Herrn in diesem Hause in Übereinstim-
mung —, daß die Wiederaufrüstung ohne wirt-
schaftliche Störungen, ohne Einschränkung der für 
die soziale Marktwirtschaft gültigen Verfahrens-
regeln sowie ohne Abstriche von dem insgesamt 
erreichten Lebensstandard, d. h. im Einklang mit 
der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungs-
kraft der Bundesrepublik oder, darf ich so sagen, 
schrittweise und sehr behutsam erfolgen sollte. 

Wir erwarten, daß das Protokoll Nr. IV und die 
Entschließung über Rüstungsproduktion und -stan-
dardisierung gehandhabt wird. wie es in Art. 11 
des Protokolls Nr. IV heißt — der Ausdruck kommt 
dort wörtlich in der deutschen Übersetzung vor —, 
im Geiste harmonischer Zusammenarbeit". Hierzu 

sind bekanntlich noch Festsetzungen innerhalb der 
Westeuropäischen Union zu erwarten, weil die Ex-
perten der vertragschließenden Parteien am 17. Ja-
nuar in Paris zusammentreten. Wir haben die Bitte 
an die Bundesregierung, den deutschen Unter-
händlern Weisungen zu erteilen, daß in die quasi 
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Durchführungsbestimmungen nicht diffamierende 
Vorschriften aufgenommen werden; denn unsere 
endgültige Zustimmung werden wir hiervon ab-
hängig machen müssen. 

Diese meine Bemerkung bezieht sich auf die 
Rüstungsagentur und zum anderen auf die Aus-
stattung des deutschen Kontingents mit Waffen, 
Ausrüstung usw. Der Art. 1 Abs. 2 des Protokolls 
Nr. II sagt: 

Die Anzahl der genannten Verbände kann, um 
den Bedürfnissen von NATO zu entsprechen, 
soweit dies erforderlich ist, auf den neuesten 
Stand gebracht werden. 

Wir verstehen darunter, daß man den Umfang und 
die Aufgabe voll in Rechnung stellt, denen wir uns 
hier als Deutsche in unserer besonders gefährdeten 
Lage gegenübersehen. Wir sind der Auffassung, 
daß eine eingehende fachliche Prüfung vor der An-
schaffung von Waffen, Gerät und Ausrüstung im 
Ausland dringend erforderlich ist und daß eine 
Entscheidung darüber, welche Waffen usw. be-
schafft werden, nicht allein im Amt Blank gefällt 
werden kann. Der Bundestag sollte und muß nach 
meiner Auffassung Wert darauf legen, vor irgend-
welchen Abmachungen unterrichtet zu werden; 
denn letzten Endes ist die Frage, was mit unserem 
Geld an Waffen, Ausrüstung usw. gekauft wird, 
eine wirtschaftliche Frage. 

Die Frage ist deshalb von großer Bedeutung — 
ich brauche nur einen Satz darauf zu verschwen-
den —, weil dabei folgendes zu berücksichtigen ist: 
Stellt sich nämlich heraus, daß die Erstausstattung 
der Truppe veraltet ist — und man hat manchmal 
den Eindruck, daß man uns da vielleicht aus einer 
alten Mottenkiste ein paar alte Roller andrehen 
will —, 

(Abg. Eschmann: Natürlich!) 

dann müssen wir bald wieder neue Anschaffungen 
machen, die erneut Milliarden erfordern. Das will 
die Bundesregierung vermeiden, und das müssen 
auch wir vermeiden. 

(Abg. Eschmann: Panzer, die nur rückwärts 
laufen! — Heiterkeit.) 

— Nein, die haben die anderen auch nicht; die 
laufen alle vorwärts, aber diese Roller sind viel-
leicht noch nicht dem neuesten Stand angepaßt. 
Aber natürlich müssen sie alle einen Rückwärts-
gang haben. — Der Deutsche Bundestag hat ein 
Anrecht darauf, zu erfahren, was gekauft wird, 
und hat ein Anrecht darauf, diese Ausstattung 
kennenzulernen. 

Wir bitten die Bundesregierung ferner bezüglich 
des Protokolls III über die Rüstungskontrolle, sich 
jedem Versuch zu widersetzen, hier etwa politische 
Wünsche einzubauen, die weder dem Wortlaut der 
Bestimmungen des Vertrages, ich wiederhole: dem 
Geist harmonischer Zusammenarbeit, noch aber 
auch dem Geist des ganzen Vertragswerks ent-
sprechen würden, die aber — und das scheint mir 
das Schlimmste zu sein — in der Auswirkung die 
Wirksamkeit der NATO beeinträchtigen würden. 
Hierbei sollte man in Rechnung stellen, daß wir 
uns mit dem Verzicht auf eine höhere Rüstungs-
stärke und der Einwilligung in einschneidende 
Rüstungsbeschränkungen aus freien Stücken ein-
verstanden erklärt haben. 

Aber man hört gerade in den letzten Tagen von 
jenseits unserer Grenze wieder von weitergehen

-

den Kontrollen, und dies beinhaltet, wie gesagt, 
ein sehr zentrales Problem, und zwar das der 
Rüstungsagentur, das über den Standort der künf-
tigen europäischen Rüstungsgebiete in strategisch 
exponierten Gebieten entscheiden soll. Es kann, 
jedenfalls nach unserer Auffassung, nicht in Frage 
kommen, daß die vorgeschlagene Rüstungsagentur 
das Problem der Rüstungskontrolle jetzt etwa auf 
eine andere Ebene verschiebt und daß hierzu auf 
bestimmte Mittel und Verfahren des alten EVG-
Vertrags zurückgegriffen wird. Neue Rüstungs-
stätten und Kapazitätserweiterungen sollen näm-
lich an die Genehmigung der Rüstungsagentur ge-
bunden sein. Derartige Bestimmungen würden sich 
dann in allererster Linie und nahezu ausschließ-
lich gegen den deutschen Rüstungsaufbau richten, 
da die anderen Länder bekanntlich über ihre plan-
mäßig in zehn Jahren aufgebauten großen Rü-
stungskapazitäten verfügen, sie also von der Ge-
nehmigungspflicht entbunden wären. Diese Rü-
stungsagentur soll sogar die Auslandshilfe und 
die Off-shore-Aufträge in ihre Kontrolle mit ein-
beziehen und in die Verteilung eingreifen. Es 
wäre bei der Schwere der Aufgabe, die wir zu 
leisten haben, kaum zu verantworten, wenn wir 
uns etwa zum Nachteil der künftigen Streitkräfte 
vor Abschluß jeder Vereinbarung freiwillig in 
diese einseitige Abhängigkeit begäben. Auch in 
dieser Richtung sollte man den Bundestag unter-
richten, und wenn das vor dem Plenum nicht mög-
lich ist, haben wir die Bitte, den betreffenden Aus-
schuß darüber zu unterrichten. 

Wir bitten die Bundesregierung ferner, dafür 
Sorge tragen zu wollen, daß unsere wissenschaft-
liche Forschung und Entwicklung in Gang gesetzt 
wird und Deutschland in dieser Beziehung nicht 
durch politische Forderungen beim Rüstungsamt 
oder bei der Rüstungsagentur eingeengt wird. 

(Sehr gut! rechts.) 

Denn Deutschland muß auf alle Fälle darauf be-
stehen, daß ihm in dieser Hinsicht über die ge-
machten durchaus freiwilligen Zugeständnisse hin-
aus keine neuen Beschränkungen auferlegt werden. 
Wenn nämlich Deutschland seine Wehrkraft zur 
Verteidigung des Westens beisteuern soll, ist zu 
bedenken, daß heute die technische Rüstung und 
Kampfmittel aller Art mehr denn je ein integrie-
render Bestandteil der Wehrkraft sind. Ich sage 
eigentlich immer, daß diese Wehrkraft dadurch 
überhaupt erst atmet: Diese technische Rüstung 
bestimmt wesentlich die Wirksamkeit und den 
Kampfwert der Streitkräfte. Seit dem ersten Welt-
krieg und im besonderen nach dem zweiten Welt-
krieg besteht im Frieden und im Krieg ein stiller 
Wettlauf aller souveränen Staaten um waffentech-
nische Fortschritte, und wer sich da ausschließt, 
wird hoffnungslos überrundet. Während der Ein-
satz an Kampfmitteln und Produktionskräften im 
Kriegspotential der Staaten eine natürliche Grenze 
findet, liegen in der Entwicklung und Weiterent-
wicklung der Waffen immerhin gewisse Steige-
rungsmöglichkeiten auch innerhalb der Höchststärke 
und der von uns angenommenen freiwilligen Be-
schränkungen. Die Kraftquelle hierfür bilden die 
geistige Kapazität und die ingeniöse Fähigkeit der 
Forscher, Ingenieure und Techniker. Deutschland 
verfügt über bedeutende Kapazitäten dieser Art. 
Soweit sie in Deutschland leben, haben sie 
seit zehn Jahren brachgelegen. Andere sind 
mit sehr verschiedenem Nutzeffekt im Aus- 
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land verstreut tätig, und nur weniges von ihrer 
Leistung wird Deutschland unmittelbar zugute 
kommen. Allein die Verantwortung gegenüber den 
kämpfenden Streitkräften, behaupte ich, und die 
Pflicht, ihnen die besten, die wirksamsten Waffen 
zu geben, die zur Zeit bei Ausschöpfung aller Mög-
lichkeiten innerhalb der Begrenzung, der wir uns 
unterworfen haben, beigebracht werden können, 
zwingen dazu, auch in Deutschland die Möglichkei-
ten auszunutzen. Denn die östlichen Staaten sind 
dem Westen zu Lande — das ist unbestritten — 
und auch in der Luft teilweise zahlenmäßig über-
legen. In der Qualität der Bewaffnung sind sie 
nach meiner Auffassung hoch einzuschätzende Geg-
ner, und es wird größter Anstrengung bedürfen, 
ihnen Gleichartiges oder sogar Besseres auf dem 
Waffensektor entgegenzusetzen. 

Lassen Sie mich, vielleicht als einen, der davon 
auch etwas versteht, folgendes sagen. Den inte-
grierten Nachschub, von dem gestern auch der Herr 
Bundeskanzler gesprochen hat, halten wir im gro-
ßen Rahmen für sehr, sehr zweckmäßig, da die Ver-
bände der NATO und damit auch die deutschen 
Streitkräfte eben durch diese „Infra-Struktur" 
atmen. Die Abhängigkeit von diesem Nachschub 
ergibt sich aus dem gemeinsamen Wollen auch auf 
militärischem Gebiet. Darin ist in keiner Weise 
eine Diffamierung Deutschlands zu sehen. Es  ist 
begründet in der militärisch außerordentlich schwe-
ren Lage, in der sich die Bundesrepublik im Falle 
eines Angriffs befindet, daß wir dankbar die Rege-
lung des Art. 5 des Protokolls Nr. II über die 
Streitkräfte der Westeuropäischen Union begrüßen, 
der da besagt, daß Stärke und Bewaffnung der 
Streitkräfte für die bodenständige Verteidigung 
und der Polizeikräfte unter Berücksichtigung der 

1 eigentlichen Aufgaben innerhalb der Organisation 
der Westeuropäischen Union festgelegt werden. 
Keiner der Vertragspartner, der sich einen Begriff 
von der außerordentlichen Schwere der Aufgabe 
machen kann und machen will, wird sich, so hoffe 
ich, unseren berechtigten Wünschen in dieser Rich-
tung verschließen. 

Die Frage heute hier anzuschneiden, erscheint 
mir nur deshalb von einiger Bedeutung, weil, wenn 
es nach Prüfung aller Umstände vom Bundestag, 
d. h. von Ihnen, anerkannt werden sollte, die Mög-
lichkeit gegeben ist, vielleicht einen höheren Pro-
zentsatz der Wehrausgaben für die Vorbereitungen, 
sage ich ausdrücklich, der bodenständigen Verteidi-
gung einzusetzen. Denn es erscheint mir als ein 
Unding, daß der Herr Bundesinnenminister sich 
heute noch mit  sehr bescheidenen Mitteln begnügen  

muß — von Auskommen ist gar keine Rede —, um 
auch nur über die kleinsten und ersten Anfänge 
in dieser Richtung hinauszukommen. 

Erlauben Sie mir eine persönliche Bemerkung. 
Es ist eine ganz böse Unterstellung, weil es un-
wahrhaftig und eine ganz gemeine Lüge ist, wenn 
man mir nachsagt, ich wollte mit der Aufstellung 
von bodenständigen Heimatkräften bei den oder 
neben den Streitkräften etwa eine zweite Armee 
aufstellen und ,diese dann etwa in Form einer Miliz 
als Verteidigungskräfte ausheben. Wer mich kennt, 
wird mir das glauben. Bei den anderen Damen und 
Herren bitte ich um dieses Vertrauen. Ich bin aber 
auch in diesem Falle der Auffassung, daß eine weit-
sichtige und sich ihrer Verantwortung bewußte 
politische Führung — und wir dürfen uns freuen, 
eine solche zu haben — sich vorbeugend hierauf 
einstellen und sich hierüber ihre Gedanken machen 

muß. In England und Amerika ist unter großen 
personellen und materiellen Opfern die Aufstellung 
solcher bodenständiger Verteidigungskräfte vorbe-
reitet bzw. durchgeführt worden, obwohl diese 
Länder, wie bekannt, doch nicht annähernd so ge-
fährdet sind wie das Gebiet der Bundesrepublik. 
Ich meine, die Realitäten zwingen einfach die Bun-
desrepublik — unabhängig  davon, ob eine solche 
Frage auch in der Vorbereitung für die Öffentlich-
keit populär oder unpopulär ist —, sich damit zu 
befassen und sie vorbeugend in dieser oder in jener 
Form in Angriff zu nehmen. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Für diesen Zweck können nämlich im Hinblick auf 
die Knappheit regulärer Streitkräfte diese  gar  nicht 
oder nur in sehr begrenztem Umfang eingesetzt 
werden. 

Wenn man diesem Gedankengang folgen will, 
sind bei 'den Vorbereitungen in dieser Hinsicht nicht 
nur die Geldmittel von Bedeutung, die man dann 
entsprechend einteilen müßte und die ja bisher aus-
schließlich für die Streitkräfte vorgesehen sind. Die-
sen Eindruck habe ich nach dem, was ich im Sicher-
heitsausschuß höre, und noch viel mehr aus dem, 
was ich in der Presse lese, was da vorgesehen ist. 
Hier  spielt ja auch unser Wehrsystem eine wesent-
liche Rolle. Deshalb muß die Frage heute von dieser 
verantwortlichen Stelle angeschnitten werden; denn 
es kann nicht damit abgetan werden, daß das nicht 
in Frage kommt. Wir sind dem deutschen Volke 
auch dafür verantwortlich, daß der deutsche Ver-
teidigungsbeitrag, der  unter so großen Opfern vom 
gesamten deutschen Volk erbracht wird, auch in 
der militärisch wirksamsten Form erfolgt 

(Beifall bei der FDP und in der Mitte) 

und durch eine Wehrverfassung die Gewähr gege-
ben wird, daß Fehlentwicklungen ausgeschaltet 
werden. Wir — die  Freie Demokratische Partei — 
sind bereit, wie bisher hieran tatkräftig mitzuar-
beiten. 

Erlauben Sie  mir  noch ein Wort, ehe ich zum 
Schluß komme. Ich möchte gerne noch unsere 
Freunde im Inland und im Ausland versuchen zu 
überzeugen und, wo immer sich heute noch Mißtrauen 
gegenüber dem deutschen Militarismus aufbäumt, 
insofern vielleicht zu beruhigen: Nach den vorlie-
genden Verträgen wird es keine deutsche National-
armee — wie mein Kollege Herr Rasner sagte — 
klassischer Prägung oder früherer Zeit geben. Das 
Kennzeichen jeder Nationalarmee war doch u. a., 
daß die strategischen Pläne ebenso geheim waren 
wie alle Vorbereitungen organisatorischer Art, Be-
waffnung, Ausrüstung, die Entwicklung neuer 
Kampfmittel usw. Ja, sie blieben oft sogar den 
Verbündeten jenseits der Grenzen gegenüber ge-
heim. 

Derartige Nationalarmeen in der Auffassung des 
19. und  der  ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts ha-
ben nach meiner Auffassung ihre Gültigkeit völlig 
verloren. Sie sind im europäischen Denken über-
fällig geworden — glücklicherweise — und außer-
dem militärisch völlig wirkungslos; denn ein natio-
nales Kontingent dieser Art ist allein nicht mehr 
lebensfähig. 

(Zustimmung.) 

Nach dem uns vorliegenden Vertragswerk wer-
den doch nun die strategischen Vorhaben und 
Pläne wie alle militärisch-politischen Planungen 
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entsprechend der gemeinsam beschlossenen Außen-
politik in Durchführung dieser Außenpolitik der 
vertragschließenden Parteien von dem gemeinsa-
men Oberkommando bearbeitet, und die Pläne usw. 
sind selbstredend allen Vertragspartnern zugäng-
lich. Das trifft ebenso — wenn wir den Wortlaut 
richtig verstehen — auf die Rüstung und Entwick-
lung dieser Koalitionsarmee zu, die nicht nur ge-
meinsam erfolgen, sondern sogar koordiniert wer-
den, weil sich dies einfach aus der Gemeinsamkeit 
des militärischen Wollens ergibt. Es findet seine 
starke Stütze in der wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit der europäischen Völkergemeinschaft, die ja 
doch schon glücklicherweise über ihre ersten An-
sätze hinausgekommen ist. 

Das Gespenst also, das gesehen wird, und die 
Befürchtung, daß die militärische Führung eine 
eigenständige Politik treiben könnte — wie das 
nach dem ersten Weltkrieg allerdings der Fall war; 
wir alle haben es noch in frischer Erinnerung — , 

sind unwahr. Der Bundestag hat es ja in der Hand, 
dem entgegenzutreten. 

Ich schneide diese Frage heute deshalb an — nur 
kurz, meine Damen und Herren —, weil es mir 
dringend erforderlich erscheint, daß wir die Bun-
desregierung bitten, uns nicht mehr mit den vieler-
lei Erörterungen über das  Wie der Streitkräfte zu 
füttern, sondern dem Bundestag nunmehr bald zu 
sagen, wie der oft genannte Personalausschuß für 
die Auswahl der militärischen Führer wirksam 
werden soll. 

(Sehr gut! rechts und in  der  Mitte.) 

Diese Frage hängt ursächlich damit zusammen — 
und mein Kollege Rasner hat es auch schon deut-
lich gemacht; ich darf es noch unterstreichen —, 
wie die parlamentarische Kontrolle über diese 
Streitkräfte erfolgen soll, 

(Beifall rechts und in der Mitte) 

um eben zu erreichen, daß diese Militärmacht nicht 
wieder ein Staat im Staate, sondern ein Ordnungs-
element im Staate wird, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und um ebenso zu erreichen, daß die Gesetze, die 
dann der Deutsche Bundestag — nämlich Sie hier 
— für diese Streitkräfte geschaffen hat, auch tat-
sächlich durchgeführt werden. Ich meine, die aller-
letzten Ereignisse sollten doch auch die letzten im 
Inland und im Ausland bekehrt haben, die immer 
noch glauben, eine flotte Marschmusik könnte die 
Jugend veranlassen, in die Kaserne zu eilen. 

Nun erlauben Sie mir nur noch ein Wort. Ver-
ehrter Herr Kollege Ollenhauer, ich habe 
gestern, als Sie von den „idiotischen Methoden" 
sprachen, einen kleinen Schüttelfrost bekommen; 
aber ich konnte mich beruhigen, weil ich glaube, 
daß Sie vielleicht vergessen haben, eine kleine Ein-
schränkung in dieser Beziehung zu machen. Zwei-
fellos ist die Anwendung solcher idiotischer Metho-
den vorgekommen. Aber da Kollege Ollenhauer 
keine Einschränkung machte, darf ich dazu doch 
folgendes mal sagen, um mich als ehemaliger Be-
rufssoldat jedenfalls nur etwas zu wehren. In 
keiner der Armeen des letzten Krieges, behaupte 
ich, war der Abstand von Offizier und Mann so 
gering wie in der deutschen Armee. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Exklusivität der Offiziere der Roten Armee 
war — und ist erst recht heute — um ein Viel-
faches ausgeprägter als in der vielgelästerten deut-
schen Armee. Die Verbundenheit von Offizier und 
Mann war überhaupt eine der Ursachen für die 
Kraft zum Durchhalten selbst zu einem Zeitpunkt, 
zu dem eingroßer Teil der Offiziere, Unteroffiziere 
und Männer innerlich die Sache schon für verloren 
ansahen, soweit sie glaubten, die Lage übersehen 
zu können. Ich meine, wir sollten doch geistig so 
weit gekommen sein, um uns gegenseitig nicht 
mehr vorzuflunkern, die Widerstandskraft der 
deutschen Soldaten im letzten Kriege sei nur da-
durch zu erklären, daß hinter jedem Gefreiten ein 
Gestapo-Beamter als Aufpasser gestanden hätte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Gerade diese — ich glaube, den Ausdruck habe ich 
richtig verstanden — „idiotischen Methoden" aus-
zuschalten ist unser aller Bemühen, und auch ich 
und meine politischen Freunde werden uns dieser 
Aufgabe unter gar keinen Umständen versagen. 

Wir sind allerdings der Auffassung, daß die  Lö-
sung der Frage des Personalausschusses und der 
parlamentarischen Kontrolle nicht aus dem Geist 
der arithmetischen Berechnung oder etwa nach 
einem Rechenexempel nach dem Muster des seli-
gen Herrn d'Hondt erfolgen sollte. Selbstredend 
wird hierüber erst zu beschließen sein, wenn und 
sobald die politischen Voraussetzungen geschaffen 
sein werden. 

Die Arbeitsweise des Bundestagsausschusses für 
Sicherheit läßt aber einige Zweifel aufkommen, ob 
diese Fragen ohne Übereilung und ohne Über-
stürzung vorausschauend bearbeitet werden, wobei 
es nach meiner Auffassung jedoch darauf ankommt, 
daß sich in offener Aussprache und freimütiger 
Diskussion das Beste und Zweckmäßigste heraus-
schält. Ich persönlich — ich spreche jetzt hier im 
Augenblick nicht für meine Fraktion, sondern als 
Mitglied des Ausschusses — habe keinen Zweifel 
an dem guten Willen derjenigen, die im Auftrage 
der Bundesregierung mit dem Ausschuß hierüber 
diskutieren wollen und es tun. Doch kann ich mich 
manchmal des Eindrucks nicht erwehren, daß 
Kräfte am Werke sind, die den Ausschuß vor Be-
schlüsse in dieser Richtung stellen wollen, die noch 
nicht herangereift sind. Wir haben dies anläßlich 
der Interpretation des Grundgesetzes über die 
Wehrhoheit Ende Februar erlebt. So steht noch 
heute beispielsweise die Frage des Oberbefehls auf 
der Tagesordnung des Ausschusses — schon seit 
dem 1. März! —, und es ist überhaupt nicht einzu-
sehen, weshalb man hierüber nicht diskutiert. 

Man muß es jetzt aber tun. Denn die zuletzt an-
geschnittene Frage berührt auch die Frage des 
Notstandsrechtes, das nach dem vorliegenden Ver-
tragswerk in das Grundgesetz eingebaut werden 
und einen Verzicht der Besatzungsmächte auf ihre 
jetzigen Notstandsbefugnisse ermöglichen soll. Dies 
ist eine Frage von allerhöchster politischer Bedeu-
tung — das ist bei allen Rednern vor mir auch 
angeklungen —, die nach Auffassung meiner poli-
tischen Freunde eine Neuregelung des Notstands-
rechtes durch eine Änderung des Grundgesetzes 
erforderlich macht. Wir sind auch in diesem Falle 
nicht der Auffassung, daß man diese Frage den 
Eventualitäten einer Notwehrsituation überlassen 
sollte. Einzelheiten führen heute zu weit. Aber ich 
darf darauf hinweisen, daß innerhalb dieses gesam-
ten Fragenkomplexes die Frage des Bundesver- 
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teidigungsrates ebenso zur Diskussion ansteht wie 
die Frage, die mein Kollege Rasner angeschnitten 
hat, nämlich die Frage der Spitzengliederung des 
Amtes Blank, wenn und sobald es mal Verteidi-
gungsministerium wird. 

Die letzten Ereignisse in der Bundesrepublik, 
die ich in ihrem Tatbestand nicht überschätze, soll-
ten uns aber doch Lehre sein, die Lösung dieser 
Fragen nicht zu unterschätzen, die ein Anliegen 
des gesamten deutschen Volkes in seiner ganzen 
Breite sind. Sie sind deshalb außerhalb jeder Par-
teipolitik zu lösen und haben nur nach staatspoliti-
schen Gesichtspunkten die eigenen Verteidigungs-
anstrengungen wirksam zu gestalten. Diese Pro-
bleme müssen — und ich glaube, davon sind alle 
überzeugt — von Regierung und Opposition ge-
meinsam gelöst werden. Wir werden das in jedem 
Fall unterstützen. Ich bitte aber zu bedenken, daß 
sich die Erörterungen nicht auf Teilausschnitte be-
schränken sollten, womit man bisher den Bundes-
tagsausschuß beschäftigen zu können glaubte, viel-
mehr ist der gesamte Fragenkomplex zu überden-
ken, der ja doch voller Problematik steckt, aber 
für jeden Deutschen echte Grundsatzentscheidun-
gen beinhaltet. Denn die Reform des Wehrwesens 
und die gesamte Wehrverfassung sind nach unserer 
Auffassung eine Frage unserer demokratischen 
Mitverantwortung, ebenso eine Frage unserer 
staatsbürgerlichen Disziplin und nicht zuletzt eine 
Frage der Wahrhaftigkeit unseres Freiheitswillens, 
des Willens zu einer Freiheit, wie wir sie west-
lich verstanden wissen wollen und wie wir sie 
westlich entwickelt haben und deren wir uns in der 
Rechtsstaatlichkeit hier erfreuen dürfen. 

(Zuruf von der SPD: „Rührt euch!") 

— Das „Rühren" paßt hier nicht; da müßte man 
dann schon statt „Rühren" sagen: „Weitermachen". 

(Zuruf von der SPD: Abtreten!) 

Einzelheiten erübrigen sich auch heute; aber der 
Hinweis ist am Ende notwendig, daß uns die Ver-
gangenheit Lehre und Warnung zugleich sein sollte, 
die gesamten angeschnittenen Fragen, innenpoliti-
schen Fragen, wie Herr Rasner sagte und wie es 
ja auch ist, etwa schleppend zu behandeln. Denn 
wir müssen uns als Politiker ja fragen: Was kommt 
danach? Wir müssen die Fragen, ohne daß ich das 
heute wirklich vertiefen will, diskutieren. Ich sage 
nur: diskutieren, weil ja heute und morgen noch 
keine Beschlüsse gefaßt werden sollen. Aber diese 
Diskussion ist notwendig, weil sonst, glauben wir, 
die Gefahr akuter innerpolitischer Konflikte ge-
geben ist, die meines Erachtens bei gutem Willen 
auf allen Seiten überwunden werden kann. Die 
loyale Zusammenarbeit im Bundestagsausschuß 
zwischen den Koalitionsparteien und der Oppo-
sition wird jedenfalls die Gewähr hierfür geben. 
Die Vorbehalte, die gegen eine Diskussion der ver-
schiedensten Probleme gemacht, also dagegen er-
hoben werden, daß diese Probleme jetzt schon er-
örtert werden müßten, erscheinen mir zwar ver-
ständlich, aber ich bin der Meinung, daß wir uns 
bald klarwerden müssen, wie wir uns zu entschei-
den haben, wenn die Verträge einmal ratifiziert 
sind. Derartige Diskussionen, zunächst einmal in 
dem betreffenden Bundestagsausschuß, der Ihnen 
doch der verpflichtende Berichterstatter sein wird, 
wenn man es so nennen darf, werden nach meiner 
Auffassung auch keinen Fahrplan stören, der ein 
Nebeneinander der Vorbereitungen auf eine Vier-
mächtekonferenz beispielsweise und der gesamten 

parlamentarischen Behandlung der Gesetzentwürfe 
beinhaltet, die  die innerdeutsche Grundlage für 
dieses Gesetzgebungswerk bilden sollen. 

Ich glaube zum Schluß sagen zu dürfen, meine 
Damen und Herren, daß nach meiner Ansicht und 
der meiner politischen Freunde die kommende 
europäische Koalitionsarmee zu einem Instrument 
eines starken Friedens werden kann. Das scheint 
mir die richtige und auf die heutige Zeit und Wirk-
lichkeit übertragene Deutung ihres Auftrages zu 
sein. Wir halten es jedenfalls bei der Mentalität 
des Kremls, der immer danach fragt: Wieviel 
Divisionen hat der Verhandlungspartner eigentlich, 
mit dem man spricht?, für ausgesprochen schlecht 
für Deutschland, wenn es als waffenloser Pazifist 
am Konferenztisch erscheint. 

Was die Jugend betrifft, die nun fragt, ob es 
wert ist, dies zu verteidigen, erinnere ich an ein 
Wort, das der so früh verstorbene Hans Böckler 
gesagt hat: „Nur ein lebenswertes Leben ist wert, 
verteidigt zu werden." Kein Zweifel, daß vielleicht 
noch einiges in dieser Richtung zu tun ist, um unser 
Leben lebenswerter zu machen! 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Jedenfalls uns, meinen politischen Freunden, ist 
dieses Leben sehr lebenswert, und wert verteidigt 
zu werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es hat keinen Wert, die Augen von der Wirklich-
keit zu verschließen. Der Verzicht auf eine Mithilfe 
und Mitarbeit an der Wehrverfassung bedeutet in 
der Praxis doch nichts anderes als Beihilfe an einer 
Entwicklung und in einer Richtung, die wir alle in 
diesem Hause nicht wünschen, die keiner von uns 
haben will. 

Ein Wort zu Herrn Professor Ba ad  e. Das poli-
tische Rowdytum in Gestalt von Gruppen, die aus 
Chemnitz und Gera kamen und eine Versammlung 
von mir sprengten, kenne ich. Aber ich habe bereits 
in vielen Versammlungen mit der Jugend disku-
tiert. Gestern wurde von Herrn Baade ein — soll 
man sagen: ernsthafter — Vorschlag gemacht, 
Regierung und Opposition sollten sich bereit fin-
den, die Jugend darüber abstimmen zu lassen, ob 
sie zum Wehrdienst gehen will. Meine Damen und 
Herren, ich kann das nicht recht verstehen. Demo-
kratie heißt doch nicht, daß jede Gruppe, die sich 
irgendwie, z. B. in diesem Fall durch den Jahrgang, 
definieren läßt, selbst bestimmt, was sie zu tun 
hat. Denn was jeder einzelne und was jede Gruppe 
zu tun haben wird, regelt das Gesetz, und die 
Demokratie ihrerseits regelt, wie das Gesetz gültig 
zustande kommt. In keinem Land der Welt — ich 
sage nicht: der freien Welt, weil ich gar keinen 
Zweifel habe, daß in dem unfreien Osten über-
haupt nicht gefragt wird, daß man mit ihnen wahr-
scheinlich noch nicht einmal diskutiert — 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

befragt man die Zwanzigjährigen, ob und wann, 
vielleicht allerdings, wo sie ihren Wehrdienst zu 
leisten zu haben wünschen, sondern überall, wo 
nicht derartige Unterbrechungen eingetreten sind, 
wie wir sie in Deutschland nach dem ersten und 
zweiten Weltkrieg hatten, genügt ein Jahrgang 
nach dem anderen regelmäßig seiner Wehrpflicht. 
Vielleicht kann man . es der Jugend deutlich 
machen, wie es mir mal jemand in Bayern sagte: 
Es ist doch nicht möglich, an einem Ort die Feuer-
wehr deshalb abzuschaffen oder nicht zu erstellen, 
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weil es im Ort seit zehn Jahren nicht gebrannt hat 
und man sich damit begnügen will, die Feuerwehr 
aus dem Nachbarort zu leihen. Meine Damen und 
Herren, ich habe nicht den Eindruck, daß uns die 
Sowjets diese Feuerwehr borgen werden, wenn es 
bei uns brennt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nachdem die Wiege 
kühler Norddeutscher auch am Rheinesstrand 
stehen kann, kann ja wohl ein gebürtiger Berliner 
zur Abwechslung mal als temperamentvoller 
Schwabe auftreten. 

(Heiterkeit.) 

Mein Freund Ollenhauer hat gestern zu den all-
gemeinen Prinzipien, die uns bei der Beurteilung 
der Vertragswerke leiten, Stellung genommen. Ich 
möchte mich heute darauf beschränken, auf einige 
Punkte einzugehen, die in der Diskussion ange-
schnitten worden sind. Da möchte ich gleich, weil 
das eine ganz gute Einleitung in das Thema hinein 
abgibt, den Satz zitieren, mit dem Kollege Rasner 
schloß. Er berief sich auf Theodor Storm und sagte: 
„Kein Mensch gedeihet ohne Vaterland." Gestatten 
Sie, daß ich ihm mit Ernst Moritz Arndt so ein-
dringlich wie möglich zurufe: Das ganze Deutsch-
land muß es sein! 

(Lebhafter Beifall im ganzen Hause. — 
Abg. Rasner: Ich habe es noch weiter ge

-

faßt! — Abg. Frau Dr. h. c. Weber 
[Aachen]: Das wollen wir doch auch!) 

— Es ist erfreulich, daß wir auch einmal einig 
sind; das kommt au  c h vor. 

Meine Damen und Herren, wir gehen bei der Be-
urteilung dieser Dinge, wenn wir sie hier und im 
Lande draußen mitunter etwas zu populär darstel-
len, leider gelegentlich von ein paar falschen 
Gleichungen aus. Vor diesen falschen Gleichungen 
möchte ich warnen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Schon früher, bei der Diskussion um den EVG-
Vertrag — aber auch jetzt klingt das alles wieder 
durch —, hat es z. B. geheißen, es handele sich um 
die Integration Deutschlands in Europa und damit 
in die freie Welt. Da haben Sie in einem einzigen 
Satz drei falsche Gleichungen. Die Bundesrepublik 
ist nicht Deutschland, sondern nur ein Stück davon. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Die Gemeinschaft der sechs Staaten der Montan

-

Union und der EVG ist bzw. war nicht Europa, 
sondern nur ein Stück davon. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Und — entschuldigen Sie — selbst die Nordatlan-
tikpakt-Organisation, so graß ihre Verdienste sein 
mögen, ist nicht mit der freien Welt identisch. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir sollten in allen Ausführungen außenpolitischer 
Art, die wir als die Sprecher eines Volkes, das im 
Zustande der Spaltung lebt, hier machen, ein 
wenig an die Gefühle all der Völker der freien 

Welt denken, die in anderen Beziehungen zur 
freien Welt leben als in denen eines militärischen 
Bündnisses über den Atlantikpakt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es gibt eben auch — das ist ein Punkt, den wir 
gelegentlich wahrscheinlich doch werden ausdis-
kutieren müssen, wenn wir je Deutschland in Frei-
heit und Frieden zusammenbringen wollen —, es 
gibt eben auch andere Beziehungen eines freien 
Volkes zu den gleichgesinnten Völkern dieser Erde 
als die der reinen, nackten Militärallianz. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Friedens-
burg: Das ist doch selbstverständlich!) 

— Ja, dann hätte aber Kollege Kiesinger die Frage, 
die ich ihm gestern gestellt habe, nicht so aus-
weichend beantworten dürfen. 

(Abg. Kiesinger: Herr Erler, ich kann sie 
Ihnen sogar anders beantworten!) 

Herr Kollege Rasner hat beklagt, die Oppo-
sition habe im Verhältnis zur Nordatlantik-Orga-
nisation seinerzeit in der Kritik am EVG-Vertrag 
gesagt, es sei zuwenig NATO darin, und jetzt be

-

klage sie auf einmal, es sei zuviel Atlantikpakt 
darin. Meine Damen und Herren, leider muß ich 
sagen, der Herr Kollege Rasner hat unserer Kritik 
an den einstigen und den jetzigen Abmachungen 
nicht aufmerksam genug zugehört. 

(Zuruf von der SPD: Er hatte ja nur abge-
schrieben!) 

Ich selbst habe diese Kritik zum großen Teil hier 
in diesem Hause vertreten. Wir haben uns seiner-
zeit gegen den EVG-Vertrag neben einer ganzen 
Reihe anderer Gründe auch aus einem Grund ge-
wandt: weil der Mechanismus dieses Vertrages 
durch das bewußte Ausschließen der Deutschen von 
den Schalthebeln der Atlantik-Organisation auf 
eine Diskriminierung hinauslaufe. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Dieses Argument ist jetzt behoben; das ist völlig 
richtig. Sie müßten der Opposition auf den Knien 
dankbar sein dafür, daß wir nicht bei der EVG 
festgehalten worden sind. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Aber das andere, was wir auch immer gesagt 
haben, der viel wesentlichere Einwand gegen die 
Systematik des alten und des neuen Vertragswerkes 
ist nicht behoben: daß man nämlich die Bundes-
republik Deutschland auf eine Weise in dieses 
System der Militärallianz einschmilzt, als gäbe es 
das andere Stück Deutschland nicht. Das ist der 
wesentliche Einwand! 

(Beifall bei der SPD.) 

Ähnlich ist es mit dem Hinweis auf die Souve-
ränität. Es wird gesagt, wir hätten seinerzeit be-
klagt, es habe zuwenig Souveränität gegeben. Das 
ist richtig. Wir haben an einer Fülle von Einzel-
heiten der Verträge nachgewiesen, daß es ein zu 
großes Wort gewesen sei, dem EVG-Vertrag und 
dem Generalvertrag die Bedeutung zuzumessen, 
die Bundesrepublik würde souverän. Ich bin froh 
darüber, daß es dem Herrn Bundeskanzler, offen-
bar unter tatkräftiger Auswertung sozialdemokra-
tischer Argumente, gelungen ist, einiges auf diesem 
Gebiet aus dem Wege zu räumen. 

(Beifall bei der SPD und Heiterkeit.) 
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Der Einwand, den wir heute gegen die jetzigen 

Abreden erheben, kommt auch nicht aus der Ecke, 
daß wir etwa beklagten, dieser Bundesrepublik 
würde ein zu großes Maß an Handlungsfreiheit und 
Selbständigkeit gegeben. Unser Einwand richtet 
sich vielmehr gegen die Vorstellung, daß man die-
sem provisorischen Teilstaat der Deutschen einen 
Charakter geben will, als handle es sich damit in 
Wirklichkeit schon um das vollendete deutsche 
Staatsgebilde, das es doch erst noch in freier Selbst-
bestimmung ,des ganzen deutschen Volkes zu schaf-
fen  gilt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Im übrigen freuen wir uns mit Ihnen über jede 
Befugnis, die den Besatzungshänden entwunden 
wird, und über jede Regelung, durch die unsere 
inneren und äußeren Angelegenheiten in deutsche 
Hände übertragen werden. Aber das ist ein völlig 
anderes Thema. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Erlauben Sie 
einen Augenblick! Zu einer Zwischenfrage wünscht 
Herr Abgeordneter Merkatz das Wort. 

Erler (SPD): Ja, gern! 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Kollege Erler, die 
Opposition  hat  bei mehreren Darlegungen die  Bun-
desrepublik und Deutschland gegenübergestellt. 
Darf ich mir die Frage erlauben: Hat die Opposition 
damit die von ihr rechtlich vertretene Auffassung 
aufgegeben, daß die Bundesrepublik Deutschland 
als identisch mit den Rechten und Pflichten des 
Völkerrechtssubjektes Deutschland zu bezeichnen 
sei? 

Erler (SPD): Herr von Merkatz, ich antworte mit 
dem Grundgesetz: Die Verfassung der Bundesre-
publik Deutschland tritt außer Kraft. wenn sie er-
setzt wird durch eine von einer in allen vier Zonen 
frei gewählten Nationalversammlung beschlossene 
gesamtdeutsche Verfassung. 

(Beifall bei der SPD.) 
Das ist der wirklich endgültige Zustand. Bis dahin 
sind wir ein Durchgangsstadium von der alten zur 
neuen Staatlichkeit Gesamtdeutschlands. 

(Abg. Samwer: Hoffentlich nicht ein Durch

-

gangsstadium zu den Sowjetrussen!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter von Merkatz. 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Kollege Erler, ich 
möchte mein Fragerecht nicht dahin ausnutzen, daß 
ich mit Ihnen diskutiere; dazu ist dieses Fragerecht 
nicht da. Aber ich möchte Sie doch bitten, meine 
Frage zu beantworten. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Denn Sie haben mir keine Antwort gegeben. 

Erler (SPD): Herr von Merkatz, wenn die Ant-
wort, die im Grundgesetz steht, — — 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Bitte, das ist völlig klar: die Bundesrepublik ist 
ein Durchgangsstadium zum gesamtdeutschen Staat 
der Zukunft. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist keine 
Antwort!) 

Dr. von Merkatz (DP): Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Erler. Wie berechnen Sie das Maß der 
Verantwortlichkeit des freien Teils Deutschlands 
hinsichtlich der Wahrnehmung der Rechte und 
Pflichten für das ganze Deutschland, für das Völ-
kerrechtssubjekt Deutschland? 

Eder (SPD): Diese Frage kann ich Ihnen ein-
deutig beantworten. Die Bundesrepublik als Spre-
cher des ganzen deutschen Volkes 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na also!) 

ist befugt und berechtigt, alle Ansprüche für dieses 
Deutschland geltend zu machen. Sie ist nicht be-
rechtigt, Gesamtdeutschland zu verpflichten. Das 
ist meine Antwort. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Doch nun, meine Damen und Herren, nach dieser 
Betrachtung einiger Aspekte der Beziehungen 
zwischen den Vertragswerken und der Zugehörig-
keit der Bundesrepublik zur Nordatlantikpakt-
organisation noch eine kleine Bemerkung zu einer 
interessanten Ausführung des Herrn Kollegen 
Rasner in bezug auf die kommunistische Politik. 
Er sprach von den drei Irrtümern der sowjetischen 
Politik und erwähnte in diesem Zusammenhang, 
daß wir alles tun müßten — offenbar also im Zu-
sammenhang mit diesen Verträgen —, der kom-
munistischen Unterwanderung entgegenzutreten. 
Kollege Rasner, wir sind uns völlig einig, daß es 
unsere gemeinsame Aufgabe ist, die demokrati-
schen Freiheiten gegen jede totalitäre Bedrohung, 
von welcher Seite sie auch kommen mag, zu schüt-
zen. Aber, Kollege Rasner, der kommunistischen 
Infiltration und Unterwanderung, wie sie sich doch 
in einigen anderen europäischen Ländern in weiß 
Gott bedrohlicherer Weise zeigt als in der Bundes-
republik Deutschland, — diesen innerpolitischen 
Problemen anderer Länder werden Sie mit dem 
deutschen Verteidigungsbeitrag nicht gerecht. 

(Abg. Rasner: Doch, durch Beseitigung der 
Furcht! — Gegenruf des Abg. Mellies: 

Ach, du lieber Gott!) 

— Sie wollen eine Furcht beseitigen, die zu einem 
Teil zwar auch in den Tatsachen begründet ist, aber 
darüber hinaus in den Völkern durch die Propa-
ganda für den Verteidigungsbeitrag größer ge-
macht wird, als sie zu sein brauchte. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Abg. Rasner: 
Na, na!) 

Nun möchte ich meinem Kollegen Herrn von 
Manteuffel einiges sagen. Aus seinen Wün-
schen an die Bundesregierung sprach unüberhörbar 
eine tiefe Sorge. Die eine Sorge war die, ob denn 
die Aufstellung jener deutschen Streitkräfte in 
Zusammenarbeit mit den verbündeten Mächten 
auch wirklich sichere, daß für den Fall eines Kon-
flikts die Bevölkerung der Bundesrepublik sich 
darauf verlassen könne, daß ihre Freiheit und ihre 
Existenz tatsächlich am Eisernen Vorhang vertei-
digt werden. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, das ist ein sehr ernstes Problem. Die An-
lage der bisherigen alliierten Manöver 

(Abg. Eschmann: Sehr gut!) 

hat im deutschen Volk keineswegs die Gewißheit 
verbreitet, daß etwa der Verteidigungsbeitrag in 
der gesamtstrategischen Konzeption des Westens 
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tatsächlich diese Aufgabe und Möglichkeit des 
Schutzes der Deutschen für den Fall der Aggression 
verbürgt. 

(Zuruf von der SPD: Leider ist das Gegen

-

teil der Fall! — Abg. Eschmann: Das Vor

-

handensein der deutschen Zivilbevölke

-

rung ist anscheinend bei den Manövern 
nicht einkalkuliert worden!) 

Mehr möchte ich zu diesem Thema gar nicht sagen. 
Aber ich bitte Sie, doch zu verstehen, daß es hier 
eine bange Sorge für viele Deutsche gibt. Denn 
Opferbereitschaft muß ihre Entsprechung finden in 
der Tatsache, daß das Opfer dann auch seinen Sinn 
hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Hier - daran können Sie und ich nichts ändern —, 
in diesem Lande unmittelbar am Eisernen Vorhang 
werden wir es mit dem Oberbefehlshaber der 
amerikanischen Kontinentalverteidigung halten 
müssen: Die wirkliche Sicherheit wird wohl nur in 
der Bewahrung des Friedens liegen. 

(Zustimmung bei der SPD. — Abg. Frau 
Dr. h. c. Weber [Aachen]: Das wollen wir 

doch auch!) 

— Sicher, unbestritten! Aber wenn wir schon stra-
tegisch sprechen, dann bitte ich Sie, doch einmal 
eine ganz nüchterne Überlegung anzustellen, ob 
nicht unsere Sicherheit und die  des  Westens 
größer wäre, wenn  die  sowjetischen Ausgangs- und 
Aufmarschpositionen nicht im Thüringer Wald und 
gleich hinter Lübeck, sondern ein paar hundert 
Kilometer weiter östlich lägen. 

(Abg. Pelster: Glauben Sie, daß die Russen 
dem entsprechen?) 

Es scheint mir doch so zu sein, daß auch für die 
freie Welt ein Grund des Nachdenkens darüber vor-
handen sein sollte, ob 'die Wiedervereinigung 
Deutschlands selbst bei einem anderen militärischen 
Status als dem der Zugehörigkeit zum Nordatlan-
tikpakt auch vom Standpunkt der militärischen 
Sicherheit für uns alle miteinander der gegenwär-
tigen Lösung vorzuziehen wäre. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wie kommt man zu der 

Lösung?) 

— Darauf komme ich noch; im übrigen haben wir 
darüber schon sehr oft gesprochen. Vielleicht waren 
Sie bei dem Kreuzverhör nicht da, wo wir das in 
aller Ausführlichkeit dem Herrn Bundeskanzler 
dargelegt haben. 

(Zuruf von CDU/CSU: Nicht 
dargelegt haben!) 

— Sehr klar dargelegt haben! Ein Blick in die deut-
sche Presse — abseits derer, die immer nicht zu-
hört, sondern immer nur die alte Platte spielt, die 
Opposition habe nichts anderes im Kopf als nein 
zu sagen — hat klargemacht, daß die Vorstellungen 
der Opposition von der Wiedervereinigung Deutsch-
lands, von der Sicherheit für Deutschland, von der 
Mitwirkung an einem System der kollektiven 
Sicherheit sehr klar präzisiert worden sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber das mindeste, was man dann gegenseitig auf-
bringen muß, ist doch der Versuch, Herr Kollege, 
zuzuhören bei dem, was der andere sagt. 

(Abg. Bausch: Wir hören doch zu!) 

— Ja, aber dann auch der Versuch, es zu verste

-

hen, — wenn wir das noch weiterführen müssen! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD. — 
Abg. Eschmann: Eine Frage des Könnens!) 

Die Kollegen Rasner und Manteuffel haben sich 
mit einem sehr ernsten Problem befaßt, einem 
innenpolitischen Problem. Sie sprachen von den 
Absichten, die man beim Aufbau künftiger deut-
scher Streitkräfte habe. Meine Damen und Herren, 
ich habe den Eindruck, daß diese Debatte eigentlich 
nicht ganz in den Rahmen der jetzigen Auseinan-
dersetzung hineingehört. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wir unterhalten uns doch bei der Würdigung dieses 
Vertragswerkes über die Frage, ob es im gegen-
wärtigen Zeitpunkt überhaupt richtig ist, diesen 
Schritt zu tun, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

und man sollte hier nicht den zweiten Schritt vor 
dem ersten Schritt zu unternehmen versuchen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sehen Sie, wer es so eilig hat, dem können dabei 
die unmöglichsten Pannen passieren. Der kann z. B. 
einen Vertrag in seine Verfassung hineinschreiben, 
der nachher gar nicht zustande kommt, unid dann 
hat er große Mühe, das wieder herauszubringen. 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall 
bei der SPD.) 

Aber eines möchte ich mit allem Nachdruck allen 
denen, die diese Sorge zuinnerst bewegt, sagen: 
Sie werden die Sozialdemokraten überall dort fin-
den, wo um jeden Zentimeter demokratischer Frei-
heit, um jeden Zentimeter parlamentarischer Kon-
trolle und um jeden Zentimeter Menschenwürde 
gerungen wird, auch in dieser Frage! 

(Lebhafter Beifall bei 'der SPD und bei 
Abgeordneten der FDP.) 

Kollege Rasner hat einen Appell an uns gerich-
tet, zur gemeinsamen Bewältigung der Konsequen-
zen der Pariser Verträge beizutragen. Dieser Appell 
findet sich auch in zahlreichen Stimmen im Aus

-

lande, die diesen Wunsch nachdrücklich geltend 
machen. Es sieht tatsächlich so aus, als ob die Men-
schen draußen in der Welt erwarten, daß die Re-
gierungskoalition in Deutschland ihnen die Sol-
daten liefere und die Opposition dann die Demo-
kraten stellen müsse, die auf die Soldaten aufzu-
passen hätten. 

(Große Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Ich möchte dazu nur sagen, Kollege Rasner, daß wir 
wahrscheinlich mit der Schaffung dieser notwen-
digen Voraussetzungen ein ganzes Stück weiter 
wären, wenn man bei der Ausarbeitung der Außen-
politik der Bundesrepublik Deutschland auch von 
der Regierung her ein größeres Maß an Wert auf 
die Diskussion außenpolitischer Entscheidungen — 
bevor sie gefällt worden sind und nicht hinter-
her — gelegt hätte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber ein Problem der innenpolitischen Konse-
quenzen ist heute nur in einem kurzen Dialog nach 
Zwischenfragen behandelt worden. Ich finde, es ist 
ernst genug; wir müssen das noch etwas vertiefen. 
Als in einer sehr ernsten, dramatischen, bedroh

-

lichen Lage der englische Premierminister Winston 
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Churchill vor sein Volk trat, da hat er ihm scho-
nungslos die Wahrheit gesagt und erklärt, daß es 
Opfer bringen müsse, und das würde Blut, Schweiß 
und Tränen kosten. Und als hier, wenn diese Lage 
schon so bedrohlich ist, daß Sie sich jetzt zu sol-
chen Schritten genötigt sehen, die Sprecher der 
Opposition nicht mal von Blut und von Tränen, 
sondern zunächst nur vom Schweiß, nämlich vom 
Schweiß des Steuerzahlers, und vom Gelde spra-
chen, da hat die Regierungsbank gelacht. 

(Abg. Dr. Gülich: Und wie!) 

Das ist der Unterschied! 

(Hört! Hört! und Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Es sollte in den amt-
lichen Erklärungen der Bundesrepublik eigentlich 
nicht zwei Zungen geben, eine für den Haus-
gebrauch und eine für die übrige Welt. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Vorhin ist uns hier gesagt worden, die Zahlen über 
den deutschen Verteidigungsbeitrag, die man hier 
nenne, seien ja reine  Phantasiezahlen. Sie kennen 
die berühmte dpa-Meldung — von der man be-
hauptet, sie gehe auf alliierte Quellen zurück — 
über etwa 81 Milliarden, wir seien der billige 
Jakob, bei uns würde das alles viel billiger, und 
die Haushaltsansätze würden vollkommen aus-
reichen. 

Ich bekomme soeben das wöchentliche Bulletin 
der Bundesregierung in englischer Sprache. 

(Abg. Dr. Gülich: Erscheint unter Aus

-

schluß der deutschen Öffentlichkeit!) 

Darin heißt es unter der Überschrift „Keine Miliz 
für die Bundesrepublik" — das ist gewissermaßen 
als tröstender Artikel für den Kollegen von Man-
teuffel gedacht — 

(Heiterkeit bei der SPD) 

wörtlich: 

Für das kommende Haushaltsjahr ist der jähr-
liche Aufwand für Verteidigungszwecke auf 
9 Milliarden DM festgesetzt. Da die Gesamt-
kosten der deutschen Wiederaufrüstung, wenn 
sie sich über eine Periode von etwa drei Jah-
ren erstreckt, in einigen Kreisen auf etwa 50 
bis 60 Milliarden DM geschätzt werden, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

mag die Summe, die man in dem deutschen 
Bundeshaushalt zur Verfügung gestellt hat, 
nicht ausreichen, um diese Rechnung zu be-
zahlen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Der Verteidigungsbeauftragte Blank ließ wis-
sen, daß Versprechungen der Vereinigten 
Staaten über ihre Hilfe in der Lieferung von 
schweren Waffen hinreichend konkret seien; 
aber selbst wenn die Zahlen, die in diesem Zu-
sammenhang in der deutschen Presse erwähnt 
wurden, nämlich von 12 bis 15 Milliarden DM, 
korrekt wären, bleibt doch noch ein großes 
Loch zu füllen. 

(Aha-Rufe bei der SPD.) 
Das ist um so mehr richtig, als der besagte 
Totalbetrag von 50 Milliarden DM keinerlei 
Aufwendungen für den Luftschutz einschließt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Die Kosten für diesen Zweck dürften sich in 
der Nachbarschaft von 10 Milliarden DM be-
wegen. 
(Lebhafte Rufe bei der SPD: Hört! Hört!) 

Meine Damen und Herren, das  ist kein Hetz-
artikel der sozialdemokratischen Opposition, 

(Abg. Wehner: Auch kein subversiver 
Artikel!) 

sondern das ist das amtliche Bulletin, das unter 
der Verantwortung des Bundeskanzleramtes er-
scheint 

(Abg. Dr. Gülich: Das offizielle Bulletin!) 

und vom Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung in die Welt hinausgeschickt wird. 

(Abg. Wehner: In die Welt hinaus! — Abg. 
Dr. Gülich: Zur Verbreitung in der eng- 

lisch sprechenden Welt!) 

Ich fühle mich unter diesen Umständen nun doch 
verpflichtet, das Hohe Haus und insbesondere die 
Bundesregierung zu bitten, hier klaren Wein ein-
zuschenken. 

(Beifall bei der SPD.) 

Man kann doch nicht dem Hohen Hause zumuten, 
die Katze im Sack zu kaufen. Es kann uns niemand 
erzählen, daß die Aufstellung einer Armee von 
einer halben Million Mann so nebenher finanziert 
werden könne. Ich will mich gar nicht auf den 
Hausstreit zwischen dem Herrn Bundesfinanzmini-
ster und dem Herrn Bundeswirtschaftsminister ein-
lassen. Daß es da noch kein Duell gegeben hat, ist 
eigentlich erstaunlich, nachdem der Herr Bundes-
wirtschaftsminister draußen in der Welt so als eine 
Art, sagen wir einmal: wirtschaftspolitischer Knat-
terprotz die Leistungsfähigkeit der Bundesrepublik 
verkündet 

(Große Heiterkeit — Beifall bei der SPD) 
und er dann darob sehr gelobt wird. Englische 
Zeitungen haben geschrieben: Das ist doch mal ein 
Minister, der mehr anbietet, als bisher von seinem 
Finanzminister ausgespuckt werden sollte. 

(Heiterkeit.) 

Aber wohlgemerkt: das ist also ein Ressortstreit, 
über den ja die beiden Herren sich gelegentlich im 
stillen Kämmerlein noch einig werden. Der Herr 
Bundeskanzler wird's schon schlichten, davon bin 
ich überzeugt. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Doch nun zurück zu dieser ernsten Frage. Wir 
haben also im Haushaltsplan 9 Milliarden drin, 
und es wird uns versichert: Das soll nicht mehr 
werden. Der Bundesfinanzminister aber erklärt: 
Das ist das Nonplusultra, und: Keinen Pfennig 
mehr! Ja, meine Damen und Herren, dann muß 
man — damit greife ich ,die Frage des Kollegen 
Ritzel wieder auf — doch wirklich fragen, welche 
konkreten Vorberechnungen denn vorliegen und 
ob man mit diesem Betrag eine solche Armee über-
haupt kampfkräftig ausrüsten kann; denn mit 
Besenstielen wird sie nicht kämpfen können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich meine, man sollte das Hohe Haus doch nicht 
wie eine Schulklasse behandeln, der erst nach der 
Versetzung im nächsten Jahr die weiteren Geheim-
nisse verkündet werden, sondern man sollte dem 
Hohen Hause jetzt und hier, mindestens in den 
Ausschüssen 

(Zurufe von der SPD: Nein, hier!) 
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vor der Beratung in der zweiten Lesung 

(andauernde Zurufe von der SPD: Hier! 
— Weitere Zurufe von der SPD: Hier im 

Hause! — Wir wollen alle was wissen!) 

— ich habe gar nicht soviel Illusion, daß die das 
heute schon wissen; die wissen das auch nicht —, 

(Lachen und Beifall bei der SPD) 

man sollte mindestens bis zur zweiten Lesung dem 
Parlament und der deutschen Öffentlichkeit sagen, 
was dieses Geschäft im ganzen kostet. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Mein Parteifreund Ollenhauer hat mit allem Nach -
druck darauf hingewiesen, daß er sich nicht ein 
Argument zu eigen mache etwa in der Richtung, 
was viel kostet, dürfe man nicht tun, sondern wir 
meinen: wenn man eine solche schwerwiegende 
Entscheidung fällt, dann muß man dem eigenen 
Volke auch sagen, wenn es diese Entscheidung bil-
ligt, was es damit an Opfern auf sich zu nehmen 
bereit sein muß. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Da sitzen in der Dienststelle unseres Kollegen 

Blank eine ganze Reihe erwachsener Männer und 
machen das, was man Stärkenachweise nennt, 
d. h. die schreiben auf, was alles so zu einem Regi-
ment gehört, von der Einrichtung der Spinde bis 
zum Bestand an Waffen, Munition, Geräten, Uni-
formen .und was so alles zum Betrieb einer Streit-
macht erforderlich ist. Diese Arbeit ist, wenn man 
an die Aufstellung von Streitkräften geht, nötig. 
Aber sie bedarf einer Ergänzung. Ich halte es für 
gar nicht so schwierig, daß man diesen Leuten noch 
ein paar daneben setzt, die immer dazuschreiben, 
was dieser ausgerechnete Bedarf kostet. Das muß 
doch möglich sein! 

(Beifall bei der SPD.) 

Man sollte darüber hinaus — selbst wenn diese 
Zahlen gegriffen und geschätzt sein mögen — doch 
auch einmal feststellen, was von diesem Bedarf 
konkret als Hilfe aus den Vereinigten Staaten zu 
erwarten ist, und zwar: was wird geschenkt, und 
was werden wir bezahlen müssen? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Das sind doch die wesentlichsten Dinge, die man 
einem Parlament, wenn es eine solche Frage zu 
entscheiden hat, vorlegen sollte. Das Schweizer 
Parlament beschließt bis in alle Einzelheiten hin-
ein, und das englische Parlament hat es sich nicht 
nehmen lassen, eine stundenlange Debatte nur um 
die Frage zu führen, ob man statt des bisherigen 
Gewehrs das belgische übernehmen sollte. Sie wol-
len daraus ersehen, mit welchem Ernst in anderen 
Parlamenten mit gewachsener parlamentarischer 
Tradition 

(Zurufe von der Mitte) 
derartige Fragen behandelt werden. 

Nun ein letztes Wort noch zu dem Aufklingen 
des Wortes „Ohne mich" in diesem Saal. Es ist 
hier gesprochen worden von der Seite der Regie-
rungsparteien und etwas zu unseren Bänken hin, 
als seien wir also gewissermaßen diejenigen, die 
diese Parole im Lande bewußt ausstreuten und 
förderten. Dazu haben wir ja nun schon oft und 
oft Stellung genommen. Aber ich bitte Sie, doch 
einmal eines zu bedenken. Es gibt heute in unse-
rem Volk — auch außerhalb der Reihen der un-

mittelbar betroffenen Jugend, über deren Einstel-
lung Ihnen Herr Ollenhauer sehr zutreffend be-
richtet hat — eine große Zahl von Menschen, 
Hunderttausende, wahrscheinlich Millionen von 
Menschen, die sich in einem ernsten Gewissenskon-
flikt befinden 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

angesichts der Tatsache, daß die Wehrpflicht in 
der Bundesrepublik die Wehrpflicht in der So-
wjetzone auslöst 

(Zuruf von der Mitt e  ist schon längst 
vorhanden!) 

und daß wir nun auch einen Beitrag dazu leisten, 
daß sich jetzt zwei bis an die Zähne bewaffnete 
deutsche Armeen einander gegenüberstehen mit 
der fürchterlichen Perspektive eines möglichen 
Bruderkrieges. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es gibt eine menschliche Klammer in unserem 
Volke, die bisher noch in erfreulichem Ausmaß 
völlig ohne Rücksicht auf die Hinderungsversuche 
durch das totalitäre Regime in der Zone drüben 
den Versuch unternommen hat, die Deutschen in 
Freiheit miteinander sprechen und sie das Erleb-
nis der Zugehörigkeit zum gleichen Volk haben zu 
lassen; diese Klammer ist z. B. die evangelische 
Kirche. Jeder, der weiß, wie es in der sowjetischen 
Besatzungszone aussieht, wird mir recht geben, 
wenn ich sage, daß in der Wirksamkeit dieser 
Kraft ein gut Stück an Hoffnung auch für uns 
liegt, daß sich die Menschen nicht einfach in das 
Schicksal der totalitären Beherrschung ergeben. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Und nun kommt aus dem Bereiche eben dieser 
evangelischen Kirche eine Botschaft an die Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages — Sie haben 
sie alle gelesen —, die unterzeichnet ist von einer 
Reihe der hervorragendsten Männer dieser Kirche 
— es sind allein fünf Kirchenpräsidenten darunter, 
außer einigen hervorragenden Theologen unserer 
Fakultäten — und in der es heißt: 

Wir sehen aber nicht, daß die politischen, recht-
lichen und sittlichen Voraussetzungen zu einem 
solchen Schritt angesichts der gegenwärtigen 
Lage soweit geklärt sind, daß der Staat von 
Gott her das Recht in Anspruch nehmen dürfte, 
solche Gesetze zu beschließen. Die vielfachen 
Äußerungen der Unruhe in der Bevölkerung 
zeigen, in welche Gewissensnot erhebliche 
Teile unseres Volkes durch die beabsichtigten 
gesetzgeberischen Maßnahmen geraten sind. 

Meine Damen und Herren, ich erwarte gar nicht, 
daß Sie auch auf den Bänken der Christlich

-

Demokratischen Union — sich ohne weiteres diese 
Meinung der Vertreter großer Teile der evangeli-
schen Kirche, denen Sie doch wohl nicht bestreiten 
werden, daß es sich um überzeugte evangelische 
Christen handelt, zu eigen machen. Ich bitte Sie 
nur um eins: tun Sie doch diesen inneren Ge-
wissenskonflikt nicht einfach mit der Floskel ab, es 
handle sich um „Ohne mich" ! Das ist ist doch nicht 
wahr. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwischen-
frage, Herr Abgeordneter! 
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Wacher (Hof) (CDU/CSU): Herr Kollege Erler, 
zu der von Ihnen zitierten Erklärung möchte ich 
mir erlauben, Ihnen eine Stellungnahme des baye-
rischen Landesbischofs D. Meiser bekanntzugeben, 
der mitteilt: 

(Zurufe von der SPD: Frage!) 

Auf Anfrage erkläre ich, daß die Erklärung der 
Rheinischen Pfarrerbruderschaft zur Wieder-
aufrüstung nicht als eine Stellungnahme der 
evangelischen Kirche in Deutschland im gan-
zen angesehen werden darf. Sie steht aus-
schließlich in der Verantwortung ihrer Unter-
zeichner. 

(Zurufe von der SPD. — Unruhe.) 

Erler (SPD): Meine Damen und Herren, dazu nur 
ein ganz einfaches Wort. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Kollege Erler! 

(Zuruf von der SPD: Erst antworten!) 

Meine Damen und Herren, ich würde es für besser 
halten, wenn wir uns bei den Zwischendiskussionen 
auf Fragen beschränkten, mindestens aber die 
Frageform wählten. Ich verstehe, daß diese Zwi-
schenbemerkungen als wesentlicher Beitrag zu der 
im Augenblick laufenden Diskussion betrachtet 
werden. Aber ich würde doch bitten, daß wir uns 
im allgemeinen auf die präzise Frageform be-
schränken. 

(Abg. Dr. Friedensburg: Eine Frage bitte!) 

— Herr Abgeordneter Friedensburg! 

Dr. Friedensburg (CDU/CSU): Eine Frage bitte: 
Ist dem Abgeordneten Erler vielleicht bekannt, ob 
dieselben Kirchenpräsidenten der evangelischen 
Kirche sich gegen die weitgehenden Aufrüstungs-
maßnahmen im sowjetischen Besatzungsgebiet ge-
wandt haben? 

(Sehr gut! in der Mitte. — Zurufe von 
der SPD: Ja!) 

Erler (SPD: Ja. 

Die letzte Frage — — 

(Abg. Kunze [Bethel] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

Erler (SPD): Jetzt muß ich doch bitten, daß ich 
erst einmal die andere Frage beantworten kann. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das ist selbst-
verständlich. Das Wort muß jetzt erst einmal der 
Redner zur Beantwortung haben. 

Herr Kollege Erler, sprechen Sie bitte! 

Eder (SPD): Ich will zunächst die letzte Frage 
beantworten. Ich kenne nicht alle Herren, die hier 
unterzeichnet haben. Aber von denen, die ich 
kenne, weiß ich, daß sie sich nicht nur gegen die 
Wiederaufrüstung der Bundesrepublik, sondern 
genau so entschieden gegen die schon stattgefun-
dene — jawohl! — Aufrüstung in der Sowjetzone 
gewendet haben. Das ist das eine. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zur zweiten Frage: Ich habe nicht behauptet, es 
handle sich um eine Erklärung der evangelischen 
Kirche. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich bin sehr froh, daß die evangelische Kirche als 
Kirche sich nicht in die politischen Auseinander-
setzungen hineinmischt. 

(Stürmischer Beifall bei der SPD.) 

Ich habe Sie nur um Verständnis dafür gebieten, 
daß diese Stimmen aus der evangelischen Kirche 
doch gebührende Beachtung finden mögen. 

(Abg. Sabel: Das war anders, Herr Erler, 
was Sie gesagt haben!) 

— Nein, nein! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Kunze zu einer Frage! 

Kunze (Bethel) (CDU/CSU): Herr Kollege Erler, 
ist Ihnen bekannt, daß die Zahl der Pfarrer, die 
diese Aufrufe unterschrieben haben, höchstens 
500 beträgt gegenüber mehr als 15 000 evangeli-
schen Geistlichen insgesamt? 

Zweite Frage: Ist Ihnen bekannt, daß Herr Lan-
desbischof D. Dr. Lilje im Zusammenhang mit die-
sen ganzen Ereignissen mitgeteilt hat — er ist 
der stellvertretende Vorsitzende des Rats der 
Evangelischen Kirche und zugleich Präsident des 
Lutherischen Weltbunds —, in der Bundesrepublik 
gebe es keinen Militarismus mehr, dafür in beiden 
Teilen Deutschlands ein religiöses Erwachen der 
Jugend? Lilje, der zu Besprechungen mit Vertre-
tern des Lutherischen Weltbundes in Genf war, 
betont, die Frage der Wiederbewaffnung beschäf-
tige die Jugend in Deutschland sehr stark. Nach 
seiner persönlichen Ansicht sei die Bildung einer 
neuen deutschen Armee vom politischen Stand-
punkt aus unvermeidlich. Das Tragen einer Waffe 
sei unter bestimmten Voraussetzungen auch 
Christenpflicht. 

(Zuruf von der SPD: Gar nicht die Frage!) 

Erler (SPD): Herr Abgeordneter Kunze, diese 
Stellungnahme des Bischofs Lilje ist mir bekannt. 
Sie beweist doch nur, daß es offenbar unter gläu-
bigen Christen, gläubigen . evangelischen Christen, 
für die Beurteilung der hier anstehenden Verträge 
sehr verschiedene Meinungen geben kann und daß 
jeder falsch beraten ist, der glaubt das Christentum 
für sich monopolisieren zu können. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Friedensburg zu einer Frage. 

Dr. Friedensburg (CDU/CSU): Ich muß zu der 
anderen Frage, die Kollege Erler beantwortet hat, 
zusätzlich fragen: Wo und wann haben diese Kir-
chenpräsidenten, von denen Sie gesprochen haben, 
sich etwa an die Volskammer oder an die Regie-
rung in Pankow mit ähnlichen Eingaben wie an 
uns und mit der Verwahrung gegen die dortige 
Aufrüstung gewandt? 

(Lebhafte Zurufe von  der  SPD.) 

Eder (SPD): Herr Kollege Friedensburg, ich bin 
sehr erstaunt darüber, daß Sie eine öffentlich aus-
gesprochene Bekundung plötzlich für weniger wert 
halten als einen Brief an eine Institution, über 
deren demokratische Legitimation Sie die gleiche 
Meinung haben wie ich. 

(Beifall bei der SPD.) 
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(Erler) 
Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frau Abgeord-

nete Rehling zu einer Zwischenfrage. 

Frau Dr. Rehling (CDU/CSU): Herr Kollege Erler, 
ich möchte Sie fragen, ob Sie der Überzeugung 
sind, daß diese Pfarrerbruderschaften und die Kir-
chenpräsidenten, die uns diese Erklärungen zuge-
sandt haben, über die nötigen Sachkenntnisse ver-
fügen, 

(Beifall in der Mitte — Oho-Rufe von der 
SPD) 

oder ob es sich hier um völlig risikolose Stellung-
nahmen handelt, durch die wir in unserer politi-
schen Entscheidung beeinflußt werden sollen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Erler (SPD) : Meine Damen und Herren, ich finde 
es einen ungewöhnlichen Vorgang, daß m an  in 
einem Hause, dem gelegentlich eine Fülle von Stel-
lungnahmen zu höchst eigennützigen Motiven zu-
gehen, 

(lebhafte Zustimmung bei der SPD) 

plötzlich Männer wie Professor Gollwitzer in 
Bonn, wie Präses Held  in Düsseldorf, wie Präses 
Wilm in Bielefeld und wie den Kirchenpräsiden-
ten Stempel in Speyer als eine Art unmündigen 
Bestandteil unseres Volkes behandelt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Zurufe 
von der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich bitte um Ruhe! 

Das Wort zu einer Zwischenfrage hat Herr Ab-
geordneter Gontrum. 

Gontrum (CDU/CSU) : Herr Kollege Erler, ich 
bin völlig mit Ihnen einer Meinung, wenn Sie 
sagen, daß die Kirche keine Politik machen soll. 
Ist Ihnen nicht aufgefallen, daß gerade dieses Wort, 
ausgegeben als ein Wort der Kirche, eben ein poli-
tisches Wort ist? Im Namen des Evangeliums, um 
des Gewissens willen, im Dienste am Evangelium 
ist hier gesprochen. Ein Wort der Kirche erhebt 
den Anspruch, ein politisch gültiges Wort zu sein. 
Und das ist unerhört im Raume der evangelischen 
Kirche. 

Erler (SPD): Meine Damen und Herren, zunächst 
einmal fängt der Aufruf an: „Als Christen, die in 
verantwortlicher Stellung innerhalb der evange-
lischen Kirche stehen". Damit ist völlig klar: Nicht 
die Kirche, sondern Christen in der Kirche haben 
gesprochen. 

Zum zweiten: Ich teile Ihre Abneigung dagegen, 
daß sich die Kirche am Kampf der Parteien im 
politischen Gebiet beteiligt. Ich wünschte nur, daß 
auf allen Bänken dieses Hauses das allen Kirchen 
mit der genügenden Deutlichkeit gesagt würde. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zu 
einer Zwischenfrage hat der Abgeordnete Bausch. 

Bausch (CDU/CSU): Herr Kollege Erler, ist es 
Ihnen bekannt, daß eine Reihe — wohl die Mehr-
zahl — derjenigen Männer, die Sie vorhin genannt 
haben — darunter auch Kirchenpräsidenten —, 

Parteigänger des Herrn Heinemann sind? 

(Lebhafte Rufe bei der SPD: Ach! Ach!) 

Ist es Ihnen bekannt, daß dem Herrn Heinemann 
vom deutschen Volke bei der Bundestagswahl vom 
6. September 1953 eine wahrhaft vernichtende Ab-
sage erteilt worden ist? 

(Gegenrufe von der SPD.) 

Eder (SPD): Meine Damen und Herren, ich habe 
nicht den Eindruck, daß es sich lohnen würde, über 
diese Art der Stellungnahme einem immerhin ver-
dienten früheren Bundesminister des Innern 
gegenüber zu diskutieren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Gegen-
rufe von der Mitte. — Abg. Huth: Das ist 
aber billig, Herr Erler! — Abg. Bausch: Ich 

habe noch eine Frage! — Anhaltende 
Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter Bausch! — Meine Damen 
und Herren, ich muß dringend an Sie appellieren, 
daß Sie dieses Frage- und Antwortspiel dadurch 
ermöglichen, daß Sie die Fragen und die Antwor-
ten mit möglichster Zurückhaltung aufnehmen. Es 
ist sonst einfach lautlich nicht durchzukommen. 
Wir können bei der Subtilität des hier zur Ver-
handlung stehenden Themas nicht anders durch-
kommen als so, daß sich die Mitglieder des Hauses 
gegenseitig den Gefallen tun, aufmerksam und 
ruhig noch so kontroverse Ansichten zu hören. 

(Beifall.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Bausch. 

Bausch (CDU/CSU): Herr Kollege Erler! Ist 
Ihnen bekannt, daß wir im Deutschen Bundestag 
in einem demokratischen Raum leben und daß man 
in diesem demokratischen Raum ides  Bundestages 
gut daran tut, auf das am 6. September 1953 ge-
fällte Votum des Volkes zu hören? Die Frage 
möchte ich an Sie stellen. 

(Lebhafte Gegenrufe von der SPD. 
Erneute Unruhe.) 

Eder (SPD): Herr Kollege Bausch, ich hatte 
eigentlich nicht die Absicht, auf den schon vom 
Kollegen Rasner — —

(Anhaltende Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, Sie müssen jetzt dem Redner den Ge-
fallen tun, daß er zunächst einmal antworten kann, 
und dann kommt Frau Abgeordnete Wolff. Erst 
antwortet der Redner. 

Frau Wolff (Berlin) (SPD): Ist Herrn Bausch be-
kannt, daß der Herr Gollwitzer ein Buch geschrie-
ben hat, das vom Innenministerium den  Mitglie-
dern des Jugendkoordinationsausschusses jetzt als 
Geschenk übergeben worden ist? 

(Zurufe von der Mitte: Ja, ja, es ist be-
kannt! — Abg. Kemmer [Bamberg] : Bausch, 
bleib sitzen und sag ja; ist bekannt! — 

Gegenrufe links. — Große Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich sehe, der 
Herr Abgeordnete Bausch will darauf antworten. 

Bausch (CDU/CSU): Ich kann auf die Frage, die 
an mich gestellt worden ist, nur die Antwort geben, 
daß mir dieses Buch des Herrn Gollwitzer gut bekannt 
ist. Aber ich habe von den parteipolitischen Mei- 
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nungen des Herrn Heinemann und seiner Partei-
gänger gesprochen und davon, daß das deutsche 
Volk zu diesen Meinungen des Herrn Heinemann 
und seiner Anhänger ein eindeutiges und vernich-
tendes Nein gesagt hat. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Gegenrufe von 
der SPD. — Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, das Wort geht zurück an den Redner. 

Erler (SPD): Meine Damen und Herren, als Fazit 
dieses Frage- und Antwortspiels kann ich nur mein 
tiefstes Bedauern darüber ausdrücken, daß es of-
fenbar in diesem Hause bei den Angehörigen oder, 
sagen wir, bei vielen Angehörigen einer Partei, 
die das Wort „christlich" in ihrem Namen hat, nicht 
möglich ist, ernste Gewissensgründe einer Reihe 
wesentlicher Männer des kirchlichen Raumes vor-
zutragen. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD. — 
Widerspruch in  der Mitte. — Abg. Walter: 

Eine Frage, bitte!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick! — Herr Abgeordneter Walter zu einer 
Zwischenfrage. 

Walter (DP): Herr Kollege Erler, ist die Eingabe 
der Pastoren drüben, die Sie uns vorgetragen 
haben, Ihrer Meinung nach anders zu bewerten 
als die Tausende von Zuschriften, die  wir aus der 
anderen Zone angeblich von Arbeitern aus den 
Betrieben bekommen haben? Besteht bei Ihnen die 
Ansicht, daß die Zuschrift der Pastoren anders zu 
werten sei als die Zuschriften, die aus den Betrie-
ben von drüben kommen und die — das wissen 
wir alle — von einer bestimmten Regierung dik-
tiert werden? 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren! Ehe der Herr Redner fortfährt und 
abschließt, möchte ich folgendes sagen. Ich appel-
liere an das Haus, nunmehr die Zwischenfragen 
sein zu lassen, damit der Redner zum Ende kom-
men kann und wir in die Mittagspause eintreten 
können. Wir haben noch eine große Rednerliste. 
Ich will der Diskussion nicht im mindesten Gewalt 
antun. Aber dieses Thema muß nunmehr zu einem 
Abschluß kommen. 

Ich bitte, daß der Redner jetzt fortfährt. 

Erler (SPD): Meine Damen und Herren! Ich bin 
für die Zwischenbemerkung des Herrn Präsiden-
ten dankbar, obwohl ich mich sonst sehr gerne aus-
fragen lasse. Ich bin sogar ein bißchen stolz darauf, 
daß ich ein so gutes Objekt für die Fragestellung 
geworden bin. 

(Heiterkeit.) 

Aber ich möchte doch die Frage des Kollegen 
Walter  noch ganz eindeutig beantworten. Ich 
finde, daß er vielleicht einmal an frühere Jahr-
zehnte seines Lebens zurückdenken müßte, 

(Beifall bei der SPD) 
um  den  Unterschied zu begreifen zwischen der 
Stellungnahme freier Männer und Briefen, die 
unter dem Druck einer Gewaltherrschaft geschrie-
ben sind. Das ist doch ein Unterschied. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD.) 

Nun meine letzten Bemerkungen. Sie beziehen 
sich auf einen Satz, den der Herr Bundeskanzler ge-
prägt hat und den ich sehr gern aufgreifen möchte. 
Der Herr Bundeskanzler hat davon gesprochen, 
daß nach seiner Meinung Verhandlungen, und zwar 
insbesondere über die Wiedervereinigung Deutsch-
lands, zum — wenn ich richtig gehört habe —
frühest möglichen Zeitpunkt, allerdings nach sei-
ner Meinung erst nach Ratifizierung der Verträge 
aufgenommen werden sollten. Wir haben unsere 
Skepsis gegenüber der Nichtbeachtung gewisser 
warnender Stimmen, die in den Noten der Sowjet-
union liegen, zum Ausdruck gebracht. Aber das 
möchte ich jetzt danhingestellt sein lassen. Wenn 
man Verhandlungen will, dann muß man auch wis-
sen, worüber verhandelt wird. Mich hat es mit 
banger Sorge erfüllt, als im Europarat in Straß-
burg ein Ergänzungsantrag eines belgischen sozia-
listischen Delegierten, des  Professors Rolin, abge-
lehnt wurde, in dem dieser Belgier nicht mehr und 
nicht weniger gewünscht hatte als dies: wenn man 
über die Wiederherstellung der deutschen Einheit 
verhandele, solle man bereit sein, falls anders die 
Einheit nicht zu erreichen sei, über den militä-
rischen Status des wiedervereinten Deutschland 
neu zu entscheiden und nicht auf der Forderung 
nach der festen Zugehörigkeit des wiedervereinig-
ten Deutschlands zum atlantischen Verteidigungs-
system zu bestehen. Dieser Antrag wurde abge-
lehnt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Herr Bundeskanzler, was uns mit brennender Sorge 
erfüllt, das ist, daß eine solche Haltung, wenn sie 
Richtschnur der westlichen Politik und der Politik 
der Bundesregierung bleibt, jede Hoffnung auf die 
Wiedervereinigung Deutschlands zerstört. In diesem 
Punkte muß man einmal wissen — ich habe es an 
dieser Stelle schon einmal ausgesprochen —: die 
deutsche Einheit gibt es nicht als sowjetischen Sa-
tellitenstaat, sie gibt es auch nicht als amerikani-
schen Truppenübungsplatz. Wer das eine oder das 
andere will, verhindert die Einheit. 

(Anhaltender Beifall. bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich unterbreche die Sitzung bis 
15 Uhr 30. 

(Unterbrechung der Sitzung: 13 Uhr 
35 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 15 Uhr 31 Minuten durch 
den Präsidenten D. Dr. Gerstenmaier wieder er-
öffnet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren! Wir fahren in der unterbrochenen 
Sitzung fort. 

Das Wort hat der Kollege Dr. Jaeger. Ich gehe 
von der Voraussetzung aus, meine Damen und 
Herren, daß ein Einverständnis im Hause darüber 
besteht, daß zunächst die allgemeinen politischen 
und Verteidigungsfragen weiter diskutiert werden 
und daß Teilprobleme wie z. B. die Saarfrage an-
schließend im Zusammenhang diskutiert werden. 

(Abg. Dr. Menzel: Warum?) 

— Weil wir im Ältestenrat übereingekommen sind 
— wenn ich mich recht erinnere —, daß wir die 
Diskussion nach Möglichkeit in Sachkomplexen 
durchführen wollen. Ich würde meinen, daß es 
deshalb richtiger ist, daß wir die allgemeinen poli- 
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tischen und die Verteidigungsfragen jetzt weiter 
erörtern und daß wir nachher die Fragen, die etwa 
die Saar und andere Teilprobleme betreffen, zu-
sammen diskutieren. Es sind eine Reihe von Wort-
meldungen da. Ich ziehe zunächst einmal die Wort-
meldungen vor, die zu allgemeinen politischen und 
Verteidigungsfragen erfolgt sind. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Jaeger. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Jahrelang haben wir in die-
sem Hause die Politik erläutert und vertreten, die 
mit den drei manchmal schon sehr mysteriös leuch-
tenden Buchstaben EVG zusammenhing. Wir ver-
treten heute vor ihnen eine Politik, die mit einem 
neuen Vertragswerk zusammenhängt. Wir ver-
treten aber keine neue Politik, sondern nur die 
alte Politik in einer neuen Form. Die Ziele der 
deutschen Außenpolitik, Freiheit, Friede und Ein-
heit, sollten nach unserer  Überzeugung am besten 
dadurch gefördert werden, daß jenes Werk in An-
griff genommen wurde, die Europäische Verteidi-
gungsgemeinschaft, die unmittelbar drei Zwecken 
diente: der Sicherheit für Westeuropa und damit 
für Westdeutschland, der Freiheit und Gleich-
berechtigung für die Bundesrepublik und der Eini-
gung Westeuropas als Voraussetzung der Erreichung 
unseres höchsten nationalen Zieles, der Wieder-
vereinigung. 

Wir leben am Rande des Eisernen Vorhanges, 
und wir leben darum hier in der Bundesrepublik 
am Rande des Abgrunds. Deshalb muß es das erste 
und das vordringlichste Ziel für jeden verantwort-
lichen deutschen Politiker sein, dafür zu sorgen, 
daß unser Volk in der Bundesrepublik vom Bol-
schewismus frei bleibt und daß die Schrecken, die 
über den östlichen Teil Deutschlands und über die 
Völker des Ostens dahingegangen sind, wenigstens 
diesem westlichen Deutschland erspart bleiben. 

(Abg. Rasner: Ausgezeichnet!) 

Dieses erste Ziel der Sicherheit ist auch die Vor-
aussetzung dafür, daß wir das höchste unserer 
nationalen Ziele, die Wiedervereinigung, erreichen. 
Denn wenn die Bundesrepublik in  die  Hände der 
Sowjets fallen sollte, wäre jede Hoffnung verloren, 
Deutschland in Frieden und Freiheit zu vereinigen. 

Der Herr Kollege Ollenhauer hat schon in 
der letzten außenpolitischen Debatte, er und andere 
seiner Parteifreunde haben auch heute wieder er

-

klärt, der Verteidigungsbeitrag erscheine ihnen im 
Augenblick nicht mehr so dringlich. Die interna-
tionale Lage sei entspannt. Meine Damen und Her-
ren, ob die Lage im Augenblick als entspannt an-
zusehen ist, kann ich ruhig dahingestellt sein las-
sen. Ich halte es doch für eine eigentlich nicht zu 
verantwortende Harmlosigkeit, davon auszugehen, 
daß jetzt etwa ein Verteidigungsbeitrag deswegen 
weniger dringlich sei, weil man vielleicht im 
Augenblick im Kreml nicht in die Trompete stößt, 
sondern die Schalmei bläst. Wir kennen doch das 
System der Sowjets, aufgebaut auf der alten Idee 
des Panslavismus, den europäisch-asiatischen Kon-
tinent unter der Herrschaft des Kreml zu einigen. 
Aufgebaut auf dem Gebot der Weltrevolution, ist 
dieses System einer jeden Tarnung und Täuschung 
fähig. Ich kann es dabei in diesem Zusammenhang 
völlig dahingestellt sein lassen, ob es sich hier 
wirklich um Tarnung und Täuschung handelt oder 
ob diejenigen recht haben, die glauben, es könnten 
auch andere Motive sein, die einen echten Gesin

-

nungswandel hervorrufen. Denn, meine Damen 
und Herren, beweisen können Sie diesen echten 
Gesinnungswandel unter keinen Umständen, und 
die Möglichkeit einer Täuschung können Sie nach 
allem, was wir erlebt haben, nicht ausschließen. 
Folglich müssen wir uns so einrichten, daß wir für 
die Möglichkeit einer solchen Täuschung gewapp-
net sind. 

Sie wissen so gut wie ich, daß der Aufbau von 
Streitkräften eine Sache ist, die nicht in Wochen, 
sondern in Jahren geschieht. Im letzten Jahr, meint 
Herr Kollege Ollenhauer, habe sich die Situation 
in Europa entspannt. Nun, es braucht weniger als 
ein Jahr, und sie könnte sich vielleicht wieder sehr 
stark anspannen. Dann sind wir nicht in der Lage, 
durch einen Beschluß im Bundestag sofort eine 
deutsche Armee auf die Beine zu stellen. Sie wis-
sen wie ich, daß hierzu Jahre erforderlich sind und 
daß wir leider bereits 2 1/2 Jahre in Europa ver-
handelt und zerredet haben, 2 1/2 Jahre, die uns 
bitter fehlen.  

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Deshalb müssen wir die Dinge jetzt mit Entschie-
denheit in Angriff nehmen. Wir können, wenn der 
Wille der Russen zur Verständigung echt sein sollte, 
auch noch nach der Ratifizierung dieser Verträge 
verhandeln. Aber dann verhandeln wir auf einer 
wesentlich sichereren Grundlage, weil wir dem 
Osten den größten Gefallen nicht tun, waffenlos zu 
bleiben und damit seine Übermacht zu stärken. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Meine Damen und Herren, das Argument, wir soll-
ten uns mit der Ratifizierung der Verträge, wir 
sollten uns mit dem System der Sicherheit der 
freien Welt Zeit lassen, ist einfach deshalb falsch, 
weil wir keine Zeit haben, am wenigsten unter 
militärischen und militärpolitischen Gesichtspunk-
ten. 

Um das System der Sicherheit zu schaffen, gibt 
es als Ausdruck des deutschen Verteidigungsbei-
trages zwei Möglichkeiten. Wir haben zuerst die 
Möglichkeit einer sogenannten integrierten, einer 
einheitlichen europäischen Armee gewählt. Nach-
dem dieser Weg leider nicht zum Erfolg geführt 
hat, bleibt noch der andere Weg, der Weg über 
Nationalarmeen und eine Koalition dieser Natio-
nalarmeen. Mit Recht haben verschiedene meiner 
Vorredner betont, daß man heute in mili-
tärischer Hinsicht nicht mehr von einer National-
armee im alten Stil sprechen kann. Aber juristisch 
können und müssen Sie es auch heute noch, weil 
es eine Frage der Kommandogewalt, eine Frage der 
Organisation ist. Wir von der CDU/CSU und von 
den übrigen Parteien der Regierungskoalition ha-
ben diese Nationalarmee nicht gewollt. Sie ist von 
anderen gewollt, uns geradezu nahegelegt, wenn 
nicht aufgezwungen worden. Ich selbst habe von 
dieser Stelle aus vor 2 1/2 Jahren gegen den Ge-
danken einer Nationalarmee und für den Gedan-
ken einer vereinten europäischen Armee gespro-
chen. Daß dieser Gedanke nicht realisiert wurde, 
lag nicht an uns; es lag an anderen. Wenn wir das 
Bessere nicht haben können, müssen wir uns mit 
dem Guten begnügen. 

Es ist heute — der Herr Kollege Erler hat damit 
ganz recht gehabt — nicht an der Zeit, über das 
innere Gefüge, die innere Ordnung einer neuen, 
demokratischen Wehrmacht zu sprechen. Denn 
heute sprechen wir nicht über das „Wie" eines 



2. Deutscher Bundestag — 62. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. Dezember 1954 	3213 
(Dr. Jaeger) 
Verteidigungsbeitrages, sondern über das „Ob". 
Aber ich möchte doch ganz kurz auf eines hinwei-
sen. Wenn wir Bedenken dagegen hätten, daß es 
möglich wäre, neue Streikräfte harmonisch einzu-
bauen in das demokratische Staatsgefüge von heute, 
dann wäre das ein Mißtrauen, das wir alle dem 
Gedanken der deutschen Demokratie entgegenbrin-
gen würden. Die Zusammenarbeit aller demokra-
tischen Parteien wird es uns ermöglichen, auch mit 
diesem Problem fertigzuwerden; dies um so mehr, 
als die Arbeit im Ausschuß für die europäische 
Sicherheit die beste Voraussetzung dafür bietet, 
daß wir auch einmal im Plenum die Frage der Aus-
gestaltung der Streitkräfte im Einverständnis von 
Regierung und Opposition werden lösen können. 
Wir fordern jedenfalls heute schon mit aller Ent-
schiedenheit den Primat des Politischen und den 
Primat des Zivilen vor dem Militärischen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Das zweite Ziel, das wir mit den alten und mit 
den neuen Verträgen erreichen wollen, ist ebenso 
wie das Ziel der Sicherheit zwangsläufig. Es geht 
darum, Freiheit und Gleichberechtigung für die 
Bundesrepublik zu erhalten, das Militärregime zu 
beseitigen, das Besatzungsregime durch eine deut-
sche Verfassung zu ersetzen. Es geht darum, daß 
wir wieder Herren in unserm eigenen Hause 
werden. 

In den früheren Debatten hat die Sozialdemokra-
tische Partei sehr starken Wert auf die Frage ge-
legt, daß in der sogenannten Notstandsklausel die 
Möglichkeit vorhanden war, praktisch die deutsche 
Souveränität, die  wir zurückerhalten, wieder auf-
zuheben, weil sie einen Grund, ja möglicherweise 
sogar einen Vorwand dafür bietet. Herr Kollege 
Ollenhauer hat in der 242. Sitzung vom 15. Dezem-
ber 1952 — wenn ich es mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten verlesen darf und wenn Sie so liebens-
würdig sind zuzuhören — die Worte gesprochen: 

Wichtige souveräne Rechte behalten sich die 
drei Westmächte weiterhin vor. Das gilt vor 
allem für die Notstandsklausel... Sie ist, wie 
immer man sie ansieht, der Art. 48 der Weima

-

rer Verfassung mit dem verschärfenden Unter

-

schied, daß er jetzt von den drei anderen Ver

-

tragspartnern gegenüber der Republik in Funk

-

tion gesetzt werden kann. 

Meine Damen und Herren, diese Gefahr, die 
Herr Kollege Ollenhauer mit einem gewissen 
Recht dargelegt hat, ist heute geschwunden. Wenn 
wir unser Grundgesetz entsprechend ergänzt haben, 
dann ist keine Möglichkeit mehr gegeben, die 
Deutschland verliehene Souveränität wieder zu-
rückzunehmen. Wenn aus den Kreisen der Oppo-
sition Bedenken gegen einen neuen Art. 48 geltend 
gemacht werden, so teilen wir diese Bedenken. 
Aber wir können ja gemeinsam dafür sorgen, daß 
ein neuer Notstandsartikel eben wirklich auf den 
Fall eines polizeilichen und militärischen Notstan-
des zugeschnitten ist und nicht auf irgendwelche 
wirtschaftliche oder andere Störungen unserer Ord-
nung. Jedenfalls ist eine deutsche Notstandsklausel, 
die in den Händen der deutschen Bundesregierung 
liegt, besser als eine solche in den Händen der 
Alliierten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann, meine Damen und Herren, darf ich noch 
auf etwas ganz Entscheidendes hinweisen: auf die 
Tatsache, daß Deutschland Mitglied des Atlantik-
pakts wird, ein gleichberechtigtes, ein willkomme

-

nes, ein eingeladenes Mitglied. Überlegen Sie nur 
einmal, was es bedeutet, daß wir damit Mitglied 
der größten Allianz werden, die die Weltgeschichte 
kennt, und daß dies nicht einmal ganz zehn Jahre 
nach der größten Katastrophe unserer Geschichte 
geschieht, daß wir die Bundesgenossen derer wer-
den, die die Sieger von gestern waren und die 
wahrhaftig mit Ressentiments gegen uns geladen 
gewesen sind. 

Daß wir nach der EVG nicht Mitglied des At-
lantikpaktes wurden, hat die sozialdemokratische 
Opposition zum Anlaß ihrer Kritik genommen. 
Mein verehrter Kollege Herr Professor Schmid 
hat zur ersten Lesung am 9. Juli 1952 hier im 
Deutschen Bundestag erklärt: 

Warum gestattet man nicht den Deutschen 
den  Eintritt in das atlantische Paktsystem, wo 
die eigentlichen Entscheidungen fallen? Dieses 
deutsche Kontingent steht doch zur Verfügung 
von NATO, und wer nicht in NATO vertreten 
ist, der bleibt das Objekt, das er heute schon 
ist. 

Meine Damen und Herren, durch die neuen Ver-
träge bleiben wir dieses Objekt nicht, wir werden 
ein gleichberechtigtes Subjekt, und ich glaube, Herr 
Kollege Professor Schmid könnte dem Herrn Bun-
deskanzler dafür seine Anerkennung aussprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Erler hat in diesem Zusammen-
hang heute an dieser Stelle erklärt, es gebe noch 
andere Beziehungen freier Völker als die einer 
Militärallianz, und diese anderen Beziehungen seien 
mindestens ebenso wichtig. Ich gebe ihm darin völ-
lig recht. Aber, meine Damen und Herren, wenn 
ich so sagen darf: Es gibt auch andere Instrumente 
als eine Pistole, eine Geige z. B. ist ein viel schö-
neres Instrument. Aber wenn ich von einem 
Straßenräuber überfallen werde, dann hilft es mir 
nicht, eine Geige zur Hand zu nehmen, dann muß 
ich eben eine Pistole zur Hand nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Und vor der Sowjetunion helfen mir nicht andere 
Beziehungen freier Völker; da hilft mir eben nur 
ein Militärpakt, der mich garantiert, der alle ga-
rantiert und der mich damit schützt. 

Herr Kollege Ollenhauer hat am gestrigen Tage 
gesagt, die Souveränität, die Deutschland jetzt zu-
rückerhalte, sei nicht die übliche Souveränität, sie 
sei überhaupt keine eigentliche Souveränität. 
Meine Damen und Herren, ich will mich auf die 
Frage, ob es rechtlich eine Souveränität ist — was 
meiner Überzeugung entspricht — oder nicht, hier 
nicht einlassen. Ich glaube, das ist eine wichtige 
Frage, die in den Ausschußberatungen und damit 
in der zweiten Lesung eine Rolle spielen wird. 
Aber zwei Bemerkungen möchte ich dazu sagen. 

Einmal: Die übliche Souveränität, von der Herr 
Kollege Ollenhauer sprach, gibt es seit dem Jahre 
1945 in Europa überhaupt nicht mehr, sie wird es 
nicht mehr geben, und sie soll es gar nicht mehr 
geben. Andererseits aber muß ich noch hinzu-
fügen: Wenn man dem Herrn Kollegen Ollenhauer 
und mir im Jahre 1945 prophezeit hätte, daß wir 
im Jahre 1955 nur einigermaßen diese Rechte be-
kommen würden, die uns die neuen Verträge geben, 
— meine Damen und Herren, wir hätten es beide 
nicht geglaubt, wir hätten uns beide „von" ge- 
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schrieben, wie man so sagt, und wir hätten gesagt: 
„Wenn wir das nur bekommen würden!" 

Überlegen Sie doch einen Augenblick, was dies 
nun bedeutet. Als im Jahre 1946 in meiner Heimat 
in München die Bayerische Verfassunggebende 
Landesversammlung als das erste frei gewählte 
Parlament der amerikanischen Zone zusammen-
trat, da mußten sich die frei gewählten Männer und 
Frauen von den Plätzen erheben, als der amerika-
nische Militärgouverneur den Saal betrat. Als mein 
Parteifreund Dr. Semmler im Jahre 1947 die be-
kannte Rede gegen das Hühnerfutter hielt, konnte 
er noch des Amtes enthoben werden. Als im Jahre 
1948 das wichtigste aller deutschen Gesetze seit der 
Kapitulation — mit Ausnahme des Grundgesetzes 
— erlassen wurde, das Gesetz über die Währungs-
reform, wurde es ohne unsere Mitwirkung, ohne 
daß unsere Vorschläge auch nur beachtet wurden, 
von oben diktiert. Und noch im Jahre 1949 mußte 
dieses Hohe Haus dem Petersberg seine Gesetze 
zur Genehmigung vorlegen. 

Wenn Sie diesen Weg deutscher Erfolge sehen, 
dann können Sie nicht mehr daran zweifeln, daß 
wir hiermit wirklich jene Freiheit errungen haben 
oder vielmehr jetzt erringen werden, die wir uns 
längst ersehnt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und wenn Sie von einem weiteren Erfolg unserer 
Außenpolitik sprechen wollen, dann liegt er doch 
in jener Tatsache, daß der Brüsseler Vertrag, der 
zum Schutz gegen Deutschland geschaffen worden 
ist, nunmehr als Schutz aller europäischen Länder 
einschließlich Deutschlands umgestaltet wird. 

Wenn Sie uns nun, meine Damen und Herren, 
die Frage stellen: „Sind die neuen Verträge besser 
als die alten?", so antworte ich Ihnen darauf: Unter 
nationalen Gesichtspunkten sind die neuen Ver-
träge in einigen nicht unerheblichen Punkten bes-
ser als die alten. Trotzdem aber kann ich dem 
Herrn Kollegen Erler nicht darin zustimmen, daß 
wir den Sozialdemokraten für ihren Beitrag zum 
Scheitern der EVG dankbar sein sollten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 
Ich sage Ihnen persönlich und im Namen meiner 
politischen Freunde: Auf den größeren nationalen 
Erfolg hätten wir gern verzichtet, wenn wir mit 
der EVG die Einigung Europas erreicht hätten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sind der Überzeugung, daß in der Mitte des 
20. Jahrhunderts die Einigung unseres Kontinents 
ungleich bedeutungsvoller ist als die Erreichung 
noch so erstrebenswerter nationaler Einzelrechte. 

Sie sehen daraus, daß ich gar nicht die Absicht 
habe, das Scheitern der Europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft zu verniedlichen. Die Bedeu-
tung dieser Verteidigungsgemeinschaft hat doch 
politisch darin gelegen, daß man die Souveränität 
am entscheidenden, am kritischen Punkte über-
winden wollte durch die Schaffung einer gemein-
samen Armee. 

Meine Damen und Herren, so die Grundlagen 
für die Einigung dieses Kontinents zu legen, das 
war und bleibt ein kühner Gedanke, dessen sich 
niemand zu schämen braucht, der ihm je angehan-
gen hat. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 
Schließlich und endlich geht es doch darum, daß 
wir den Frieden in Europa sichern und daß wir die 

Einheit in Europa sichern, indem wir Institutionen 
schaffen, die supranational, ,die europäisch sind. Am 
Mangel dieser Institutionen ist ja der Versuch zu 
Zeiten Briands und Stresemanns, Europa zu eini-
gen, gescheitert. Und so bedauern auch wir es als 
Europäer und empfinden es bitter, daß dieser Weg 
vorerst nicht gangbar ist und daß wir nun einen 
Umweg zu dem alten Ziele gehen müssen. Aber 
was wir über die EVG zu einem guten Teil sofort 
erreicht hätten, die europäische Einigung, das 
bleibt als das Ziel des deutschen Volkes und der 
deutschen Bundesrepublik auch für die Zukunft 
aufrechterhalten, auch wenn wir zu diesem Ziele 
nunmehr nicht den kürzesten Weg, sondern einen 
längeren Umweg gehen müssen. 

Wahrscheinlich ist die Europäische Verteidigungs-
gemeinschaft der Entwurf einer europäischen Teil-
verfassung, die ebenso nicht in Wirksamkeit trat 
wie der großartige Entwurf einer deutschen Reichs-
verfassung im Jahre 1849. Aber so wie die Einigungs-
bemühungen von 1849 schließlich nicht umsonst ge-
wesen sind, hoffen wir auch, daß dieser Anlauf 
nicht umsonst gewesen ist, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

hoffen wir, daß er zu einem späteren Zeitpunkt 
noch seine Früchte trägt. Jedenfalls ist das Schei-
tern der EVG kein Mißerfolg für Deutschland, wenn 
wir es unter nationalen Gesichtspunkten betrachten, 
sondern ein Mißerfolg für uns alle als Europäer in 
allen europäischen Ländern. 

Wir haben nicht die Absicht, hier zur Außen-
politik anderer Länder Stellung zu nehmen; aber 
eine Bitte, glaube ich, können wir auch an andere 
Völker richten: Man soll jetzt einmal aufhören, von 
dem zu sprechen, was manches Nachbarvolk immer 
wieder von uns Deutschen sagt, vom deutschen 
Mysterium und von dem ungewissen Deutschland, 
wie es ein bekannter Schriftsteller schon nach dem 
ersten Weltkrieg genannt hat. Meine Damen und 
Herren, die deutsche Außenpolitik ist nicht unge-
wiß, und sie ist nicht mysteriös. Wenn ich die deut-
sche Außenpolitik mit der Außenpolitik manchen 
anderen europäischen Volkes vergleiche, komme 
ich sogar zu der Auffassung, daß sie von einer ge

-

radezu kartesianischen Klarheit und Eindeutigkeit 
ist. 

(Hört! Hört! und Oho-Rufe bei der SPD.) 

Nun, meine Damen und Herren, ich sprach von 
dem alten Ziel, das wir auf einem neuen Wege er-
reichen wollen, einem Wege, auf dem wir nicht irre 
werden wollen. Wir wollen den Rückschlag auch 
nicht vergrößern. Wenn ein bekannter Politiker aus 
den Reihen der Koalition nach dem Scheitern der 
EVG Zweifel am Bestand der Montan-Union aus-
gesprochen hat, dann hoffe ich, daß er selbst sich 
inzwischen eines Besseren besonnen hat. Meine 
Damen und Herren, wenn wir etwas Zukünftiges 
erreichen wollen, dann müssen wir am Erreichten 
zuallererst einmal festhalten. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr gut!) 

Es gibt kein Zurück von Europa, und es gibt auch 
keine europäische Zickzackpolitik. 

Wir wollen sogar positiv festhalten, daß in einem 
Punkt die Westeuropäische Union einen großen 
Fortschritt bedeutet und sicherlich zur Realisierung 
der europäischen Idee beitragen wird, weil sich 
nämlich England nunmehr an dieser Union beteiligt, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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und das begrüßen wir Deutschen nicht weniger, als 
es andere europäische Völker begrüßen mögen, be-
grüßen es um so mehr, als damit ein halbes Jahr-
tausend der Trennung der englischen Politik vom 
Kontinent ihr Ende gefunden hat. Vor allem aber 
glaube ich, daß in fernerer Zukunft die jetzige Ent-
wicklung noch einen Vorteil haben wird. Bisher 
haben ,die anderen zu uns  gesagt: „Ihr Deutschen 
tut euch leicht, gute Europäer zu sein; denn ihr 
gebt ja keine Hoheitsrechte auf; ihr übertragt ja 
nur die Rechte des Petersberges auf europäische 
Instanzen, und das ist für euch nur ein Vor-
teil, während wir anderen ja Hoheitsrechte aufge-
ben müssen". Meine Damen und Herren, in Zu-
kunft werden wir Deutschen die gleichen Hoheits-
rechte besitzen, und dann, wenn wir den gleichen 
Start haben wie die anderen, wollen wir beweisen, 
daß unser Europäertum echt ist, daß es uns mit 
dem Willen zum Verzicht auf Souveränitätsrechte 
ernst ist und daß wir jederzeit bereit sind, auf 
solche Rechte zu verzichten, als Vorbild für alle 
anderen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Brandt (Berlin) (SPD): Herr Kollege Jaeger, darf 
ich Sie fragen, ob ich die Äußerungen von Ihnen 
kürzlich in der Presse richtig verstanden habe in 
dem Sinne, daß Sie das Franco-Regime in Spanien 
für einen Träger des von Ihnen zitierten Europäer-
tums halten. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Für einen Träger —? 

Brandt (Berlin) (SPD): — des eben hier zitierten 
europäischen Gedankens und Europäertums! 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Wie ich dem maßgeben-
den Herrn Ihrer Fraktion schriftlich mitgeteilt 
habe, ist die von einer Agentur verbreitete Mel-
dung,  ich hätte Spanien und Deutschland als die 
beiden Träger der westeuropäischen Verteidigung 
bezeichnet, völlig falsch. Was ich gesagt habe und 
was ich auch in einer von Ihnen sicherlich ge-
lesenen.. Zeitung, dem „Rheinischen Merkur", ge-
schrieben habe, ist, daß Deutschland wie Spanien 
beide gegen die Gefahr des Bolschewismus immun 
sind. Ich glaube, diese Frage gehört an dieser 
Stelle nicht in die Diskussion. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr gut!) 

Ich bin jedoch durchaus bereit, mit Ihnen hier 
oder anderswo darüber zu diskutieren, wenn Sie 
es wünschen. 

(Abg. Welke: Also haben Sie es doch gesagt!) 

— Das von den Säulen der Verteidigung nicht. Das 
übrige darf ich Sie bitten, im „Rheinischen Mer-
kur" nachzulesen; ich habe es schriftlich gegeben. 

(Abg. Welke: Man kann ja nicht alle Zei

-

tungen lesen, Herr Jaeger!) 

— Damit Sie es genau wissen: ich bin auch bereit, 
in einer sozialdemokratischen Zeitung zu schrei-
ben, wenn man meine Artikel dort unverändert 
abdruckt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Berichtigung, die ich dem „Neuen Vorwärts" 
geschickt habe, hat er leider nicht abgedruckt. Ich 
kann nichts dafür. 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen vor-
hin schon einleitend ausgeführt, daß die Erhaltung 
der westdeutschen Sicherheit die Voraussetzung  

für die Erreichung unseres höchsten Zieles, der 
deutschen Wiedervereinigung ist.  Auch die Er-
langung der westdeutschen Souveränität ist ein 
Schritt auf diesem Wege, weil wir in dem Maße, 
in dem wir diese Souveränität erlangen, selbst 
nicht nur Herren im eigenen westdeutschen Hause 
sind, sondern auch Partner an einem jeden Ver-
handlungstisch. Vor allem aber haben wir durch 
die Verträge die Zusagen der anderen großen 
Mächte und das Bündnis der 14 NATO-Staaten 
für die friedliche Erreichung des Zieles: Wie-
dervereinigung Deutschlands in Freiheit. 

Herr Kollege Erler hat am heutigen Vormit-
tag gesagt, er sei gegen die Verträge und er sei 
gegen eine deutsche Wiederaufrüstung, weil sie 
dafür sorgen würden, daß man einem provisorischen 
Teilstaat einen vollendeten Charakter gäbe. Meine 
Damen und Herren, wir haben nicht die Absicht, 
das Provisorium der Bundesrepublik als eine End-
lösung hinzustellen, die sie nach unserem Willen 
gar nicht ist und gar nicht sein kann, aber wir 
haben eine Absicht: Wir wollen, daß die Freiheit, 
unter der wir in der Bundesrepublik leben, nicht 
provisorisch ist, sondern endgültig, 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr gut!) 

und zu diesem Zweck müssen wir aufrüsten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. und bei der 
FDP.) 

Der Herr Kollege Erler hat auch gesagt, es sei 
traurig und es müsse verhindert werden, daß 
zwei deutsche Staaten in West und Ost aufgerüstet 
gegeneinander stehen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Er hat bis zu einem gewissen Grade recht. Traurig 
ist es bestimmt; verhindert werden kann es nicht. 
Herr Kollege Erler hat nämlich einige Augen-
blicke später, als die Frage, die zum Schluß der 
Debatte besprochen wurde, zur Diskussion stand, 
geäußert, daß für einen Teil, nämlich den Osten, 
die Aufrüstung bereits stattgefunden hat. Das hat 
er hier erklärt. Sie haben es alle gehört. Nun, 
meine Damen und Herren, wenn die östliche Ar-
mee bereits steht, dann haben wir doch nur die 
Wahl, entweder im Westen auch eine Armee auf-
zustellen oder einst die östliche deutsche Armee 
als Zwingherrn hier im Lande zu haben. 

(Beifall in der Mitte.) 

Herr Kollege Ollenhauer hat gestern gesagt, wenn 
man die junge Generation gewinnen wolle, müsse 
man zuerst eine überzeugende Anstrengung für 
den Frieden und die Einigung machen. Ich glaube, 
was wir dafür tun können, haben wir getan. Die 
Berliner Konferenz hat es doch an einem ganz 
einfachen Beispiel bewiesen. Ich meine gar nicht 
uns Deutsche, ich meine Österreich. Österreich ist 
doch das Land, in dem die Viermächtebesetzung 
noch klappt. Österreich ist sozusagen neutralisiert. 
Österreich hat alle Friedensbedingungen der Rus-
sen angenommen, und trotzdem hat man sich über 
den Staatsvertrag nicht geeinigt, weil eben der 
gute Wille im Osten fehlt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
FDP.) 

Solange das kleine, strategisch und wirtschaftlich 
im Vergleich zu Deutschland immerhin nicht so 
bedeutungsvolle Österreich seine Freiheit, obwohl 
es neutralisiert ist, nicht erreicht, lohnt es sich gar 
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nicht, von einem echten Versuch der Aussprache 
über Deutschland überhaupt nur zu reden. 

(Lebhafte Zurufe von  der  SPD: Hört! Hört! 
— Weitere Zurufe von der SPD.) 

Wenn man in kleinen Dingen schon nicht Recht 
tut, wie soll man uns das Recht geben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun, meine Damen und Herren, damit bin ich 
dann bei dem Punkt angelangt, der auch den 
Herrn Kollegen Dr. Arndt wie uns alle in beson-
derer Weise interessiert, nämlich bei dem Ressen-
timent, das gegen das Soldatwerden zweifellos be-
steht. Ich gebe dem Herrn Kollegen Ollenhauer 
recht. Die Sache ist zweifellos nicht nur vom 
Osten geschürt. Es ist zum Teil auch ein natür-
liches Ressentiment, es geht aber zum Teil auch 
auf die Schuld der  deutschen Sozialdemokratie. 

Herr Kollege Erler hat heute früh gesagt, die 
Bundesregierung habe zwei Zungen, eine für den 
Hausgebrauch und eine für die freie Welt. 

(Zuruf von der SPD: Eine für die eng

-

lische!) 
Das ist zweifellos eine herbe Kritik, die ich nicht 
zurückzuweisen brauche. Das wird sicherlich eine 
berufenere Stelle tun. Aber wenn wir schon von 
zwei Zungen reden, dann, glaube ich, ist in dieser 
Frage bei der sozialdemokratischen Politik fest-
zustellen, daß sie für die Welt anders spricht als 
für den Hausgebrauch. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hier im Deutschen Bundestag haben von dem ver-
storbenen Kollegen Dr.  Schumacher  bis zu den jet-
zigen Führern der Sozialdemokratie die namhaften 
Männer sich gegen den Ohne-Mich-Standpunkt mit 
überzeugenden Argumenten ausgesprochen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Was tut man draußen? Im ganzen Lande Baye rn , 
vermutlich auch in den anderen Ländern, hat man 
Schwarz auf Gelb die Plakate angeschlagen: Er-
gebnis der Pariser Konferenz: 500 000 Deutsche in 
die Kasernen. Unterschrift: SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD: Stimmt doch!) 

Ich frage Sie: Ist das kein Spekulieren auf den 
Ohne-Mich-Komplex? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
bei Abgeordneten des GB/BHE. — Zurufe 

von der SPD.) 
Das heißt doch auf deutsch: Wähle die Partei, deren 
Namen darunter steht, und du mußt nicht in die 
Kaserne gehen! — So viel Logik müssen Sie dem 
deutschen Wähler zutrauen! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Dann noch etwas sehr Ernstes. Sie verweisen bei 
Gelegenheit auf den Widerstand, der erst in der 
Gewerkschaftsjugend und jetzt leider im Deutschen 
Gewerkschaftsbund gegen den Wehrbeitrag zutage 
getreten ist, und Sie operieren damit, Sie müßten 
diesem stets vorhandenen Widerspruch in Ihrer 
Politik Ausdruck geben. Meine Damen und Herren, 
die Organisationen, die den Abgeordneten der 
Christlich-Demokratischen und der Christlich-So-
zialen Union nahe stehen, insonderheit die Organi-
sationen, aus denen die jüngeren Abgeordneten  

unserer Fraktion kommen, sind vor drei Jahren zu 
mehr als zwei Dritteln geschlossen Gegner eines 
Wehrbeitrags gewesen. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr wahr!) 

Wir sind aber der Meinung, daß der Abgeordnete 
nicht auf irgendeine Stimmung zu hören hat, son-
dern auf sein Gewissen. Und weil wir uns nach 
reiflicher Überlegung für einen deutschen Verteidi-
gungsbeitrag entschieden haben, haben wir uns 
vor ,die Organisationen, aus denen wir kommen, 
hingestellt, und es ist uns in harter Arbeit und in 
echt demokratischer Diskussion gelungen, die große 
Mehrheit der dort organisierten Menschen für den 
Verteidigungsbeitrag zu gewinnen. 

(Zuruf von der SPD: Da haben Sie sich 
aber geschnitten!) 

Wir machen eben eine Politik aus dem Gewissen 
und nicht eine Politik nach der Stimmung oder der 
Bequemlichkeit. Und wenn Sie, meine Damen und 
Herren von der Sozialdemokratie, seit drei Jahren 
mit derselben Entschiedenheit in den Organisa-
tionen, die Ihnen nahestehen, für einen deutschen 
Verteidigungsbeitrag eingetreten wären, dann gäbe 
es keine Ohne-mich-Stimmung mehr im deutschen 
Volk! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Metzger: 
Herr Jaeger, auch wir haben ja ein Ge-

wissen, nicht Sie allein!) 
— Das bestreite ich Ihnen doch gar nicht, weder 
Ihnen persönlich noch anderen! 

(Zuruf von der SPD: Sollen wir denn für 
Sie gegen unser Gewissen reden?) 

— Das  verlange ich von Ihnen keineswegs. 

(Zuruf von der SPD: Na also!) 

Nun darf ich zur Frage des Wehrbeitrags noch 
etwas sagen, was gerade die junge Generation auch 
versteht. Wir haben unter uns einen von mir per-
sönlich besonders geschätzten Kollegen, der ein 
ausgesprochener Anhänger des Pazifismus 
ist. Dieser Mann ist kürzlich in der Eisenbahn 
überfallen worden. 

(Heiterkeit.) 

Die Presse hat sich darüber aufgehalten, daß er von 
anderen nicht verteidigt wurde. Sehen Sie, meine 
Damen und Herren, wie es einem im Privatleben 
geht, geht es einem auch im öffentlichen Leben: 
wenn man nicht gerüstet ist, ist man nicht ge-
schützt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Heiterkeit 
und Unruhe. — Zurufe von der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
zu einer Zwischenfrage hat der Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD): Darf ich den Kollegen Jaeger so ver-
stehen, daß er wünscht, daß künftig jeder deutsche 
Eisenbahnreisende eine Pistole in der Tasche hat? 

(Beifall bei der SPD. — Heiterkeit.) 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Diese Folgerung ist so 
primitiv, daß Sie sie sicher nicht im Ernst gezo-
gen haben, Herr Kollege Erler! 

(Zuruf des Abg. Dr. Menzel.) 

— Herr Kollege Menzel, ich habe gar nichts gegen 
eine Zwischenfrage; aber gehen Sie dann bitte ans 
Mikrophon! Ich kann Sie nicht verstehen. 
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Dr. Menzel (SPD): Es ist unglaublich, daß Sie 
mit dem Unglück eines anderen ein politisches Ge-
schäft machen wollen. 

(Zustimmung bei der SPD. — Anhaltende 
Unruhe.) 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Wir machen kein politi-
sches Geschäft, sondern wir nehmen einen alltäg-
lichen Fall, weil das Leben eben sehr alltäglich ist. 

(Abg. Dr. Menzel: Jeder nach seiner Moral!) 

— Das hat mit Moral nichts zu tun, ich bin ja 
schließlich nicht der Eisenbahnräuber! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Zurufe von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, ich bin bereit, auf 
Zwischenfragen am Mikrophon zu antworten, aber 
nicht auf Zwischenrufe, die ich nicht verstehen 
kann. 

(Abg. Erler: Meine Frage an Sie haben Sie 
nicht beantwortet!) 

— Sie haben es offenbar nicht gehört: diese Schluß-
folgerung war so primitiv, daß ich nicht glaube, 
daß Sie die Frage im Ernst gestellt haben! 

(Abg. Erler: Sie war so primitiv wie das 
Beispiel! — Zustimmung bei der SPD.) 

— Herr Kollege Erler, ich werde nur die Schluß-
folgerung daraus ziehen, daß die Sicherheitsmaß-
nahmen der Polizei verstärkt werden müssen. 

(Abg. Mellies: Aha, das klingt schon ganz 
anders! — Abg. Erler: Also doch ein System 

der kollektiven Sicherheit, das ist die 
Polizei — Heiterkeit.) 

— Deswegen wollen wir ja die  europäischen Insti-
tutionen, Herr Kollege Erler! 

Herr Kollege Baade hat uns heute vormittag 
erzählt — es war von uns nicht herausgefordert; 
wir haben es alle nicht gewußt — , daß sein Sohn 
im Dienst der amerikanischen Armee steht. Meine 
Damen und Herren, das ist ein Umstand, der uns 
in keiner Weise irgendwie berührt. Aber ich möchte 
doch sagen — und diese Bemerkung werden Sie 
mir erlauben —: ich freue mich, daß wenigstens 
der Sohn eines Sozialdemokraten bereit ist, für die 
Verteidigung der freien Welt seinen Beitrag zu 
leisten. Wie schön, wenn Sie es alle eines Tages 
auch tun werden, nur in einer anderen Form. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
rechts. — Abg. Eschmann: Das ist eine noch  

größere Unverschämtheit! — Weitere leb

-

hafte Zurufe von der SPD.) 

Ich bin allerdings der Meinung, daß es in naher 
Zukunft vollkommen gleich sein wird, ob man die 
freie Welt in einer amerikanischen, in einer eng-
lischen oder in einer deutschen Division verteidigt. 
Trotzdem würde ich persönlich den Wunsch haben, 
daß mein Sohn einmal von deutschen Offizieren 
geführt wird und in der eigenen oder in einer euro-
päischen Armee dienen wird. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Eschmann: In 
Bayern würden Sie so etwas wahrschein

-

lich nicht sagen!) 

Sie haben vorhin in einem Zwischenruf — ich 
weiß nicht, welcher Kollege es war — gefragt, ob 
ich mich zur Diskussion gestellt habe. Ich kann 
antworten: ich persönlich — wenn Sie es auf mich 

persönlich münzen — habe es in ungezählten Dis-
kussionen vor zweitausend Münchener Studenten 
vor zweieinhalb Jahren, vor Jugendverbänden, 
katholischen, evangelischen, überkonfessionellen, 
oft genug getan. Ich scheue mich dessen nicht. Ich 
würde auch mit der sozialdemokratischen Jugend 
diskutieren, wenn  Sie mir dazu in fairer Form eine 
Gelegenheit gäben. Wir vertrauen auf den Appell 
an die Vernunft, meine Damen und Herren! 

Aber ich möchte Ihnen doch noch eins zu beden-
ken geben. Es ist erschreckend, welche Parallelen 
— die durchaus nicht auf eine gemeinsame Ge-
sinnung schließen lassen, das möchte ich ausdrück-
lich betonen — zwischen den Äußerungen sozial-
demokratischer Führer und den offiziellen Äuße-
rungen des Ostens in verschiedener Hinsicht fest-
zustellen sind. Die Tatsache, daß die Lage ent-
spannt ist, wird im Osten wie in den sozialdemo-
kratischen Erklärungen betont. Sie hören es auch 

(Zurufe von der SPD. — Abg. Erler meldet 
sich zu einer Zwischenfrage.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Kollege Erler! 

Erler (SPD): Herr Kollege Dr. Jaeger, wenn Sie 
glauben, daß diese Parallelen irgend etwas zur Dis-
kussion, zur Klärung der Frage beitragen können, 
dann frage ich Sie, ob vielleicht dann auch folgende 
Parallele zur Klärung der Frage beitragen könnte, 
wie sie sich findet in der Darstellung des panslavi-
schen asiatischen Bolschewismus in den Klängen, 
die man heute in Deutschland hört, und denen, die 
wir von 1933 bis 1945 in Deutschland gehört haben. 

(Beifall bei 'der SPD.) 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Die Frage, was ich von 
den Parallelen halte, Herr Kollege Erler, hätte ich 
in den nächsten Sätzen beantwortet. Sind Sie so 
lieb, mir diese nächsten Sätze noch zu gestatten! 

Es wird von beiden Seiten betont 

(Zurufe von der SPD) 

— ich werde schon sagen,  worauf es hinaus-
kommt — , daß die Westeuropäische Union die Wie-
dervereinigung Deutschlands gefährde und die 
Spaltung Deutschlands verewige. Meine Damen und 
Herren, die Schweizer Zeitung „La Suisse"  — 
deren Meinung ich mir durchaus nicht zu eigen 
machen will — bringt dazu in ihrer gestrigen 
Nummer eine Notiz. Sie schreibt, wenn die Ratifi-
zierung der Verträge in Deutschland oder Frank-
reich scheitere, scheitere damit die Verteidigung des 
ganzen Westens. 

Man kann noch nicht abschätzen, 
— schreibt die Zeitung wörtlich — 

wie sich die Sowjetpropaganda gegen die Ver-
träge auf die französische öffentliche Meinung 
auswirken wird. Auf die Meinung der SPD hat 
sie sich hundertprozentig ausgewirkt. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Ich will Ihnen ausdrücklich sagen, daß ich mir 
das nicht zu eigen mache, daß ich glaube, eine an-
dere Lesart ist richtig. 

(Zuruf von der SPD: Warum lesen Sie es 
dann vor?) 

Diese andere Lesart ist die: Drüben besteht die Ab

-

sicht, Deutschland zu vernichten, und deswegen 
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macht man eine bestimmte Politik, die dazu führt. 
Sie haben die Absicht, Deutschland die Freiheit zu 
erhalten. Ist es nicht bedenklich, daß Sie die gleiche 
Politik propagieren? Sollte Sie das nicht zum Nach-
denken veranlassen, daß Sie vielleicht auf einem 
falschen Weg sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU und rechts.) 

Wenn ich sehe, daß bei der unbestreitbar guten und 
gegenteiligen Meinung der Sozialdemokratie diese 
praktisch die gleiche Politik vorschlägt wie der 
Osten, dann frage ich mich: ist nicht vielleicht ihre 
Politik falsch? Drüben ist sie aus böser Absicht dik-
tiert, hier doch offenbar aus politischer Kurzsichtig-
keit. Den guten ,Glauben bestreite ich Ihnen nicht, 
aber, meine Damen und Herren, er ist leider das 
einzige, was man an der sozialdemokratischen 
Außenpolitik anerkennen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Zurufe von 
der SPD.) 

Ich muß mit aller Deutlichkeit sagen: die Politik, 
die Deutschlandwaffenlos und bündnislos läßt, ist 
eine Politik des Selbstmords aus Angst vor dem 
Tode. 

(Lebhafte Zustimmung in der Mitte und 
rechts.) 

Wir halten diese Politik für gefährlich. 
(Abg. Wehner: Was Sie machen, ist eine 
Politik der Zersetzung der Nation! — Abg. 
Erler meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Ich werde gerne auf eine Zwischenfrage ant-
worten, Herr Kollege Erler. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Erler! 

Erler (SPD): Herr Kollege Jaeger, ist Ihnen nicht 
inzwischen bekanntgeworden, daß der Status für 
das wiedervereinigte Deutschland, wie ihn die So-
zialdemokratische Partei vertritt — der also ledig-
lich die Freiheit von Militärbündnissen vorsieht —, 
noch lange nicht bedeutet, daß dieses wiederver-
einigte Deutschland waffenlos und schutzlos ist? 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Das ist mir bekannt. Da-
gegen habe ich ja auch nichts einzuwenden. Ich 
wende mich dagegen, daß Sie diese Bundesrepu-
blik waffen- und schutzlos sein lassen wollen. Denn 
diese Bundesrepublik ist die Realität, in der wir 
leben, und wir wollen die Freiheit, die wir haben, 
nicht zum Opfer bringen. Sie ist für uns das 
höchste Gut. Und, meine Damen und Herren, 
wenn wir mit diesen Verträgen einen neuen Weg 
gehen, ist es der neue Weg zu den alten  Zielen, 
die wir hier oft genug vertreten haben, zu den 
Zielen der Freiheit, des Friedens und der Einheit 
für Deutschland und unseren Kontinent. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Mende.. 

Dr. Mende (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mein sehr verehrter Herr Vorredner 
hat mit seinem Temperament hier eine Unruhe 
hervorgerufen, von der ich hoffe, daß ich sie zu-
mindest im ersten Teil meiner Ausführungen 
glätten kann. Für den zweiten Teil allerdings kann 
auch ich nicht garantieren. 

(Heiterkeit.) 

Bei diesem Temperament, Herr Kollege Jaeger, 
 frage ich mich: Ist es ein preußisches gewesen —

nach Ihrem Geburtsort Berlin — oder ein bayeri-
sches — nach Ihrer Heimat Bayern? 

(Große Heiterkeit.) 

Aber vielleicht lösen Sie einmal dieses interessante 
biologisch-psychologische Problem. 

Der Herr Bundeskanzler hat gestern in seiner 
großen Rede erklärt, die Bundesregierung ver-
schweige nicht, daß ihr Bemühen um eine Neuge-
staltung und Verbesserung des Vertragswerkes von 
1952 nicht auf allen Gebieten erfolgreich war. 
„Besonders auf dem Gebiete des Überleitungsver-
trages bleiben berechtigte Wünsche und Anliegen 
unerfüllt". 

Ich habe die Ehre, im Namen der Fraktion der 
Freien Demokraten zu einem solchen unerfüllten 
Anliegen zunächst Stellung zu nehmen, nämlich 
zum Problem der Kriegsverurteilten, und im 
zweiten Teil werde ich allgemein auf Wehrfragen 
einzugehen haben, insbesondere auch auf das, was 
der Herr Bundeskanzler zu dem Problem Wehr-
macht im demokratischen Staat gesagt und was 
Herr Kollege Ollenhauer zu der Frage des .,idioti-
schen Barras" hier an Kritik vorgebracht hat. 

Wir haben seinerzeit in den Artikeln 6 bis 8 des 
Ersten Teiles des Überleitungsvertrages die Ein-
setzung Gemischter Ausschüsse vorgesehen ge-
habt, die auch jetzt in den neuen Überleitungsver-
trag übernommen wurden. Aufgabe dieser Aus-
schüsse sollte es sein, ohne die Gültigkeit der Ur-
teile in Frage zu stellen, Empfehlungen für die Be-
endigung oder Herabsetzung der Strafe oder für 
die Entlassung auf Ehrenwort auszusprechen in be-
zug auf Personen, die durch die alliierten Gerichte 
wegen Verstoßes gegen das Kriegsrecht und den 
Kriegsbrauch oder gegen die allgemeinen Gesetze 
der Menschlichkeit verurteilt worden waren. Die-
ser Gemischte Ausschuß ist nicht in Tätigkeit ge-
treten, weil ja die Vertragswerke am 30. August 
1953 in Paris in der Assemblée Nationale geschei-
tert sind. Lediglich eine Art interimistischer Aus-
schüsse konnte erreicht werden, denen es immer-
hin zu verdanken ist, daß ein großer Teil der da-
mals Inhaftierten entlassen werden konnte. Die 
Hoffnung, die wir bei den neuen Verhandlungen 
hatten, nämlich daß im Rahmen eines besseren 
Klimas im Jahre 1954 jene Fragen hätten ab-
schließend bereinigt werden können, die noch im 
Jahre 1952 nicht bereinigt werden konnten, haben 
sich leider nicht erfüllt. Wir haben aber wenig-
stens Fortschritte zu verzeichnen. 

Ich nehme an, daß es Sie interessiert, zu hören, 
wieviel Menschen heute noch in alliierter Haft 
sitzen. Ich hoffe, daß das Problem auf allen Seiten 
des Hauses, da es ja um Menschen und um das 
Recht seht, ebenso interessiert wie die Fragen des 
Kindergeldgesetzes oder die Fragen von Kohle und 
Stahl. In den Ländern Norwegen, Dänemark, Hol-
land, Belgien, Luxemburg, Frankreich, Italien, 
Jugoslawien, in Landsberg. Wittlich und in Werl 
wurden im Jahre 1950 noch 3650 verurteilte 
Deutsche festgehalten. im Jahre 1951 waren es 
2785, im Jahre 1952 1127, im Jahre 1953 813. im 
Jahre 1954 466. und am 10. Dezember dieses Jahres 
waren es 353 Kriegsgefangene und Kriegsver-
urteilte. 

Im einzelnen verteilen sie sich wie folgt: auf 
Frankreich entfallen noch 111 Deutsche, in Holland 
sind es 53, in Belgien 9, dabei einige aus Eupen- 
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Malmedy, bei denen seitens der belgischen Stellen 
die Frage der deutschen Staatsangehörigkeit be-
stritten ist, in Luxemburg 4 Deutsche, in Italien 
einer, in Werl 37 Deutsche, in Wittlich 43 und in 
Landsberg 95. 

Nach den Feststellungen eines erfahrenen Ju-
risten sind bei den 43 Deutschen in Wittlich 12 der 
Kriegsverurteilten kriminell vorbestrafte zweifel-
hafte Elemente, in Landsberg unter den 95 22 kri-
minell vorbestrafte zweifelhafte Elemente. Wir 
hoffen, daß im Rahmen der neuen Ausschüsse, die 
nach Art. 0 bis 8 zusammentreten werden, noch 
mehr erreicht werden kann, als durch die interi-
mistischen Ausschüsse schon erreicht werden 
konnte. 

Die Frage ist — und sie läßt sich mit Recht auf-
werfen —: Messen wir nicht dem Problem der 
Kriegsverurteilten zuviel Bedeutung bei? Nun, 
meine Damen und Herren, für uns, auch in diesem 
Hause, ist es in erster Linie eine Frage des Rechts; 
denn ich darf in Ihre Erinnerung zurückrufen, daß 
die Grundlage jener Verurteilungen juristisch an-
fechtbar ist. Der geistige Vater jener Kriegsver-
brecherprozesse ist der sowjetische Professor Traï-
nin, der im Jahre 1943 eine Schrift „La respon-
sabilité criminelle des Hitleriens" im Verlag Zanuk 
in Paris veröffentlicht hat. 

In Verfolg der hier zum Ausdruck gebrachten 
Gedankengänge ist dann am 30. Oktober 1943 die 
Moskauer Deklaration erfolgt, und am 8. August 
1945 folgte die Londoner Viermächteakte, denen 
sich dann Ausnahmegesetze in England, Frank-
reich, Belgien, den Niederlanden und anderen 
Staaten anschlossen. Ich betone: Ausnahmegesetze; 
denn sie verstießen zum Teil gegen fundamentale 
internationale Rechtsgrundsätze, beispielsweise 
den Satz: Nulla poena sine lege! Die französische 
Verordnung von 1944 und das luxemburgische Ge-
setz enthalten zwingende Auslegungsvorschriften, 
z. B. daß Tötungen, die als Repressalien erfolgt 
sind, als Mord bestraft werden müssen. Das nieder-
ländische Gesetz läßt eine Analogie im Strafrecht 
zu, die es ja bekannterweise dort sonst nicht gibt. 
Das französische Gesetz vom 15. September 1948 
schafft eine strafrechtliche Kollektivhaftung unter 
Umkehrung der Beweislast. Das  heißt: wenn der 
Täter einer Straftat nicht gefunden werden konnte, 
so haftete kollektiv der gesamte Verband, und jeder 
einzelne war gezwungen, den Beweis seiner Un-
schuld zu erbringen. 

Daß die Zugehörigkeit der beteiligten Richter 
zur Widerstandsbewegung gefordert wurde, recht-
fertigt die Behauptung, daß nicht immer nach den 
Grundsätzen des gerechten Rechts, sondern leider 
auch nach den bitteren Erfahrungen und nach 
dem Ressentiment des zweiten Weltkriegs geurteilt 
wurde. 

Wir haben also wegen dieser sehr zweifelhaften 
Rechtsgrundlagen allen Anlaß, das Problem der 
Kriegsverurteilten abzuschließen. Aber nicht nur 
das Rechtsproblem, auch das psychologische Pro-
blem zwingt zu einem baldigen Abschluß. 

Da über die  Frage „Kriegsverurteilte, Kriegs-
verbrecher" gelegentlich falsche Interpretationen, 
vor allem in der Auslandspresse, lesbar sind, darf 
ich Ihnen noch einmal wiederholen, was ich an 
derselben Stelle im Juli 1952 bei der Beratung der 
damaligen Verträge zu dem Kriegsverbrecher-
problem erklärt habe. Wenn wir von Kriegsver-
urteilten und von Kriegsverbrechern sprechen,  

meinen wir alle jene, die durch die besonderen 
Umstände des Krieges in Schuld verstrickt wur-
den, die vielleicht sogar unschuldig in das Mahl-
werk einer noch stark vom Morgenthaugeist be-
stimmten Siegerjustiz geraten sind, deren nach 
allgemeinem Recht fragwürdige Verfahrensvor-
schriften ich eben kritisiert habe. Wir meinen je-
doch nicht jene, die auch nach dem allgemein-
gültigen Recht objektiv und subjektiv schuldig ge-
worden sind, weil sie ohne die Not des Krieges und 
ohne den Zwang besonderer Kriegsverhältnisse 
weit hinter der Front Menschen gequält, Menschen 
wegen ihrer Rasse, Religion oder Parteizugehörig-
keit gepeinigt und den deutschen Namen mit 
Schande bedeckt haben. Die letzteren scheiden aus 
dieser Diskussion aus; sie wollen wir nicht haben. 
Wir sprechen von jenen, die, wie gesagt, durch 
den Krieg und die besonderen Kriegsverhältnisse 
in Verstrickungen gekommen sind, in denen sie 
nun schuldig oder teilschuldig oder gar unschul-
dig Opfer jener Nachkriegsjustiz geworden sind. 

Das Ganze ist aber nicht nur eine Frage des 
Rechts; es ist für die Aufstellung neuer deut-
scher Verbände auch eine psychologische Frage; 
denn es geht hier um das große Problem des Han-
delns auf Befehl. Ein großer Teil der Verurteil-
ten hat auf Befehl gehandelt. Natürlich wollen 
gerade bei der Diskussion um die innere Struk-
tur, um die Frage der Verantwortlichkeiten, des 
Befehlens und Gehorchens, die jungen Deutschen 
wissen: Welche Sicherungen haben wir, damit nicht 
auch wir eines Tages für Befehlsausführungen 
verantwortlich gemacht werden, wie es unseren 
Vätern geschehen ist? Die Frage des Handelns auf 
Befehl im Zusammenhang mit der Kriegsverur-
teiltenfrage ist für die deutsche Wehrpsychologie 
eine Angelegenheit ersten Ranges. 

Wie regeln nun die Verhandlungen um den Ver-
trag über die Europäische Verteidigungsgemein-
schaft diese Frage? Es heißt im Militärprotokoll in 
Art. 18: 

Der Untergebene soll seinem Vorgesetzten im 
Rahmen der dienstlichen Erfordernisse und 
der gesetzlichen Bestimmungen, der Kriegs-
bräuche und der militärischen Vorschriften 
gehorchen. 

Also auch hier die Forderung nach Gehorsam der 
Untergebenen gegenüber den Vorgesetzten. 

Noch interessanter ist das Protokoll über all-
gemeine Strafrechtsgrundsätze. Hier bitte ich Sie, 
genau zuzuhören, denn hier liegt der Schlüssel zu 
einer abschließenden Regelung des Problems der 
Verurteilung ehemaliger Soldaten. Es heißt hier 
im Protokoll über allgemeine Strafrechtsgrund-
sätze: 

Niemand kann für eine Straftat bestraft wer-
den, die das Gesetz nicht ausdrücklich als 
solche bestimmt: noch kann er mit Strafen be-
legt werden, die vom Gesetz nicht ausdrück-
lich festgesetzt sind. 

Hier erfolgt also die Wiederherstellung des alten 
Grundsatzes: Nulla poena sine lege. 

Unter Ziffer 2 wird das Verbot rückwirkender 
Kraft ausgesprochen werden: 

Das Strafgesetz kann weder hinsichtlich der 
Begriffsbestimmung der Straftat noch der 
Festsetzung der Strafe rückwirkende Kraft 
besitzen. Wird die Gesetzgebung nach dem 
Zeitpunkte der Begehung der Straftat geän- 
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dert, so sind grundsätzlich die Bestimmungen 
anzuwenden, die sich für den Beschuldigten 
am günstigsten auswirken. 

Unter Ziffer 3 heißt es: 

Bei der Festsetzung der Strafen und bei der 
Art ihrer Anwendung wird die Schwere der 
Straftat, ferner der Umstand, ob der Täter 
sie als solche erkannte, und  schließlich, ob er 
den Willen hatte, sie zu begehen, berücksich-
tigt. 

In Ziffer 5 heißt es: 

Das Gesetz soll die Fälle festlegen, in denen 
der materielle Urheber einer Straftat nicht 
strafbar ist; dies ist insbesondere der Fall: 

— hier bitte ich die Vertreter, die an den kommen-
den Gesprächen in Brüssel oder in Paris teilneh-
men, genau zuzuhören, weil ich fürchte, daß diese 
Absätze bei den Verhandlungen in Brüssel nicht 
genügend besprochen wurden — 

a) wenn der Täter im Augenblick der Begehung 
der Tat vollkommen seines Bewußtseins oder 
seines Willens beraubt war . . ., 

b) wenn der Täter sich infolge eines unwider-
stehlichen physischen oder moralischen Zwan-
ges genötigt sah, eine Handlung zu begehen 
oder sie zu unterlassen, 

c) wenn der Täter von einer hierzu befugten 
Stelle einen rechtmäßigen Befehl erhalten hat. 

Schließlich: 
wenn der Täter in Notwehr gehandelt hat. 

Und als letztes: 
Bei der Festsetzung der Strafbarkeit und den 
Erwägungen hinsichtlich der Gewährung von 
Strafmilderungen und ihres Ausmaßes soll das 
Gesetz dem Alter des Täters Rechnung tragen. 

Meine Damen und Herren, übertragen wir diese 
Rechtsgrundsätze des Vertrages über die Euro-
päische Verteidigungsgemeinschaft auf die Revi-
sion der Urteile bezüglich der noch inhaftierten 
Soldaten, und wir bekommen den größten Teil von 
ihnen morgen frei! Denn wer hat in einem autori-
tären System nicht unter einem physischen oder 
psychischen Zwang gestanden, wenn er bei Nicht-
ausführung eines Befehls nicht nur selber mit dem 
Tode bedroht war, sondern wenn im Rahmen der 
Sippenhaft sogar Frau und Kind und Eltern be-
droht waren?! 

Bei den jüngeren Inhaftierten sollte man Ziffer 6 
berücksichtigen und dem Alter des Täters Rech-
nung tragen. Ich denke da an die 18- und 19jähri-
gen SS-Leute aus dem Malmedy-Fall, die zum Teil 
immer noch in Landsberg inhaftiert sind, obgleich 
sie nicht nur bei der Begehung der Tat minderjäh-
rig waren, sondern sich auch im Rahmen des Ein-
ziehungssystems zwangsweise und nicht im Rah-
men einer Freiwilligkeit bei der Waffen-SS befan-
den. 

Wir Freien Demokraten schlagen daher vor, daß 
man bei den Gnadenkommissionen, die nach dem 
Überleitungsvertrag ja nur für die in Deutschland, 
in Werl, Wittlich und Landsberg, Inhaftierten zu-
ständig sind, die Zuständigkeit erweitert und auf 
die in Frankreich Inhaftierten ausdehnt, daß man 
eine deutsch-belgische gemischte Kommission und 
eine deutsch-niederländische Gnadenkommission — 

ebenfalls im Rahmen der Verhandlungen der West-
europäischen Union — erreicht. Noch besser wäre 
es allerdings, wenn es vor allem wieder jetzt im 
Hinblick auf das bevorstehende Weihnachtsfest ge-
länge, durch Gnadenakte der dafür zuständigen 
Staatsoberhäupter oder Hohen Kommissare das 
langwierige Verfahren der Gnadenkommissionen 
überhaupt auszuschalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Lassen Sie mich ein Letztes noch zu dem Pro-

blem Spandau sagen. Hier haben die Westalliier-
ten jahrelang versucht, gerade für die Ältesten der 
Inhaftierten, Neurath und Raeder, Hafterleichte-
rungen oder gar Entlassungen zu erreichen. Das 
ist immer wieder an dem Widerstand der Sowjets 
gescheitert. Nunmehr haben die Sowjets den Fall 
Neurath aufgegriffen und die Entlassung vorge-
schlagen. Meine Damen und Herren, nun steht in 
der Welt die Sowjetunion als Vertreterin humani-
tärer Gedanken gegenüber dem alten Herrn Neu

-

rath ida. Wollen wir so lange warten, bis diese 
Sowjets auch noch im zweiten Fall, im Falle 
Raeder, die Initiative ergreifen? Ich glaube, die 
Westalliierten sollten es sich angelegen sein las-
sen, nun ihrerseits einen Gegenzug zu tun und nun-
mehr die Entlassung des 78jährigen Herrn Raeder 
vorschlagen. 

Damit möchte ich dieses Problem — die Frage 
des Rechtes und die Frage der Psychologie des 
Handelns auf Befehl — abschließen mit der Hoff-
nung, daß gerade in dieser Frage allmählich auch 
in der Politik das Vaterunser Geltung erhält: „und 
vergib uns unsere Schuld, wie auch wir vergeben 
unseren Schuldigern". Im zweiten Weltkrieg sind 
leider auf allen Seiten Licht und Schatten zu be-
merken, auf allen Seiten Völkerrechtsbrüche vor-
gekommen. Wo kommen wir hin, wenn wir nach 
dem System „tu quoque" aufrechnen? Ich glaube, 
es dient dem Gemeinschaftsgeist und dem Beginn 
einer neuen Zusammenarbeit besser, wenn man 
nicht wie Lots Weib in der Bibel zurückschaut und 
dafür zu einer Salzsäule erstarrt, sondern vor-
wärtsschaut nach Europa und die leidige Frage der 
kriegsverurteilten Soldaten endlich, zehn Jahre 
nach dem letzten Schuß, zum Abschluß bringt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Nun zu der zweiten Frage, die der Herr Bundes-

kanzler in seiner Rede anrührte, als er erklärte: 

In Deutschland — darüber sind wir uns alle 
in diesem Hohen Hause einig — wird die Ar-
mee unter dem Gesetz stehen, das vom Bun-
destag erlassen werden wird. Über seine Aus-
führung werden alle, die in Deutschland poli-
tische Verantwortung tragen, gemeinsam 
wachen. 

Die Armee habe, so erklärte der Bundeskanzler, 
in der Gegenwart nicht mehr die zentrale Stel-
lung, die sie in der alten Gesellschafts- und 
Staatsform besessen habe. Nicht zuletzt unter dem 
Einfluß der Technik werde das Soldat-Sein zu 
einem Beruf, der gleichgeachtet neben anderen 
Berufen stehe. „Er erfüllt seine wichtigen Funktio-
nen in 'der demokratisch geordneten Gesellschaft, 
aber er beherrscht sie nicht." Wort für Wort, Herr 
Bundeskanzler, wird diese Einstellung zu der 
Frage Demokratie und Wehrmacht von uns unter-
strichen. Sie erklärten auch, daß der Militarismus 
tot sei. Auch da will ich Ihnen zustimmen. 

Ich halte es aber für zweckmäßig, angesichts 
der Verwirrungen, die über den Begriff Militaris- 
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mus immer noch in der Welt herrschen, den Ver-
such einer Interpretation zu machen, wie ich ihn 
auch damals, im Jahre 1952, bei der gleichen De-
batte unternommen habe, aber anscheinend nicht 
mit großem Erfolg; denn man redet heute schon 
wieder von Militarismus, wenn man nur den Bun-
desgrenzschutz meint. Das scheint uns wirklich 
sehr übertrieben zu sein. Was ist denn eigentlich 
Militarismus? Man kann Militarismus als die 
Lehre und die Anwendung jenes Grundsatzes 
definieren, daß Gewalt vor Recht gehe, daß Krieg 
also die Fortsetzung der Politik mit anderen Mit-
teln sei. Wenn sich jemand zu diesen Grundsätzen 
bekennt und wenn er sein ganzes Leben und seine 
Lebensäußerungen darauf ausrichtet: „Gewalt-
lösungen stehen vor Rechtslösungen", dann pfle-
gen doch selten jene Militaristen zu sein, die am 
ersten Kriegstag die Gewaltanwendung auch von 
der anderen Seite zu spüren bekommen; denn nor-
malerweise pflegt bei Kriegsbeginn auf beiden 
Seiten geschossen zu werden. Nein, Militaristen 
tragen vielmehr Zivil. Sie sitzen nach meiner Auf-
fassung viel häufiger in der Politik, in der Diplo-
matie und in der Rüstungsindustrie und viel sel-
tener im Soldatenstand. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es sind doch die Politiker, die die Gesetze 
machen, nach denen dann die Soldaten gehorchen 
müssen. Oder haben am ersten Kriegstag — ich 
frage die Älteren unter Ihnen — 1914 oder am 
ersten Kriegstag 1939 — ich frage die Jüngeren 
— Urabstimmungen in den Kasernen der krieg

-

führenden Mächte stattgefunden, etwa nach dem 
Motto: Liste 1 „Wir wollen Krieg", Liste 2 „Wir 
bleiben zu Hause"? Nirgendwo in der Geschichte 
ist diese Frage jeweils den Soldaten zur Entschei-
dung vorgelegt worden, sondern hier herrscht der 
Primat der Politik. Die Politiker tragen die Ver-
antwortung, und der Soldat hat nur die zwei Mög-
lichkeiten, entweder den Gesetzen, die die Politiker 
gemacht haben, zu gehorchen oder ihnen nicht zu 
gehorchen und am ersten Tag bereits zu riskieren, 
daß er wegen Befehlsverweigerung erschossen 
wird. 

Seitdem in den modernen Demokratien eine 
Entfernung von den mittelalterlichen Lands-
knechts- und Legionsmethoden erfolgt ist, hat das 
Soldatentum eine ethische Grundlage. Wo immer 
der brave Mann an sich selbst zuletzt denkt, bei 
der Bergwacht, beim Seenotdienst, in der Grube, 
wo der Bergmann unter Tage für uns alle die 

 Kohle gräbt und sich in ständiger Lebensgefahr 
befindet, bei der Polizei, bei der Feuerwehr, wo 
immer der brave Mann unter besonders schwieri-
gen Bedingungen für die Gemeinschaft seinen 
Dienst tut, verdient er die Hochachtung der Ge-
meinschaft, für die  er das tut. Um wieviel mehr 
gilt das auch für den Soldaten in allen Völkern 
der Welt, für den Soldaten, der bereits im Frie-
den sich einer harten Ausbildung unterwerfen 
muß und der im Kriege sogar bereit sein muß, 
sein Leben hinzugeben! Ich bin der Meinung, daß 
der deutsche Soldat im ersten Weltkrieg nicht für 
den Kaiser und im zweiten Weltkrieg nicht für 
Hitler gekämpft hat, sondern genau so für sein 
deutsches Vaterland — und es tun mußte auf 
Grund der Gesetze — wie der Franzose für Frank-
reich, der Engländer für England, ja sogar der 
Rotarmist für die Sowjetunion, die nun einmal sein 
Vaterland ist. Das ethische Opfer des deutschen 

Soldaten im ersten wie im zweiten Weltkrieg ist 
über jede Diskussion erhaben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ethische Leistungen werden nicht gemindert 
durch das politische System, unter dem sie er-
bracht werden, selbst dann nicht, wenn das ethi-
sche Pflichtbewußtsein so schrecklich mißbraucht 
wurde, wie es geschehen ist. Aber das gefähr-
lichste, was man machen kann, ist, Militarismus 
und Soldatentum zu vermengen und zu übersehen, 
daß zwischen Militarismus und echtem Soldaten

-

tum eine Welt klafft. 
(Abg. Samwer: Sehr richtig!) 

Herr Kollege Ollenhauer hat gestern unter dem 
Beifall eines Teils des Hauses den „idiotischen 
Barras" kritisiert. Lassen Sie mich auch hier 
einige Interpretationen für den Barras geben, 

(Zuruf von der SPD: Für den idiotischen!) 

— für den idiotischen Barras, auch dafür. Ich bin 
der Meinung, daß das Soldatentum des ersten wie 
des zweiten Weltkrieges nicht so sehr mit idioti-
schen Barrasleuten angereichert sein konnte. Denn 
nach dem zweiten Weltkrieg beispielsweise sind 
niemandem die Schulterstücke abgerissen worden, 
obgleich manche politischen Kräfte sogar dazu er-
muntert haben. Das Verhältnis zwischen Offizier, 
Unteroffizier und Mann muß also besser gewesen 
sein, als es manchmal hier und da kollektiv dar-
gestellt und verurteilt wird. Ich bin der Auff as-
sung,  Herr Kollege Ollenhauer, daß der Unter-
offizier Himmelstoß bei Remarque, daß der Schlei-
fer-Platzek bei Kirst und auch sein Hauptmann 
Witterer, der in Wirklichkeit ein erbärmlicher Ne-
benmann war, Ausnahmeerscheinungen des deut-
schen Militärlebens waren und nicht die Regel. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Schmidt [Hamburg]: Na, na!) 

Wenn Sie nur diese Ausnahmeerscheinungen ge-
meint haben, dann sind wir mit Ihnen einig. Aber 
wenn Sie etwa grundsätzlich jeden Berufsunter-
offizier und Berufsoffizier der Vergangenheit unter 
dieses Motto haben stellen wollen, 

(Widerspruch bei der SPD — Zuruf von 
der SPD: Das geschieht ja nicht!) 

dann müssen wir Ihnen entschieden widersprechen, 
und Ihre eigenen Kollegen sind oft die besten Zeu-
gen dafür, daß es nicht so war. 

(Erneuter Widerspruch bei der SPD.  — 
Zuruf von der SPD: Es hat auch noch 
Schlimmere als Platzek gegeben, das 

wissen Sie genau!) 
Nun, daß wir gewisse Risiken auf uns nehmen, 

das ist klar. Es ist nichts ohne Risiko. Es kommt 
allerdings entscheidend darauf an, daß man beim 
Zusammenschluß aller politischen Kräfte sich zur 
Abwehr des Risikos zusammenfindet und nicht 
Prinzipien, die außer Streit stehen sollten, zum 
Gegenstand parteipolitischer Kämpfe macht. 

(Sehr gut! rechts und in der Mitte.) 

Wir glauben, daß es sehr viele Möglichkeiten gibt, 
einen Überhang des Militärischen gegenüber dem 
Zivilen zu vermeiden. Ich denke da beispielsweise 
an die Einrichtung eines Bundesverteidigungsrats, 
wie ihn die Vereinigten Staaten kennen, wie ihn, 
in anderer Form, auch Frankreich kennt. An der 
Spitze steht der Präsident als Vorsitzender eines 
National Security Council, eines Bundesverteidi- 
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gungsrats, dem bei uns beispielsweise angehören 
sollten der Regierungschef, sein Vertreter, der In-
nenminister, der Außenminister, der Wirtschafts-, 
der Finanz- und natürlich auch der Verteidigungs-
minister. Das wäre das oberste Gremium, viel-
leicht noch ergänzt durch parlamentarische Ver-
treter aller Gruppen, selbstverständlich auch der 
Opposition. Wir werden Gelegenheit haben, in dien 
Ausschußberatungen — ich hoffe, auch mit der 
Hilfe der Opposition — jene Formen zu finden, die 
uns vor den Auswüchsen der Vergangenheit be-
wahren, die aber auf der anderen Seite das Gute 
übernehmen. 

Was ist nun das Gute? Ich will nicht in den 
Streit zwischen Picht und Baudissin eingreifen, 
auch nicht in die Diskussion über die innere Struk-
tur. Man wird kaum von einem Extrem ins andere 
fallen dürfen, sondern wird hier eine gesunde 
Mittellinie wählen müssen. Welche denn? Im front-
nahen Raum, bei der Infanterie, im Panzer, im 
Flugzeug, im U-Boot herrschte doch ohnehin nicht 
der Geist einer Disziplinarvorschrift, sondern der 
Geist einer Kameradschaft auf Gedeih und Ver-
derb. In diesem frontnahen Raum imponierte doch 
nicht der Dienstgrad — wie schnell konnte er aus-
gelöscht sein —, es imponierte auch nicht einmal 
das Kriegsgericht, denn kaum kamen Kriegsrichter 
bis zur vorderen Linie. Nein, entscheidend war das 
persönliche Beispiel. 

Das ist das Prinzip, das in den neuen Verbänden 
herrschen muß: Kein Offizier darf von seinen 
Untergebenen mehr fordern, als er selbst jederzeit 
zu geben bereit ist. 

(Beifall.) 

Und das zweite: Alles Überflüssige an äußeren 
Formen muß verschwinden. Wir wollen weder das 
unlängst in einer Illustrierten dargestellte Revier

-

reinigen noch das Vorbeigehen in gerader Haltung 
mit zwei Kaffeekannen, das auch ich noch üben 
mußte, noch sonstige Beschäftigungstheorie. Nein, 
wir wollen die Ausbildung abstellen auf die eine 
Frage: Vermittlung des richtigen Verhaltens im 
Gefecht mit dem Ziel, soviel wie möglich an Men-
schen heimzubringen, wenn es leider zu einem Ge-
fecht kommen sollte. Denn nicht der ist der beste 
Vorgesetzte, der mit den höchsten Verlustzahlen 
brilliert, sondern der, der die meisten seiner Män-
ner wieder heimbringt. . 

(Zurufe von der SPD.) 
„Frontal greift nur der Bulle an; der Bulle ist 

ein Rindvieh", habe ich mal gelernt. Darin steckt 
mehr Weisheit als vielleicht in manchem Spitzen-
referat über neue Formen. Man sollte mit dem 
Versuch, neue Formen zu finden, nicht gleich alle 
alten überkommenen Formen mißachten wollen. 

Wie ist nun die Frage der psychologischen Bereit-
schaft der Jugend zu beantworten? Bisher ist von 
allen Rednern nur festgestellt worden, daß wir bei 
der Jugend einen Enthusiasmus nicht feststellen 
können. Gottlob! Auch ich bin der Meinung, daß 
wir ihn nicht finden können, und es ist eine Freude, 
wie die Jugend nach den Erfahrungen der Ver-
gangenheit skeptischer und mißtrauischer gewor-
den ist. Aber noch niemand hat hier die Gründe 
darzulegen versucht für das Phänomen, daß die 
deutsche Jugend entgegen aller Voraussage aus 
Paris, London und Washington nicht mit fliegenden 
Fahnen zu den Einheiten Blanks gekommen ist. 

Meine Damen und Herren, es gibt drei Gründe: 

Der erste Grund ist der hemmungslose Miß-
brauch der Opferbereitschaft und des Idealismus 
der deutschen Jugend durch Hitler. 

Aber daneben gibt es noch einen zweiten Grund: 
Ebenso ist dafür verantwortlich eine Fehlbehand-
lung der heimkehrenden Soldaten nach 1945 durch 
die Alliierten wie zum Teil durch uns selbst. 

(Beifall rechts und beim GB/BHE.) 

Ich will hier nicht gewisse Gedichte vollständig 
zitieren, aber es hat nun mal im Jahre 1947 in 
einer großen politischen Zeitung in Deutschland 
über die Soldaten gestanden: 

Sie standen in Frankreich und Polen, 
Sie standen an Wolga und Don, 
Sie haben geraubt und gestohlen, 
Und wissen jetzt gar nichts davon! 

(Hört! Hört! beim GB/BHE) 

Das ist der Ruhm der Soldaten, 

— so hieß es in der letzten Strophe — 

Helden in Saus und Braus! 
Und alles, was sie verbrochen haben, 
löffeln wir jetzt aus. 

Wir können doch nicht daran vorbeigehen, daß das 
nicht ein Einzelgedicht war, sondern daß auch 
solche Reden gehalten wurden nach dem Motto: 
Du, Soldat, bist Kriegsverlängerer, Du, Kriegs-
opfer, bist schuld! Daher Streichung der Kriegs-
opferversorgung! 

Erwarten Sie denn nach einer solchen Behand-
lung der Väter, daß die Söhne heute mit Begei-
sterung wieder Soldat werden? 

(Sehr gut! rechts.) 

Nein, meine Damen und Herren, hier liegen auch 
eigene Fehler vor, eigene Fehler, die zu erkennen 
und abzustellen auch zu einem demokratischen 
Grundanliegen gehören müßte. 

(Beifall rechts.) 

Ich könnte die Beweise für die Fehlbehandlung 
nach 1945 noch wesentlich erweitern. Aber es liegt 
mir daran, nicht neue Gräben aufzureißen, sondern 
alte zuzuschütten. 

Der dritte Grund ist jene gewaltige Hypothek, 
von der man in Paris, in London, in Washington zu 
wenig weiß. Man weiß doch kaum in Deutschland 
die Ziffern der Hypothek des zweiten Weltkriegs 
und des Verbrechens Hitlers am deutschen Volk. 

(Zuruf von der SPD: Wir wissen es!) 
7 Millionen Tote! 8 Millionen Vertriebene, 2 Mil-
lionen Sowjetzonenflüchtlinge, macht 10 Millionen 
Menschen mehr im westdeutschen Raum, das heißt, 
mehr als die Bevölkerung Australiens, die 8 Millio-
nen beträgt, mehr als die Bevölkerung Dänemarks 
und der Schweiz zusammengezählt, die 9 Millio-
nen beträgt. 4 1/2 Millionen rentenberechtigte 
Kriegsopfer, Körperbehinderte, Witwen und Wai-
sen! Und, meine Damen und Herren, ist es Ihnen 
nicht selbst aufgefallen, daß die Kriegsopferver

-

bände um jede Rentenerhöhung kämpfen müssen 
(Zuruf von der SPD: Das müssen Sie in 

eine andere Richtung sagen!) 
und daß jetzt sogar in irgendeinem Finanz- oder 
sonstigen Ministerium der Versuch gemacht wurde, 
einen Teil der Renten in einem Zwangssparverhält-
nis einfrieren zu lassen? 

(Zurufe von der SPD.) 
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Wundern Sie sich angesichts solcher psychologischer 
Dummheiten, — gottlob sind sie rechtzeitig durch 
parlamentarisches Eingreifen verhindert worden—, 
daß die jungen Leute nicht mit wehender Fahne 
zu den neuen Divisionen kommen wollen, wenn 
man bisher nicht einmal in vollem Umfange bereit 
ist, den Opfern des zweiten Krieges ihr Existenz-
minimum zu geben? 

(Abg. Eschmann: Das sagen Sie doch ein

-

mal zum Heimkehrergesetz!) 

— Mit dem Heimkehrergesetz ist es dasselbe Pro-
blem. Sie, Kollege Eschmann, wissen am besten, 
wie lange es gedauert hat, bis es endlich in Kraft 
treten konnte. 

(Abg. Eschmann: Sagen Sie auch, an wem 
das gelegen hat!) 

— An dem Herrn Bundesfinanzminister, der nach 
den Wahlen das Gegenteil von dem tat, was er vor 
den Wahlen versprochen hatte. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Mellies: Das 
wollen wir hier festhalten!) 

Aber da er nicht da ist — und mit Kranken soll 
man sich nicht raufen —, will ich darauf nicht 
eingehen, Herr Schoettle! Gerade wir von der 
Koalition, das wird Ihnen Kollege Eschmann be-
stätigen, haben es dann verstanden, diese Gefahr 
zu beseitigen. 

(Zurufe von der SPD.) 
— Ich kann mich nicht immer nach den Richtun-
gen orientieren, Herr Kollege Schoettle. 

(Abg. Schoettle: Sie sind so gewohnt, in 
unsere Richtung zu sprechen, daß Sie die 

andere Richtung ganz vergessen!) 

Ich halte es da mit dem alten Grundsatz, ,daß Poli-
tik nicht mit dem verlängerten Rückgrat gemacht 
werden sollte, auf dem man sitzt, sondern mit dem 
Kopf. Ich schaue daher weniger nach den Sitzen, als 
nach den Köpfen aller Richtungen. 

(Heiterkeit. — Zurufe von der SPD. — 
Weitere Zurufe von der SPD.) 

— Es ist doch nicht zu bestreiten, Herr Kollege 
Schoettle, daß die politischen Bezeichnungen 
„rechts", „Mitte" und „links" aus der Sitzordnung 
des alten Reichstags stammen. Da man aber Politik 
nicht von der Sitzordnung, sondern vom Kopf her 
machen müßte, sind diese alten Begriffe für mich 
längst überfällig geworden. 

(Abg. Schoettle: Vor allem Politik mit dem 
Rückgrat machen! Nicht mit gebogenem!) 

Nun zu der Frage der Fehler, die wir selbst 
machen. 

Die mangelnde Bereitschaft der Jugend ist auch 
auf eine Art Schocktherapie zurückzuführen, die 
wir selbst versuchen. Glauben Sie, es hilft, wenn 
man jeden Tag in den Zeitungen neue Zahlen liest: 
„500 000 Mann", oder „Neues über die Uniform", 
über die Besoldung, über „Wehrpflicht oder 
Miliz"? Ich glaube, es sind in der Pressepolitik so 
viel Fehler gemacht worden, daß wir auch einmal 
über die richtigen Formen der Therapie sprechen 
müßten. Wir sollten nicht immer mit den Mitteln 
des Holzhammers, mit einer Schocktherapie ver-
suchen, was nur mit kluger Bedachtsamkeit geheilt 
werden kann. 

(Zurufe von der SPD.) 

Niemand darf nämlich glauben, daß man heute mit 
einigen schönen Reden oder mit irgendwelchen in-
neren Strukturveränderungen die Divisionen wie-
der aufstellen kann, die man 1945 wie Viehherden 
in  den  Pferch der Gefangenschaft gejagt hat. Eine 
Armee ist keine Addition von Offizieren, Unter-
offizieren, Soldaten und Material; eine Armee ist 
ein Organismus, und idas Entscheidende am Orga-
nismus ist der Geis t. Nach alledem aber, was 
von den anderen und von uns gesündigt wurde 
und heute noch gesündigt wird, kann der Geist 
nicht so sein, wie wir es uns wünschen. 

Koenen (Lippstadt) (SPD): Ich habe zunächst 
eine Frage an den Herrn Präsidenten des Hauses: 
Darf in diesem Hause ein Toter eine Frage stellen? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich habe noch nie 
erlebt, daß Tote Fragen stellen können. 

Koenen (Lippstadt) (SPD): Ich komme aus dem 
Wahlkreis Lippstadt, der im Anschluß an die letz-
ten Manöver in seiner Gesamtheit als tot erklärt 
wurde, und ich bitte  den  Herrn Kollegen Mende, 
auch einmal darauf einzugehen, ob unsere Jugend 
die Möglichkeit hat, angesichts solcher Rückwärts-
gangmanöver an die Echtheit der alliierten Vertei-
digungsabsichten für die Bundesrepublik zu glau-
ben. 

Dr. Mende (FDP): Ich danke Ihnen für die Frage. 
Ich werde ohnehin auf die  Fragen: NATO-Strategie, 
Linien und Garantien, Risiko in Beantwortung des-
sen, was Ihr Kollege Erler uns heute vormittag hier 
gesagt hat, zu sprechen kommen. 

Meine Damen und Herren, die Aufstellung der 
deutschen Verbände ist — und das ist die Schluß-
folgerung, die wir ziehen müssen — für uns ein 
großes Opfer, ein biologisches, ein materielles, ja 
sogar ein psychologisches Opfer. Um so größer 
müßte das Verständnis sein, das man uns in Paris 
und anderswo in dieser Frage entgegenbringt. Die 
Frage der Einigkeit der demokratischen Kräfte ver-
stehe ich in diesem Zusammenhang so: Man sollte 
sich doch über gewisse Prinzipien des Wehrrechts 
auch in diesem Hause einig werden können. Wir 
sitzen doch im Ausschuß für europäische Sicherheit 
mit sehr bekannten Kollegen aus der Opposition 
zusammen: mit dem zweiten Vorsitzenden Mellies, 
mit Carlo Schmid, mit Gleisner, mit Herrn Esch-
mann. Warum gelingt es im Ausschuß für europäi-
sche Sicherheit, allgemeine Prinzipien des Wehr-
systems in ausgezeichneter Sachlichkeit zu disku-
tieren, und warum gelingt es nicht, in der Öffent-
lichkeit einmal Einigkeit über die Frage des  Not-
wehrrechts herbeizuführen? Es wird Zeit, daß der 
Herr Bundespräsident oder der Herr Bundeskanz-
ler uns alle — Koalition, Opposition, Gewerkschaf-
ten, Kriegsopferverbände — an einen Tisch bringt, 
um zu klären, inwieweit wir in den prinzipiellen 
Fragen des Schutzes der Demokratie einig sind, und 
ich glaube, es wird sich zeigen, daß genau so wie im 
Sicherheitsausschuß in vielen prinzipiellen Fragen 
Gemeinsamkeit besteht; lediglich in gewissen Modi-
fikationen der Ausführung ist man verschiedener 
Auffassung. Wir haben leider keine Alternative: 
„Strohhut oder Stahlhelm?" Wenn heute morgen 
hier behauptet wurde, das sei keine Alternative 
der Wahlkämpfe gewesen, so erinnere ich Sie an 
die hessische Wahl von 1950. Dieser Wahlkampf 
hat unter der Alternative „Strohhut oder Stahl-
helm" gestanden. Ich bin der Meinung, daß man 
nur noch die Wahl hat zwischen Stahlhelm mit 
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Sowjetstern und Stahlhelm ohne Sowjetstern und 
keineswegs mehr zwischen Strohhut und Stahlhelm. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

Zu dem Plebiszit der Jugendlichen, das Herr Pro-
fessor Baade gefordert hat, berufe ich mich auf 
keinen Geringeren als Herrn Professor Carlo 
Schmid. Als wir damals über die Todesstrafe dis-
kutierten und die Frage laut wurde, ob man diese 
Frage nicht einer Volksentscheidung vorlegen solle, 
erklärte Carlo Schmid hier von dieser Stelle aus, 
er vertraue in dieser Frage wesentlich mehr dem 
aufgeklärten Absolutismus des Parlaments als dem 
Demos. Sehen Sie, ähnlich ist es hier. In der Wehr-
frage hat der aufgeklärte Absolutismus der dafür 
berufenen Volksvertreter eher ein Wort zu spre-
chen als die Betroffenen selbst. Wenn ich im Jahre 
1936 gefragt worden wäre, ob ich für die Verlänge-
rung der Dienstzeit um ein Jahr sei, hätte ich auch 
nein gesagt. Wir alle waren niedergeschlagen, als 
wir plötzlich im Rundfunk hörten, die Dienstzeit 
werde um ein weiteres Jahr verlängert. Es geht 
hier nicht um die Vox populi, die oft keineswegs 
die Vox Dei ist, sondern das Gegenteil; es geht hier 
um die Einsicht verantwortlicher Politiker, die vor 
ihrem Gewissen zu handeln haben unter Auswer-
tung ihrer größeren Einsicht in die großen politi-
schen Zusammenhänge. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

Ein Wort an Kollegen Ollenhauer zum Bundes-
grenzschutz. Sie wissen, daß ich zu den besonderen 
Förderern des Bundesgrenzschutzes gehöre und daß 
wir hier gemeinsam, selbst mit den Stimmen der 
CSU, die Verstärkung des  Bundesgrenzschutzes auf 
20 000 Mann durchgesetzt haben, ohne daß es bei 
den letzten Übungen zu Zusammenstößen zwischen 
dem bayerischen und dem Bundesgrenzschutz ge-
kommen ist. 

(Heiterkeit.) 

Bevor ich zu der Frage des Bundesgrenzschutzes 
und den sogenannten Manövern und insbesondere 
zu der Frage: Ist Bundesgrenzschutz Remilitari-
sierung durch die Hintertür — wie es auch hier 
vor zwei Jahren behauptet wurde —, Stellung 
nehme, lassen Sie mich nach einer alten Regel 
Ihnen erst einmal die Lage der anderen Seite kurz 
vor Augen halten. Ich bin nicht der  Meinung mei-
nes Kollegen von Manteuffel, daß man darüber 
hinweggehen sollte, weil das jeder wisse. Leider 
wissen viel zu wenige, was in der Sowjetzone schon 
geschehen ist und auf wie tönernen Füßen unsere 
innere Sicherheit steht. In  der  Sowjetzone steht 
insgesamt eine kasernierte Volkspolizei von 160 000 
Mann, weitere 40 000 Mann als sogenannte allge-
meine Volkspolizei, gegliedert in 6 Divisionen und 
1 Elite-Division, also 7 Divisionen. Von den 7 Divi-
sionen sind 3 mechanisierte Divisionen und 4 moto-
risierte Schützendivisionen. Panzerdivisionen, Artil-
lerie- und Flakdivisionen sind noch nicht festgestellt, 
aber schwere Artillerie- und Panzerverbände, und 
zwar bei der Armeegruppe Pasewalk und bei der 
Armeegruppe Leipzig insgesamt 859 Panzer vom 
Typ T 34 und vom Typ Joseph Stalin II, an Sturm-
geschützen 271, an Haubitzen, Kanonen, Flak, Gra-
natwerfern und Salvengeschützen insgesamt 2000, 
an Panzerspähwagen 450. An der Spitze dieser 
Volkspolizeidivisionen, die längst eine Art National-
armee bilden, stehen die ehemaligen Wehrmacht
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generale Vinzenz Müller, von Lenski, Lattmann, 
etwas weiter  in  der rückwärtigen Front der Gene-
ral Dr. Korfes. Nun, ich brauche gerade Ihnen von  

der Sozialdemokratischen Partei das nicht zu sagen. 
Ihre Archive sind gut. Sie überraschen uns meistens 
hier mit sehr gutem Archivmaterial. Sie haben da-
her auch sicher über Ihren Kollegen Wehner und 
den Kollegen Menzel die genaue Stärke der Volks-
polizei längst in Ihren Büros liegen. 

Die Luftwaffe besteht drüben aus 100 Jagd- und 
Kampfflugzeugen unter der Führung des ehemali-
gen Luftwaffenobersten Lewess-Litzmann, geglie-
dert in drei Fliegerdivisionen. 

Verstehen Sie nun, warum auch wir das Recht 
beanspruchen, gegenüber dieser Konzentration we-
nigstens den primitivsten Bundesgrenzschutz zu un-
terhalten? Ich bin allerdings der Meinung, es kann 
dahingestellt sein, ob das der General Matzky 
sagen durfte, daß wir den Bundesgrenzschutz 
wesentlich verstärken müssen, wenn er den an ihn 
gestellten Anforderungen Rechnung tragen soll. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Wir haben entlang der Sowjetzonengrenze und 
der Grenze zur Tschechoslowakischen Republik auf 
10 km einen Unteroffizier und acht Mann stehen. 

Ich wehre mich dagegen, daß Sie die neuen 
Aufgaben Polizeiaufgaben nennen. Der Bundes-
grenzschutz ist mehr als eine Polizei. Er ist Bun-
desgrenzschutz. Aber selbst wenn ich die Begriffs-
bestimmung „Polizei" des Herrn Schoettle aus der 
Haushaltsdebatte und des Herrn Kollegen Ollen-
hauer aufnehme, muß ich Ihnen entgegnen: die 
Polizeiaufgaben sind im modernen Massenstaat an-
dere als um 1910, da ein pickelhaubenbewehrter, 
bärtiger, dickbauchiger Polizist auf dem Marktplatz 
noch für Ruhe und Ordnung einer Kreisstadt sorgen 
konnte. Ihr -ehemaliges Mitglied, der preußische 
Innenminister Severing, hat uns doch das Muster-
beispiel einer guten schlagkräftigen preußischen 
Landespolizei gegeben. Halten Sie sich doch nur 
an dieses Rezept. Daß es danach leider von ande-
ren mißbraucht wurde, lag wahrlich nicht an uns, 
die wir heute den Bundesgrenzschutz verteidigen. 
Wir glauben, daß die Polizeiaufgaben im moder-
nen Massenstaat Kompanie-, Bataillons-, Regi-
ments-, ja sogar Divisionsaufgaben sind, mit Funk- 
und Sprechfunkausstattung, schnelle bewegliche 
Truppen, sogar mit leichten Kurierflugzeugen und 
mit Helikoptern wie die italienische Celere, wie 
die französische Garde mobile oder wie die ent-
sprechenden amerikanischen Einheiten. 

Glauben wir doch nicht, daß wir uns lediglich 
mit pazifistischen Beteuerungen der Infiltration 
von Agenten und Material erwehren können. 
Seien wir doch froh, daß trotz aller Diffamierun-
gen 20 000 junge Deutsche wieder bereit waren, 
eine Uniform anzuziehen und sich für Sie und 
uns alle wieder einzusetzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich kenne die Unterlagen des Manövers oder besser 
der Grenzschutzübung genau. Ich finde es gar nicht 
so absurd, wenn man gegen einen infiltrierten 
Gegner das Gegenmanöver der Stoppung und der 
Einkesselung durchführt. Wie wollen Sie das an-
ders tun als durch die Dirigierung beweglicher 
Verbände in den gefährdeten Raum? Mit den 
Streikleuten hat man am wenigsten Sie etwa ge-
meint. Wir wissen aber doch, wie stark die Kom-
munisten versuchen, im Rahmen von Streikbewe-
gungen wiederum das Heft in die Hand zu bekom-
men, das Herr Böckler und Sie ihnen im Ruhrgebiet 
gottlob entreißen konnten. Das ist Ihr historisches 
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Verdienst. Aber ruhen Sie bitte auf diesen Lor-
beeren nicht aus! Von allen kommunistischen und 
getarnten Seiten versucht man, in die Gewerk-
schaftsbewegung hineinzukommen. Es zeigt sich 
doch — beispielsweise in der IG Bergbau —, daß 
manche Beschwörung gilt, daß man manchen Geist, 
den man rief, nicht so einfach los wird und daß 
dort Ansätze sichtbar sind, die wir alle sehr wach-
sam überprüfen müssen. Ich denke also durchaus 
daran, eines Tages kann es bei einer Zuspitzung 
der allgemeinen Situation dazu kommen, daß der 
Bundesgrenzschutz nicht nur die infiltrierten 
kommunistischen Kräfte entsprechend bekämpft, 
sondern sogar im eigenen Gebiet die Fünften Ko-
lonnen und Saboteure des Kommunismus zu zer-
nieren und festzunehmen hat. 

Sie haben auch über die Frage der Bewaffnung 
und Ausrüstung Diskussionen geführt. Dabei ist 
Ihnen leider eine peinliche Panne unterlaufen. Ihr 
Politisch-Parlamentarischer Pressedienst berichtet, 
daß bei 'den sogenannten Straßenpanzerwagen 
auch Geschütze sichtbar waren, deren Kaliber 
mindestens 5 cm betrug. Ich habe mich orientie-
ren lassen, daß Sie einer Täuschung zum Opfer 
gefallen sind. Es handelt sich hier um Kanonen-
rohre, die aus zusammengeschweißten Konserven-
büchsen hergestellt wurden. 

(Heiterkeit.) 
Aber ich kann mir denken, wenn man in Paris über-
morgen bei der Kammerdebatte oder anderswo 
den Politisch-Parlamentarischen Pressedienst zi-
tiert, können große Mißverständnisse aus den lei-
der nicht erkannten Konservenbüchsen des Bun-
desgrenzschutzes entstehen. 

(Zurufe von der SPD.) 
Nun komme ich zu der  Frage der Strategie und 

zu der Frage, die der Herr Kollege bezüglich der 
Manövertoten aufgeworfen hat. Wir alle sind schon 
mal für tot erklärt worden und werden es auch 
heute noch — mal politisch, mal militärisch in den 
Übungen. Doch hat dieser Tod das Tröstliche, daß 
man  ihn zeitlich befristen kann, was bei dem bio-
logischen trotz der modernen Frischzellentherapie 
bisher leider noch nicht erfunden ist. Wir glauben, 
daß das Denken in starren Linien ebenso überholt 
ist wie der Versuch, Garantieerklärungen in der 
großen Strategie zu bekommen. Die Strategie ist 
eine Summe politischer, wirtschaftlicher, sozialer, 
propagandistischer und militärischer Maßnahmen. 
Niemals kann im Rahmen der globalen Stra-
tegie dem einen oder dem andern eine Garantie-
erklärung gegeben werden. So ist es leider; 
denn zu viel Imponderabilien liegen in dem großen 
Komplex der Strategie. Darum werden wir auch 
nicht eine Garantie in dem Sinne bekommen, die 
oder die Linie wird unter allen Umständen gehal-
ten. Haben wir nicht erlebt, Herr Kollege Esch-
mann, wie viele Linien gehalten werden mußten! 
Und keine von ihnen ist gehalten worden zwischen 
Moskau, Stalingrad und Ostpreußen und Berlin. 

Entscheidend ist vielmehr, was der Gegner zur 
praktischen Eliminierung der Garantieerklärung 
aufbringen kann, und nicht das, was man auf dem 
Papier erreicht hat. Das System der starren Linien 
— ob Elbe, ob Werra oder Maas oder Seine oder 
ein Gebirgszug — ist durch die militärisch-tech-
nische Entwicklung längst überholt. Es hat sich im 
zweiten Weltkrieg gezeigt, daß jedweder Angreifer 
dann eine Linie durchbrechen konnte, wenn er dort 
einen Schwerpunkt zu bilden in der Lage war. So 
wird es auch in Zukunft sein. Es ist daher falsch, 

von Garantieerklärungen für die Verteidigung ir-
gendwelcher strategischer Linien zu sprechen. 
Leider steht der moderne Krieg unter dem Gesetz 
einer Bewegungsstrategie und keiner Reißbrett
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strategie mit festen Linien. Ob daher die Iserlohner 
überrollt werden oder nicht, darauf kann weder ich 
Ihnen eine Erklärung geben noch der Herr Kol-
lege Blank noch der General Gruenther. Wir wol-
len hoffen, daß es niemals zur Beantwortung Ihrer 
Frage in der Tat kommen wird. 

Damit komme ich zum Schluß zu der großen 
Konzeption der Verträge. Was ist denn die geistige 
Grundlage unserer Verträge? Die geistige Grund-
lage ist der Versuch, den Weltfrieden zu erhalten. 
Wie geschieht das? Ein Rezept hat leider noch nie-
mand gefunden; weder die antiken Philosophien 
noch die Philosophien der Moderne, weder die 
Religionen noch die Konfessionen, weder das Völ-
kerrecht des Hugo Grotius noch der Völkerbund 
noch die Schrift Immanuel Kants vom ewigen Frie-
den noch der Weltsicherheitsrat haben einen all-
gemeingültigen Satz geprägt, wie man den Frieden 
erhalten und garantieren könne. Es gilt lediglich 
eine Feststellung, daß der Frieden dann am ehesten 
gesichert ist, wenn einem gewaltigen politischen 
und militärischen Machtblock ein ebenso geschlos-
sener politischer und militärischer Block der freien 
Welt gegenübersteht, so daß keiner von beiden in 
die Versuchung kommen könnte, einen risikolosen 
Angriff zu wagen. Oder ein Beispiel aus der Bau-
wirtschaft: Sie müssen beim Bauen Druck und Ge-
gendruck, Stützung und Schwere so berechnen, daß 
die Statik gewährleistet ist. Ist sie nicht gewähr-
leistet, bricht der Bau zusammen. Nach unserer 
Auffassung ist der Weltfrieden am ehesten ge-
währleistet, wenn wir dem einen großen Block, 
Moskau, die Konzentration der Kräfte der freien 
Welt unter Washington gegenüberstellen. 

Über die Frage des Gewissens und der Gewis-
sensnot: Nach dem, was ich Ihnen über die psycho-
logischen Voraussetzungen eines Wehrbeitrages ge-
sagt habe, darf doch niemand mehr daran zweifeln, 
daß es für uns alle eine Gewissensnot gibt. Aber 
das Argument „das zweigeteilte Deutschland be-
waffnet sich" zieht nicht. Die andere Seite ist be-
reits bewaffnet in einem viel höheren Maß, als 
Sie es hier wissen. Wir tun also nur einen Gegen-
zug, um überhaupt am Leben zu bleiben, und in-
sofern ist die Ablehnung der Bewaffnung des 
zweigeteilten Deutschlands fehl am Platze. 

Die zweite Frage: Gewissensnot — evangelische 
Kirche. Ich glaube, Herr Kollege Erler, in der 
Runde dieser Fragen sind Sie unweigerlich Sieger 
nach Punkten geblieben. Aber das hat nicht an 
Ihnen gelegen, sondern an den Fragen der an-
deren Seite, wenn ich sachlich bleiben darf. Das 
einzige, was für mich sichtbar geworden ist, ist, daß 
der Leitspruch, den Thomas Dehler so oft geprägt 
hat, auch hier wieder bestätigt wurde: Die Kirchen 
sollten sich tunlichst auf ihren kirchlichen Raum 
beschränken, und sie sollten vermeiden, in tages-
politische Ereignisse einzugreifen; das sollten sie 
den Parteien überlassen. 

Das große Problem dieser Verträge ist die Frage 
Krieg oder Frieden. Unsere Bemühungen müssen 
zum Ziel haben, weder die erste Schlacht zwischen 
Weichsel und Memel schlagen zu wollen, also weit 
ostwärts, wie es einige in ihrer Konzeption ent-
worfen haben, noch die letzte Schlacht zwischen 
dem Osten und dem Westen südlich der Pyrenäen 
in Spanien durch die Amerikaner gewinnen zu 
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wollen. Nein, das Ziel all unserer politischen und 
militärischen Maßnahmen muß sein, zu erreichen, 
daß die erste Schlacht nicht stattfindet, denn sie 
würde Deutschland und Europa unweigerlich zum 
Atombombenversuchsfeld beider Parteien machen. 
Die Einstellung der Freien Demokraten zu diesen 
Verträgen ist daher eine dreifache: Deutschland in 
Einheit, in Recht und in Freiheit; Europa als Brücke 
zwischen beiden Machtblöcken, Moskau und Wa-
shington, indem sich ein starkes Europa ent-
wickelt, das eine solche Brückenfunktion erfüllen 
kann, und drittens: den Frieden über alles, über 
alles in der Welt.  

(Beifall bei der FDP und in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Der Abgeord-
nete Seiboth hat das Wort. 

Seiboth (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mein Fraktionskollege und 
Parteifreund Haasler hat heute vormittag die 
grundsätzliche Einstellung unserer Partei und 
Fraktion zu den Pariser Verträgen dargelegt. Diese 
Einstellung zu den Verträgen ist positiv. Sie ist 
es deshalb, weil wir zum Unterschied von der 
Sozialdemokratie nicht der Meinung sind, daß 
durch die Ratifizierung und auch die Praktizie-
rung der Pariser Verträge die letzte Möglichkeit 
zur deutschen Wiedervereinigung, an der uns 
allen liegt, verbaut würde. Wir sind vielmehr der 
Meinung, daß eine echte Chance für die deutsche 
Wiedervereinigung darin gesucht werden muß, 
daß wir uns von den Westmächten und insbeson-
dere von den Vereinigten Staaten von Amerika 
eine Zusicherung geben lassen, daß sie mit den 
Sowjets über Fragen, die für die Sowjets von 
lebenswichtiger Bedeutung sind, nicht eher ver-
handeln und abschließen, bis die Sowjets dafür den 
Preis der deutschen Wiedervereinigung in Fr ieden 
und Freiheit angeboten haben. 

Bei der Berliner Konferenz zu Beginn diese s Jah-
res mußte, obwohl von Wiedervereinigung Deutsch-
lands programmgemäß gesprochen wurde, doch 
von den Sowjets klar empfunden werden: Hier will 
der Westen von uns, dem Osten, etwas, ohne uns 
eine Gegenleistung dafür zu bieten. Die Sowjets 
hatten klar erkannt, daß nach der Wiedervereini-
gung Deutschlands dann bald der Tag kommen 
würde, da ganz Deutschland sich für den freien 
Westen und vielleicht auch für das Verteidigungs-
systems des freien Westens, wie es damals noch 
vor uns stand, entscheiden würde. Vielleicht haben 
wir von deutscher Seite auch etwas überflüssiger
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weise und voreiligerweise gesagt, daß sich Gesamt-
deutschland in dieser Richtung entscheiden würde, 
und damit die Russen geradezu darauf hin-
gewiesen. 

Wir meinen aber, es gibt in der Weltpolitik nicht 
nur Situationen, in denen der Westen ohne Ge-
genleistung etwas vom Osten haben will. Wir 
wissen, daß die Sowjets vor wenigen Wochen auf 
der UNO-Versammlung ihren Vorschlag zu einer 
weltweiten Abrüstung gemacht haben. Wir wis-
sen, aus welchen Gründen die Sowjets an einem 
solchen Abrüstungssystem weltweiter Art inter-
essiert sind, wenn wir die innere Entwicklung 
Rußlands z. B. auf dem industriellen Sektor beob-
achten. Wir wissen auch, aus welchen politischen 
Gründen die Russen daran interessiert sein müs-
sen, eines Tages die Anerkennng Rotchinas zu er-
langen, wenn wir daran denken, wie sehr selbst-
bewußt Tschu En Lai beispielsweise in Moskau  

auftrat, nachdem er in Genf Erfolge errungen 
hatte, die den Sowjets bei ihrem Bemühen, als 
Vormund des großen chinesischen Staates für die-
sen die Anerkennung bei den UN zu erreichen, 
bisher versagt geblieben sind. Wir sind also der 
Auffassung, daß es eine Reihe von Problemen gibt, 
an deren Lösung die Sowjets unbedingt inter-
essiert sind und die in für sie positivem Sinne 
nur gelöst werden können, wenn die Westmächte 
eines Tages ihre Zustimmung dazu geben. Wir 
sind aber der Meinung, daß die Westmächte erst 
dann bereit sein werden, diese und ähnliche wei-
tere Fragen zu verhandeln und abzuchließen, wenn 
hier vor dem Eisernen Vorhang, hier im gefähr-
deten europäischen Raum, die Verteidigungs-
gemeinschaft in der Art einer Koalition steht, die 
sie erst in die Lage versetzt, mit den Sowjets, wenn 
ich so sagen darf, vom Standpunkt „Ich Herr, Du 
Herr" zu verhandeln. 

Aus diesem Grunde sind wir der Meinung, wir 
sollten diesen Weg der Pariser Verträge gehen. 
Wir sehen darin eine Voraussetzung dafür, daß 
eines Tages die Frage der deutschen Wiederverei-
nigung in einem weltweiteren Rahmen und nicht 
in der Separation, in der sie jetzt oft gesehen wird, 
mit Aussicht auf Erfolg verhandelt und behandelt 
werden kann. An dieser Wiedervereinigung liegt 
uns allen, wie ich sagte, sehr viel. 

Ich darf, weil heute vormittag der Herr Kollege 
Dr. Mommer an meinen Parteifreund und Frak-
tionskollegen Haasler die Frage richtete, wie unsere 
Partei und unsere Fraktion denn zur Saarfrage 
steht, hier erklären, daß wir auch die Saarfrage in 
erster Linie als ein Teilproblem der deutschen Wie-
dervereinigung sehen. 

Der Herr Kollege Haasler hat gesagt, daß ich zur 
Saarfrage für den Gesamtdeutschen Block/BHE 
hier sprechen würde. Ich kann das tun, weil so-
wohl unsere Fraktion wie auch die maßgeblichen 
Gremien unserer Partei an Hand des uns vorge-
legten Abkommens über das Statut der Saar zu 
dieser Frage sehr eindeutig Stellung genommen 
haben. Wir haben einen qualifizierten Mehrheits-
beschluß, der die Partei und die Fraktion — nicht 
den einzelnen, aber die Partei als solche und die 
Fraktion als solche — bindet, gefaßt. Dieser Be-
schluß lautet, daß der Gesamtdeutsche Block/BHE 
zu dem Abkommen über das Statut der Saar in 
der jetzt vorliegenden Fassung nein sagt. 

Ich möchte dieses Nein begründen, obwohl es 
vielleicht heute gar nicht so etwas Besonderes ist, 
wenn zu diesem Statut in der vorliegenden Fas-
sung nein gesagt wird. 

(Sehr richtig! links.) 
Denn nach dem, was wir gestern auch vom Herrn 
Bundeskanzler über die Mängel dieses Statuts ge-
hört haben, und seitdem uns bekannt ist, wie die 
französische Seite dieses Abkommen auslegt, wird 
sich nach meiner Meinung kaum jemand in der 
Bundesrepublik finden, der bei diesem vorliegen-
den Text zu dem Abkommen noch bewußt ja sagen 
könnte. 

(Zuruf von der Mitte: Na! Na!) 

Gerade wir haben uns um diese Frage sehr lange 
die Köpfe zerbrochen, das können Sie mir glauben. 
Es sind auch Versuche genug unternommen wor-
den, uns, ich möchte sagen, beruhigende Erklärun-
gen darüber zu geben, wie dieses Abkommen im 
Falle seines Zustandekommens im prodeutschen, 
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im uns günstigen Sinne ausgelegt werden würde. 
Wir haben alle diese Interpretationen des Statuts, 

 wie sie auch später von offizieller deutscher Seite 
gegeben worden sind, schon vor vier Wochen ge-
hört. Aber wir ahnten damals schon, welcher Art 
die Interpretationen von französischer Seite sein 
würden, und das war gar nicht so schwer zu erra-
ten. Wir waren deshalb gestern auch gar nicht er-
staunt, als wir genau das von französischer Seite 
hörten, was wir uns schon vor vier Wochen unter 
der französischen Interpretation vorgestellt hatten. 

Ich darf daran erinnern, daß gestern der Herr 
Kollege Dr. Dehler etwa gesagt hat: Wir müssen 
doch heute erkennen, daß, wenn ich das umschrie-
ben so ausdrücken darf, der europäische Gedanke 

 zumindest seit jenem Tage im August, da die fran-
zösische Kammer den EVG-Vertrag ablehnte, an 
der politischen Börse Europas niedriger notiert 
wird, als es früher der Fall war, und daß wir es 
heute eigentlich wiederum rings um uns herum mit 
nationalstaatlichem Denken zu tun haben. Wir 
gehen ja auch heute mit diesen Verträgen nicht 
einer Integration des freien Westeuropas, sondern 
einer Koalition — politisch gesehen — von Natio-
nalstaaten entgegen. Darüber hat uns die franzö-
sische Kammer Ende August belehrt, und viel-
leicht ist manchem — auch mir persönlich — die 
Brille, die wir vorher sozusagen im Arsenal der 
Europäer gefaßt hatten, nun wiederum gegen eine 
deutsche Brille vertauscht worden. Ich meine, wir 
sollten nunmehr erkennen, daß wir im geistigen 
Bereich durchaus den Gedanken eines echten euro-
päischen Zusammenschlusses weiter verfechten 
können, wie wir ihn immer vertreten haben und 
auch heute noch und für die Zukunft vertreten 
werden. In der praktischen Politik müssen wir uns 
aber jener Methoden bedienen, die auch unsere 
politischen Partner, in diesem Falle vornehmlich 
Frankreich, anwenden. Das heißt, wir müssen heute 
auch auf die Wahrung unserer nationalstaatlichen 
deutschen Interessen bedacht sein. 

Zu Beginn dieses Jahres hat uns ein Wort des 
amerikanischen Außenministers Dulles, gesprochen 
während der Berliner Konferenz, sehr viel Hoff-
nung gegeben. Der amerikanische Außenminister 
hat damals in Berlin bei der Viermächtekonferenz 
erklärt, daß die Westmächte es nicht mehr für ver-
tretbar halten würden, dem künftigen Ge-
samtdeutschland einen Frieden mit diskrimi-
nierenden Bedingungen aufzuerlegen. Wir haben 
diese Ausführungen so verstehen wollen und 
meinten sie so verstehen zu dürfen, daß man zu-
mindest von westlicher Seite bei einem Friedens-
schluß mit Gesamtdeutschland darauf verzichten 
würde, uns deutsche Menschen, deutsche Bürger 
und deutsches Land zu nehmen. Wir haben das 
auch in Übereinklang bringen wollen mit jenem 
neuen Geist einer europäischen Gemeinschaft, der 
nicht mehr die alten Werkzeuge nationalstaatlicher 
Politik, mit der bisher Kriege liquidiert wurden, 
gebrauchen will. 

Wir haben eine zweite Erklärung, die, ich 
glaube, von Außenminister Eden als Antwort auf 
eine Frage Molotows abgegeben worden ist, dank-
bar entgegengenommen, nämlich, daß die künftige 
gesamtdeutsche Regierung freier Verhandlungs-
partner beim Friedensvertrag sein würde und daß 
sie das Recht der Handlungsfreiheit im Rahmen 
der Grundsätze und Ziele der UN-Satzung genie-
ßen sollte. Wir haben uns das folgendermaßen aus-
gelegt. Wenn es das Ziel der deutschen Außenpoli-
tik ist, dafür zu sorgen, daß künftig wieder alle 

jene Gebiete zusammengeschlossen werden, die 
rechtlich einwandfrei zum Deutschen Reich gehör-
ten, das den Krieg verloren hat und mit dem ein 
Frieden zu schließen ist, dann muß die künftige ge-
samtdeutsche Regierung bei Friedensverhandlun-
gen für alle jene Gebiete, die uns vielleicht vom 
Osten bestritten werden oder die strittig sind, un-
ter Hinweis auf die Satzung der UN das Selbst-
bestimmungsrecht der betroffenen Bevölkerung 
fordern können. Das Selbstbestimmungsrecht der  
Völker wird in der UN-Satzung nur erwähnt; in-
terpretiert wird es in der Atlantik-Charta. Aber 
die UN-Satzung fußt bekanntlich auf der Atlantik-
Charta. Man kann diese Interpretation, die auch 
mit der bisherigen Anwendung, mit der Praxis des 
Selbstbestimmungsrechts in den letzten Jahrzehn-
ten übereinstimmt, ruhig zur Kenntnis nehmen. Es 
heißt dort: 

Die Nationen wünschen nicht, daß territoriale 
Veränderungen zustande kommen, die nicht 
mit den frei geäußerten Wünschen der betrof-
fenen Bevölkerung übereinstimmen. 

Wir haben damals allerdings nicht geahnt, daß 
wir eines Tages werden damit rechnen müssen, die-
ses Selbstbestimmungsrecht auch gegenüber An-
sprüchen, die von westlichen Staaten an Gesamt-
deutschland gestellt werden, für uns reklamieren 
zu müssen. Denn es ist für uns nicht leicht, über-
haupt zugeben zu müssen, daß ein Teil der deutschen 
Bevölkerung, der mit seinem Land einwandfrei zu 
Deutschland in den Grenzen von 1937 gehört, nach-
dem er sich erst vor nicht einmal zwei Jahrzehn-
ten unter internationaler Kontrolle eindeutig für 
Deutschland ausgesprochen hat, nun neuerdings 
darüber entscheiden soll, ob er bei Deutschland 
verbleiben, einem anderen Staate angehören oder 
im Wege der Selbständigwerdung einfach aus Ge-
samtdeutschland ausscheren will. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.)  
Trotzdem waren wir besonders im Hinblick auf die 
Gefahren, die uns im Zeitpunkt von Friedensver-
handlungen aus dem Osten drohen können, und im 
Hinblick auf die  sehr starke Verzahnung der  Volks-
tumsgrenzen im mittel- und osteuropäischen Raum 
der Meinung: wir können es hinnehmen, der deut-
schen Bevölkerung in Gebieten, die zum Deutschen 
Reich gehörten, das Selbstbestimmungsrecht in dem 
Falle einzuräumen, daß uns diese Gebiete oder 
Teile dieser Gebiete streitig gemacht werden. 

Aber  nun  wird mit diesem Abkommen über das 
Statut der Saar der Versuch sichtbar, das, was man 
uns in Berlin nur unverbindlich zugesichert hatte, 
wasaber jetzt in der Londoner Akte in der Drei-
mächteerklärung schriftlich niedergelegt ist, das 

 Selbstbestimmungsrecht, in  ein bloßes Billigungs-
recht umzufälschen, wenn ich es so sagen darf. 

(Sehr gut! beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Was wir in Art. IX des Abkommens über das Statut 
der Saar vorliegen haben, hat mit dem Selbstbe-
stimmungsrecht, wie es in der Atlantik-Charta defi-
niert ist, wie es die UNO-Satzung meint und wie es 
seinerzeit selbst in Oberschlesien und Ostpreußen 
praktiziert wurde, aber auch nicht das Geringste 
gemein. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 
Es heißt hier, daß die Bestimmungen über die Saar 
im Friedensvertrag, die also die Friedenskonferenz 
festlegt, im Wege einer Volksabstimmung der Billi

-

gung durch die Saarbevölkerung unterliegen. Das 
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heißt, hier soll die betroffene Bevölkerung gar 
nicht mehr frei äußern können, was sie will, son-
dern hier sollen mehrere Mächte, die die Friedens-
konferenz bilden, sagen und festlegen, was sie wol-
len, und die Bevölkerung an der Saar soll nur die 
Möglichkeit haben, dazu ja oder nein zu sagen. 

(Sehr wahr! beim GB/BHE und bei der 
SPD. — Zuruf von der Mitte.) 

— Es wird mir hier von Herrn Rinke, wenn ich ihn 
an der Stimme richtig erkannt habe, zugerufen: Das 
ist ja nicht der Fall. 

(Abg. Dr. Rinke: Das zweite Referendum!) 
— Herr Rinke, ich spreche von Art. IX, und da 
handelt es sich um das zweite Referendum; genau 
das meine ich ja. Meine Damen und Herren, hier 
wird gesagt: Es ist nicht der Fall. Ich kann, nach-
dem gestern auch vom Herrn Bundeskanzler hier 
ausdrücklich zugegeben wurde, daß die Auslegung 
all dieser Artikel in Bonn und in Paris verschieden-
artig erfolgt, wenn ich heute zum Saar-Abkommen 
Stellung nehmen soll, nur von dem ausgehen, was 
in diesem Abkommen schwarz auf weiß gedruckt 
steht; und hier ist von „Billigung", nicht aber von 
Selbstbestimmung die Rede. Wir haben ja die Zei-
tungen gestern und heute gelesen. Wenn von fran-
zösischer Seite nun gesagt wird, Frankreich werde 
bei der Friedenskonferenz das Statut, wie es jetzt 
nur vorläufig sein soll, auch als endgültige Lösung 
der Saarfrage vorschlagen, und wir dem entgegen-
halten, daß wir uns bei dieser Friedenskonferenz 
dafür einsetzen werden, daß der Saarbevölkerung 
die Frage „Verbleiben bei Deutschland" vorgelegt 
wird, wo soll das hinführen? Ich weiß nicht, wer 
es wagen könnte, zu glauben, daß wir mit unserer 
Meinung im Rahmen der Friedenskonferenz unbe-
dingt Sieger bleiben. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Wir könnten es hinnehmen, daß verschiedene Mög-
lichkeiten der Saarbevölkerung zur Begutachtung 
vorgelegt würden. Sie müßte sich zwischen all den 
Möglichkeiten, die sie selber wünscht, frei entschei-
den können, und eine davon müßte natürlich immer 
heißen: „Verbleiben bei Deutschland". 

(Abg. Dr. Rinke: Das ist doch selbstver

-

ständlich!) 
— Lieber Herr Kollege Rinke, wenn Sie behaup-
ten, das sei so selbstverständlich, dann möchte ich 
Ihnen folgendes sagen. Wenn es so selbstverständ-
lich wäre, daß auch die  Frage „Verbleiben bei 
Deutschland" von der Friedenskonferenz gestellt 
wird, wozu — frage ich mich — sollten dann die 
Franzosen überhaupt an einem Abkommen über die 
Saar interessiert sein? 

(Zustimmung beim GB/BHE und bei der 
SPD. — Zuruf von der SPD: 

Ausgezeichnet!) 
Allein die Tatsache, daß man von französischer 
Seite auch in den anderen Artikeln praktisch die 

 Vorbedingungen dafür schafft, daß die Bevölkerung 
im Zeitpunkt der zweiten Abstimmung bestenfalls 
— selbst in unserem Sinne bestenfalls — über die-
ses in der Zwischenzeit praktizierte Statut befin-
den kann, zeigt doch, daß man hier unbedingt ver-
suchen will, idas Saargebiet aus Gesamtdeutschland 
herauszuholen. 

(Abg. Dr. Rinke: Wir wollen das Gegenteil! 
— Zuruf von  der  SPD [zum Abg. 

Dr. Rinke]: Das glaube ich Ihnen sogar!) 
— Sicher, das hoffen wir alle. 

Wir sehen schon in Art. I eine Gefahr. In ihm 
ist von einem Europäischen Statut  die  Rede. Bei 
der letzten Saardebatte im Deutschen Bundestag 
am 29. April dieses Jahres ist von allen Parteien 
und, mit Nachdruck, vom Herrn Bundeskanzler er-
klärt worden — damals ging es noch um den 
Naters-Plan —, daß eine Europäisierung der Saar 
erst dann in Frage komme, wenn auch die Euro-
päische Politische Gemeinschaft — man hoffte, in 
Verfolg der EVG — zustande gekommen sei. 

(Sehr wahr! beim GB/BHE.) 

Wir stehen aber heute vor der Tatsache, daß weder 
die EVG zustande gekommen ist noch die EPG, die 
Europäische Politische Gemeinschaft, uns näherge-
kommen wäre. Sie ist heute ferner denn je. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE und bei 
der SPD.) 

Wenn es sich aber, wie es im Sinne unserer ge-
samtdeutschen Bestrebungen richtig ist, nur um 
eine vorübergehende Lösung, um ein Provisorium 
bis zum Friedensvertrag handeln soll, dann wäre 
es doch sinnvoller, auch in Übereinstimmung mit 
der Meinung aller Parteien des Bundestages, wie 
sie Ende April hier geäußert wurde, man schriebe 
nicht „Europäisches Statut", sondern „Vorläufiges 
Statut über die Saar" hin. Damit wäre der Cha-
rakter dieses Statuts im deutschen Sinne einwand-
frei klargestellt. 

In Art. VI ist davon die Rede, oder man ver-
meint daraus herauslesen zu können, daß nunmehr 
an der Saar die politischen Freiheiten, die Grund-
freiheiten gewährleistet sein sollen. Weil ich aus 
einem Lande komme, in dem man uns auch einmal 
Minderheitenschutzverträge und alle möglichen 
Freiheiten zugesichert hatte, die es dann in der 
Praxis nicht gab, darf ich vielleicht folgendes dazu 
sagen. Wenn man politische Parteien, Vereine, Zei-
tungen und öffentliche Versammlungen künftig 
nicht mehr genehmigen lassen muß, so heißt das 
noch lange nicht, daß die Redakteure in den Zei-
tungen schreiben dürfen, was sie wollen, und daß 
die Redner in den Versammlungen reden dürfen, 
was sie wollen. 

(Zustimmung beim GB/BHE und bei 
der SPD.) 

Wo ist ein Schutz dagegen, daß der künftige saar-
ländische Landtag, der ja mit der saarländischen 
Regierung für alle Dinge, die nicht dem Europäi-
schen Kommissar vorbehalten sind, zuständig ist, 
nicht ein Gesetz zum Schutze des Statuts verab-
schiedet, mit dem die Meinung an der Saar weiter 
manipuliert werden kann? 

(Zuruf von der SPD: Das ist die feste 
Absicht!) 

Meine Damen und Herren, Sie werden sagen: Auch 
für die Saar gilt die Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und der Grundfreiheiten. Diese 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
der Grundfreiheiten ist von dem Innenminister 
Hector schon vor einigen Jahren, ich glaube, in 
Rom, unterzeichnet worden. Aber Sie werden nicht 
behaupten können, daß diese Grundfreiheiten und 
Menschenrechte an  der Saar bis heute praktiziert 
worden wären. 

(Sehr gut! beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Wir haben keine Garantie, daß das in Zukunft 
anders werden könnte. 
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Mit dem ersten Referendum liegt nun eine ganz 
bestimmte Absicht vor. Daß beim ersten Referen-
dum die Saarbevölkerung unter Ansehung der 
heutigen Zustände — die schlechter sind als die-
jenigen, die nachher unter dem Statut bestünden, 
das gebe ich schon zu — ja sagen würde, das ist 
wohl sicher. Aber wenn nun bis zum Abschluß 
eines Friedensvertrages dieses Statut nicht in 
Frage gestellt werden darf und wenn die Bevöl-
kerung nun das Gefühl hat, sie selbst habe sich 
schon einmal für dieses Statut entschieden, dann 
wird dieses Statut in den Augen der Bevölkerung 
so ein wenig sakrosankt. Weil die Möglichkeit, 
sie auf etwas anderes vorzubereiten, wahrschein-
lich gar nicht gegeben ist — ich folge hier der 
französischen Interpretation —, hat sie bei dem 
zweiten Referendum gar keine andere Wahl, als 
sich wiederum für dieses Statut zu entscheiden. 

Wir können zu einem Abkommen, das solche 
Unklarheiten — wenn wir bei diesem sanften Wort 
bleiben wollen — enthält, auf keinen Fall ja sagen. 

(Vizepräsident Dr. Schneider über

-

nimmt den Vorsitz.) 

Wir haben seinerzeit in Ansehung dieser Unklar-
heiten eine Reihe von Fragen zu diesem Abkom-
men an den Herrn Bundeskanzler gestellt. Die 
Fragen sind uns beantwortet worden. Ich muß 
allerdings zu meinem Bedauern sagen, daß diese 
Antwort durch die gestern oder vorgestern er-
folgte französische Interpretation erheblich an 
Wert für uns verloren hat. Der Herr Bundeskanz-
ler hat gestern selbst angekündigt, daß in abseh-
barer Zeit neue Verhandlungen über die Saar-
frage geführt werden müssen. 

(Zuruf von der SPD: Aber vor der 
Ratifizierung!) 

Dem können wir nur beipflichten. Wir wünschen 
nur, daß bei diesen Verhandlungen aber auch alle 
Unklarheiten so geklärt werden, daß man vom 
deutschen, ich möchte sagen, vom gesamtdeutschen 
Standpunkt 

(Sehr gut! bei der SPD) 

mit gutem Gewissen zu einem solchen Abkom-
men ja sagen kann. Heute, zu diesem vorliegen-
den Abkommen können wir es zu unserem Be-
dauern nicht tun. 

(Lebhafter Beifall beim GB/BHE, bei der 
SPD und FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mellies. 

Mellies (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Vorschlag des Herrn Präsiden-
ten von heute nachmittag, nach den Sachgebieten 
zu debattieren, wird sich wohl nicht ganz durch-
führen lassen. Nachdem mein Vorredner, Herr 
Seiboth, sich eingehend mit der Saarfrage be-
schäftigt hat, bin ich leider gezwungen, mit ein 
paar kurzen Bemerkungen auf die Ausführungen 
von Herrn Dr. Jaeger zurückzukommen. Herr Dr. 
Jaeger hat unter Bezugnahme auf die Ausführun-
gen des Kollegen Baade heute nachmittag gesagt, 
er freue sich, daß wenigstens der Sohn eines sozial-
demokratischen Abgeordneten bereit sei, für die 
Freiheit zu kämpfen. Zu diesem Satz erlaube ich 
mir folgende Feststellungen. 

Erstens. Der Kampf für Freiheit, Demokratie 
und Menschenwürde ist die große Aufgabe der 
Sozialdemokratie seit ihrer Gründung gewesen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Unter ,dem Sozialistengesetz im vorigen Jahrhun-
dert mußten Hunderte in die Gefängnisse und 
Zuchthäuser wandern oder Haus und Heimat ver-
lassen. Auch nach der Aufhebung des Gesetzes 
hörten die Verfolgungen im kaiserlichen Deutsch-
land nicht auf. Der Alterspräsident des 1. Deut-
schen Bundestages — um nur einen zu nennen — 
mußte im kaiserlichen Deutschland seine freie Mei-
nungsäußerung mit Gefängnis bezahlen. 

Zweitens. In der Weimarer Zeit waren es die 
Sozialdemokraten, die in erster Linie den Kampf 
gegen die faschistischen Kräfte führten. Unzählige 
verloren dabei ihre Gesundheit, ja auch das Leben. 

Drittens. Am 23. März 1933 waren es die Mit-
glieder der sozialdemokratischen Reichstagsfrak-
tion allein, die trotz aller Drohungen gegen das 
Ermächtigungsgesetz stimmten 

(Beifall bei der SPD) 

und so bis zum letzten Augenblick für die Freiheit 
eintraten. 

Viertens. Sie wissen alle, wie groß die Zahl der 
Sozialdemokraten gewesen ist, die Opfer der Na-
tionalsozialisten wurden. Die größte Scham soll-
ten Bundestag und Bundesregierung darüber emp-
finden, daß es bis heute nicht gelungen ist, die 
Entschädigung für die Opfer dieser nationalsozia-
listischen Gewaltherrschaft zu regeln und durch-
zuführen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Fünftens. Der Hauptfeind in der Sowjetzone ist 
heute der „Sozialdemokratismus", wie man es 
dort drüben nennt. In den Gefängnissen, Zucht-
häusern un Konzentrationslagern sitzen in erster 
Linie Sozialdemokraten, und viele haben seit 1945 
ihre Treue zur Freiheit mit dem Tode büßen 
müssen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Und sechstens. Meine Damen und Herren, wenn 
ale politischen Parteien im Laufe der Jahrzehnte 
den Kampf für Freiheit, Demokratie und Men-
schenrechte so hart geführt und soviel Opfer da-
für gebracht hätten wie die Sozialdemokratie, wäre 
das Schicksal Deutschlands heute nicht so bekla-
genswert. 

(Anhaltender lebhafter Beifall der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und meine Herren! Herr Abgeordneter 
Baade hat heute vormittag, ich glaube, als ein an-
derer Redner sprach, diesen Redner gefragt, ob 
ihm nicht bekannt sei, daß General Gruenther er-
klärt habe, die Deutschen würden als Schild für 
die anderen gebraucht. Ich habe das Stenogramm 
nicht hier, aber ich glaube, ich habe die Frage des 
Herrn Professor Baade damit richtig wiedergege-
ben. 

Ich habe hier eine telephonische Mitteilung des 
Generals Gruenther über das, was er gesagt hat. 
Herr General Gruenther hat etwas völlig anderes 
gesagt, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
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und ich bedauere außerordentlich, daß hier in die

-

sem Hause eine derartige Behauptung gerade ge-
gen Herrn Gruenther aufgestellt worden ist. 

In einem am 7. Juni dieses Jahres in der ameri-
kanischen Zeitschrift „News Week" veröffentlich-
ten Interview mit General Gruenther wurde fol-
gende Frage gestellt: 

Welche Mängel auf seiten der NATO geben 
den Sowjets die Möglichkeit, am Anfang Er-
folge zu erzielen? 

Darauf hat Gruenther wie folgt geantwortet: 

Unsere Luftverteidigung benötigt dringend 
der Verstärkung. Unsere Landstreitkräfte sind 
noch nicht stark genug, um einen sicheren 
Schild zu schaffen, hinter dem wir unsere Re-
serven mobilisieren können. Dieses ist einer 
der Gründe, weshalb ein deutscher Beitrag 
notwendig wird. 

(Aha!-Rufe von der CDU/CSU.) 

Dieselben Äußerungen hat General Gruenther in 
einem Rundfunkvortrag am 9. Juni dieses Jahres 
gemacht. Er hat sie wiederholt am 22. September, 
und er hat sie wiederholt am 19. Oktober. 

(Zuruf von der SPD: Und Herr Baade 
heute!) 

Ich stelle also folgendes fest. General Gruenther 
hat niemals gesagt, daß die deutschen Truppen als 
Schild für die anderen benötigt würden, sondern 
General Gruenther hat gesagt: Unsere Truppen 
sind noch nicht stark genug, um einen Schild auf-
zustellen, hinter dem wir unsere Reserven mobili-
sieren können; deshalb brauchen wir zur Verstär-
kung dieses Schildes die deutschen Truppen. 

(Zurufe von der SPD: Na also! Dann ist 
es doch in Ordnung! — Gegenrufe von der 
CDU/CSU: Das ist ganz etwas anderes!) 

— Wie man da sagen kann „na also", das verstehe 
ich nicht, meine Herren. 

(Abg. Kiesinger: Das kann man wohl 
sagen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU: Manche lernen es nie!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte dann, ehe 
ich zu den Ausführungen des Herrn Kollegen 
011enhauer komme, einige Worte zu Ausführungen 
des Herrn Kollegen Erler sagen. Herr Erler hat 
in einer sehr eindrucksvollen Weise von Gewis-
sensnot gesprochen. Ich möchte demgegenüber sa-
gen, Herr Erler, und ich bitte Sie, das genau so 
gut zu glauben, wie ich Ihre Ausführungen glaube, 
daß die gleiche Gewissensnot auf mir lastet, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

wenn ich Ihnen eine solche Vorlage mache. 

(Abg. Kunze: Auf uns allen!) 

Glauben Sie denn, meine Damen und Herren, daß 
ich, der ich doch bei Gott nicht in dem Verdacht 
stehe, ein Militarist oder irgendein Anhänger einer 
großen militärischen Aufwendung zu sein, nicht 
tief darunter gelitten habe, Ihnen ,diese Vorlage 
machen zu müssen? 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr gut!) 

Und ich muß Ihnen diese Vorlage machen, weil ich 
allerdings der Auffassung bin, daß, wenn wir das 
nicht tun, wir unsere gesamten 50 Millionen Deut-
scher und die 18 Millionen in der Sowjetzone der 

Sklaverei hingeben und daß, wenn ein Krieg zwi

-

schen den zwei einander gegenüberstehenden 
Mächten kommen sollte, dann dieser Krieg sich 
in unserem Lande abspielen wird und daß 
unser e Männer, unser e Frauen, unsere Kin-
der, unsere Städte, unsere Dörfer, unsere Felder 
verwüstet werden, wie Korea verwüstet worden 
ist. 

(Abg. Welke: In jedem Fall, Herr 
Kanzler!) 

Ich bitte also, mir zu glauben, meine verehrten 
Damen und Herren, daß ich genau dieselbe Ge-
wissensprüfung angestellt habe wie andere und 
genau so unter Gewissensnot gelitten habe wie 
andere, ehe ich mich zu diesem Schritt entschlos-
sen habe. 

Und nun, meine Damen und Herren, möchte ich 
Herrn Erler auf seine finanziellen Fragen eine 
Antwort geben. Sie wird ihn wahrscheinlich nicht 
befriedigen; aber sie wird vielleicht manchen an-
deren befriedigen. 

Meine Damen und Herren, ich bin wirklich nicht 
in der Lage, Ihnen hier vor der gesamten Öffent-
lichkeit den zukünftigen Aufbau und die zukünftige 
Bewaffnung der deutschen Wehrmacht klarzulegen, 

(Abg. Mellies: Hat niemand verlangt!) 

und zwar aus dem sehr einfachen Grunde: weil 
man das eben nicht tut. 

(Abg. Arnholz: Verlangt auch keiner! — 
Abg. Dr. Menzel: Hat niemand verlangt!) 

Das sind außerordentlich vertrauliche Angelegen-
heiten, die nur in einem Ausschuß erörtert werden 
können. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Deshalb werden Sie auch in diesem Ausschuß die 
Antworten auf die finanziellen Fragen bekommen, 
die Herr Erler gestellt hat. 

Erler (SPD): Darf ich eine Frage an den Herrn 
Bundeskanzler richten? 

Ist es dem Herrn Bundeskanzler bekannt, daß 
in allen anderen parlamentarisch-demokratischen 
Staaten vor dem Eingehen derartiger weitgehender 
internationaler Verpflichtungen auch über Jahre 
hinweg dem Parlament, wenn auch nicht in den 
Einzelheiten, dann aber wenigstens insgesamt, die 
voraussichtlichen Kosten mitgeteilt werden, wie 
z. B. die Auslandshilfsprogramme der Vereinigten 
Staaten diese Zahlen für einen längeren Zeitraum 
ausgewiesen haben? 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Selbstverständ-
lich ist mir das bekannt. Genau so, meine Damen 
und Herren, wird auch hier verfahren werden. Ich 
möchte nochmals betonen, daß das letzte Wort in 
der Frage der Bewilligung der Mittel der Bundes-
tag hat, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

und zwar das Plenum des Bundestages. 

(Sehr richtig! Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Aber die nötigen Aufklärungen werden im Detail 
im Ausschuß gegeben werden. Die Ausgaben hän-
gen natürlich sehr davon ab, welche finanzielle 
oder sachliche Hilfe wir von außen bekommen, und 
Sie können nicht verlangen, daß da bestimmte Zu-
sagen erfolgen, ehe überhaupt feststeht, daß die 
Pariser Verträge ratifiziert werden; aber die 
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sichere Inaussichtstellung ist da. Darüber wird in 
einer Weise, die Sie, meine Damen und Herren, 
vollkommen zufriedenstellen wird, Auskunft gege-
ben werden. Ich betone jedoch noch einmal: Sie 
entscheiden ja jetzt in dieser Angelegenheit gar 
nicht über die Höhe der Ausgaben; über die Höhe 
der Ausgaben werden Sie gesondert zu entscheiden 
haben. 

(Abg. Mellies: Aber wir verpflichten uns 
durch die Verträge zu bestimmten Ausga

-

ben, Herr Bundeskanzler! Oder wollen Sie 
die Verpflichtungen nicht halten? — Wei

-

tere Zurufe von der SPD.) 
Nun, meine Damen und Herren, möchte ich zu 

den Ausführungen des Herrn Kollegen Ollen -hauer Stellung nehmen. Es ist zwar eine Reihe 
von Ausführungen gemacht worden, auf die ich 
gern eingehen möchte; aber die Rednerliste ist der-
art umfangreich — ich habe mich eben davon 
überzeugt —, daß ich mich auf das Wesentliche 
beschränken möchte, und .das Wesentliche sind doch 
wohl die Ausführungen des Vorsitzenden der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion. Herr 
Ollenhauer hat mir einige Vorwürfe wesentlicher 
Natur gemacht. Er hat mir zum Vorwurf gemacht, 
daß meine Politik auf der Annahme basiere, er-
folgreiche Verhandlungen mit der Sowjetunion 
seien vor der Ratifizierung nicht möglich. Ich 
nehme an, es ist Herrn Kollegen Ollenhauer be-
kannt, daß die drei Westmächte unter dem 29. No-
vember eine ausführliche Note zum Zwecke der 
Vorbereitung einer Viererkonferenz an die So-
wjetunion gerichtet haben und daß sie in dieser 
Note der Sowjetunion auch vorgeschlagen haben, 
man solle diese Viererkonferenz, die sich 
namentlich auf fünf von ihnen aufgezählte Punkte, 
eventuell noch auf andere Punkte erstrecken sollte, 
durch diplomatische Verhandlungen vorbereiten. 
Meine Damen und Herren, kann man mehr tun, 
als da geschehen ist? Auf diese Note vom 29. No-
vember hat die Sowjetunion bis heute überhaupt 
nicht geantwortet. Was sollen denn die drei West-
alliierten tun? Was sollen wir tun, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, nachdem die drei 
Westalliierten, was sie mit unserer Zustimmung 
getan haben, zu einer Viererkonferenz aufgefordert 
haben? Sie haben ein Programm entwickelt, sie 
haben den Sowjets das übergeben und sie haben 
gesagt: Wir wollen nun diese Viererkonferenz 
diplomatisch vorbereiten. Jetzt muß man doch ab-
warten, was die Sowjetunion darauf antworten 
wird! Ich glaube, dagegen kann kein Mensch etwas 
einwenden. 

Dann hat Herr Ollenhauer mir zum Vorwurf ge-
macht, daß sich zwar die drei Westmächte und die 
sämtlichen NATO-Mächte verpflichtet hätten, eine 
gemeinsame Politik mit uns zu treiben mit dem 
Ziele einer Wiedervereinigung in Frieden und 
Freiheit, daß aber, wie er gesagt hat, eine Ver-
einbarung über die gemeinsame Politik fehle. Es 
ist doch in der Außenpolitik so: man muß sich zu-
nächst über das Ziel einigen, und 'die Einigung 
über das Ziel ist erfolgt. Der Weg, wie man dann 
zu dem Ziele kommt, richtet sich doch absolut nach 
der ständig wechselnden Situation in der Welt! 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr gut!) 
Man kann doch unmöglich jetzt etwa mit 14 NATO-
Ländern genau vereinbaren, welchen Weg zu dem 
Ziele man gehen wird. In acht Tagen würden wir 
darüber vielleicht ganz anders denken als heute. 

Bei diesen diplomatischen Verhandlungen, Herr 
Kollege Ollenhauer, ist zweierlei nötig: einmal d as  

Ziel — darin muß man übereinstimmen —, und 
zweitens muß man zueinander das Vertrauen 
haben, daß man die Politik, den Weg einschlagen 
wird, der in dem jeweiligen Augenblick am mei-
sten Erfolg verspricht; sonst kann man keine Poli-
tik machen. Meine Damen und Herren, ich hoffe, 
daß trotz mancher Ausführungen in diesem Hohen 
Hause, wobei ich nicht an Herrn Ollenhauer denke, 
doch die 14 NATO-Staaten und insbesondere die 
drei Westmächte das Vertrauen zur Bundesrepu-
blik haben, daß sie der Überzeugung sind: Mit den 
Leuten können wir zusammen den richtigen Weg 
finden, um zum Ziele der Wiedervereinigung zu 
kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Ollenhauer hat einen Satz gesagt, den ich 
ihm doch etwas übelgenommen habe. 

(Abg. Mellies: Ich fürchte, Sie haben ihm 
mehr übelgenommen!) 

— Nein, meine Damen und Herren, ich bin sehr 
geduldig. 

(Heiterkeit. — Zuruf des Abg. Schoettle.) 

— Nein, ich bin auch gar nicht so übelnehmerisch, 
das wissen Sie ganz genau. Ich kann mich so in 
Ihre unangenehme Situation hineinversetzen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regie-
rungsparteien.) 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, jetzt haben 
Sie mich etwas provoziert, aber ich will sehr sanft 
darauf antworten. 

(Erneute Heiterkeit.) 
Wenn Sie in Berlin Ihre Redner alles das hätten 
sagen lassen, was Sie im Lande gesagt haben, auch 
was Sie hier gesagt haben, — — 

(Abg. Brandt [Berlin] : Was Sie gesagt 
haben, hat man Ihnen in Berlin nicht ge-
glaubt, Herr Bundeskanzler! — Beifall bei 
der SPD. — Weitere Zurufe von der 
SPD. — Gegenrufe von der CDU/CSU.) 

— Nun, meine Damen und Herren, ich habe die 
Berliner für ziemlich helle gehalten, und deswegen 
hat die CDU auch den großen Zuwachs an Stimmen 
bekommen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Aber allein der Herr Kollege Ollenhauer ist es ge

-

wesen, der in Berlin den Mut gehabt hat, über 
außenpolitische Dinge zu sprechen. 

(Abg. Ollenhauer: Sie auch!) 
— Ja, ja ich auch, wie beide! Aber die anderen 
sozialdemokratischen Redner haben sich in Ber-
lin in außenpolitischen Fragen so brav und nett 
benommen, daß man seine helle Freude daran 
haben konnte. 

(Große Heiterkeit und Beifall in der Mitte.) 
Aber nun zurück zu Herrn Kollegen Ollenhauer. 

(Abg. Neumann: Sie haben aber auch die 
Wahrheit gesagt!) 

— Ach, man soll mit dem Wort Wahrheit nicht so 
um sich werfen! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und Zurufe 
von der SPD.) 

Wer soviel mit dem Wort Wahrheit urn sich wirft, 
der hat das nötig. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der 
CDU/CSU.) 

Aber Herr Kollege Ollenhauer hat etwas gesagt, 
und das ist der Satz, Herr Ollenhauer, der eigent- 
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lieh nicht richtig ist, auch von Ihrem Standpunkt 
nicht richtig ist. Sie haben gesagt: Der Preis, den 
Deutschland für den Eintritt in die NATO zu zahlen 
hat, ist die Aufstellung dieser Wehrmacht. Das ist 
doch ganz falsch! Sehen Sie mal nach der EVG! 

(Zurufe von der SPD: Hat er nicht gesagt! 
— Abg. Meitmann: Der Preis ist die Saar!) 

— Bitte, sehen Sie nach! Ich habe diesen Satz ge-
nau mitgeschrieben. 

(Lachen bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir hatten ja doch auch 
schon in der EVG, durch die wir nun nicht in die 
NATO kamen, die gleiche Zusage gemacht. Gegen 
etwas möchte ich doch sehr nachdrücklich Stellung 
nehmen. Herr Kollege Ollenhauer hat, ich glaube, 
wiederholt gesagt, daß die NATO-Mächte, die 
Westmächte, also auch die Partner in der West-
europäischen Union und die im Atlantikpakt die 
Pariser Verträge auf die Teilung Deutschlands 
stützten. 

Meine Damen und Herren, Herr Erler hat in sei-
nen Ausführungen gesagt, es sei sein hauptsäch-
lichster Einwand, daß man die Bundesrepublik 
Deutschland auf eine Weise in dieses System der 
Militärallianz einschmelze, als gebe es das andere 
Stück Deutschland nicht. Sehen Sie, meine Herren, 
das ist einfach nicht richtig. Denn in dem gleichen 
Vertrag steht doch, daß die anderen sich verpflich-
ten, mit uns zusammen die Wiedervereinigung 
Deutschlands in Frieden und Freiheit herbeizu-
führen. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Zurufe 
von der SPD.) 

Sie können doch unmöglich, meine verehrten Her-
) ren,  den Leuten, die für die anderen Staaten eine 
so feierliche Erklärung abgeben und unterschrei-
ben, unterstellen, daß sie das nicht wollen. Das ge-
schieht aber damit, und dagegen muß ich Einspruch 
einlegen. Ich habe die Überzeugung, den Vertretern 
der anderen Länder, die dieses Abkommen unter-
schrieben haben, ist es Ernst, und zwar bitterer 
Ernst mit der Zusage, daß sie mit uns zusammen 
eine Politik treiben wollen zum Zwecke der Wie-
dervereinigung Deutschlands in Frieden und Frei-
heit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und beim GB/BHE.) 

Meine Damen und Herren! In der Zwischenzeit 
war einer der Herren so freundlich, mir das Ste-
nogramm der Rede des Herrn Kollegen Ollenhauer 
hierhin zu legen. Er hat also gesagt: 

Es ist einfach der Preis, den die Bundesrepu-
blik für die französische Zustimmung zu der 
deutschen Mitgliedschaft in NATO zu zahlen 
hat. 
(Lachen bei der SPD. — Zurufe: Saar!) 

— Ja, meine Damen und Herren, ich vermag da 
keinen sehr großen Unterschied zu erkennen. 

(Erneutes Lachen bei der SPD.) 
— Ich vermag den wirklich nicht zu erkennen, 
meine Damen und Herren! — Also, Sie werden mir 
ja wahrscheinlich Gelegenheit geben, mir das klar 
zu machen; dann liegt es eben an mir. 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Es liegt auch 
an der Wahrheit!) 

Ich kann nur das eine sagen, daß die Aufstellung 
der deutschen Wehrmacht im Vertrag über die 

Europäische Verteidigungsgemeinschaft zugesagt 
war und daß wir bei dem Wort geblieben sind. 

Erler (SPD): Herr Bundeskanzler, darf ich Ihnen 
eine kleine Aufklärung geben! Sie haben offenbar 
übersehen, daß das Wörtchen „Es" in dem Satz, 
den Sie verlesen haben, sich auf das Saarstatut be-
zieht. Das ist einfach alles. Das Saarstatut ist der 
Preis usw., und so hat es Herr Ollenhauer gesagt. 

(Abg. Dr. Mommer: Und so stimmt es! — 
Zustimmung und Heiterkeit bei der SPD.) 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Ich gebe zu, daß 
das richtig ist, meine Damen und Herren. Das hat 
Herr Ollenhauer gesagt. 

Ich möchte dann jetzt entgegen meiner ursprüng-
lichen Absicht noch einige Ausführungen über das 
Saarstatut machen. Sie haben vollkommen recht, 
Herr Ollenhauer, wenn Sie hier ausgeführt haben: 
Direkt steht die Regelung der Saarfrage nicht in 
Zusammenhang mit NATO, steht auch nicht in 
Zusammenhang mit der Westeuropäischen Union. 
Rechtlich steht sie nicht damit in Zusammenhang; 
aber es ist doch in der Politik oft so, daß im Laufe 
der Entwicklung Dinge miteinander verknüpft 
werden, die an sich rechtlich nicht zusammenge-
hören und sich dann kaum mehr trennen lassen. 

(Zurufe von der SPD.) 

So ist gerade die Frage der Saar vom Französischen 
Senat im Jahre 1952, von Schuman, von Bidault, 
von dem Ministerpräsidenten Pinay, von dem Mi-
nisterpräsidenten Laniel, von René Mayer, von 
einer ganzen Reihe von führenden französischen 
Politikern mit diesen ganzen Fragen verbunden 
worden. 

Nun habe ich Ihnen wohl schon gesagt, daß der 
französische Ministerpräsident Mendès-France in 
London die Saarfrage mit diesen Regelungen nicht 
verknüpft hat. Er wußte genau, daß ich in London 
nicht bereit war, darüber zu sprechen, um eben 
diese Frage nicht zu einem Handelsobjekt wegen 
der anderen Sachen werden zu lassen. Erst nach 
London, nachdem wir unterschrieben hatten, ist 
Herr Mendès-France zu mir gekommen und hat ge-
sagt: „Herr Bundeskanzler, Sie kennen die ganzen 
Dinge, wir werden über die Saarangelegenheit noch 
sprechen müssen." Ich habe ihm darauf erwidert: 
„Ich werde mit Ihnen sprechen" und habe ihm dann 
vorgeschlagen, das vor der Pariser Konferenz in 
Paris zu tun. 

Dann ist die Saarfrage nur ein Punkt gewesen 
— ein erheblicher Punkt, wie ich ohne weiteres 
erkläre — unter einer ganzen Reihe von Punkten, 
die besprochen und gelöst werden sollten, um zwi-
schen Frankreich und Deutschland wirklich eine 
gute Nachbarschaft herzustellen. 

Absichtlich — Sie werden das vielleicht verste-
hen — möchte ich über Einzelheiten des Saarab-
kommens jetzt nicht mehr sprechen. Aber ich 
möchte doch dem Herrn Seiboth sagen, seine Aus-
legungen sind nicht richtig, und ich würde es nicht 
für gut halten, wenn deutsche Bundestagsabgeord-
nete sich Auslegungen zu eigen machen, die hier 
und da von Franzosen vertreten werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Dr. Mommer (SPD): Herr Bundeskanzler, darf ich 
eine Frage an Sie richten. War es am 22. Oktober 
in Paris so, daß die Saarfrage als ein Punkt un- 
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ter anderen diskutiert wurde, oder war es so, daß 
Mendès-France sagte: „Wenn Sie nicht ein Saar-
abkommen unterzeichnen, dann unterzeichne ich 
nicht die anderen Abkommen"? 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Nein, so ist es 
nicht gewesen, Herr Mommer. 

(Abg. Dr. Mommer: So haben Sie es uns 
aber erzählt!) 

— Nein, Herr Mommer, bitte, lassen Sie mich Ihnen 
das darlegen. Als ich die Besprechungen mit Herrn 
Mendès-France begann, wird es etwa gegen drei 
Uhr gewesen sein, und die Saarfrage ist an die 
Reihe gekommen etwa gegen sieben Uhr, nachdem 
eine ganze Reihe von anderen Fragen besprochen 
worden waren. Herr Mendès-France hat eine solche 
Drohung nicht ausgesprochen. Er hat etwas anderes 
gesagt. Er hat gesagt, daß es sonst zweifelhaft sei, 
ob er die nötige Mehrheit bekommen wird. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Das hat er gesagt. Das ist etwas vollkommen 
anderes. 

(Lautes Lachen bei der SPD.) 

Herr Mommer hat mich gefragt, ob Herr Mendès-
France nicht erklärt habe, er werde nicht unter-
schreiben, wenn nicht 'dieses Abkommen vorher ge-
schlossen werde. Das hat er gefragt. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Ich bitte, eine 
Frage an den Herrn Bundeskanzler richten zu dür-
fen. Herr Bundeskanzler, ist es nicht so gewesen, 
daß Freitag um die Mittagszeit Herr Mendès-France 
einen Ministerrat einberufen hat, daß dieser Mini-
sterrat einen Beschluß gefaßt hat dahin, daß der 

 Ministerpräsident die Verträge nicht unterschrei-
ben dürfe, wenn Sie nicht das Saarabkommen un-
terschreib en?  

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Als dieser Mini-
sterrat abgehalten wurde, war  das  Saarabkommen 
zwischen Herrn Mendès-France und  mir noch in 
keiner Weise fertig. 

(Lautes Lachen bei der SPD.) 

Infolgedessen kann der Ministerrat einen solchen 
Beschluß gar nicht gefaßt haben. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Aber Herr Bun-
deskanzler, wir haben uns über diese Dinge unter-
halten. 

(Zuruf von der SPD: Zurücktreten, Herr 
Bundeskanzler! — Gegenrufe von der 

Mitte.) 

Herr Bundeskanzler, wir hatten uns doch seiner-
zeit in Paris über diese Dinge unterhalten. Wir 
waren alle sehr ungehalten über diese Methode, in 
diesem Augenblick einen Ministerrat einzuberufen. 
Vielleicht erinnern Sie sich noch. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Ich kann nur wie-
derholen, was ich Ihnen eben gesagt habe: Gewiß, 
er hat einen Ministerrat einberufen. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Der hat einen Be-
schluß gefaßt, und dieser Beschluß ist mitgeteilt 
worden in einer Pressekonferenz, die  uns alle sehr 
erstaunt und erregt hat. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Meine Damen und 
Herren, es sind in Paris mehrere Ministerratssitzun-
gen unter Mendès-France gewesen. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Um die Mittags-
zeit? 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: An dem letzten 
Tage? 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Am Freitag, nicht 
am Samstag. Am 23. haben Sie unterzeichnet, am 
Freitag, dem 22., hat dieser Ministerrat stattgefun-
den, ehe Sie zu der weiteren Besprechung gingen. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Ja, ich verstehe 
noch immer nicht, was Sie eigentlich damit beab-
sichtigen. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Ich beabsichtige 
gar nichts, als — verzeihen Sie, daß ich wieder von 
Wahrheit spreche — die Wahrheit festzustellen. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Ja, meine Damen 
und Herren, ich kann nur nochmals wiederholen — 

(Zuruf des Abg. Dr. Köhler.) 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Ich glaube, die 
Wahrheit dient immer dem deutschen Interesse, 
Herr Köhler! 

(Sehr gut!  bei der SPD.) 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Ich kann nur noch-
mals wiederholen, meine Damen und Herren: Als 
Herr Mendès-France einen Ministerrat einberufen 
hatte, war das Saarabkommen zwischen ihm und uns 
nicht nur noch nicht fertig, sondern es war abso-
lut gefährdet, weil ich gewisse Bedingungen nicht 
erfüllen wollte; und diese Bedingungen habe ich 
auch nicht erfüllt. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Und dann hat man 
sich doch offensichtlich geeinigt — jedenfalls nicht 
gegen den Beschluß dieses Ministerrats! 

(Unruhe in der Mitte.) 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Im übrigen möchte 
ich dann mit Erlaubnis ides Herrn Präsidenten aus 
einem Artikel des Herrn Bundestagsabgeordneten 
Dr. Mommer, den er Mitte Oktober 1954 veröf-
fentlicht hat, vorlesen: 

Die Führung eines Machtkampfes um die Saar 
mit politischen Mitteln liegt ganz sicher nicht 
im Interesse der beiden Länder und Europas. 
Man muß vielmehr versuchen, in einem ver-
tretbaren Kompromiß zu einer keine Seite 
ganz befriedigenden, aber für keine Seite un-
annehmbaren Lösung zu kommen. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Wir sollten deshalb bei den Saarverhandlun-
gen über einen Modus vivendi gar keine eige-
nen Wünsche anmelden 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

und die Fortdauer der Zoll- und Währungs-
union so weit hinnehmen, wie sie nicht wegen 
der Entwicklung der Saarwirtschaft selbst 
modifiziert werden muß. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Ein Abkommen kann vorläufig nur, nachdem 
die Rückgliederung pure et simple nicht im 
Bereich des Möglichen liegt, einen Modus 
vivendi zum Inhalt haben, der im Friedens-
vertrag mit einer gesamtdeutschen Regierung 
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durch Abmachungen über das Gebiet selbst 
ersetzt wird. Wenn im Friedensvertrag von 
Frankreich die Anerkennung der Abtrennung 
von uns verlangt würde, dann könnte und 
sollte nach unserer Überzeugung die gesamt-
deutsche Regierung sich auf das Selbstbestim-
mungsrecht berufen und die Entscheidung 
einer neuen Volksabstimmung überlassen. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, das, was 
Herr Mommer damals empfohlen hat, steht un

-

gefähr alles in dem Saarabkommen. 
(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Becker. 

Dr. Becker (Hersfeld) (FDP): Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich habe die Absicht, über 
die Saar zum Schluß zu sprechen. Ich habe aber 
die Absicht, zunächst einmal, und zwar in aller 
Ruhe, frei von irgendwelchen parteipolitischen 
Zänkereien — um es einmal beim Namen zu nen-
nen —, auf den Hauptpunkt einzugehen, und das 
sind die Fragen, die heute in einer deutschen Zei-
tung gegenübergestellt sind, die Frage nämlich, 
die der Herr Bundeskanzler gestellt hat: „Soll ak-
zeptiert werden?", und die Frage, die Herr Ollen-
hauer gestellt hat: „Wir haben eine wichtige Ent-
scheidung zu fällen und können vielleicht den 
Tag einmal verfluchen, an dem wir so gehandelt 
haben". 

Was steht sich denn nun an Tatsachen und an 
Doktrinen gegenüber? 

(Anhaltende Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich bitte das Haus, 
sich doch etwas ruhiger zu verhalten, damit der 
Redner verstanden wird. 

Dr. Becker (Hersfeld) (FDP): Gegenüber stehen 
sich die These der SPD, wonach, wenn diese Ver-
träge angenommen würden, die Frage der Wieder-
vereinigung nicht mehr gelöst werden könne. — 
Ich bringe es einmal auf einen kurzen Nenner. — 
Es  könnte sein, daß, wenn nach Ratifikation der 
Verträge Verhandlungen begonnen werden, Mos-
kau, das ja nun über unsere Diskussion, die wir 
törichterweise bei offenen Fenstern führen, völlig 
unterrichtet ist, diese Gründe gern akzeptiert und 
uns nun entgegenhält: Jawohl, nunmehr verwei-
gere ich die Wiedervereinigung. — Dann könnte die 
SPD kommen und sagen: Seht ihr, wie recht ich 
gehabt habe. 

Aber jetzt stelle ich einmal die Gegenfrage: Hat 
Moskau schon irgend einmal zugesagt, daß die 
Sowjetzone zurückgegeben wird, wenn wir diesé 
Verträge nicht unterschreiben? Ich habe noch nie 
etwas darüber gelesen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Die zweite Frage, die ich zu stellen habe, ist fol-
gende: Sind die Herren, wenn wir das Zusammen-
gehen mit dem Westen durch Ablehnung dieser 
Verträge verweigern, sicher, daß wir trotzdem den 
Schutz des Westens noch haben, wenn wir dann 
allein in der Welt stehen? 

Wenn diese beiden Fragen einwandfrei beant-
wortet werden könnten, ließe sich über diese 
Theorie der SPD diskutieren. Aber die Fragen 
lassen sich nicht beantworten. Sie können keinen 
Beweis für diese beiden Punkte bringen. 

Umgekehrt sind die Tatsachen, die dafür 
sprechen, daß zu unterzeichnen sein würde, ein-
deutig. Zwei große Mächtegruppen stehen feind-
selig in der Welt gegenüber. Wer ist der Aggres-
sor? Nach unserer Auffassung droht der Angriff 
zweifellos von der kommunistischen Seite, und 
zwar nenne ich Ihnen dafür vier Gründe. 

Der erste Grund ist der, daß die kommunistische 
Welt von der kommunistischen Doktrin beherrscht 
wird, die ihrerseits totalitär ist, expansiv ist, kei-
nen andern neben sich gelten läßt, weder im eige-
nen Land noch in den Ländern, die sie zu unter-
werfen willens ist. 

Der zweite Grund ist der, daß nach 1945 die 
ganze übrige Welt abgerüstet hat, daß aber Ruß-
land nicht abgerüstet, sondern aufgerüstet hat. 

Der dritte Grund ist der, daß von 1944 an Ruß-
land seine Angriffsabsichten gegenüber Rumä-
nien, Bulgarien, Albanien, Polen, Ungarn und der 
Tschechoslowakei wahrgemacht und durchgeführt 
hat und daß es ohne Erfolg angegriffen hat in 
Nordgriechenland, in Berlin durch die Blockade 
und in Korea. Ich glaube, das sind Beweise genug. 

Und der vierte Grund ist der, daß Rußland in 
allen Ländern des Westens in Gestalt der kom-
munistischen Parteien sich diejenigen Fünften 
Kolonnen hält, die die Kader schon bereitstehen 
haben für den Fall, daß das einzelne Land einem 
Angriff vom Osten preisgegeben ist, wenn es los-
gelöst vom Westen ohne Bündnisse, ohne Unter-
stützung allein in der Welt dasteht. Sie kennen 
auch den Ausspruch Lenins — einen Ausspruch, den 
man sich auch mal in Paris merken sollte —, der 
da sagt: „Für den Kommunismus geht der Weg 
von Moskau nach Paris. Aber er geht dahin über 
Peking und Kalkutta." Der Weg nach Peking ist 
schon zurückgelegt. 

Wenn Sie sich diese Tatsachen mit den zwei un-
beantworteten Fragen vergegenwärtigen und bei-
des gegenüberstellen, dann ist für uns, die wir die 
Verantwortung zu tragen haben, meiner Ansicht 
nach die Entscheidung klar: wir akzeptieren die 
Pariser Verträge. 

Wir haben dabei den Wunsch, daß die Kosten-
frage entsprechend der Zusage des Herrn Bundes-
kanzlers im Ausschuß geklärt wird; denn irgendwie 
geklärt muß sie werden, und zwar — wenigstens 
global — ehe wir hier diesen Verträgen in letzter 
Lesung zustimmen. 

Ich persönlich glaube nicht an einen dritten 
Weltkrieg unter der Voraussetzung, daß die angel-
sächsischen Divisionen, die Divisionen der USA 
und Englands, auf dem Kontinent stehenbleiben. 
Die Herren im Kreml sind etwas klüger, als Hitler 
war. Sie wissen genau, daß ein System wie das 
kommunistische, das nur auf Unterdrückung auch 
im eigenen Lande aufgebaut ist, bei einem Welt-
krieg seine eigene Existenz aufs Spiel setzt. Aber 
diese Garantie für uns, daß die Divisionen der 
Angelsachsen auf dem Kontinent bleiben, ist nur 
dann gegeben, wenn wir uns an der Verteidigung 
des Kontinents beteiligen. Der Ausspruch des frü-
heren Präsidenten Truman  ist bekannt. Er hat 
gesagt: „Man kann es amerikanischen Müttern 
nicht zumuten, daß die deutschen Jungens mit der 
Zigarette im Mund hier zuschauen, wie die ameri-
kanischen Jungen in Europa für Europas Sicherheit 
dastehen." Wir kommen mit der Tatsache, daß wir 
diese Verträge akzeptieren, diesem Wunsch der 
Amerikaner nach und sichern damit uns den 
Frieden. 
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Das ist das Entscheidende: der Friede muß be-
wahrt werden. In acht Tagen erklingen die Weih-
nachtsglocken und ertönt allen das Evangelium 
vom Frieden auf Erden, allen, die guten Willens 
sind, die Botschaft vom „Frieden auf Erden und 
den Menschen ein Wohlgefallen". Wir wollen heute 
und in diesen Wochen mit der Zustimmung zu die-
sen Verträgen einen erheblichen Beitrag dazu 
leisten, daß diese Botschaft, soweit es überhaupt in 
Menschenhänden liegt, Wahrheit werden kann. Wir 
wollen den Frieden sichern. Ich kann meinen Kol-
legen von der SPD-Fraktion nur versichern, daß 
die Deduktion, die ich Ihnen eben vorgetragen 
habe, nämlich daß Deutschland Divisionen stellen 
muß, damit die angelsächsischen Divisionen zu 
unserem Schutz hierbleiben, die gleiche Deduktion 
ist, die Herrn Guy Mollet, den Chef der sozialisti-
schen Partei Frankreichs, veranlaßt hat, seiner-
seits dem zuzustimmen, daß Deutschland wieder 
bewaffnet wird. 

Europa  bleibt trotz aller Fehlschläge das Ziel, 
dem wir nachstreben müssen, freilich unter Be-
rücksichtigung der realpolitischen Gegebenheiten. 
Seitdem England, das Vereinigte Königreich, an 
der Westeuropäischen Verteidigungsunion be-
teiligt ist, müssen wir auf die Stimmung und 
Stellung Englands zu den europäischen Einigungs-
bestrebungen Rücksicht nehmen. Es war mir inte-
ressant festzustellen, daß ein englischer Abgeord-
neter, Herr Fletcher-Cooke, in einem Bericht, den 
er zwischen London und Paris in diesem Herbst 
dem Europarat erstattete, ausdrücklich darlegte, 
daß die Sehnsucht der Europäer, schnell zu supra-
nationalen Institutionen zu kommen, zurückgestellt 
werden müsse, nachdem England mit von der Par-
tie sei. 

Wir bleiben bei unseren europäischen Idealen, 
aber wir müssen realpolitisch handeln, und ich 
halte es für gut, in dieser Zeit nicht zu viel von 
supranationalen Institutionen zu sprechen und lie-
ber der Entwicklung freien Raum zu geben; denn 
die Dinge sind oft mächtiger als Paragraphen und 
Absichten. 

Wir haben noch einen anderen Vertrag vorliegen; 
es ist der Vertrag über die Wiederherstellung der 
deutschen Souveränität. Meine Damen und Herren, 
dieser Vertrag enthält, namentlich in seinem Ober-
leitungsabkommen, manches, was wir gern anders 
gesehen hätten. Vor zwei Jahren, im Mai 1952, war 
dieser Vertrag noch etwas, was vielleicht eine ge-
wisse Begeisterung in Deutschland hätte erwecken 
können. Heute rührt's die deutsche Öffentlichkeit 
herzlich wenig. Es ist eine Sache, die trotz aller 
gegenteiligen Ausführungen, die heute morgen 
hier gemacht wurden, eigentlich überfällig ist, 
nachdem z. B. Japan vor zwei Jahren nicht nur 
seine Souveränität, sondern auch einen regelrech-
ten Friedensvertrag erhalten hat. Wenn wir aber 
durch diesen Vertrag am Ende einer Periode sind, 
die als Besatzungsperiode gekennzeichnet ist, dann 
ist es vielleicht richtig, doch einmal einen Blick 
auf die vergangene Zeit zu werfen, und ich halte 
es für ein großes Verdienst einer großen illustrier-
ten Zeitschrift in Deutschland, daß sie unter dem 
Titel „Es begann bei Null" einer schnellebigen und 
leicht vergessenden Gegenwart wieder in Erinne-
rung gerufen hat, was in allen Teilen und von allen 
Schichten des deutschen Volkes in den vergangenen 
Jahren seit 1945 für den Aufbau getan worden ist. 
Wenn wir in  diesem Hause auf alles zurückschauen, 

was seit 1949 gemeinsam geschehen ist, so glaube 
ich, daß wir es — ich will keine Einzelheiten auf-
zählen — doch mit Befriedigung tun können. 

Aber eins muß ich dazu noch bemerken. Der 
Vertrag sieht vor, daß eine Notstandsklausel in 
unserer Verfassung eingeführt wird. Es ist die Ab-
lösung dessen, was sich die Besatzungsmächte vor 
zwei Jahren in dem Vertrag von damals selbst 
vorbehalten hatten. Ich persönlich bin der Auffas-
sung, daß man einem Staat, einer Regierung für 
Notfälle ein solches Recht nicht verweigern kann 
oder sollte. Doch legen wir nach den Erfahrungen 
der Vergangenheit Wert darauf, daß diese Rechte 
genau umschrieben, daß sie auch inhaltlich und 
zeitlich irgendwie begrenzt werden. Aber auch dann 
wird dem Staat damit eine solche Fülle von Macht 
in die Hand gelegt, daß wir uns fragen müssen, ob 
nun nicht andererseits irgendwelche Vorsichtsmaß-
regeln in unsere Verfassung mit eingebaut, und 
zwar gleichzeitig eingebaut werden müssen. 

Wir haben die Stabilität der Regierung als Kon-
sequenz des konstruktiven Mißtrauensvotums. Wir 
sind damit einverstanden, wir haben es befürwor-
tet. Wir haben aber nun andererseits die Tatsache, 
daß im Parlamentarischen Rat entgegen unserem 
Wunsch, der auf einen Senat abzielte, ein Bundes-
rat geschaffen worden ist und daß in diesem Bun-
desrat jeweils nur ein Teil der Bevölkerung, nicht 
die gesamte Bevölkerung des betreffenden Landes 
vertreten ist. Kommt dann noch eine Entwicklung 
hinzu, die dahin führt, daß etwa die Regierungs-
bildung in den einzelnen Ländern und damit die 
Zusammensetzung des Bundesrates, sei es nach der 
einen oder anderen Seite, gleichförmig vor sich 
geht, d. h. also, daß jeweils immer nur ein ganz 
bestimmter Teil der Bevölkerung der betreffenden 
Länder im Bundesrat vertreten ist, dann wird die 
Sache außerordentlich gefährlich, wenn nun auch 
im Bundestag — ich spreche nicht von der heutigen 
Situation, sondern von jeder möglichen Situation, 
auch der Zukunft — durch irgendein Wahlrecht 
eine Konstellation herbeigeführt werden kann, bei 
der dann 'die ganze Machtfülle, die via Bundes-
rat und via Notstandsparagraph vorhanden ist, sich 
plötzlich in der Hand einer einzigen Partei befin-
det. Wir sehen eine Möglichkeit, dem vorzubeugen, 
nur darin, daß im Grundgesetz jetzt gleichzeitig 
die Bestimmung geschaffen wird, daß in einem 
Wahlgesetz für den Bundestag der Grundsatz blei-
ben muß, daß die Zahl der Mandate dem Umfang 
der jeweils abgegebenen Stimmen entsprechen 
muß. Nur dann ist gewährleistet, daß die Herr-
schaft einer Partei, gleichviel welcher, und damit 
die Machtfülle, die ich geschildert habe, in der 
Hand einer Partei vermieden wird. 

Nun noch etwas über die Saar. Meine Damen und 
Herren, ich glaube, das, was eigentlich bei der Be-
ratung aller Vorlagen vorhanden sein müßte, näm-
lich die Achtung der gegenseitigen Meinung, die 
Achtung davor, daß jeder hierbei seiner Gewissens-
entscheidung folgen muß und folgen wird, darf 
hierbei noch einmal in besonderem Maße hervorge-
hoben werden. Ich möchte jedenfalls namens mei-
ner Freunde betonen, daß wir unsere Entscheidung, 
die ich Ihnen mitteilen werde, lediglich auf Grund 
unserer freien, gewissenhaften Prüfung abgeben. 
Wir konzedieren jedem anderen Teil dieses Hohen 
Hauses die 'gleiche Gewissenhaftigkeit. Ich habe 
namens meiner Fraktion ,auszusprechen, daß wir 
diesem Saarstatut nicht zustimmen werden. In der 
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Presse könnte die Frage auftauchen: Na, und die 
Koalition? Darauf eine kurze Antwort. Mit unserer 
Stellungnahme bleiben wir bei dem, was am 3. Juli 
1953, acht Wochen vor den Septemberwahlen von 
1953, nach dem ausgezeichneten Referat des Kol-
legen Dr. Kopf vom Bundestag einstimmig beschlos-
sen worden ist. Wir weichen also nicht ab. Und wir 
haben im Herbst 1953 bei der  Begründung dieser 
Koalition für den 2. Bundestag ausdrücklich schrift-
lich vereinbart, daß wir uns unsere Auffassung zur 
Saar, fußend auf den Beschlüssen des Bundestages 
von 1953, vorbehalten. Wir weichen also unserer-
seits von Koalitionsvereinbarungen nicht nur nicht 
ab, sondern wir halten sie. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Soviel zur Frage der Koalition. 

Nun die Gründe für unser Nein zum Saarstatut. 
Worin besteht idas sogenannte Saarproblem? Wir 
haben uns um die Beantwortung dieser Frage red-
lich bemüht. Wir haben versucht, in Unterhandlun-
gen auch mit französischen Abgeordneten zu erfah-
ren, was eigentlich Frankreich an der Saar will und 
wünscht. Dabei sind wir zu folgendem Ergebnis ge-
kommen. Die Saar mit ihrer Kohle, Lóthringen mit 
seinem Erz und das Elsaß mit seinen landwirt-
schaftlichen Produkten, die ihren Absatz an der 
Saar finden, waren von 1871 bis 1918 im gleichen 
Währungsgebiet, nämlich im Währungsgebiet der 
deutschen Mark. Von 1918 bis 1935 waren sie wie-
derum im gleichen Währungsgebiet, im Gebiet des 
französischen Franken. Daraus hat sich, wie von 
französischer Seite behauptet wird, eine Einspie-
lung der Verhältnisse — lothringisches Erz, Kohle 
der Saar, Absatz der landwirtschaftlichen Produkte 
des Elsaß im Saargebiet — ergeben. Frankreich hat 
darüber hinaus — so ist uns erklärt worden — den 
Wunsch, die Saarkohle, die  es  für die  lothringische 
Industrie braucht, in französischen Franken zu kau-
fen und nicht in Deutscher Mark zu bezahlen, um 
die eigene, negative Devisenbilanz nicht noch mehr 
zu belasten. Wir haben nähere Ausführungen dar-
über in dem Bericht, den der französische Abgeord-
nete Vendroux im Oktober 1953 als Berichterstatter 
der  Saarkommission des französischen Parlaments 
erstattet hat und der in der Debatte des französi-
schen Parlaments vom Oktober dieses Jahres von 
ihm bestätigt worden ist. Ich darf hinzufügen, daß 
der gleiche Herr Vendroux jetzt wiederum von der 
Saarkommission des französischen Parlaments zum 
Berichterstatter ernannt worden  ist.  Herr Vendroux 
hat im Bericht vom Oktober 1953 vier Punkte wirt-
schaftlicher Art angeführt, aus denen heraus die 
Saar, sagen wir einmal, den französischen Interes-
sen dienstbar gemacht werden soll. 

Erster Grund: Frankreich brauche die Saar, um 
das Gleichgewicht der industriellen Kräfte im Schoß 
der Montan-Union aufrechtzuerhalten. Mit dem 
Potential der Saar habe Frankreich 32 % und 
Deutschland nur 45 %, im anderen Fall Frankreich 
nur 24 % und Deutschland 53 % Beteiligung. 

Zweiter Grund: Frankreich beziehe ein Drittel 
seiner Kohleneinfuhr und ein Sechstel seiner Koks-
einfuhr aus dem Saargebiet. 

Dritter Grund: Frankreich erhalte aus dem Saar-
gebiet infolge der Währungs- und Wirtschafts-
union jetzt an Devisen jährlich mehr als 10 Milliar-
den fr., also rund 110 bis 120 Millionen DM. 

Vierter Grund: Das Saargebiet bilde einen wich-
tigen Markt für die landwirtschaftlichen Produkte 

Frankreichs, ebenso auch für andere, gewerbliche 
Produkte. 

Punkt 1, in dem vorgetragen wird, daß das Poten-
tial der Saar idem französischen hinzugerechnet 
werden müsse, ist an  Bedeutung sehr zurückgetre-
ten, seitdem wir die Montan-Union haben. 

(Abg. Pelster: Sehr richtig!) 

Denn seitdem die Montan-Union besteht, ist die 
Frage, welches von den sechs Ländern mehr oder 
weniger Prozent Potential innerhalb seiner  Gren-
zen hat, völlig gleichgültig, 

(Abg. Pelster: Sehr richtig!) 

nur in einem Punkt nicht, nämlich in dem Punkt 
Devisen, in dem die Montan-Union noch keine 
Gleichgewichtigkeit gebracht hat. Aber die Frage 
der Devisen, die die Saar Frankreich bringt, ist ja 
schon der dritte von den vier Punkten, die ich vor-
gelesen habe, so daß Punkt 1 und Punkt 4 hiernach 
praktisch identisch sind. 

Nun frage ich mich: Wenn das die wirtschaft-
lichen Interessen Frankreichs sind, sollte es da nicht 
möglich sein, auf der Grundlage eines rein wirt-
schaftlichen Abkommens diesen Interessen, soweit 
sie 'begründet sind, Rechnung zu tragen, ohne daß 
das Land an der Saar und ohne daß die Leute an 
der Saar ihre Staatsangehörigkeit, ihre Zugehörig-
keit zu Deutschland zu wechseln haben? Das ist 
doch die Frage! 

(Beifall bei der FDP.) 

In diesen Tagen wurde manchmal ein Rückblick 
auf die vergangenen Jahre gehalten. Ich habe da-
bei vermißt, daß der Name Stresemann genannt 
worden ist. Stresemannsche Politik wäre es  gewe-
sen, diesem Pfand, das sich Frankreich an der Saar 
ohne unseren Willen geschaffen hat, nun in irgend-
einer Form, unter Berücksichtigung der wirtschaft-
lichen Interessen Frankreichs und unter Berück-
sichtigung der Tatsache, daß wir auch in Zukunft 
gemeinsam arbeiten wollen, Rechnung zu tragen. 

(Abg. Dr. Friedensburg: Er hat es auch 
nicht erreicht! Stresemann  hat  es doch 

genau so versucht und auch nicht 
erreicht!) 

— Aber er hat die Ruhr freigekriegt. 

(Abg. Dr. Friedensburg: Aber Sie sprechen 
von  der  Saar!) 

— Jetzt von der Saar, wie damals von der Ruhr! 

(Abg. Dr. Friedensburg: Das  ist etwas 
anderes!) 

— Sehr gut, Herr Kollege Friedensburg, daß Sie 
davon sprechen. Es führt mich noch zu einem an-
dern Gedankengang, der diesmal aber an die 
Adresse Frankreichs zu richten ist. Damals war 
vorgeschlagen, die Saar zurückzukaufen. 

(Abg. Dr. Friedensburg: Ich bin ganz Ihrer 
Ansicht, daß Frankreich jetzt die gleichen 

Fehler wie damals macht!) 
— Jawohl, dann sind wir einig. Es ist die alte Ge-
schichte von den Sibyllinischen Büchern, die man 
sich in Paris merken sollte. 

Wenn das aber das Problem ist, dann ist die 
Frage, wie dieses Problem nun in dem Saarstatut 
gelöst ist. Zunächst zu dem Vertrag einiges 
Äußere. Abschlußbercehtigt für diesen Vertrag 
ist, wenn mich mein Gedächtnis und meine Er- 
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innerung an das Grundgesetz nicht völlig täuscht, 
der Herr Bundespräsident. Wenn ich ebenfalls 
richtig unterrichtet bin, war zugesagt, daß zu einem 
so weitgehenden Abkommen ,die Zustimmung des 
Kabinetts vorher eingeholt werden sollte, genau 
so wie Herr Mendès-France während der Ver-
handlungen in Paris mit seinem Kabinett über 
diese Dinge beraten hat. Wie gesagt, das sind zu-
nächst nur mehr formelle Fragen. 

(Abg. Arnholz: Aber wichtige!) 

— Deshalb nenne ich sie ja.  

Ferner ist die Frage aufzuwerfen: Ist die Bun-
desrepublik legitimiert, einen solchen Vertrag zu 
unterschreiben, oder nicht? Oder kann das nur von 
einem Gesamtdeutschland geschehen? Ich will die 
Frage nur andeuten, ich will mich nicht in das 
Gestrüpp staatsrechtlicher und völkerrechtlicher 
Theorien verlieren. Die Frage mag im Ausschuß 
geklärt werden, wo ja auch noch über manches 
andere zu sprechen sein wird. 

Nun zum Inhalt des Vertrages. Die Entwicklung 
ging so vor sich — wir entnehmen das dem Be-
richt, den Herr van der Goes van Naters vorige 
Woche in Straßburg unterbreitet hat —, daß am 
8. März dieses Jahres ein Kommuniqué veröffent-
licht wurde, wonach beide Regierungen, die der 
Bundesrepublik und die Frankreichs, den van-der-
Goes-van-Naters-Plan als Grundlage der Verhand-
lungen angenommen hätten. 

Hier darf ich einschalten, daß, als im Jahre 1952 
der EVG-Vertrag abgeschlossen wurde, soweit ich 
unterrichtet bin, von dem Abschluß eines Saar-
vertrages keinerlei Rede war und der Abschluß 
des EVG-Vertrages wie auch des Deutschland

-

Vertrages nicht ,daran gebunden war, daß gleich-
zeitig auch ein Saarabkommen geschlossen wer-
den sollte. Erst im Laufe der Verhandlungen, als 
die EVG in Frankreich nicht vorwärtskam, tauch-
ten ,die von dem Herrn Bundeskanzler vorhin mit 
Recht geschilderten Forderungen der einzelnen 
Ministerpräsidenten Frankreichs auf, diese An-
gelegenheit irgendwie gleichzeitig mit der EVG zu 
erledigen. Dann fanden im Mai dieses Jahres Ver-
handlungen in Straßburg statt, deren Nieder-
schrift die Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses 
dieses Parlaments meines Wissens nicht erhalten 
haben, die wir aber als Dokument des Europa-
rates in Gestalt des Abdrucks eines Artikels der 
„Monde" erhalten haben. Es war mir interessant, 
aus diesem Abdruck festzustellen, daß ein Satz aus 
diesem Artikel der „Monde" sich wörtlich in 
Art. XII des Saarstatuts, dem Artikel über die 
wirtschaftlichen Fragen, wiederfindet und dort 
eine Verschlechterung gegenüber dem darstellt, 
was im Februar dieses Jahres durch die General-
kommission des Europarates hinsichtlich der 
deutsch-saarländischen Beziehungen schon besser 
geschaffen worden war. Denn dort war gesagt 
worden, daß relations correspondantes, d. h. genau 
entsprechende Beziehungen wie zwischen Frank-
reich und der Saar, auch zwischen der Saar und 
Deutschland geschaffen werden sollen. In dem 
Artikel der „Monde" ist aber nur relations sem-
blables, d. h. ähnlichen Beziehungen, die Rede. 
Diese weniger präzise Formulierung ist in den 
Art. XII des Saarvertrages aufgenommen worden. 

Das Saarstatut hat in seinem Inhalt sehr, sehr 
viele Stücke des Naters-Plans übernommen. Was 
es nicht übernommen hat, ist eine Garantie dahin, 
daß auch im Friedensvertrag diese Regelung so 

bleiben solle. Daß diese Bestimmung gefallen ist, 
das ist das Plus gegenüber dem Naters-Plan. 

Ferner wird gesagt, ein weiteres Plus dieses 
Saarstatuts sei, daß nunmehr die staatsbürgerliche 
Freiheit an der Saar geschaffen sei. Dazu möchte 
ich auf folgendes hinweisen. Alle umliegenden 
Länder Westeuropas haben demokratische Frei-
heiten, staatsbürgerliche Rechte, wie sie im Buch 
stehen. Glaubt man wirklich, daß für alle Zeit die-
ses Ländchen da, dieses Saargebiet als ein Fleck 
auf der Landkarte hätte bleiben können, in dem 
die staatsbürgerlichen Freiheiten nicht zu ge-
währen wären? Ich habe zufällig einen Artikel 
aus dem „Figaro" vom Jahre 1952 bekommen, 
d. h. aus der Zeit etwa zehn Tage vor den dama-
ligen Wahlen im Saargebiet. Der Artikelschreiber 
schließt mit den Sätzen: 

Frankreich ist das Land, welches zuerst feier-
lich die Deklaration der Menschenrechte und 
der Bürgerrechte von sich gegeben hat. Wenn 
Frankreich dieses vergißt, leugnet es sich sel-
ber. Man kann nicht von diesem Prestige, was 
diese Charta der Menschenrechte und Bürger-
rechte gegeben hat, noch weiter Nutzen ziehen, 
wenn man diese Charta verletzt, um irgendwo 
kleine Profite zu suchen. 

(Sehr gut! bei der  SPD.)  

So der „Figaro". Ich bin überzeugt, daß wir, nur 
um diese Freiheiten zu schaffen — Freiheiten, die 
sich schon aus der Mitgliedschaft der Saar im Eu-
roparat an sich ergeben hätten —, nicht eine Un-
terschrift hätten geben sollen und meiner Ansicht 
nach auch nicht hätten geben dürfen, die das, was 
an der Saar geschehen ist, nun legalisiert. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Denn sehen Sie: diese Legalisierung ist das, worauf 
es der anderen Seite ankommt. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der SPD.) 

Der Franzose liebt Klarheit, liebt klare Verträge 
und liebt Unterschriften unter diese Verträge und 
legt sie dann auch klar aus — so aus, wie es dem 
Wortlaut entspricht. 

Ich habe hier von dieser Stelle schon einmal eine 
historische Erinnerung zum besten gegeben an 
einen Vertrag, den auch einmal deutsche Fürsten, 
die nicht legitimiert waren, für das Deutsche Reich 
zu sprechen, nämlich die Evangelischen Stände von 
Hessen, Sachsen und Württemberg, mit dem fran-
zösischen König in einem Jagdschloß Hessens ab-
geschlossen haben, das zufällig in meinem Heimat-
kreis liegt. Damals, im Jahre 1552, wurden auch 
„unter Vorbehalt Dero Kaiserlicher Majestät zu-
stehender Rechte", und wie die Floskeln alle hei-
ßen, Metz, Toul und Verdun abgetreten — abgetre-
ten von denen, die nicht berechtigt waren, darüber 
zu verfügen. Ich will hier keine Parallelen zum 
heutigen Saarstatut ziehen als nur die eine, daß die 
Unterschrift das ist, was wiegt. Solange die Unter-
schrift nicht gegeben ist, besteht eine Revisionsmög-
lichkeit. Ist unterschrieben, dann taucht die große 
Frage auf, die dankenswerterweise vom Herrn Bun-
deskanzler zur Grundlage neuer Verhandlungen und 
Erörterungen gemacht ist, nämlich die Frage: wer 
hat recht — provisorisch oder definitiv? 

Die Freiheiten, von denen die Rede war, sind 
meiner Ansicht nach sehr dürftig. Innerhalb dreier 
Monate soll eine Abstimmung stattfinden. Wor-
über? Darüber, ob die Bevölkerung an der Saar 
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mit dem Vertrag einverstanden ist oder nicht. Die 
deutsche Öffentlichkeit meint, die Saarbevölkerung 
habe das Recht, zu bestimmen, ob sie zu Deutsch-
land zurück wolle oder was sie sonst wolle. Die 
deutsche Öffentlichkeit ist im Irrtum, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

und das muß mal laut und deutlich gesagt werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Abg. Pelster: 
Das meint die Öffentlichkeit auch nicht!) 

Die deutsche Öffentlichkeit muß wissen, daß die 
Saarbevölkerung — die deutsche Bevölkerung — 
zu dem Statut, wie es hier abgeschlossen ist, prak-
tisch nur ja oder nein sagen kann. 

(Abg. Wehner: Wie bei Grotewohl!) 

— Ich will keine Vergleiche ziehen; denn ich habe 
gesagt, daß ich nicht polemisch werden will. 

(Abg. Neumann: Aber es stimmt!) 

Ich bin der Meinung, daß es sich hier nicht um 
eine Abstimmung, sondern um einen Abstimmungs-
trick handelt, 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

einen Abstimmungstrick, der folgende Konsequen-
zen hat. Wie Sie wissen, ist die Bevölkerung in-
folge der Zollunion, der Währungsunion und der 
Wirtschaftsunion in weitem Maße von den zur Zeit 
dort herrschenden Gewalten, auch den wirtschaft-
lichen Gewalten, wirtschaftlich abhängig. Die Par-
teien, die jetzt Freiheit bekommen, bekommen für 
drei Monate Freiheit und haben dann die Möglich-
keit, innerhalb dieser drei Monate ihre Auffassung 
zum Durchbruch zu bringen. Welche Auffassung? 
Nein zu sagen? Ja zu sagen? Bei der wirtschaft-
lichen Abhängigkeit, die dort besteht? Nein zu 
sagen, wenn hier etwa schon die deutsche Regie-
rung und der Bundestag ja gesagt haben sollten? 

(Sehr gut! bei der FDP und der SPD.) 

Kann man da von der Saarbevölkerung verlangen, 
daß sie sich zu einem Nein aufrafft, zu dem andere 
sich nicht aufgerafft haben? 

(Lebhafte Rufe von der FDP und SPD: Sehr 
richtig!) 

Können die Parteien dort überhaupt mit so vielen 
materiellen Hilfsmitteln rechnen, daß sie diese 
Arbeit in drei Monaten aufnehmen können? Ich 
sage nein; denn in dem Vertrag steht ausdrücklich, 
daß von außen her — das heißt: vom französischen 
Mutterland, vom deutschen Mutterland — keine 
Hilfe gebracht werden darf. Aber die Hilfe, die die 
frankophilen Parteien brauchen, bekommen sie ja 
von denen, die schon an der Saar selbst sitzen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
GB/BHE.) 

Denn ich weiß nicht, ob der deutschen Öffentlich-
keit auch bekannt ist, daß alle deutschen Banken 
und alle deutschen Versicherungen von der Saar 
haben weichen müssen und daß es dort nur fran-
zösische Banken und französische Versicherungen 
gibt, daß mit anderen Worten also auch der ganze 
gewerbliche Mittelstand und die Industrie prak-
tisch von der Kreditpolitik dieser Banken abhängig 
sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sollen aber 
wiederkommen!) 

— Sehr gut der Zwischenruf! Sie sagen: Das wird 
kommen. Hoffen wir, daß es kommt! Der Brief

-

wechsel darüber lautet: Die französische Regierung 
sichert zu, daß die französischen Instanzen prüfen 
werden, ob deutsche Banken im Saargebiet künftig 
zugelassen werden oder nicht. 

(Lebhafte Rufe bei der SPD: Hört! Hört!) 

Ich setze noch hinzu: in einem zweiten Brief, in 
dem von den Versicherungsunternehmen die Rede 
ist, heißt es, man werde auf die saarländischen 
Behörden einwirken in dem Sinne, daß diese prü-
fen sollen, ob deutsche Versicherungen wieder zu-
gelassen werden. 

(Zuruf von der SPD: Prüfen sollen!) 

Man unterscheidet also saarländische Institutionen 
für die Versicherungen, französische Institutionen 
für den Kreditverkehr. Ich frage: ist es der Sinn 
dieses Statuts, daß bei der Aufrechterhaltung der 
Währungs- und Wirtschaftsunion französische In-
stitutionen als Aufsichtsorgane oder Zulassungs-
organe für den Bankenverkehr dort auch in der 
Zukunft bestehen werden? Ich danke Ihnen für 
den Zwischenruf! 

(Sehr gut! rechts.) 

Wir könnten noch manches sagen. Ich möchte 
auch manches, was hier vorhin in der Diskussion 
angeklungen ist, gerade aus nationalen Gründen 
in den Ausschuß verschoben wissen. 

Noch einige Gedanken zum Schluß. Dieser Ver-
trag wird von französischer Seite in irgendeiner 
Form mit den Pariser Verträgen gekoppelt, mit 
denen dem Bedürfnis Europas nach Sicherheit 
Rechnung getragen werden soll. Ich sagte schon, 
daß wir diese Verträge bejahen. Aber ich bejahe 
nicht das Junktim zwischen den beiden. 

(Beifall bei der FDP.) 
Für die Beantwortung der Frage, ob die Sicher-
heit Europas gefährdet ist oder nicht, ist es völlig 
gleichgültig, ob die deutsch-französische Grenze im 
Osten oder im Westen der Saar verläuft. 

(Erneuter Beifall bei der FDP.) 
Man kann nicht sagen, daß die Sicherheit Europas 
dann gefährdet ist, wenn die Grenze an der alten 
Stelle verläuft. Infolgedessen ist eine sachliche 
Verbindung beider Verträge in keiner Weise ge-
rechtfertigt. 

(Abg. Dr. Dr. h. c. Pünder: Geschieht aber!) 

— Jawohl, und dagegen muß man sich zur Wehr 
setzen. Aber über diesen Punkt — das sagte ich 
vorhin schon, verehrter Herr Kollege Pünder — 
wollen wir lieber im Ausschuß sprechen. Ich würde 
meinerseits eine öffentliche Diskussion nicht 
scheuen; aber ich halte es für richtiger, sie im Aus-
schuß zu führen. 

Nun zu dem Vorwurf: Nationalismus! Seit wann 
ist es nationalistisch, wenn ein Volk sich dagegen 
wehrt, daß ein Stück seines Landes, ein Teil seines 
Volkes abgetrennt wird? 

(Beifall bei der FDP und SPD und bei 
Abgeordneten des GB/BHE.) 

Und dann „europäisch"! Ich bin weiß Gott ein 
Anhänger der europäischen Idee und ich habe viel 
dafür gearbeitet. Aber gerade deshalb wehre ich 
mich dagegen, daß der Begriff der Europäisierung 
hier als Aushängeschild benutzt wird für etwas, 
was mit Europa gar nichts zu tun hat. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und SPD 
und bei Abgeordneten des GB/BHE.) 
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Ein derartiger Mißbrauch des Namens — er kommt 
leider im Art. I vor, da ist vom europäischen Statut 
die Rede — ist in Wirklichkeit nur geeignet, die 
europäische Idee in Mißkredit zu bringen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

In der gleichen Zeit, in der die Stadt Triest 
unter dem Jubel der italienischen Bevölkerung zu 
Italien zurückgekehrt ist 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— die kennen wir, aber sie ist zurückgekehrt! —, 
sollen wir einen Vertrag unterschreiben, von dem 
die Gelehrten noch nicht wissen, ob er provisorisch 
oder definitiv ist. Ich will absichtlich hier auf die 
Frage, ob provisorisch oder definitiv, nicht ein-
gehen, weil ich den Wunsch des Herrn Bundes-
kanzlers, diese Frage in der Öffentlichkeit nicht 
zu vertiefen, respektieren möchte. Wir werden 
auch darüber im Ausschuß zu sprechen haben. 

Ich sagte schon wiederholt, ich bin ein über-
zeugter Anhänger der europäischen Idee und erst 
recht — seit meiner Jugend — ein Anhänger der 
Aussöhnung zwischen den großen Nachbarvölkern 
Frankreich und Deutschland. Aber ich sehe in die-
sem Statut nicht 'die Möglichkeit einer Aussöhnung, 
sondern ich sehe in ihm nur eine Quelle sich jähr-
lich wiederholender Streitigkeiten. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Die Aufgaben ,des Europäischen Kommissars 
sind übrigens sehr beschränkt: er hat die auswär-
tige Politik dieses Ländchens und die Militärpolitik 
zu leiten. Aber in Art. IV ist schon gesagt, daß 
diese Militärpolitik praktisch durch einen Vertrag 
zwischen Frankreich und Deutschland im Rahmen 
der Westeuropäischen Union geregelt wird. Er hat 
die Einhaltung des Statuts zu beachten. Frage: Welche 
Machtmittel bekommt er? Bleibt die Polizei an der 
Saar — ich unterstelle, daß die Sûreté verschwin-
det, wenn das Abkommen angenommen wird; ich 
unterstelle das! —, bleibt die übrige Saarpolizei 
unter dem Kommando des Innenministers, oder 
steht sie unter dem Kommando des Europäischen 
Kommissars? Nur im letzten Fall hätte er wirk-
lich etwas zu sagen. 

Und weiter: man kann sich über Entscheidungen 
des Kommissars beschweren. Bei wem? Darüber 
hat sich der saarländische Deputierte im Europa-
rat, Herr Braun, am vergangenen Donnerstag 
ausgelassen. Er hat gesagt: Man kann sich be-
schweren beim Ministerkomitee und darüber hin-
aus bei dem Parlament. Ich nehme an, daß er nicht 
das saarländische Parlament gemeint hat, sondern 
das lediglich beratende Parlament, das der West-
europäischen Union beigegeben werden soll; denn 
diesem Parlament muß ja der Europäische Saar-
kommissar jedes Jahr einen Bericht geben. Nun 
bitte ich Sie, sich zu überlegen: wenn also Be-
schwerden vorliegen, dann treten diese in dem Be-
richt irgendwie in Erscheinung. Er wird jährlich 
einmal dem Parlament vorgelegt, das jährlich ein-
mal zusammentritt und insgesamt nur beratende 
Funktion hat, noch nicht einmal Kredite zu bewilli-
gen hat, also hinter seine Ratschläge überhaupt 
kein Druckmittel setzen kann. 

Als wir am vergangenen Samstag im Europarat 
über die Saarresolution abstimmten, da habe ich 
einen Vorgeschmack von dem bekommen, wie viel

-

leicht einmal auf Beschwerden und auf Berichte 
des Saarkommissars in diesen eben erwähnten 
Gremien abgestimmt wird. 

(Hört! Hört! und Sehr richtig! bei der SPD.) 

Denn das sind ja keine Gerichte, die gewohnt sind, 
Tatbestände festzustellen und dann unbefangen die 
Dinge zu beurteilen, sondern das sind politische 
Gremien, bei denen die politischen Ressentiments, 
die politischen Erwägungen niemals auszuschließen 
sind. 

Ich sagte, ich bin ein entschiedener Anhänger 
der deutsch-französischen Aussöhnung. Aber in 
diesem Saarstatut sehe ich das Gegenteil von der 
Grundlage einer Aussöhnung. Ich habe vor einigen 
Monaten im Europarat auch einmal über die Frage 
der französisch-deutschen Aussöhnung gesprochen. 
Für mich knüpft sich dieser Gedanke immer an ein 
sehr ernstes Symbol, das ich einmal zwischen den 
beiden Weltkriegen auf dem Schlachtfeld von Ver-
dun, diesem Verdun, von dem ich vorhin schon 
sprach, gefunden habe. Dort sind in einem Bein-
haus die sterblichen Überreste aller derjenigen bei-
gesetzt, deren Person nicht mehr hat identifiziert 
werden können. Das Gebäude wird gekrönt von 
einem Turm, und von der Spitze des Turms sendet 
nachts ein Scheinwerfer seine Strahlen über das 
weite Schlachtfeld, so als wenn er Seelen, die noch 
nicht die letzte Ruhe gefunden hätten, den Weg 
zeigen wollte, wo sie die letzte Ruhestätte finden 
könnten. 

(Abg. Kunze [Bethel] : Was soll das denn? 
—Weitere Zurufe von der Mitte.) 

Da liegen sie nun auf diesem blutgetränkten 
Schlachtfeld zusammen, Freund und Feind, fried-
lich, aber tot. Mir schwebt vor eine Zusammenar-
beit der beiden Völker ungetrennt durch einen 
derartigen Zankapfel, wie ihn die Saar darstellt, 
in einer Form, die sofort oder baldigst diese Frage 
löst, sie aber nicht auf Jahre hinaus verschiebt 
und auf Jahre hinaus eine neue Quelle von Strei-
tigkeiten bildet. Mir schwebt vor eine Lösung, die 
dann ein Zusammenarbeiten der jungen Menschen 
französischen Volkes und deutschen Volkes für 
alle Zukunft sicherstellt, im Genuß der Kulturen 
beider Länder, eine Zusammenarbeit, die durch 
nichts, auch nicht durch Erörterungen, wie sie lei-
der über dieses Statut nötig geworden sind, ge-
stört werden könnte. 

(Beifall bei der FDP, der SPD, dem 
GB/BHE und vereinzelt in der Mitte.) 

Das schwebt mir als Endergebnis vor, und das 
möchte ich meinerseits als Appell an das franzö-
sische Volk richten: Wir sind bereit, die Saar-
frage in jeder Form anständig, unter Berücksichti-
gung der wirtschaftlichen Interessen, zu lösen. 
Wenn die angelsächsischen Staaten, wenn das Ver-
einigte Königreich, wenn die Vereinigten Staaten 
1947 in Moskau Frankreich die Zusicherung gege-
ben haben, daß sie die Interessen Frankreichs an 
der Saar mit wahrnehmen werden, dann kann ich 
mir nur vorstellen, daß sie die wirtschaftlichen 
Interessen Frankreichs so verstehen, wie sie der 
Berichterstatter der französischen Kammer, Herr 
Vendroux, in dem Bericht, dessen Inhalt ich Ihnen 
wiedergegeben habe, auch gesehen hat. Dann wür-
de der Weg frei sein zu einer endgültigen Lösung, 
und dann kommt auch die Zeit, wo die jungen 
Menschen lebend vereint miteinander arbeiten kön-
nen und wo keine Scheinwerfer mehr nachts 
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suchend ihre Strahlen über europäische Schlacht-
felder zu senden brauchen. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP, der SPD, 
dem GB/BHE und vereinzelt in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, ehe ich das Wort wei-
ter gebe, möchte ich darauf aufmerksam machen, 
daß wir heute um 21 Uhr Schluß machen wollten. 
Ich habe noch sieben Redner auf der Liste stehen. 
Es ist natürlich nicht meine Absicht und kann es 
nicht sein, die, die jetzt noch kommen, zu benach-
teiligen. Aber ich wollte dem Haus nur die Tat-
sache bekanntgeben. Ich fürchte, wenn wir uns 
nicht beschränken, werden wir mit der außenpoli-
tischen Debatte auch heute noch nicht fertig, und 
wir werden morgen, wenn wir die Tagesordnung 
erledigen wollen, gar nicht daran denken können, 
die Sitzung etwa um 14 Uhr zu schließen. 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Schnei-
der (Bremerhaven). 

Schneider (Bremerhaven) (DP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich werde meine Aus-
führungen der Zeitnot, in der sich das Haus be-
findet, anpassen. Es liegt in der Natur der Dinge, 
daß, wenn über große, schwerwiegende Probleme 
verhandelt wird, scheinbare Kleinigkeiten oft nur 
am Rande behandelt werden, zu kurz kommen, 
scheinbare Kleinigkeiten, die aber letzten Endes 
doch einen erheblichen Einfluß auf die Dinge 
haben. Erst zwei Redner sind im Verlauf der De-
batte auf diese Dinge eingegangen. 

Sie suchen nach den Gründen des Ressentiments 
in der Jugend gegen die Wiederbewaffnung. Ich 
glaube, sie sind darin zu finden, daß der deutsche 
Soldat, der 1945 in die Heimat zurückkehrte, einen 
Trümmerhaufen vorfand, seine Familie oft nicht 
wiederfand, die Hilfe des Staates vermißte, nach-
dem er jahrelang hinter Stacheldraht gesessen hat-
te, meist auch noch ein Entnazifizierungsverfahren 
über sich ergehen lassen mußte, kurzum, geschla-
gen und diffamiert war. Wenn wir dafür sorgen 
wollen, daß eine größere Verteidigungsbereitschaft 
in unserem Volk erweckt wird, dann müssen wir 
auch mit diesen Dingen ein für allemal Schluß 
machen. Es wäre vermessen, zu behaupten, daß mit 
diesen Dingen schon Schluß sei. Ich will nicht 
mehr näher darauf eingehen. Aber es ist eine fest-
stehende Tatsache, daß die Diffamierung des ehe-
maligen Soldaten noch nicht ihr Ende gefunden 
hat. 

Ein anderer Grund, der ebenfalls nicht nur in 
der Jugend, sondern in der gesamten Bevölkerung 
dazu beiträgt, daß man nicht geneigt ist, dem Rufe 
erneut zu folgen, ist die Tatsache, daß sich noch 
zahlreiche Kriegsverurteilte in alliiertem Gewahr-
sam befinden. Dies ist nicht Angelegenheit einer 
Fraktion, ich glaube, dies ist Angelegenheit sämt-
licher Parteien, ja praktisch der ganzen Nation. 
Ich sage wohl eine Binsenwahrheit, wenn ich fest-
stelle, daß die Tatsache, daß deutsche Soldaten 
teilweise, obwohl der Krieg fast zehn Jahre vor-
über ist, noch kein Gerichtsverfahren gehabt haben 
und noch festgehalten werden, eine schwere oder 
zumindest — ich will mich vorsichtig ausdrücken — 
eine gewisse Hypothek darstellt, die unser 
freundschaftliches Verhältnis mit den betreffen-
den Nationen, welche solche Soldaten noch im 
Gewahrsam haben, belastet. Ich bin mir durchaus 
der Verantwortung bewußt, wenn ich im Rahmen  

dieser Debatte und zu dieser Stunde einige Worte 
über die Dinge sage. Auf der anderen Seite kann 
aber dazu nicht geschwiegen werden, weil es nun 
einmal ein Thema ist, das die gesamte Öffentlich-
keit bewegt. Ich befinde mich, zumindest was die 
Behandlung dieser Menschen in ihren Verfahren 
betrifft, in der angenehmen Gesellschaft solcher 
Nationen, die selbst solche Gerichtsverfahren 
durchgeführt haben. 

Die bedeutende französische Zeitung „Le Monde" 
schrieb im Oktober 1954 einen eingehenden Be-
richt über das Plädoyer der französischen Vertei-
diger Ditte  und Kraehling für den vor einem 
französischen Militärgericht angeklagten Deutschen 
Knochen. Ich will hier nicht untersuchen und 
habe auch nicht zu untersuchen, ob Herr Knochen 
in Wahrheit schuldig ist oder nicht. Ich habe aber 
festzustellen, daß der französische Verteidiger 
selbst in seinem Plädoyer noch einmal die fran-
zösische Verordnung vom 26. August 1944 be-
kämpfte, die den Befehlsgehorsam als eine Recht-
fertigung nicht zuläßt. Ditte sagte wörtlich: 

Man verweigert den Deutschen, was man den 
Franzosen zubilligt. Maquis, die Kollaborateure 
auf Befehl ihrer Führer erschossen haben, sind 
nicht verfolgt worden, sondern sie sind freige

-

sprochen worden, wenn sie nachweisen konn

-

ten, daß sie aus Patriotismus gehandelt hätten. 
Welcher Unterschied besteht zwischen der Va

-

terlandsliebe eines Deutschen und der eines 
Franzosen? 

Meine Damen und Herren, wenn ich hier aus-
gerechnet die Stimme eines französischen Vertei-
digers zitiere, dann liegt es mir selbstverständlich 
fern, irgendein Ressentiment gegen die franzö-
sische Nation zu schüren. Die Tatsache, daß die 
Behandlung dieses Themas hier heute im Rahmen 
dieser Debatte stattfinden muß und nicht auf 
Grund einer ursprünglich eingebrachten Großen 
Anfrage, ist wohl auf gewisse außenpolitische Be-
denken der Regierung zurückzuführen. Meine 
Freunde von der Deutschen Partei und ich sind der 
Auffassung, daß die Behandlung eines solchen 
Themas, wenn es in würdiger Form geschieht, bei 
der man trotzdem mit aller Klarheit das sagen 
kann, was gesagt werden muß, das Klima bei un-
seren europäischen Freunden nicht unbedingt zu 
verschlechtern braucht. Ich glaube jedenfalls, daß 
die positiven Auswirkungen den eventuellen Nach-
teilen gegenüber größer sind. Die Achtung vor 
einem Deutschland, das sich vor seine gefangen-
gehaltenen Söhne stellt, wird sicherlich größer 
sein als die Achtung vor einem Deutschland, das 
diese Söhne im Stiche läßt. 

Daß große Worte heute in der Öffentlichkeit in 
Deutschland nichts mehr gelten, wissen wir alle. 
Die Worte Großer aber haben immer noch ein er-
hebliches Gewicht. Schiller sagte einmal: 

Nichtswürdig ist die Nation, die nicht 
Ihr Alles freudig setzt an ihre Ehre. 

Das ist ein Leitwort, das anderen Völkern auch 
heute noch als vollgültiger Wertmesser für die Be-
urteilung anderer Nationen gilt, und die Ge-
schichte zeigt genug Beispiele dafür, daß das Ein-
treten einer Nation für einen ehrenhaften Gegner 
stets Achtung ausgelöst hat. 

Ich darf, wenn ich daran erinnere, daß sich noch 
Deutsche in alliierten Haftanstalten auf deutschem 
Boden, daß sich noch Deutsche im Auslande be-
finden, auch darauf hinweisen, daß der erste fran- 
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zösische Botschafter nach dem verlorenen Kriege 
1870/71 in Berlin, der Vicomte de Goutant-Biron, 
bei der Überreichung seines Beglaubigungsschrei-
bens die größte Erregung der französischen Nation 
darüber zum Ausdruck brachte, daß zehn Monate 
nach Beendigung der Feindseligkeiten immer noch 
französische Gefangene in deutschem Gewahrsam 
zurückgehalten würden. Ich darf nur anfügen, daß 
die deutsche Regierung damals dem französischen 
Wunsch entsprach und diese Gefangenen in fran-
zösische Oberhoheit überstellte. 

Ich darf auch an die Bestimmungen des Frie-
densvertrags von Osnabrück und Münster erin-
nern, nach dem sich die vertragsschließenden Teile 
nicht nur gegenseitig ihre Kriegsgefangenen aus-
lieferten, sondern darüber hinaus übereinkamen, 
gegeneinander Repressalien zu ergreifen, falls von 
irgendeiner Seite eine erneute Diffamierung die-
ser Gefangenen oder Verurteilten erfolge. 

Ich glaube, daß die Forderung nach Freilassung 
aller ehemaligen deutschen Soldaten — gleichgül-
tig, ob sie sich in alliiertem Gewahrsam auf deut-
schem Boden oder ob sie sich im Ausland befinden 
— eine berechtigte Forderung ist. Ich verschweige 
auch gar nicht, daß sich unter diesen Kriegsverur-
teilten dieser oder jener befindet, der sich irgend-
welcher Vergehen oder Verbrechen schuldig ge-
macht hat; aber ich wehre mich gegen eine kollek-
tive Feststellung, daß es sich nicht verlohne, sich 
um die jetzt noch in Haftanstalten befindliche ge-
ringe Zahl deutscher Menschen zu bekümmern, 
weil es sich sowieso um Verbrecher oder Asoziale 
handle. Vergessen wir doch nicht, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, daß die Art und Weise 
der Verfahren, die diesen Menschen vielfach zu-
teil geworden ist, nicht immer mit den Grund

-

sätzen von Recht und Gesetz in Einklang zu brin-
gen war, wie wir sie pflegen. 

Sie wissen, daß die Rechtsgrundlagen in diesen 
Prozessen oft sehr fadenscheinig waren. Sie wis-
sen, daß die Prozeßmethoden oft nicht sehr fair 
waren. Sie wissen, daß die Begründungen der Ur-
teile infolgedessen oft auch nicht sehr schön waren 
und daß schließlich auch die Vollstreckung dieser 
Urteile manches zu wünschen übrig gelassen hat. 
Ich glaube, der beste Beweis dafür, daß diese Ver-
fahren oftmals nach Methoden und Grundsätzen 
geführt wurden, die nicht gebilligt werden kön-
nen, sind die Ausführungen des früheren britischen 
Generalanklägers Sir Maxwell Fife, der in der 
Veröffentlichung der Londoner Protokolle von 1945 
ausführte: 

Was wir vermeiden wollen, ist eine Diskussion 
vor Gericht darüber, ob die Handlungen Ver-
letzungen des Völkerrechts sind oder nicht. Wir 
bestimmen, was Völkerrecht ist, so daß es 
keine Diskussion darüber geben kann, ob es 
Völkerrecht ist oder nicht. 

Wir glauben, daß das in einer Linie mit den 
Ausführungen von Professor Trainin liegt, jenem 
Professor Trainin, der, wie mein Kollege Dr. Mende 
vorhin schon ausführte, sich russischerseits über die 
sogenannten Kriegsverbrecherprozesse ausgelassen 
hat. 

Ich darf vielleicht auch mit allem Respekt an 
eine Äußerung des früheren Hochkommissars 
McCloy erinnern, der im Jahre 1953 noch äußerte: 
Wenn er heute zurückdenke, wünschte er manch-
mal, daß die damaligen alliierten Gerichtshöfe nicht 
nur mit Richtern aus den Siegermächten besetzt 
gewesen seien. 

Meine Damen und Herren, ich stehe gar nicht 
an, festzustellen, daß in der Vergangenheit, vor-
nehmlich im Verlauf der letzten beiden verflos-
senen Jahre, eine erhebliche Anzahl deutscher Sol-
daten inzwischen in Freiheit gesetzt worden ist, 
wie ich auf der anderen Seite aber auch mit allem 
Nachdruck darauf hinweisen muß, daß es heute 
noch, fast zehn Jahre nach Beendigung des Krie-
ges, deutsche Soldaten gibt, die, ohne bisher über-
haupt ein Gerichtsurteil erlangt zu haben, im Ker-
ker festgehalten werden. 

Sie wissen, daß die sogenannten Gemischten Be-
ratenden Ausschüsse, die sich aus deutschen und 
alliierten Vertretern zusammensetzen, in den ver-
gangenen Monaten eine wirklich segensvolle Ar-
beit geleistet haben. Auf der anderen Seite kann 
aber nicht verschwiegen werden, daß das End-
ergebnis nicht befriedigend ist, insbesondere nicht, 
wenn wir beachten, daß wir uns ja jetzt an-
schicken, uns über die Frage einer Wiederbewaff-
nung einig zu werden. Da ist es eben ein unab-
dingbares psychologisches Erfordernis, daß nicht 
noch ehemalige deutsche Soldaten in Haftanstalten 
sitzen dürfen, während man auf der anderen 
Seite neuen deutschen Soldaten die Uniformen an-
ziehen will. 

Erlauben Sie mir noch ein kurzes Wort zu der 
Arbeit der Gemischten Kommissionen. Nach 
Teil I Art. 6 des Vertrages zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen sollte ein ge-
mischter Ausschuß aus drei alliierten und drei 
deutschen Mitgliedern errichtet werden, der die 
Aufgabe hatte, Gnadenentscheidungen für Entlas-
sungen von Kriegsverurteilten in Deutschland zu 
empfehlen. Einstimmige Entscheidungen sollten für 
die Gewahrsamsmächte bindend sein. Infolge der 
Verzögerung des Inkrafttretens dieser Bestimmun-
gen wurden vor einem Jahr außervertragliche Ge-
mischte Ausschüsse eingesetzt, die sich von den in 
dem ursprünglichen Vertrag vorgesehenen dadurch 
unterschieden, daß sie wie folgt zusammengesetzt 
waren. Sie waren zusammengesetzt aus deutschen 
Vertretern und Vertretern der jeweiligen Gewahr-
samsmächte; also deutsch-amerikanische, deutsch-
britische, deutsch-französische Zusammensetzung. 
Ferner hatten die alliierten Vertreter, was vielfach 
in der Öffentlichkeit nicht bekannt ist, gegenüber 
den deutschen Vertretern die Stimmenmehrheit — 
drei zu zwei — und schließlich war auch bei ein-
stimmiger Entschließung eines solchen Ausschusses 
die betreffende Gewahrsamsmacht nicht an diese 
Entschließung gebunden. Wie ich schon sagte, ist auf 
Grund der Tätigkeit dieser beratenden Gemischten 
Ausschüsse die Zahl der Gefangenen in Landsberg 
immerhin auf rund 100, in Wittlich und Werl auf 
je rund 40 zurückgegangen. Unter diesen Gefan-
genen befinden sich aber auch heute noch zahl-
reiche Soldaten oder Männer in einem militär-
ähnlichen Verhältnis, die bei der Polizei, bei der 
Organisation Todt usw. waren, deren Verurteilung 
auf der Befolgung von Befehlen beruht. Der Pro-
zentsatz dieser Fälle dürfte beispielsweise in 
Landsberg etwa noch 70 % betragen. Der Zweck 
dieser Interimsausschüsse lag, wie gesagt, darin, 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem deutsche Einheiten 
aufgestellt werden sollten, alle derartigen Fälle 
zu erledigen, d. h. die Gefangenen zu entlassen. 
Diese Aufgabe haben die Gemischten Ausschüsse 
offenbar nicht erfüllt. 

Beim Inkrafttreten der Pariser Verträge tritt 
auch der vorhin erwähnte Art. 6 des Überleitungs- 
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vertrages in Kraft. Es wird also der dort vorgesehene 
Gemischte deutsch-alliierte Ausschuß gebildet. Die 
Gefangenen bleiben — und das ist in der Öffent-
lichkeit auch nicht bekannt — auch nach Inkraft-
treten der Pariser Verträge, d. h. nach Wieder-
herstellung der deutschen Souveränität in alliierten 
Gefängnissen auf deutschem Boden. Das ergibt sich 
eindeutig aus Art. 6 Abs. 4, in dem sich die drei 
Westmächte hinsichtlich des Gewahrsams und der 
Vollstreckung der Strafen die Rechte vorbehalten, 
die sie bisher ausgeübt haben. Neben dem Vor-
behalt für Gesamtdeutschland und dem Vorbehalt 
für Berlin gibt es daher einen der Öffentlichkeit 
sorgfältig verheimlichten dritten Vorbehalt, näm-
lich alliierte Gefängnisse mit deutschen Insassen 
auf deutschem Boden fortzuführen. Das ist meines 
Erachtens unerträglich. Dieser Zustand wird so 
lange fortbestehen, bis entweder alle Gefangenen 
entlassen sind oder die Bundesrepublik in der Lage 
ist, den Gewahrsam dieser Personen zu über-
nehmen, was sich ebenfalls aus Art. 6 Abs. 4 er-
gibt. Dazu wäre allerdings ein verfassungsändern-
des Gesetz notwendig, da nach dem Grundgesetz 
deutsche Staatsangehörige nur auf Grund eines 
Urteils eines deutschen Gerichtes ihrer Freiheit 
beraubt werden können. 

Gerade im Hinblick auf die hier auch schon be-
sprochene Wehrfeindlichkeit der Jugend wäre an 

 sich die einzige richtige Lösung die, daß bei In-
krafttreten der Pariser Verträge ein Gnadenerweis 
für sämtliche noch in Haft befindlichen Kriegsver-
urteilten ausgesprochen würde. Der Einwand, der 
von dieser und jener Seite sicherlich kommen wird, 
daß ein Teil der Gefangenen bzw. Verurteilten 
eines solchen Erweises nicht würdig sei, ist meines 
Erachtens wenig überzeugend. Denn kaum einer 
von ihnen — ich drücke mich vorsichtig aus — hat 
ein wirklich faires Gerichtsverfahren gehabt, auf 
Grund dessen es sich eindeutig feststellen ließe, ob 
er überhaupt schuldig ist und welche Strafe er 
verdient. Außerdem dürfen wir nicht vergessen, 
daß inzwischen immerhin zehn Jahre ins Land ge-
gangen sind und die Betreffenden doch schon eine 
erhebliche Strafe haben verbüßen müssen. Meine 
Freunde von der DP und ich meinen daher, falls 
sich die Alliierten zu der politisch vernünftigen 
generellen Lösung nicht entschließen können, 
sollte von ihnen eine Zusicherung verlangt werden, 
daß bis zum Inkrafttreten der Pariser Verträge 
alle Soldaten und militärähnlichen Personen ent-
lassen werden. Ich sagte schon: es ist schlechthin 
unzumutbar, von den Deutschen die Aufstellung 
neuer Truppen zu verlangen, wenn gleichzeitig die 
Soldaten des vergangenen Krieges auf Grund von 
Tatbeständen, die von der deutschen öffentlichen 
Meinung keineswegs in allen Fällen als strafwürdig 
akzeptiert werden, noch in Haft gehalten werden. 

Die deutsch-alliierten beratenden Gemischten 
Ausschüsse wurden in der Vergangenheit vielfach 
Gnadenkommissionen genannt. Diese Bezeichnung 
traf nur insoweit zu, als sie tatsächlich in vielen 
Fällen haben Gnade walten lassen. Nach Auf-
fassung meiner Freunde und nach meiner eigenen 
kommt es aber nicht darauf an, Gnade walten zu 
lassen, sondern es  muß unter allen Umständen 
Recht walten; und dieses Recht ist nun einmal 
unteilbar. Für die deutsche Öffentlichkeit ist es 
einfach nicht zumutbar, _auf Grund dieser Tat-
bestände weiterhin anzuerkennen, daß hier zweier-
lei Recht gilt, nämlich das für Sieger und das für 
Besiegte. Es unterliegt doch keinem Zweifel, meine 

sehr geehrten Damen und Herren, daß die Deut-
schen nach dem Kriege einem Sonderrecht unter-
worfen wurden. Ich darf Sie nur an den Oradour-
Prozeß erinnern, wo die elsässischen Verurteilten 
durch nachdrückliche elsässische Vorstellungen 
eine völlig andere Behandlung als die deutschen 
erfuhren, obwohl sie in gleicher Weise verurteilt 
worden waren. Aus diesem Tatbestand erhellt 
meines Erachtens außerdem, daß man über diese 
Dinge ruhig sprechen kann, wenn man glaubt, eine 
gute Sache zu vertreten. 

Meine Damen und Herren, ich verkenne nicht die 
psychologischen Schwierigkeiten, in denen sich die 
Regierungen der betreffenden Gewahrsamsländer 
befinden. Aber ungeachtet dessen müssen wir 
nachdrücklich die Forderung erheben, daß die 
Deutschen aller Dienstgrade in die deutsche Ver-
antwortlichkeit überstellt werden. Ich beziehe da-
bei bewußt alle diejenigen ein, die heute über-
haupt noch in Haft gehalten werden, d. h. die-
jenigen, die sich auf ausländischem Boden, bei-
spielsweise in Italien, wo auch noch zwei Gefan-
gene sind, in Frankreich, Norwegen usw. befinden; 
außerdem beziehe ich selbstverständlich diejenigen 
Kriegsverurteilten ein, die sich auf deutschem 
Boden in alliierten Haftanstalten befinden. Und 
in gewissem Umfange möchte ich auch auf die von 
dem Kollegen Dr. Mende bereits angesprochenen 
Spandauer Verhältnisse aufmerksam machen. Ich 
glaube nicht, daß es ein Zeichen humanitärer Ge-
sinnung der Sowjets war, als sie den früheren 
Außenminister Freiherr von Neurath entließen. Ich 
meine vielmehr, daß es ein taktischer Schachzug 
war, der gewisse Ressentiments jenseits der West-
grenze unseres Vaterlandes wecken sollte, um 
andere Dinge zu verhindern. Aber sei dem, wie 
dem sei! Wir sollten uns der hier schon aus-
gesprochenen Ansicht anschließen, daß es nun 
Sache der westlichen Alliierten ist, ihrerseits neue 
Vorschläge zu machen, um nicht den Sowjets den 
Vorrang bzw. den Anschein zu lassen, als seien 
sie die wahren Vertreter der Humanität. 

Meine Damen und Herren, ich habe bereits ge

-

sagt und bekenne das noch einmal ausdrücklich: 
wir sind uns der Tatsache bewußt, daß sich unter 
den Verurteilten sicherlich dieser oder jener be-
findet, der sich gewisser Vergehen schuldig ge-
macht hat. Das hindert uns nicht, da nun einmal 
Schluß mit all diesen Dingen sein muß, die Förde-
rung nach einer generellen Amnestie zu stellen. 
Eine solche Generalamnestie würde außerdem be-
inhalten, daß alle diejenigen, die sich nach 1945 
an Deutschen vergriffen haben, für alle Zukunft 
ebenalls straffrei würden. Ich glaube, daß unter 
einem solchen Aspekt und bei dieser Gelegenheit, 
wo wir uns nun anschicken, zu einer wirklichen, 
politischen, militärischen, kulturellen und vor allen 
Dingen auch gesinnungsmäßigen Gemeinschaft in 
Europa zu kommen, der richtige Augenblick da ist, 
ein für allemal einen Schlußstrich zu ziehen. 

Es ist für meine Freunde und mich und sicher 
auch für einen großen Teil der Öffentlichkeit un-
erträglich, daß sich noch deutsche Soldaten in 
alliierten Gefängnissen befinden. Es geht dabei 
nicht um die Einzelschicksale, meine Damen und 
Herren, sondern letzten Endes um das Anliegen 
unseres ganzen Volkes. Es geht dabei allerletzten 
Endes um die Dinge, die wir hier heute besprechen. 
Wir sind es unserer Selbstachtung schuldig, ohne 
daß ich damit einen vielleicht etwas abgegriffenen 
Ausdruck verwenden wollte — es gibt ja eigent- 
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lich überhaupt keinen Ausdruck mehr, der nicht 
abgegriffen ist, weil die vergangene Ara praktisch 
jeden Ausdruck mißbraucht hat —, daß wir für 
diese deutschen Menschen eintreten, daß wir, wenn 
wir gleichzeitig eine Generalamnestie fordern, auch 
dafür eintreten, daß sie in deutsche Verantwort-
lichkeit überstellt werden. Ich möchte dem bei-
pflichten, was der Herr Kollege M e r t en  von der 
SPD-Fraktion im Jahre 1952 in dieser Diskussion 
gesagt hat: Wir können es nicht dulden, daß diese 
Menschen auf dem Altar der Politik geopfert wer-
den! — Vergessen wir also bitte nicht bei aller 
Größe der vor uns liegenden Probleme und bei 
aller Schwere der vor uns liegenden Gewissens-
entscheidungen, daß irgendwo am Rande auch noch 
Menschen sind, die nicht in diesem großen Strudel 
fortgerissen werden dürfen, sondern um deren 
Einzelschicksale — denn wenn wir den Menschen 
nicht mehr beachten, dann hat das Leben über-
haupt keinen Sinn mehr — wir uns zu bekümmern 
verpflichtet sind. 

(Beifall rechts und beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Euler. 

Euler (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es sollte uns nicht behaglich 
sein bei der Feststellung, daß der Begriff der 
Koexistenz in der freien Welt inzwischen ein 
Schlagwort geworden ist, das bedenklich grassiert. 
Diskussionen über Ost-West-Probleme können an-
scheinend ohne dieses Schlagwort nicht mehr ge-
führt werden. Dabei wird übersehen: was in der 
freien Welt ein leichthin aufgenommenes Wort ist, 
ist in  der sowjetischen Ideologie ein fest umrisse-
ner Begriff von einer sehr bestimmten Bedeutung. 
Koexistenz, dem Wortsinne nach ein rein faktischer 
Zustand des tatsächlichen Nebeneinanderbestehens 
verschiedener Mächte oder Machtsysteme ohne 
rechtliche Bindung und Verpflichtungen, bezeichnet 
in der sowjetischen Ideologie ein ganz bestimmtes 
taktisches Verhalten. Die leninistisch-stalinistische 
Lehre betrachtet heute, für die Sowjetunion noch 
verbindlich, als das strategische Ziel des Strebens 
'die Weltherrschaft des Kommunismus und seiner 
führenden Macht, ,der Sowjetunion. In der takti-
schen Verfolgung dieses Zieles ist die Sowjetunion 
außerordentlich schmiegsam. Die äußerste Anpas-
sung in den Mitteln des taktischen Verhaltens bei 
unbeirrbarem Festhalten an dem strategischen Ziel 
entspricht dem, was Lenin und Stalin durch die 
Jahrzehnte hindurch gelehrt haben. So entspricht 
es dieser taktischen Schmiegsamkeit, daß Perioden 
des Bemühens um eine aggressive Machtausdeh-
nung andere Perioden folgen, bei denen es den 
Sowjets darauf ankommt, eine beruhigende und 
beschwichtigende Wirkung auszuüben und den An-
schein einer endgültigen Selbstbeschränkung zu 
erwecken. In Zeiten, in denen die Sowjets aus in-
neren oder äußeren Gründen den Anschein der 
Friedensliebe benötigen, lassen sie die Lehre von 
der Koexistenz in der Welt auftauchen. Dabei 
kommt es ihnen dann darauf an, die eigenen Kräfte 
zu sammeln oder die ihnen entgegengesetzten 
Kräfte zu zersetzen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

In diese Taktik werden auch die kommunistischen 
Parteien in Ländern außerhalb des sowjetischen 
Machtbereichs einbezogen. Wir konnten schon in 
den 30er Jahren feststellen, daß in Perioden der  

taktischen Selbstbeschränkung der Sowjetunion der 
Befehl an die kommunistischen Parteien in den 
kapitalistischen Ländern erging, Volksfrontregie-
rungen zu bilden, sich sehr zahm und bürgerlich 
aufzuführen und nach Möglichkeit Koalitionspart-
ner zu gewinnen. Nach 1946 ist diese Taktik vor 
allem angewandt worden, um in den Ländern, in 
die die Sowjetunion ihre Besatzungsdivisionen ent-
sandt hatte, volksdemokratische Blockpolitik zu 
betreiben. Diese volksdemokratische Blockpolitik 
führte dann in verhältnismäßig kurzer Zeit in den 
verschiedenen Satellitenstaaten zur tatsächlichen 
Beseitigung aller politischen Kräfte außerhalb des 
Kommunismus, wobei man die ausgeleerten Hülsen 
der anderen Parteien vielfach bestehen ließ, um 
wenigstens den Anschein einer demokratischen 
Regierung zu erwecken. 

Aus dieser Erkenntnis über die Verwendung des 
Begriffs der Koexistenz in der sowjetischen Ideolo-
gie und Staatspraxis ist für die westliche Welt eine 
erste Lehre fällig, und diese Lehre sollte beherzigt 
werden: man sollte sich den Begriff der Koexistenz 
nicht von der sowjetischen Welt aufdrängen lassen, 
sondern man sollte dem östlichen Gerede von der 
Koexistenz unbeirrt als Ziel des Westens die Ver-
wirklichung einer dauerhaften, gerechten Friedens-
ordnung entgegenhalten. Wir Deutsche sollten in 
der westlichen Welt besonders nachdrücklich für 
das Festhalten an dem Ziel der dauerhaften Frie-
densordnung eintreten und dem Abirren von diesem 
Ziel, auch nur für kurze Zeit, entgegenwirken. 
Warum? Koexistenz ist auch auf der Grundlage 
der fortdauernden Spaltung Deutschlands denkbar 
und praktisch möglich. Hingegen ist eine dauer-
hafte, in sich fundierte Friedensordnung auf der 
Grundlage einer fortdauernden Spaltung Deutsch-
lands nicht möglich. Nur ein gerechter Friede kann 
ein dauerhafter Friede sein. Er aber setzt in Europa 
die deutsche Einheit auf der Grundlage der freien 
Selbstbestimmung unseres Volkes nach innen und 
nach außen voraus. Wir sollten keine Begriffsver-
wirrungen zulassen, aus denen sich früher oder 
später eine westliche Politik des Selbstbetrugs ent-
wickeln könnte. 

Herr Kollege Ollenhauer hat mit Recht die fatale 
Initiative des französischen Ministerpräsidenten 
und den nicht minder fatalen Artikel der „Times" 
angesprochen. Sowohl die Initiative des französi-
schen Ministerpräsidenten Mendès-France gegen-
über der Sowjetunion als auch der „Times"-Artikel 
gründen sich in der gedanklichen Entwicklung auf 
den Begriff der Koexistenz. Wenn man aber fragt, 
wie wir dem am wirksamsten entgegenarbeiten 
können, daß mit dem Begriff der Koexistenz ge-
rade in der westlichen Welt ein verwirrender Ge-
brauch getrieben wird, wie wir überhaupt 
in der Westlichen Welt dahin kommen kön-
nen, daß die Dringlichkeit der Wiederher-
stellung der deutschen Einheit auf der Basis der 
Freiheit nicht unterschätzt wird, dann müssen wir 
zu einer anderen Antwort kommen, als sie die 
sozialdemokratische Opposition gibt. Unsere Ein-
wirkungsmöglichkeiten innerhalb der westlichen 
Welt dahin, daß die Bedeutung der deutschen Ein-
heit als dringender Notwendigkeit nicht unterschätzt 
wird, werden um so größer sein, je mehr wir in 
der Front der freien Völker stehen und je mehr 
wir uns auch auf der Basis der Gleichberechtigung 
an den Maßnahmen beteiligen, die dem wohlver-
standenen Lebensinteresse aller westlichen Völker 
entsprechen, und das sind die Maßnahmen eines 
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hinreichenden Selbstschutzes. Nicht in der Selbst-
isolierung können wir fehlerhafte Entwicklungen 
in der westlichen Welt ausschließen, sondern nur, 
wenn wir an den Bemühungen teilnehmen, die dar-
auf gerichtet sind, die Welt der Freiheit gegen alle 
Aggressionsmöglichkieten aus dem sowjetischen 
Machtbereich heraus zu sichern. 

Aus der richtigen Erfassung des Begriffs der 
Koexistenz ist dann eine zweite Lehre zu ziehen. 
Solange die Sowjets an dem strategischen Ziel der 
Weltherrschaft festhalten, ist es äußerst unklug 
und fahrlässig, ihr Bekenntnis zur Koexistenz für 
mehr zu nehmen als für eine taktische Phase, die 
bestimmt ist, einen neuen zukünftigen Aggressions-
schub vorzubereiten. Es ist doch die typische Ge-
fahr des Westens, die wir durch die Jahre hindurch 
immer wieder feststellen können: es braucht nur 
einmal ein Jahr ohne sowjetische Aggression zu 
vergehen, und schon gibt es in den verschiedensten 
Ländern des Westens recht viele, im übrigen 
kluge und gescheite Leute, die bereit sind, 
das sowjetische Machtsystem ganz anders zu be-
urteilen, als es nach den harten Tatsachen, die der 
heute lebenden Menschheit unverlierbar einge-
brannt sein sollten, beurteilt werden muß. Müssen 
wir wirklich daran erinnern, welche Erfahrungen 
seit 1946 in den verschiedensten Ländern gemacht 
worden sind? 

(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Wir brauchen uns nicht aus dem deutschen Bereich 
zu entfernen, um die schmerzlichsten Erfahrungen 
mit sowjetischen Aggressionsversuchen zu finden. 
Wir stellen bei uns im eigenen Lande fest und 
haben noch viel mehr Gelegenheit, in den anderen 
westlichen Ländern festzustellen, daß die Men-
schen Legion sind, und gerade in den oberen 
Intelligenzschichten, die alles vergessen und nichts 
hinzugelernt haben. In der westlichen Welt ist die 
Bereitschaft vorhanden, sich einlullen und über-
tölpeln zu lassen. 

(Zustimmung rechts.) 

Deshalb ist es nötig, immer wieder vor der west-
lichen Leichtgläubigkeit zu warnen. Dabei sollte 
man nicht leugnen, daß für die Sowjets heute Tat-
sachen bestehen, die es wahrscheinlich machen, daß 
bestimmte Mittel der Machtauseinandersetzung im 
Streben nach der Weltherrschaft für sie bereits 
endgültig tabu geworden sind. Dazu gehört ein 
Weltkrieg nach Art der ersten beiden Weltkriege, 
insbesondere eine weltweite kriegerische Ausein-
andersetzung mit den stärksten Mächten des 
Westens, den Vereinigten Staaten von Amerika 
und dem englischen Commonwealth. Daß die So-
wjets jetzt und in Zukunft nicht bereit sind, einen 
dritten Weltkrieg zu wollen, darf nicht erst ange-
nommen werden, seitdem der Atomkrieg als 
schrecklichste Drohung über allen Mächten schwebt, 
sondern dies war schon vorher gewiß auf Grund 
der Machtentfaltung der Vereinigten Staaten im 
zweiten Weltkrieg. Andererseits ist es so, daß die 
Sowjets einen Weltkrieg auch gar nicht brauchen, 
weil sie noch genügend Aussichten haben, in 
anfälligen Ländern über Bürgerkriege mit Inter-
ventionen benachbarter kommunistischer Länder 
ihren Machtbereich weiter auszudehnen. 

Die Sicherheit der Bundesrepublik und Europas 
während der letzten Jahre beruht mithin auf der 
Anwesenheit amerikanischer und englischer Trup

-

pen im Bereich der Bundesrepublik. Solange hier 
amerikanische und englische Truppen stehen, kann 
die Bundesrepublik nur dann angegriffen werden, 
wenn die Sowjets bereit sind, die hier stationierten 
amerikanischen und britischen Truppen anzu-
greifen. Dazu werden sie in der Zukunft ebenso-
wenig bereit sein, als sie es in der Vergangenheit 
gewesen sind. Wir dürfen deswegen sicher sein, 
daß ein Angriff auf die Bundesrepublik nicht statt-
findet — weil er den Beginn des dritten Welt-
krieges bedeuten würde —, solange hier amerika-
nische und englische Truppen stehen. Allererstes 
Ziel unserer Politik muß es sein, daß kein Heißer 
Krieg im deutschen Bereich entsteht, daß hier kein 
sowjetischer Angriff losbrechen kann, daß Deutsch-
land keine weiche Stelle am Rande des sowjetischen 
Machtbereiches wird. Die hohe Sicherheit, die wir 
jetzt haben, muß mit Gewißheit erhalten bleiben; 
und darin liegt der erste Zweck der EVG sowohl 
wie der neuen Verträge, die an die Stelle der EVG 
getreten sind, darin liegt der erste Sinn und die 
erste Rechtfertigung des deutschen Verteidigungs-
beitrages. 

Nun hat Herr Kollege Ollenhauer eingewandt, 
daß der militärische Wert der deutschen Divisionen 
für sich genommen nach Größe und Zeit als recht 
fragwürdig einzuschätzen sei. Dieser Einwand geht 
indes deshalb fehl, weil der deutsche Verteidigungs-
beitrag vor allem einen politischen Wert hat. Er 
bildet nämlich die Garantie für die Fortsetzung der 
amerikanischen Politik in Europa und in Deutsch-
land, die durch all die Jahre hindurch unser 
erster Sicherheitsfaktor gewesen ist und weiterhin 
bleiben wird. Die Erhaltung unserer Sicherheit 
durch Fortbestehen des höchsten Risikos für einen 
sowjetischen Angriff im deutschen Bereich ist für 
uns das erste Ziel, das wir bei allen politischen 
Überlegungen im Auge zu behalten haben. 

Es liegt heute gerade umgekehrt, als die Sozial-
demokratie mit ihrem skrupellosen Ohne-mich-
Feldzug bei den Landtagswahlen jetzt wie 1950 
nicht ohne Erfolg zu suggerieren suchte. 

(Abg. Mellies: Das hat aber lange gedauert!) 

— Ja, Sie scheinen das zu bestreiten, Sie scheinen 
Ihre Plakate in Hessen nicht gesehen zu haben, 
wie sie nebeneinander klebten, das Plakat, das 
sagte: „500 000 Deutsche in Kasernen als Folge des 
Pariser Vertrages", und unmittelbar daneben das 
Plakat, das einen Beinamputierten vor Ruinen 
zeigte mit der Unterschrift: „Nie wieder!". Was 
sollte dem Wähler damit beigebracht werden? 
Und so hat er es auch verstanden: 

(Abg. Mellies: Wenn Sie zitieren, müssen 
Sie ganz zitieren!) 

Daß das, was „Nie wieder!" sein soll, gerade da-
durch herbeigeführt werde, daß jetzt 500 000 Deut-
sche in Kasernen gesteckt werden. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr richtig! — 
Abg. Mellies: Sie müssen den ganzen In- 

halt des Plakates zitieren!) 

Im übrigen war es in sämtlichen Versammlungen 
Ihr Bemühen, darzutun, daß Sie vor Hitler gewarnt 
haben, 

(Abg. Neumann: Und vor den kleinen 
Hitlers!) 

daß Hitler den Krieg bedeutet habe und daß 
Sie jetzt vor den Divisionen ebenso war-
nen wie damals, weil sie auch in Zukunft den Krieg 
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bedeuten würden. Gerade das Gegenteil ist aber in 
der heutigen Situation wahr. Die deutschen Divi-
sionen bedeuten nicht Krieg, sondern sie bedeuten 
gerade die Erhaltung der Sicherheit, daß in 
Deutschland kein sowjetischer Angriff stattfindet 
und mithin der Frieden gewahrt bleibt. 

(Sehr gut! bei ,der FDP und bei der CDU/CSU.) 
Eine Gelegenheit für einen sowjetischen Angriff 
in Deutschland würde sich nur dann eröffnen, 
wenn durch eine Änderung der amerikanischen Poli-
tik Deutschland von amerikanischen und englischen 
Truppen entblößt würde, noch ehe aus den Vertei-
digungsbemühungen der europäischen Völker ein 
hinsichtlich des Verteidigungswertes hinreichender 
Ersatz geschaffen wäre. Dann würde nämlich da-
durch, genau wie es seinerzeit mit dem Abzug der 
Amerikaner in Korea geschehen ist, jene Lücke ge-
öffnet werden, die den Sowjets überhaupt erst die 
Möglichkeit eines Angriffs ohne erhebliches Risiko 
böte. 

Nun ist es Ihr Einwand, der immer wieder gel-
tend gemacht wird, daß die Sicherheit durch An-
wesenheit amerikanischer Truppen erhalten bleibe, 
auch ohne daß deutsche Divisionen aufgestellt 
würden. Dabei wird höchst leichtfertigerweise von 
Ihnen, meine Damen und Herren von der Sozial-
demokratie, die außerordentlich große Gefahr ver-
kannt, daß in der öffentlichen Meinung der Ver-
einigten Staaten ein Umschwung erfolgen könnte, 
der die amerikanische Regierung eines Tages 
nötigen würde, die weitere Verfolgung ihrer bis-
herigen Europapolitik aufzugeben; denn das ame-
rikanische Volk erträgt es auf die Dauer ebenso-
wenig wie irgendein anderes, daß seine Söhne uns 
schützen, während wir glauben, uns der Teilnahme 
an den erforderlichen Verteidigungsmaßnahmen 
entziehen zu können. Es ist zwar richtig, daß ein 
Abgehen der USA von ihrer heutigen Deutschland- 
und Europapolitik ein Verstoß gegen die wohlver-
standenen Interessen der Vereinigten Staaten von 
Amerika selbst wäre, ein Verstoß gegen ihre 
eigenen Lebensinteressen. Aber wir haben das ja 
in den letzten 30 Jahren schon häufig genug erlebt, 
daß gerade in demokratischen Staaten von einem 
emotionalen Umschwung der öffentlichen Meinung 
Veränderungen der äußeren Politik veranlaßt wur-
den, die durchaus nicht im Interesse der Völker 
dieser Staaten lagen. 

Wenn wir uns an das letzte große Beispiel einer 
verhängnisvollen Fehlorientierung der amerika-
nischen Politik erinnern, dann finden wir gerade 
darin einen Beleg, welches Unheil durch eine 
emotionale Fehllenkung der öffentlichen Meinung 
und deren negativen Einfluß auf die Regierung an-
gerichtet werden kann. Wir wissen, daß Roosevelt 
in Teheran und Jalta sehr stark unter dem Ein-
druck eines ganz außerordentlich gesteigerten aus-
schließlichen Hasses des amerikanischen Volkes 
gegenüber dem nationalsozialistischen Deutschland 
stand und daß man darüber die Gefahren übersah, 
die sich aus dem sowjetischen Totalitarismus her-
aus gerade dann entwickeln könnten, wenn das 
nationalsozialistische Deutschland am Boden liegen 
würde. Dieser emotionale Einfluß einer ganz ein-
seitig entwickelten öffentlichen Meinung hat 
wesentlich dazu beigetragen, daß Roosevelt in 
Teheran und Jalta schließlich entscheidend von der 
Erwägung getragen war, man solle Stalin so weit 
wie irgend möglich entgegenkommen, um ihn von 
jeglichem Mißtrauen gegenüber der kapitalistischen 

Welt für die Zeit nach dem zweiten Weltkrieg zu 
heilen. Wir wissen, daß aus diesen sehr entschei-

denden Irrtümern alle diejenigen Fehlregelungen 
hervorgegangen sind, die heute die Welt, nicht zu-
letzt Europa, nicht zuletzt Deutschland, mit außer-
ordentlich schwierigen, kaum lösbaren Problemen 
beladen. 

Nach solchem Anschauungsunterricht in der Ver-
gangenheit sollte man es nicht für unmöglich hal-
ten, daß durch verhängnisvolle Fehllenkungen oder 
Fehlentwicklungen der öffentlichen Meinung in 
den Vereinigten Staaten von Amerika eines Tages 
ein Umschwung auch in der heutigen Europa- und 
Deutschlandpolitik der USA erfolgen könnte, wenn 
nicht von uns aus und von den europäischen Völ-
kern her diejenige Mitwirkung erfolgt, die erforder-
lich ist, damit eben solche Fehlentwicklungen aus-
geschlossen werden. Die Sicherheit der Bundesre-
publik als eines zwar nur vorläufigen Gebildes, 
aber doch des Gebildes, das bei all seiner Vorläu-
figkeit die Ausgangsbastion der gesamtdeutschen 
Freiheit darstellt, ist von ganz entscheidender Be-
deutung, wenn wir unsere Aufgabe lösen wollen, 
die Freiheit der 20 Millionen Deutschen in Mittel-
deutschland wiederherzustellen, statt die Freiheit 
der 50 Millionen Deutschen in der Bundesrepublik 
aufs Spiel zu setzen. 

(Beifall bei der FDP.) 
Es ist in einer verantwortungsbewußten Politik 
immer so, daß die erste Aufgabe der Politik sein 
muß, der größten Gefahr mit höchstmöglicher 
Sicherheit zu begegnen, die höchste Gefahr mit 
höchstmöglicher Sicherheit auszuschließen. Diese 
Einstellung wird uns Deutschen um so näher ge-
bracht, als die Sowjets ganz offenbar eine deutsche 
Einheit wollen, die derart beschaffen ist, daß eines 
Tages ganz Deutschland, nicht nur Mitteldeutsch-
land, eine sowjetische Provinz sein wird. Was zu-
wenig beachtet wird, ist, daß heute zwei Formen 
der deutschen Einheit miteinander konkurrieren. 
Wir wollen die Freiheit für die 20 Millionen Deut-
schen in Mitteldeutschland auf friedliche Weise er-
ringen. Die Sowjets hingegen wollen die Errun-
genschaften der sozialistischen Welt den 50 Mil-
lionen Deutschen in Westdeutschland, in der Bun-
desrepublik aufdrängen. Dies ergibt sich nicht nur 
aus der Art der sowjetischen Propaganda, wie sie 
durch all die Jahre hindurch völlig unverändert 
weitergelaufen ist, insbesondere in Mitteldeutsch-
land, aber nicht nur in Mitteldeutschland, sondern 
auch aus Reden von sowjetischen Staatsmännern, 
in denen sie sich zu den deutschen Problemen 
äußern. Es ergibt sich auch aus der völligen Um-
krempelung Mitteldeutschlands, die dahin geführt 
hat, daß die Spaltung Deutschlands ständig ver-
tieft worden ist. Ich brauche hier nicht an die in 
allen diesen Jahren konsequent fortgesetzte Kol-
lektivierung des deutschen Wirtschafts- und Sozial-
lebens im sowjetischen Besatzungsbereich zu er-
innern. Ich brauche nicht daran zu erinnern, daß 
dort die Aufrüstung mit — wie uns heute Herr 
Mende sagte — 160 000 Mann in der kasernierten 
Volkspolizei schon längst durchgeführt ist, wäh-
rend hier noch immer seit fünf Jahren darüber 
diskutiert wird. 

Entscheidend ist jetzt ein Weiteres. In dem Be-
mühen um die völlige Sowjetisierung Mittel-
deutschlands, des Bereichs der sogenannten Deut-
schen Demokratischen Republik, hat man jetzt ein 
Familienrecht geschaffen, das darauf gerichtet ist, 
die Familie als letzte Zuflucht des einzelnen in der 
Geborgenheit vor dem Staate zu zerschlagen. Nach 
dem Familienrecht der „roten Hilde" wird die Ehe 
und Familie völlig den opportunistischen Er- 
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wägungen und Zugriffen des Staates unterstellt 
bzw. ausgeliefert. Planmäßige Zersetzung der Ehr-
furcht und ,des Vertrauens zwischen den Ehegatten 
und zwischen den Kindern und den Eltern, Be-
spitzelung der Familienangehörigen durch Fami-
lienangehörige ist das, was auch über die institu-
tionelle Regelung dieses neuen Familienrechts 
sichergestellt werden soll. 

(Zuruf von der SPD: Zur Sache!) 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
der sowjetische Widerstand gegen die Westver-
träge, gegen die Teilnahme der Bundesrepublik an 
der Verteidigung der freien Welt wird erst völlig 
verständlich, wenn diese Grundzüge der gegenwär-
tigen sowjetischen Europa- und Deutschlandpolitik 
mit der fortschreitenden Sowjetisierung Mittel-
deutschlands zusammen gesehen werden. 

Hier liegen die Fakten, die durch keine noch so 
geschickte, auf Verbergung der Absichten gerich-
teten Worte der sowjetischen Machthaber verhüllt 
werden können. Wer diese Zusammenhänge sieht, 
dem ist es nicht zweifelhaft, daß das ständige An-
rennen der Sowjets gegen die Westverträge, ihr 
hartnäckiges Bemühen, sie immer wieder zu ver-
zögern und zu vereiteln, allein der Absicht ent-
springt die Reste Europas außerhalb ihres Macht-
bereichs im Zustand der gegenwärtigen Balkanisie-
rung und der zerrissenen Kleinstaaterei zu erhal-
ten. Denn nur dieser Zustand eines nationalstaat-
lich zersplitterten Europas, das zu einer einheit-
lichen Aktion sich nicht findet, nicht fähig ist, be-
läßt ihnen die Aussicht auf bürgerkriegsähnliche 
Wirren mit den daran hängenden Interventions-
möglichkeiten, weil sie nur bei Erhaltung dieses 
Zustandes hoffen dürfen, die USA könnten ihrer 
Rolle, die Schutz- und Sicherheitsspender des 
freien Europas zu sein, überdrüssig werden. 

Würde diese Hoffnung irgendwann in Erfüllung 
gehen, ohne daß bis dahin die europäischen Völker 
einen hinreichend starken Defensivschutz entwik-
kelt hätten, dann begänne die Zeit für die sowje-
tische Form der deutschen Einheit und damit der 
drohenden Unterwerfung ganz Westeuropas. Des-
halb ist es wesentlich, die Bemühungen um die 
Integration Europas — wenigstens im Rahmen der 
neuen Verträge — zum Zwecke der einheitlichen 
außenpolitischen Abwehr- und Verteidigungsaktion 
zu beschleunigen. Solange aber die Sowjets den 
gegenwärtigen Zustand Europas mit solchen 
Spekulationen verbinden dürfen, dürfen Sie, meine 
Damen und Herren von der Sozialdemokratie, 
überzeugt sein, daß sie in der Frage der deutschen 
Einheit völlig unnachgiebig sein werden. Es ist 
doch im machtpolitischen Bereich nachgerade 
selbstverständlich, daß die Sowjets, solange sie 
hoffen, solange sie glauben dürfen, ihre euro-
päische Partie stünde infolge der Unfähigkeit der 
europäischen Völker, zu einer wirksamen Verteidi-
gungspolitik zusammenzufinden, auf Gewinn, zu 
keinen ernsthaften Zugeständnissen in der Frage 
der deutschen Einheit auf der Basis der Freiheit 
bereit sind. 

Die Parole, die der Kollege Erler  heute hier 
ausgab: „Wer die Bundesrepublik zum amerika-
nischen Truppenübungsplatz macht, verhindert die 
deutsche Einheit", ist völlig verfehlt, ebenso die 
Warnung vor der Gegenüberstellung der deutschen 
Kräfte an der Elbe. Wir wünschten uns sehr, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, das könnte ver-
mieden werden; aber die Sowjets haben in der 

Konsequenz ihres unbeirrbaren Willens durch die 
Jahre hindurch die Aufrüstung entscheidend in 
Gang gesetzt. Sie haben immer wieder ihren Wil-
len, vollendete Fakten zu schaffen, zu erkennen ge-
geben, und uns bleibt keine andere Möglichkeit — 
wenn wir nicht Selbstverrat üben wollen —, als 
die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und 
wenigstens jenes Maß von Mitbeteiligung Deutsch-
lands an den Verteidigungsbemühungen der west-
lichen Welt herzustellen, das erforderlich ist, da-
mit wir nicht eines Tages in die übelste Situation 
des Verlassenseins gegenüber den Gefahren aus 
dem Osten kommen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Es gibt zwei sehr durchgreifende Beweise für die 

Richtigkeit dieser Auffassung. Sie liegen in dem 
Verhalten der Sowjets auf der Berliner Konferenz, 
und sie liegen weiter in der Begründung der So-
wjets für die angebliche Unaufschiebbarkeit einer 
erneuten Konferenz, zu der sie für Anfang Dezem-
ber dieses Jahres eingeladen hatten. Auf der Ber-
liner Konferenz haben sie eine Entwicklung der 
deutschen Einheit, die auf gesicherten freien Wah-
len beruht und aus ihnen alle Konsequenzen zu-
läßt, ganz konsequent abgelehnt. Sie  waren nicht 
daran gehindert, wenn sie überhaupt das Zuge-
ständnis der freien Wahlen als Ausgangspunkt 
einer entsprechenden Entwicklung in Betracht 
ziehen wollten, die Bedingungen zu nennen, unter 
denen sie bereit wären, das Zugeständnis zu 
machen. Sie haben davon Abstand genommen, ob-
wohl ja Sie, Herr Kollege Ollenhauer, damals von 
Berlin aus immer wieder die mannigfachsten An-
regungen über die Öffentlichkeit mit der Adresse 
an die Konferenz gerichtet haben. Um so mehr war 
den Sowjets daran gelegen, auf der Berliner Kon-
ferenz völlig klarzustellen, worin für sie der ent

-

scheidende Unterschied zwischen der NATO und 
der EVG bestand. Sie haben das in einer geradezu 
zynischen Offenheit erklärt, dahin, daß die NATO 
bestehe, daß also ihre Existenz nicht in Zweifel zu 
ziehen sei, während eben die EVG noch nicht be-
stände und infolgedessen der Gefahr nicht nur der 
Verzögerung, sondern über die Verzögerung der 
endgültigen Verhinderung ausgesetzt bliebe. Auf 
diesen Effekt der Verzögerung mit dem Ziele der 
endgültigen Verhinderung kam es den Sowjets an. 

Nicht minder eindeutig ist in dieser Hinsicht die 
Einladung zur Konferenz für den 2. Dezember mit 
der Begründung, die Konferenz müsse noch vor 
dem Beginn der Ratifikationsverhandlungen in 
den westeuropäischen Parlamenten stattfinden, — 
auch hier im letzten Augenblick ein sehr entschie-
dener Versuch der Sowjets, eine Konferenz zu-
stande zu bringen, eben um sie wieder lediglich 
zum Mittel einer Verzögerung, einer Verhinderung 
der westlichen Verteidigungsbemühungen zu 
machen, ohne daß sie aber in irgendeiner Weise 
bereit waren, befriedigende Zugeständnisse über-
haupt nur in den Bereich der erwägenswerten 
Möglichkeiten einzubeziehen. 

Wenn jetzt die Sozialdemokratie dasselbe er-
klärt wie vor einem Jahr: noch eine Konferenz 
vor Ratifizierung, um die letzten Verhandlungs-
möglichkeiten auszuschöpfen!, so ist das nach den 
Erfahrungen des letzten Jahres schlechthin un-
verständlich. Es würde sich lediglich um eine Er-
neuerung der Berliner Konferenz handeln auf der-
selben Grundlage, die die Sowjets von vornherein 
nur in die Versuchung bringen würde, auch diese 
neue Konferenz zu einem Mittel der Verzögerung 
zu machen, nicht aber zu einem Mittel sachlicher 
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Verhandlungen über das deutsche Problem. Wenn 
die Sozialdemokratie auch jetzt wieder, trotz der 
Erfahrungen des letzten Jahres, bei dem stehen 
bleibt, was sie im November/Dezember des Vor-
jahres vor der Berliner Konferenz erklärt hat, so 
macht sie sich damit einmal mehr — ob sie das 
will und weiß oder nicht, es kommt in der Politik 
auf den objektiven Erfolg an, 

(Lachen bei der SPD) 

auf die objektive Gestaltung — zum Fürsprecher 
der Verzögerungseffekte, an denen den Sowjets 
entscheidend gelegen ist. 

(Zuruf von der SPD: Wir wissen ja, wer 
das sagt!) 

Die Verzögerung, die Verhinderung liegt den Sowjets 
nicht etwa am Herzen, weil sie die deutsche Ein-
heit auf der Basis der Freiheit wollten, sondern 
weil sie sie eben nicht wollen. Es wird das Ziel 
unserer Politik sein müssen, das wir unbeirrbar 
im Auge haben müssen, gemeinsam mit den west-
lichen Völkern bei den Sowjets jene Bereitschaft 
zu erzeugen, die heute noch fehlt. 

Im wesentlichen aus diesen Gründen halten wir 
jene Verträge für erforderlich, 

(Zuruf von der SPD: Weshalb „Im 
wesentlichen"?) 

die allein geeignet sind, das Schicksal der Völker in 
Europa außerhalb des sowjetischen Machtbereichs 
zum Guten zu wenden, nachdem die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft gescheitert ist. 

(Beifall bei der FDP und in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ehe ich das Wort wei-
ter gebe, möchte ich das Hohe Haus davon unter-
richten, daß noch sieben Redner gemeldet sind. — 
Das Wort hat der Abgeordnete Ollenhauer. 

Ollenhauer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich in den wenigen Be-
merkungen, die ich zu machen gedenke, auf eine 
Stellungnahme zu den Ausführungen des Herrn 
Bundeskanzlers beschränken. 

Der Herr Bundeskanzler hat seine heutige Rede 
damit begonnen, daß er hier erklärt hat, auch für 
ihn sei die Entscheidung, diese Verträge dem Par-
lament vorzulegen, eine Entscheidung des Gewis-
sens gewesen. Nun, wir haben die Motive des 
Herrn Bundeskanzlers weder in dieser Debatte 
noch sonst irgendwann in Zweifel gestellt. Wir 
nehmen an, ,daß jeder von uns nach bestem Wissen 
und Gewissen handelt. Aber ich hätte gewünscht, 
daß man im Laufe dieser Debatte dann auch in den 
einzelnen Reden immer in diesem Geiste gespro-
chen hätte 

(Beifall bei der SPD) 

und daß man, wenn man sich der Schwere der 
Situation, über die gestern der Herr Bundeskanz-
ler und ich einleitend gesprochen haben, bewußt 
ist, auch immer dann daran gedacht hätte, wenn 
man in die Versuchung kam, hier mit etwas zu 
billigen Argumenten über die Stellungnahme und 
die Haltung der sozialdemokratischen Opposition 
hinwegzugehen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 
Ich habe heute in dieser Beziehung an dem Herrn 

Bundeskanzler nicht sehr viel Kritik zu üben, ob-
wohl das sonst bei seinen Diskussionsreden immer 
für ihn und für uns eine gewagte Sache ist. 

(Heiterkeit.) 

Aber heute hat er sich darauf beschränkt zu sagen, 
er wolle sanft mit uns umgehen, weil er die un-
angenehme Situation der Sozialdemokratischen 
Partei durchaus verstehe. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Herr Bundeskanzler, ich glaube, das ist im Hinblick 
auf den Verlauf der Debatte und im Hinblick auf 
die Tatsachen, die sich in dieser Debatte und im 
Zusammenhang mit den Verträgen heute hier und 
an anderen Orten ergeben haben, wohl eine kleine 
Verkennung der Lage. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Ich glaube, wenn hier heute und gestern jemand 
in einer unangenehmen Lage war, dann waren es 
Sie, Herr Bundeskanzler, 

(Zurufe von der Mitte: Nein! Nein!) 

die Regierung und die Koalition. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von 
der Mitte.) 

— Meine Damen und Herren, vielleicht warten Sie 
noch einige Tage ab und überlegen sich dann ein-
mal, ob die Taktik und Strategie, die Sie in diesen 
Tagen für die erste Lesung der Verträge ange-
wendet haben, vom Standpunkt Ihrer Politik nicht 
ein sehr zweifelhaftes Beginnen gewesen ist. 

(Erneuter Beifall bei ,der SPD.) 

Aber wir haben ja nicht die Aufgabe, auch noch in 
dieser Beziehung der Koalition und der Regierung 
gute Ratschläge zu geben. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Zuruf von 
der Mitte: Könnt ihr auch nicht!) 

— Nun, seien Sie nicht so abweisend! Es könnte 
vielleicht auch einmal anders sein. 

(Zuruf von der Mitte: Wenn die 
Ratschläge gut sind!) 

Der Herr Bundeskanzler hat dann davon ge-
sprochen, er wolle sich im wesentlichen mit den 
Argumenten auseinandersetzen, die ich gestern 
morgen hier im Auftrag meiner Fraktion vorge-
tragen habe. Ich habe diese Ankündigung begrüßt. 
Aber ich muß sagen: über das Resultat dieser kriti-
schen Untersuchung bin ich im Interesse der 
Sache außerordentlich betrübt. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Sie werden mir zugeben, daß wir gestern in der 
ersten zusammenfassenden Darstellung unserer 
Auffassung eine ganze Reihe von sehr wichtigen 
Argumenten und Fragen an die Regierung ge-
richtet haben, und ich glaube, Sie alle müssen mir 
zugeben, daß die Antwort, die wir heute durch 
den Chef der Regierung auf diese Fragen bekom-
men haben, mehr als dürftig ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich will mich bemühen, festzustellen, was im 
Kern in den Ausführungen des Herrn Bundes-
kanzlers als Antwort enthalten war, und dazu 
einige Sätze sagen. 

Der Herr Bundeskanzler hat einige Bemerkun-
gen über die Frage der finanziellen Auswirkungen 
der Durchführung dieser Verträge gemacht. Er hat 
erklärt, es sei unmöglich, vor dem Parlament über 
den Aufbau der Wehrmacht und über all die damit 
zusammenhängenden organisatorischen und finan-
ziellen Fragen zu sprechen. 

(Abg. Kunze [Bethel]: Heute!) 
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Herr Bundeskanzler, niemand hat das von Ihnen 
verlangt, niemand! 

(Abg. Bausch: Doch! Klar haben Sie das 
verlangt! — Zuruf des Abg. Kunze [Bethel] 

und weitere lebhafte Zurufe 
von der Mitte.) 

— Fassen Sie sich, Herr Kunze, ich will es gleich 
für Sie leichter machen. 

(Zuruf von der Mitte: Herr Erler hat es 
verlangt!) 

— Mein Freund Erler und ich haben hier erklärt: 
Wir sind uns selbstverständlich darüber klar, daß 
es in keinem Fall die Aufgabe einer Plenarsitzung 
des Bundestags sein kann, ein so komplexes Pro-
blem im einzelnen zu behandeln. Zweitens: Es wird 
von der Sozialdemokratie nicht bestritten, daß ge-
rade in dieser Frage interne Ausschußberatungen 
über Details unausweichlich sind. Das versteht man 
aber auch draußen im Lande. 

Was wir gefragt haben, war eine Bitte an die 
Regierung um Auskunft darüber: Was , wird die 
Gesamtsumme der finanziellen Verpflichtungen bei 
der Durchführung der Verträge sein? 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich habe zwei Zahlen genannt. Ich habe gesagt: wir 
haben hier gehört — und wir haben es bei der 
ersten Lesung des Haushalts ja debattiert —, daß 
im Etat für das Jahr 1955 9 Milliarden vorgesehen 
sind, daß wir dagegen aus Veröffentlichungen, ins-
besondere auch aus ernsthaften Angaben über die 
Vorstellungen der beteiligten Mächte der NATO, 
wissen, daß man dort mit einem Betrag von 15,9 
Milliarden im Jahre 1955 als dem Beitrag der Bun-
desrepublik rechnet. Meine Damen und Herren, das 
muß doch aufzuklären sein! Man muß doch sagen 
können: wir können uns nicht über die Aufteilung 
der Summe im einzelnen unterhalten; aber wenn 
Sie den Vertrag annehmen, wird es bedeuten, daß 
wir aus diesem Vertrag finanzielle Verpflichtun-
gen in diesem und jenem Ausmaß übernehmen! 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Wenn Sie sagen: Das wissen wir heute noch nicht, 
— um so schlimmer. Um so schlimmer! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Sind Sie es denn nicht gewesen, meine Damen und 
Herren, die in diesem Bundestag seit Jahr und Tag 
einen leidenschaftlichen Kampf dafür geführt ha-
ben, daß man keine Gesetzentwürfe mit finanziel-
len Verpflichtungen einbringt, ohne die Deckung 
dieser finanziellen Ausgaben vorzulegen? 

(Beifall bei der SPD.) 

Jetzt bringen Sie eine Vorlage ein, die fast die 
Gesamthöhe des Sozialetats der Bundesrepublik 
ausmacht, und Sie wissen nicht, was das kostet? 
Sie wissen nicht, wie wir das im einzelnen — wie 
so schön gesagt wurde — „verkraften" wollen? Was 
ist denn das für eine Art von Gesetzgebung in 
einer so lebenswichtigen Frage, wie Sie alle sagen, 
wenn wir nicht wenigstens in groben Zahlen — wir 
wollen ja gar nicht mit Ihnen um 50 Millionen han-
deln — wissen: das ist die finanzielle Verpflichtung, 
die das Volk der Bundesrepublik beim Inkraft-
treten der Verträge zu übernehmen hat? Und ich 
stelle fest: Der Herr Bundeskanzler hat heute dar-
auf eine Antwort nicht zu geben vermocht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der zweite Punkt bezieht sich auf ein anderes 
Kapitel, und zwar unmittelbar auf meine Rede. 
Der Herr Bundeskanzler hat gesagt: die drei West-
mächte in London und später die 14 Mächte der 
NATO haben in den Vereinbarungen eine feier-
liche Erklärung abgegeben, daß sie die Wiederher-
stellung der deutschen Einheit in Freiheit als ein 
vornehmes Ziel ihrer Politik betrachten und sich 
damit in Übereinstimmung befinden mit der Poli-
tik der deutschen Bundesregierung. Der Herr Bun-
deskanzler hat hinzugefügt, er sehe es als seine Auf-
gabe an, doch dagegen Verwahrung einzulegen, daß 
man unterstellt, daß hier nicht der ehrliche Wille 
zu einer solchen Erklärung bestehe. 

(Zuruf von der Mitte: Zur Durchführung 
bestehe!) 

Meine Damen und Herren, das ist wiederum nicht 
die Frage. In meiner Rede — wenn Sie freundlichst 
sie noch einmal nachlesen wollen — habe ich sogar 
diese Grundsatzerklärung der drei Westmächte und 
der NATO-Länder zum Ausgangspunkt meiner Be-
trachtung genommen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Denn wir haben überhaupt keinen Grund, anzu-
nehmen, daß in der Ehrlichkeit des Willens zu 
einer solchen grundsätzlichen  Erklärung bei irgend 
jemandem der Unterzeichner eine Unsicherheit be-
steht. Wir nehmen sie hin, so wie sie dasteht, und 
erst sehr bittere Erfahrungen könnten uns über-
zeugen, daß sie nicht im vollen Sinne so gemeint 
war. Aber die Frage, die ich gestellt habe, und die 
Frage, die in unserem Antrag sozusagen das Kern-
stück ist, ist eine ganz andere. Die Frage ist näm-
lich: warum hat die Bundesregierung seit der Lon-
doner Konferenz, als doch damals die ersten Ver-
handlungen über die neuen Verträge stattfanden, 
nicht den ersten Schritt getan, den wir damals 
schon verlangt haben, nämlich von den drei West-
mächten zumindest zu verlangen, daß man sich 
nicht nur über das Prinzip und über eine Prokla-
mation verständigt, sondern über die praktischen 
Methoden, über die Wege und Ziele einer gemein-
samen Politik zur Wiederherstellung der deutschen 
Einheit. Das ist die Frage. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Auch auf meine Feststellung, daß unter den Un-
terschriften der Pariser Verträge, die der Herr 
Bundeskanzler geleistet hat, diese Unterschrift 
fehlt und daß wir diese Lücke am allertiefsten be-
dauern, hat der Herr Bundeskanzler keine Ant-
wort gegeben, 

(Zuruf von der Mitte: Natürlich!) 

obwohl sie in der Lage, in der wir uns befinden, 
von der entscheidenden Bedeutung ist. Wenn für 
Sie schon eine solche Ausarbeitung einer gemein-
samen Politik für die deutsche Einheit nicht so 
vordringlich erscheint und wenn Sie den Versuch 
machen wollten, die Sozialdemokratie zu einer 
positiven Einstellung zu gewinnen, dann mußten 
Sie mindestens wissen, daß hier eine Aufgabe lag, 
bei der eine Chance für eine wirkliche Zusammen-
arbeit in einer nationalpolitischen Frage ersten 
Ranges gegeben war. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Hier ist die Antwort des Herrn Bundeskanzlers 
trotz meiner ausführlichen Darlegung über unsere 
Sorgen und unsere Bedenken eine völlige Fehl-
anzeige. 
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(Ollenhauer) 

Das dritte, meine Damen und Herren, ist folgen-
des. Der Herr Bundeskanzler hat gesagt: „Im übri-
gen, Herr Ollenhauer und die Sozialdemokraten, 
was wollen Sie eigentlich? Haben nicht die West-
mächte am 29. November eine Note an die Sowjet-
union  geschickt? Diese Note ist" — wie der Herr 
Bundeskanzler hier bestätigt hat — „der deutschen 
Bundesregierung vorgelegt worden, und in dieser 
Note ist die Bereitschaft zu einer Viermächtekon-
ferenz ausgedrückt worden." 

(Zuruf von der Mitte: Erneut!) 

Entschuldigen Sie, Herr Bundeskanzler, diese Auf-
fassung ist gerade in dieser Note nicht ausge-
drückt worden. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Zuruf von 
der Mitte: Sie ist doch ausgedrückt 

worden!) 

In dieser Note heißt es — vielleicht darf ich es 
Ihnen mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten vor-
lesen —: 

Nach ihrer Meinung 

— nämlich nach der Meinung der drei West-
mächte — 

sind zur Zeit 

— zur Zeit! — 

die entscheidenden Voraussetzungen für den 
Erfolg einer Konferenz über Deutschland, 
Österreich und die anderen Fragen des euro-
päischen Sicherheitsproblems nicht gegeben. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Zurufe von 
der Mitte.) 

Und dann kommt: Um all diese Voraussetzungen 
zu schaffen, unterbreitet die französische Regierung 
die folgenden Vorschläge: erstens ein Überein-
kommen über die Unterzeichnung des österreichi-
schen Staatsvertrages, zweitens Aufklärung durch 
die sowjetische Regierung über ihre Haltung in 
der Frage der freien Wahlen in Deutschland als 
ersten notwendigen Schritt 

(Zuruf von der Mitte: Richtig!) 

— entschuldigen Sie! —, drittens einen Gedanken-
austausch auf diplomatischem Wege über die ande-
ren gemeinsam interessierenden europäischen Fra-
gen, die anschließend bei einem Vierertreffen er-
örtert werden könnten, und viertens eine Konferenz 
der vier Außenminister, sobald sich gute Erfolgs-
aussichten für Lösung usw. ergeben. 

(Zurufe von der Mitte: Na also! — Wei

-

tere Zurufe.) 
— Entschuldigen Sie, darin steht kein konkreter 
Vorschlag, 

(Sehr richtig! bei der SPD — Zurufe von 
der Mitte) 

in dieser Lage vor der Ratifizierung der Verträge 
eine Viererkonferenz abzuhalten. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. von 
Brentano: Gott sei Dank!) 

— Gut, Herr von Brentano, ich bin Ihnen außer-
ordentlich dankbar für die Bestätigung, die Sie mir 
geben, indem Sie sauen: Gott sei Dank. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, auch das war in dieser 
Diskussion unter anderem ja klarzustellen. Ich 

glaube, damit sind die Positionen in dieser wichti-
gen Frage in diesem Hause so klar bezogen, wie sie 
selten waren. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Abg. Dr. 
von Brentano: Schon immer! — Weitere 

Zurufe von der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, ich nehme hier die 
sachliche Diskussion über das Für und Wider nicht 
erneut auf, weil man das ja nicht endlos in einer 
solchen Debatte fortsetzen kann. Ich will mich ab-
solut auf die wenigen Punkte beschränken. Aber, 
meine Damen und Herren, diese Feststellung wird 
in einer späteren Zeit des Rückblicks auf die Kon-
sequenzen und Folgen einer Politik, die eine solche 
Chance vor der Ratifizierung überhaupt ausschlägt, 
einmal sichtbar werden. 

(Beifall bei der SPD. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich nicht 
mit dem Herrn Bundeskanzler über die Saarfrage 
unterhalten; sie ist ja wohl im Rest der Debatte 
noch Gegenstand der Diskussion. Der Bundeskanz-
ler hat in diesem Zusammenhang erklärt, er be-
dauere, daß ich ihm den Vorwurf gemacht hätte, 
er habe das Saarstatut gewissermaßen als Preis 
für die Unterschrift, die die französische Regierung 
unter die Verträge über die deutsche Aufrüstung 
zu leisten hatte, angenommen. Meine Damen und 
Herren, Sie waren alle Zeugen des Frage- und 
Antwortspiels in dieser Angelegenheit. Ich glaube, 
es ist klar, daß gerade diese Auseinandersetzung 
die Richtigkeit unserer Feststellungen im vollen 
Umfange bestätigt hat. 

(Beifall bei der SPD. — Widerspruch in 
der Mitte.) 

Nun möchte ich Ihnen eines sagen. Wir können 
nicht immer wieder in jedem Augenblick alles, was 
uns in dieser Sache bewegt, vorbringen. Aber es 
lag mir daran, Sie noch einmal an dieses zentrale 
Anliegen, um das es geht, zu erinnern. Wir werden 
in der zweiten Lesung noch Gelegenheit haben, 
über viele Einzelheiten zu sprechen, wenn diese 
Verträge überhaupt ein anderes Schicksal als die 
EVG-Verträge erleiden, was noch völlig offen ist. 
Wir sind aber bereit, in aller Sachlichkeit und Ruhe 
über diese Dinge zu sprechen. Jetzt möchte ich noch 
folgendes sagen. Die Verantwortung, die wir am 
Schluß dieser ersten Lesung haben und vor die wir 
durch die Abstimmung über die sozialdemokrati-
schen Anträge gestellt sind, besteht darin, daß wir 
heute in diesem Hause noch frei sind in der Ent-
scheidung, ehe wir auf dem Wege der Ratifizierung 
weitergehen, noch eine ernsthafte Anstrengung zu 
machen, die Chancen zu untersuchen, 

(Zuruf von der Mitte: „Untersuchen!") 

die vielleicht darin bestehen, — — 

(Abg. Dr. Dr. h. c. Müller [Bonn] : 
„ Vielleicht" I)  

— Selbstverständlich! Aber dieses „Vielleicht", 
meine Damen und Herren, ist mir wichtig genug, 
wichtiger als eine Lage, in der es nachher heißt: 
Nun nicht mehr! Das ist die Frage. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Das ist der Appell, den wir an Sie richten, indem 
wir Sie bitten, wenn wir am Schluß dieser Debatte 
stehen, unserem Antrag zuzustimmen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und meine Herren! Herr Kollege 
Ollenhauer hat in sehr starken Ausdrücken 
getadelt, daß die Bundesregierung, daß der Bundes-
kanzler nicht wisse, welche Kosten entstehen wür-
den, und daß trotzdem ein Gesetz vorgelegt werde, 
das uns zu Ausgaben verpflichte. Er hat darauf 
hingewiesen, daß gerade wir sonst immer darauf 
bestünden, daß, wenn Anträge gestellt würden, 
gleichzeitig eine Deckungsvorlage gemacht werde. 
Lassen Sie mich zunächst zu diesem Punkt spre-
chen. Ich will versuchen, auch der Opposition die 
Sache klarzulegen. Ich stelle zunächst an die Spitze: 
Die Verabschiedung dieser Verträge verpflichtet 
uns nicht zu irgendwelchen Ausgaben. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien. 
— Abg. Welke: Na, na! — Unruhe und Zu

-

ruf von der SPD: Aber die Konsequenzen!) 

— Warten Sie doch ab! Wenn wir diese Verträge 
ratifizieren und wenn die anderen die Verträge 
ratifizieren, dann wird das, was wir auszugeben 
haben, in der NATO verhandelt und durch einen 
NATO-Beschluß festgesetzt. Zu diesem NATO-Be-
schluß gehört Einstimmigkeit, gehört also auch 
unsere Zustimmung, und diese Zustimmung kann 
nur mit Zustimmung des Deutschen Bundestages 
erteilt werden. Das ist also der Zeitpunkt, an dem 
die Kostenfrage, die natürlich von sehr großer Be-
deutung ist, erörtert und entschieden werden muß. 

Ich möchte zu dieser Frage noch folgendes sa-
gen. Es ist ganz selbstverständlich, daß, ebenso wie 
bei anderen Ländern, die für ihre Truppen schon 
von den Vereinigten Staaten Waffen und sonstige 
Unterstützungen bekommen haben, diese Frage 
auch für uns eine entscheidende Rolle spielen wird. 
Wir können Ihnen also mit dem besten Willen in 
diesem Augenblick nicht sagen, was das Ganze, 
wenn alles ratifiziert sein wird, kosten wird. Die 
Vereinigten Staaten haben zwar Zusicherungen 
gegeben, aber diese Angelegenheit noch nicht dem 
Kongreß vorgelegt. Sie können sie jetzt nicht dem 
Kongreß vorlegen, weil noch nicht ratifiziert ist. 
Ich glaube, das ist schließlich zu verstehen. 

(Zuruf von der SPD: Aber wir schliddern 
hinein! — Weitere Zurufe von der SPD.) 

Der Herr Kollege Ollenhauer hat weiter erklärt, 
wir hätten die Chance der Zusammenarbeit ver-
paßt oder nicht genügend erwogen. Meine Damen 
und Herren, zu meinem großen Bedauern habe ich 
in dieser zweitägigen Debatte keinen Satz und auch 
kein Wort von seiten der Opposition gehört, das 
eine Möglichkeit gegeben hätte, zusammenzuar-
beiten. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Die sozialdemokratische Opposition hat sich darauf 
beschränkt, zu allem, was heute und gestern von 
der Bundesregierung oder von einer der Fraktio-
nen der Regierungskoalition erklärt worden ist, 
nein zu sagen. 

(Erneuter Beifall in der Mitte und rechts. 
— Widerspruch bei der SPD. — Abg. 

Welke: Die Wahrheit zu sagen!) 

Ich möchte ausdrücklich feststellen, meine Damen 
und Herren, daß auch Herr Kollege Ollenhauer, 

der seine Worte ja sehr genau überlegt und sich 
nicht durch die Atmosphäre dieses Raumes hin-
reißen läßt — —

(Abg. Welke: Im Gegensatz zu Ihnen, 
Herr Bundeskanzler!) 

— Ja, nun lassen Sie doch auch einem anderen mal 
die Ehre, wenn ich dem Herrn Ollenhauer die 
Ehre lasse! 

(Abg. Welke: Ich lasse Ihnen die Ehre, 
Herr Kanzler!) 

Sehen Sie, meine Herren, auch der Kollege Ollen-
hauer hat mit keinem einzigen Satz und mit kei-
nem einzigen Wort erklärt, was er denn will, 

(lebhafter Widerspruch bei der SPD — 
Beifall in der Mitte und rechts — Abg. 
Mellies: Glauben Sie denn, daß Ihnen das 
draußen jemand abnimmt? Das nimmt 

Ihnen niemand ab! — Unruhe) 

es sei denn, man sähe in dem Satz, man solle 
vor der Ratifizierung noch eine Viererkonferenz 
abhalten, den Weg, den er vorschlägt. 

(Zuruf von der SPD: Natürlich! — Wei-
tere Zurufe von der SPD.) 

Wenn das sein Vorschlag ist, meine Damen und 
Herren, — — 

(Zuruf von der SPD: Sie merken alles!) 

— Ach, meine Damen und Herren, die Sache ist zu 
ernst für billige Bemerkungen! 

(Lebhafte Zustimmung in der Mitte und 
rechts. — Zurufe von der SPD.) 

Wenn das sein Vorschlag ist, meine Damen und 
Herren, dann kann ich ihm nur folgendes darauf 
erwidern: 

Erstens. Von den drei Westalliierten ist mit un-
serer Zustimmung im November der Vorschlag zu 
einer Viererkonferenz gemacht worden; allerdings 
ist dann nachher erklärt worden: nach der Ratifi-
zierung. 

(Lebhafte Rufe von der SPD: Aha! — 
Abg. Welke: Also nichts ist getan worden, 

Herr Bundeskanzler!) 

Es würde sich also das Wesentliche des Vorschlages 
der sozialdemokratischen Opposition darin zeigen, 
daß sie sagt: Nein, die  Viererkonferenz soll vor der 
Ratifizierung sein. Das wäre das Wesentliche. 

(Zuruf von der SPD: 1 : 0!) 

Meine Damen und Herren, nun ist auch dem 
Herrn Kollegen Ollenhauer bekannt, — — 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Wehner will eine Frage stellen. Ich erteile ihm 
dazu das Wort. 

Wehner (SPD): Entschuldigen Sie bitte, Herr 
Bundeskanzler, — — 

(Lebhafter Widerspruch in der Mitte und 
rechts. — Erregte Zurufe von der CDU/ 
CSU. — Gegenrufe von der SPD: Herr 
Bausch hat heute auch gefragt! — Bausch 
und Hoogen sogar! — Weitere fortgesetzte 

Zurufe. — Unruhe.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Ich habe Ihnen das 
Wort erteilt, Herr Abgeordneter Wehner. 

Wehner (SPD): Ich danke Ihnen. — Der Herr 
Bundeskanzler hat gesagt, daß der einzige Unter-
schied in der Forderung nach einer Viermächte-
konferenz im Termin bestünde. Ist dem Herrn 
Bundeskanzler nicht klar, daß die sozialdemokra-
tische Forderung vor allem enthält, daß man zu 
einer solchen Konferenz mit gemeinsamen Richt-
linien gehen sollte, die uns die Möglichkeit ließen, 
mit den drei Westmächten von einer gemeinsamen 
Wiedervereinigungspolitik zu sprechen, und daß die 
Sorge der Sozialdemokraten darin besteht, daß 
solche Anstrengungen nicht gemacht worden sind? 

Wenn der Herr Bundeskanzler uns — das ist 
eine weitere Frage — davon überzeugen wollte, 
daß es auf jener Seite keinerlei Einschränkungen 
gebe, dann möchte ich ihn bitten, 

(Zurufe von der Mitte: Ist das eine Frage?) 

die Frage zu beantworten, ob er bereit wäre, das 
Schreiben der Alliierten vom 11. November 1953 
diesem Bundestag zugänglich zu machen, weil aus 
diesem Schreiben zu ersehen wäre — wenn die 
Abgeordneten des Bundestages es bekämen —, 

(Abg. Dr. Dr. Müller [Bonn] : Das ist doch 
keine Frage!) 

ob es Richtlinien mit Einschränkungen oder Richt-
linien für eine wirkliche Wiedervereinigungspolitik 
gibt. 

(Lebhafter Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

— Der Herr Bundeskanzler wird ja sagen, ob er 
bereit oder nicht bereit ist, diese Note der Alli ier-
ten Hohen Kommission vom 11. November 1953 
dem Hause zugänglich zu machen. 

(Anhaltende Zurufe.) 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Meine Damen und 
Herren, ich muß es dem Hohen Hause und dem 
Herrn Präsidenten überlassen, zu entscheiden, ob 
derartige Ausführungen im Sinne der Geschäfts-
ordnungsbestimmungen liegen, 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

wonach kurze Fragen gestellt werden können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Erler meldet sich zu einer Zwischen-
frage. — Lebhafte Zurufe von der CDU/ 
CSU. — Abg. Sabel: Das ist ein Störungs-
manöver! — Zurufe von der Mitte: Auf-
hören! — Anhaltende Zurufe. — Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zu einer 
Frage hat der Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD): Ich erlaube mir die Frage, ob der 
Herr Bundeskanzler Zeuge gewesen ist, wie seine 
Parteifreunde meine Ausführungen eine halbe 
Stunde durch Fragen aufgehalten haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Meine Damen und 
Herren! Diese Frage will ich beantworten. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der 
SPD: Die andere nicht, was?) 

— Nein! 
(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich bin Zeuge ge-
wesen, und ich habe das Empfinden gehabt, daß 
diese Bestimmung der Geschäftsordnung unbedingt 
geändert werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
anhaltende Zurufe von der SPD. — Abg. 
Welke: Nachtigall, ich hör dir trapsen! 

Dann singen wir nur noch!) 

Ich fahre fort in der Erwiderung auf die Aus-
führungen des Herrn Kollegen Ollenhauer. 

(Zuruf von der SPD: Beantworten Sie die 
Frage von Herrn Wehner! — Gegenruf der 
Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen]: Das 

war keine Frage!) 

Ich muß dabei bleiben, Herr Ollenhauer — und ich 
bitte Sie, das Stenogramm Ihrer Rede durchzu-
lesen —, daß Sie Zweifel darin gesetzt haben, ob 
es den anderen vierzehn oder noch genauer ge-
sprochen: ob es England und Frankreich ernst sei 
mit dieser Erklärung; denn Sie haben in Ihrer 
Rede sehr ausführlich den Ihnen bekannten 
„Times"-Artikel angeführt. Sie haben zwar dann 
gesagt: „Zwar ist Herr Eden davon abgerückt". 
Aber, meine Damen und Herren, darin, daß Sie den 
„Times"-Artikel so ausführlich erwähnen und 
wiedergeben und sagen: „Zwar ist Herr Eden da-
von abgerückt", liegt doch ganz augenscheinlich, 
daß Sie glauben, man müsse damit rechnen, daß 
Großbritannien nicht zu seinem Wort stehe. Sie 
haben sich dann über Herrn Mendès-France in 
ähnlicher Weise ausgesprochen. 

Nun lassen Sie mich, meine Damen und Herren, 
eine ganz allgemeine Bemerkung machen. Ich 
meine, ein Deutscher — es gilt für uns alle —, 
jeder, meine Damen und Herren, jeder deutsche Po-
litiker sollte doch niemals sagen: Ich glaube den 
anderen nicht so recht, was sie sagen. 

(Abg. Wehner: Denken Sie an das Claridge-
Hotel-Gespräch!) 

Nun, meine Damen und Herren, fahre ich fort 
und erwähne zunächst — Herr Ollenhauer hat auch 
davon gesprochen — das Saarstatut. Meine Damen 
und Herren, ich kann nur erklären, daß ich nach 
allen Kritiken, die ich gehört habe, bei dem bleibe, 
was ich unterschrieben habe. Und zwar bleibe ich 
dabei, weil eben beide Länder in einem solchen 
Falle Nachgiebigkeit gegeneinander zeigen müssen, 
einmal um der Menschen an der Saar willen und 
zweitens um des höheren Zweckes willen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und nun, verehrter Herr Kollege Ollenhauer, bin 
ich nicht der Auffassung, daß heute abend klare 
Positionen bezogen worden sind und auch nicht 
gestern, es sei denn, Sie rückten von dem, was 
namentliche Herren von Ihnen früher gesagt haben, 
heute ab. Sie haben einmal hier im Hause und 
auch außerhalb des Hauses einen Weg genannt, der 
nach Ihrer Meinung von der Bundesrepublik be-
schritten werden müsse, das ist der Weg der Bünd-
nislosigkeit, und das ist der Aufbau eines kollek-
tiven Sicherheitssystems ohne die Vereinigten 
Staaten, aber unter Einschluß der Sowjetunion. 

(Erregte Protestrufe von der SPD. — Zu-
rufe: Das ist die Unwahrheit! Frechheit! — 
Abg. Ollenhauer: Fangen Sie die Geschichte 
nicht wieder an, das ist vorbei! Ich möchte 
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(Bundeskanzler Dr. Adenauer) 
Sie ganz eindringlich warnen! — Abg. 
Wehner: Bewußt die Unwahrheit gesagt! 
— Fortgesetzte Zurufe von der SPD. — 

Anhaltende Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich erteile das Wort 
zu einer Frage dem Abgeordneten Erler. 

Erler (SPD): Herr Bundeskanzler, ist Ihnen aus 
unserer Begegnung, die wir vor einigen Wochen 
an der gleichen Stelle hier hatten, nicht noch in 
der Erinnerung, daß wir ganz klar gesagt haben: 

Die Bündnislosigkeit erstreben wir für das 
wiedervereinigte Deutschland, und Teilhaber 
des Sicherheitssystems hier in Europa, dem 
auch das wiedervereinigte Deutschland ange-
hört, müssen sowohl die Vereinigten Staaten 
von Amerika als auch die Sowjetunion sein? 

(Beifall bei der SPD.) 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Meine Damen und 
Herren! Ich werde Ihnen den Nachweis liefern, 
nicht heute abend, aber in der zweiten Lesung, 

(lebhafte Aha-Rufe und Lachen bei der 
SPD—Unruhe—Glocke des Präsidenten — 
Abg. Mellies: Sie haben schon manches 

vergessen, was Sie gesagt haben!) 

daß einer Ihrer führenden Leute nicht gesagt hat: 
„die Vereinigten Staaten dabei". 

(Lebhafte Zurufe von der SPD. - Abg. 
Ollenhauer: Namen nennen!) 

— Herr Ollenhauer, Sie haben es wohl gesagt. 
Andere haben es nicht gesagt. Ich werde Ihnen den 
Nachweis liefern. 

(Zurufe von der SPD. — Abg. Mellies: Sie 
haben schon sehr viel zurücknehmen müs

-

sen! — Anhaltende Unruhe. — Glocke des 
Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich bitte um Ruhe. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Im übrigen darf 
ich mir vielleicht folgendes Wort erlauben. Ich 
glaube, Herr Mellies hat mir eben zugerufen: „Das 
ist eine Lüge!" 

(Abg. Mellies: „Das ist gelogen", habe ich 
gesagt!) 

— Sie haben gesagt: „Das ist eine Lüge". 

(Abg. Mellies: Ich habe gesagt: „Es ist 
gelogen!"!) 

Ich finde diesen Ausdruck unparlamentarisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Neu

-

mann: Herr Bundeskanzler, wie im Sport

-

palast!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Mellies, haben Sie diesen Ausdruck gebraucht? 

Mellies (SPD): Als der Bundeskanzler ausge-
führt hat, daß ein namhafter sozialdemokratischer 
Abgeordneter — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht so viel 
darum herumreden!. — Abg. Kunze 
[Bethel] : Sie sollen doch nur sagen, was 

Sie gesagt haben!) 

— Sie haben ja heute vormittag genug Porzellan 
zerschlagen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich habe an den Ab-
geordneten Mellies eine Frage gestellt. Ich bitte, 
ihm die Gelegenheit zu lassen, auf diese Frage zu 
antworten. 

Mellies (SPD): Als der Herr Bundeskanzler aus-
geführt hat, ein namhafter Sozialdemokrat habe 
gefordert den Beitritt Deutschlands zu einem 
kollektiven Sicherheitssystem mit Einschluß von 
Sowjetrußland, aber ohne die Vereinigten Staaten, 
habe ich gerufen: „Das ist gelogen!" Und das ist 
gelogen, Herr Bundeskanzler. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Pfui-
Rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Mellies, ich erteile Ihnen dafür einen Ordnungsruf. 

(Zurufe von der SPD. — Wechselrufe 
zwischen SPD und CDU/CSU.) 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Meine Damen und 
Herren! Es wird  in  Wahrheit die Zukunft ihr Urteil 
darüber fällen, 

(Abg. Dr. Arndt: Wie bei Schroth und 
Scharley!) 

was in diesem Bundestag beschlossen wird. Wir 
leben in einer Zeit, die, das wissen Sie alle, das 
ganze deutsche Volk unter Umständen ins Ver-
derben bringen kann; 

(Abg. Welke: Sehr gut!) 

und daher, glaube ich, meine Damen und Herren, 
sollte man eine solche Debatte mit dem ganzen 
Ernst führen, der ihr gebührt. 

(Sehr wahr! und lebhafter Beifall bei der 
SPD. — Sehr wahr! und lebhafter Beifall 

bei der CDU/CSU.) 

Ich kann nur die  Hoffnung aussprechen, daß, nach-
dem diese Verträge und Abkommen in den Aus-
schüssen in Ruhe diskutiert worden sind, nachdem 
dort auch Aufklärungen gegeben worden sind, die 
noch verlangt werden, dann in  den  folgenden zwei 
Lesungen dieses unser ganzes Schicksal entschei-
dende Werk in einer Weise behandelt wird, daß 
wir später, mögen wir nun dieser oder jener Auf-
fassung sein, über das Ganze doch die Überzeugung 
haben: Wir haben mit allem Ernst versucht, das 
Rechte zu finden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU, der 
DP und bei Abgeordneten des GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, es stehen noch sechs Redner auf der Liste. 
Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Dr. Rinke. 

Dr. Rinke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte Ihnen zunächst mit-
teilen, daß ich nicht die Absicht habe, Sie länger 
als acht Minuten zu strapazieren. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

— Ich hoffe, Sie zollen meinen weiteren Ausfüh-
rungen genau denselben Beifall. 

Am heutigen und am gestrigen Tage sind sämt-
liche Parteien und nahezu sämtliche deutschen 
Stämme zu Worte gekommen. Ich glaube, es ist 
notwendig, daß nun auch jemand zu Worte kommt, 
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der aus den Gebieten ostwärts der Oder und Neiße 
stammt, die ja auch noch zu Deutschland gehören, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wenn es auch zu später Stunde ist. 

(Große Unruhe.) 

Das vorliegende Saarabkommen, zu dem ich 
speziell sprechen möchte, weil uns das aus ver-
schiedenen Gründen besonders interessiert, hat ge-
wiß Schwächen, die von niemand in  diesem Hause 
bestritten werden können und auch nicht bestritten 
werden, nicht einmal vom Herrn Bundeskanzler. 
Aber wir sollten alle zusammen diese Schwächen 
auf ihre Schwere und Bedeutung hin ernsthaft und 
unvoreingenommen prüfen, jedoch immer nur im 
Zusammenhang mit den übrigen Pariser Verein-
barungen und keinesfalls isoliert. 

(Anhaltende große Unruhe. — Glocke des 
Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, der Redner ist kaum zu verstehen. Ich 
bitte Sie um Ruhe. 

Dr. Rinke (CDU/CSU): Denn das Pariser Ver-
tragswerk als Ganzes ist ohne Zweifel eine wich

-

tige und bedeutungsvolle Etappe zu dem großen 
Ziel, das wir uns alle hier in diesem Hause gesteckt 
haben: die Einheit und Freiheit Deutschlands und 
Europas. Wenn ich von „Einheit" spreche, so meine 
ich nicht nur den Teil Deutschlands, der bis zur 
Oder und Neiße reicht, sondern ich denke selbst-
verständlich und vor allem auch an die fünfte Zone, 
an die Gebiete ostwärts der Oder und Neiße, die 
nach wie vor deutsches Staatsgebiet sind. Erst eine 
souveräne Bundesrepublik wird in der Lage sein, 
eine aktive Ostpolitik, die wir alle anstreben, zu 
betreiben, eine Ostpolitik, die, wie Herr Erler 
sagte, ,das ganze Deutschland ins Auge fassen muß. 

Nun ist in der Öffentlichkeit geäußert worden, 
daß das Saarabkommen möglicherweise ein Prä-
judiz hinsichtlich der künftigen deutschen Ost-
grenze bedeuten könne. Dieser Auffassung vermag 
ich nicht beizutreten. Man kann das Saarabkom-
men und seine Schwächen, die zugegeben sind, be-
werten, wie man will; aber von einem Präjudiz 
wird man nach objektiver Prüfung nicht reden 
können; im Gegenteil, der bisherige Zustand war 
präjudizierend, indem er praktisch einer Abtren-
nung vom Mutterland gleichkam. Dieser Zustand 
wird nun beseitigt und durch eine Zwischenlösung 
ersetzt, deren Vorläufigkeit im Abkommen selbst 
wiederholt hervorgehoben ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
das Wort zu einer Frage hat der Abgeordnete 
Dr. Kather. 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Dr. Rinke, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß eine einseitig durch eine Be-
satzungsmacht geschaffene Lage unsere Rechte 
nicht präjudizieren kann? 

Dr. Rinke (CDU/CSU): Sie wissen genau wie ich, 
Herr Dr. Kather, daß der Osten diese Situation als 
präjudizierend bezeichnet hat und immer wieder 
darauf hingewiesen hat: Was die Franzosen 
machen können, können wir auch machen. 

Dr. Kather (GB/BHE): Ich habe Sie nach Ihrer 
Ansicht gefragt, ob Sie zugeben, — — 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Dr. Kather, ich 
bitte, hier nicht in eine Debatte einzutreten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Sie haben eine Frage gestellt, und  diese  Frage hat 
der Redner so, wie er glaubte sie beantworten zu 
sollen, beantwortet. 

Dr. Rinke (CDU/CSU): Meine Damen und Herren! 
Dieser Status quo wird nun beseitigt 

(Abg. Dr. Kather: Legalisiert!) 

und durch eine Zwischenlösung ersetzt, deren Vor-
läufigkeit im Abkommen selbst wiederholt hervor-
gehoben wird. Ich erinnere nur an den viermaligen 
Hinweis auf den kommenden Friedensvertrag, der 
erst das Definitivum bringen soll, sowie auf das der 
Saarbevölkerung zugestandene Referendum im 
Anschluß an den Friedensvertrag. Aber auch in 
der generellen Pariser Erklärung der USA, Groß-
britanniens und Frankreichs sowie in dem durch 
das Pariser Abkommen aufrechterhaltenen Art. 7 
Abs. 1 des Bonner Vertrages wird klar und un-
mißverständlich zum Ausdruck gebracht, daß die 
endgültige Festsetzung der deutschen Grenzen nur 
durch den Friedensvertrag erfolgen könne. Diese 
allgemeine Bestimmung gilt selbstverständlich auch 
für die Saar. Infolge der jetzt in Paris vereinbar-
ten Übergangsregelung, die das fait accompli an 
der Saar beendet, kann nun von östlicher Seite, 
Herr Dr. Kather, wie es wiederholt geschehen ist, 
nicht mehr eingewendet werden, daß ja die „Welt-
friedensgrenze" der Sowjets dadurch untermauert 
wird, daß im Westen etwas Ähnliches geschehen 
ist. Natürlich wäre auch uns Ostvertriebenen — 
das gebe ich Ihnen gern zu — eine optimale 
Lösung des Saarproblems, eine Lösung, die der 
deutschen Rechtsauffassung sofort Rechnung ge-
tragen hätte, weit sympathischer gewesen als dieser 
Zwischenzustand. Aber Recht und Politik sind be-
kanntlich immer zwei Paar Schuhe. Ein besiegtes 
Volk sollte sich hüten, kraftmeierisch nach dem 
Rezept „Alles oder nichts" zu verfahren, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sondern lieber Schritt für Schritt vorgehen und auch 
den Weg des Kompromisses nicht scheuen. Das ist 
nun einmal in unserer Lage die einzig mögliche 
Methode, um vorwärtszukommen und keine Rück-
schläge zu erleiden. Das Saarabkommen wird von 
uns trotz seiner Unvollkommenheiten im Zusam-
menhang mit den übrigen Verträgen als ein Schritt 
vorwärts betrachtet, ich gebe zu: nur ein Schritt, 
aber immerhin ein Schritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man stelle sich vor, daß die Sowjetunion sich 
eines Tages damit einverstanden erklären würde, 
die jetzige polnische Verwaltung Ostdeutschlands 
als ein Provisorium zu betrachten, wie es die West-
mächte tun, und daß dann alle diejenigen, die bis 
1945 in Ostdeutschland beheimatet waren, zu einer 
unbeeinflußten Volksabstimmung über das Schick-
sal ihrer Heimat aufgerufen würden. Wer würde 
wohl so töricht sein, einen derartigen Vorschlag 
abzulehnen, weil nicht sofort alle Blütenträume 
reifen? Eine derartige ablehnende Haltung wäre, 
so wie die Dinge nun einmal liegen, unverständlich. 
Politik ist halt immer noch — das ist heute schon 
mehrfach gesagt worden — die Kunst des Mög-
lichen und nicht die Kunst der großen Worte und 
Parolen. 
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Manche wollen in der zweiten Volksabstimmung 

— die erste ist auch meines Erachtens von sekun-
därer Bedeutung — ein sehr gefährliches Risiko 
erblicken. Meine Freunde und ich teilen diese Auf-
fassung in keiner Weise. Erinnern Sie sich nur 
einmal an die Volksabstimmung in Oberschlesien, 
die nach dem ersten Weltkrieg stattfand. Dort 
wurde unter allerschwierigsten Bedingungen ein 
großer deutscher Abstimmungssieg errungen, trotz 
der wirtschaftlichen Notlage Deutschlands und trotz 
der zum Teil zweisprachigen Bevölkerung. Im 
Saargebiet liegen die Verhältnisse ganz anders. 
Vor allem gibt es dort eine rein deutschsprachige Be-
völkerung, Herr Dr. Kather, die schon wiederholt 
bewiesen hat, daß sie deutsch denkt, deutsch fühlt 
und deutsch ist. Wir sollten daher alle etwas mehr 
Zutrauen haben zu uns, zu der kommenden souve-
ränen Bundesrepublik und zu der Saarbevölke-
rung und das Risiko der Volksabstimmung, die 
vereinbarungsgemäß ohne irgendwelche Beschrän-
kungen stattfinden muß, nicht pessimistisch beur-
teilen. Hier ist wirklich kein Grund vorhanden, 
verzagt zu sein. 

Ich darf in diesem Zusammenhang einen Passus 
zitieren, der in der „Stuttgarter Zeitung" vom 
6. November zu lesen war — ich zitiere mit Er-
laubnis des Herrn Präsidenten —: 

Wir wären froh, wenn wir über die Zukunft 
der Zone ein Abkommen hätten wie das Saar

-

Statut. Ganz zu schweigen von den polnisch 
verwalteten Ostgebieten! Streng genommen 
müßte man ja diese Ostgebiete, und nicht die 
Zone, mit dem Saargebiet vergleichen. Aber 
dieser Vergleich wäre fast kein Vergleich mehr, 
so sehr fiele er zugunsten des Saar-Statuts aus. 
(Abg. Dr. Kather: Es lebe der Status quo!) 

— Nun, ich gebe zu, Herr Dr. Kather, die „Stutt-
garter Zeitung" hat hier etwas sehr stark auf die 
Tube gedrückt, aber etwas Wahres liegt schon in 
diesen Worten. 

Man wird nicht bestreiten können — und die 
Mehrzahl der Vertriebenen bestreitet es nicht —, 
daß durch das Saarabkommen nicht nur kein Prä-
judiz hinsichtlich der künftigen deutschen Ost-
grenze geschaffen wird, sondern daß im Gegenteil 
der präjudizierende Status quo an der Saar be-
seitigt wird. Ich möchte meinen, daß gerade diese 
Einstellung der Vertriebenen für alle objektiv 
Denkenden geeignet ist, die Bedenken hinsichtlich 
einer präjudizierenden Wirkung zu zerstreuen. 
Denn die Ostdeutschen, deren oberstes und vor-
nehmstes Ziel die Wiedergewinnung der von den 
Polen und Sowjets annektierten Heimat ist, wür-
den sich um keinen Preis der Welt, weder durch 
Zuckerbrot noch durch die Peitsche, mit einem 
Saarabkommen abfinden, das die Rückgliederung 
der deutschen Ostgebiete in die deutsche Verwal-
tung behindern oder gefährden würde. Selbst 
wenn der Herr Bundeskanzler mit den Augen 
rollte oder den Bannfluch über uns spräche, könnte 
uns das nicht veranlassen, etwas zu tun, was wir 
vor unserem Gewissen, von unseren Landsleuten 
und vor unserer Heimat nicht verantworten 
könnten. 

Ich bitte Sie, dies bei Ihren Überlegungen zu 
würdigen und vor allem nicht zu übersehen, daß 
die Ostdeutschen an der Rückgewinnung des deut-
schen Ostens, unserer Heimat, an der wir unbe-
irrbar festhalten und die für uns ein sakraler Be-
griff ist, naturgemäß von allen Deutschen am stärk-

sten interessiert sind. Wir würden uns daher auch 
am heftigsten und uneingeschränktesten gegen eine 
Präjudizierung der künftigen deutschen Ostgrenze 
zur Wehr setzen, ganz gleich, wer uns diese Vor-
schläge unterbreitet. Das Saarabkommen von Paris 
bietet jedoch für einen derartigen Protest keine 
Veranlassung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Prinz zu Löwenstein. 

Ich darf dem Hause mitteilen, daß sich in der 
Zwischenzeit Vertreter der Fraktionen darüber be-
raten werden, ob nicht die bisher noch gemeldeten 
Redner vielleicht auf das Wort verzichten. 

(Zustimmung. — Abg. Kunze [Bethel]: 
Schluß der Rednerliste!) 

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein (FDP): Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich erfülle wohl 
einen interfraktionellen Wunsch, wenn ich mich in 
Anbetracht der vorgerückten Stunde möglichst kurz 
fasse. 

(Bravo-Rufe und Beifall in der Mitte.) 

— Ich freue mich, daß ich dem Wunsche des Hohen 
Hauses gleich Ausdruck geben konnte. 

Es sind einige wenige Punkte, die ich nachtragen 
möchte. In seiner Regierungserklärung hat der 
Herr Bundeskanzler auf die unendlich schwere 
Lage der Weimarer Republik hingewiesen. Er hat 
die Verhältnisse in der Bundesrepublik damit ver-
glichen, und der Vergleich ist günstig für die Ver-
hältnisse in der Bundesrepublik ausgegangen. Es 
ist von allen Seiten zugegeben und von allen Par-
teien und Ständen anerkannt worden, daß unend-
lich vieles geleistet und erreicht wurde, und dies 
durch die gemeinsamen Anstrengungen aller Par-
teien, aller Stände, aller Heimatvertriebenen und 
Einheimischen. Aber wir dürfen nicht vergessen, 
daß es sich hierbei nur um einen Teil Deutschlands 
handelt. Die Freiheit, die wir lieben, herrscht nicht 
an der Saar, die nicht minder zu Deutschland ge-
hört als etwa Nordrhein-Westfalen oder Bayern, 
und Freiheit und verhältnismäßiger Wohlstand 
herrschen nicht in der sowjetisch besetzten Zone. 
Es ist zweifellos richtig, daß es nach dem 1. Welt-
krieg Aufstände aller Art gegeben hat, kommuni-
stische Aufstände in vielen Teilen des Reiches. 
Aber heute herrscht in einem ganz großen Teil 
Deutschlands der Kommunismus selber. Wir dür-
fen also über dem, was in der Bundesrepublik er-
reicht wurde, nicht das Entscheidende vergessen, 
nämlich die Wiederherstellung von Freiheit für 
alle Deutschen. 

In diesem Zusammenhang hätte ich gern einen 
Namen gehört, auf den auch unser Kollege Dr. 
Becker hingewiesen hat, im Zusammenhang mit 
dem vom Herrn Bundeskanzler gegebenen Über-
blick über die Nachkriegsverhältnisse: den Namen 
Stresemanns. Stresemann war es schließlich, der 
die Einheit des Reiches gerettet hat. Wenn ich auf 
ihn hinweise, geschieht das nicht aus der Freude 
des Historikers an geschichtlichen Reminiszenzen, 
sondern weil sein Werk für das Heute von ganz 
unmittelbarer Bedeutung ist und ganz unmittel-
bare Lehren daraus gezogen werden können. Es 
war sein großes Anliegen, zwischen Deutschland 
und Frankreich wirklichen Frieden, wirkliche 
Freundschaft herzustellen; ich erwähne die großen 
Namen jener Zeit: Locarno, Völkerbundspolitik, 
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Thoiry. Ich durfte schon einmal in einer früheren 
Debatte darauf hinweisen, daß Stresemann, der 
Vater, wie man sagen kann, des modernen Euro-
pagedankens, das Saarproblem nicht als zu gering 
ansah, um es immer wieder im Zusammenhang mit 
den europäischen Einigungsbestrebungen zu be-
handeln. 

Wir haben durch unseren Freund Thomas Dehler 
erfahren, daß der Vorschlag der Freien Demokrati-
schen Partei, in Wirtschaftsverhandlungen mit 
Frankreich einzutreten, sozusagen die Reparations-
hypothek abzulösen, mit der Begründung abge-
lehnt wurde, daß das besiegte Deutschland doch 
nicht dem noch immer viel reicheren Frank-
reich wirtschaftliche Angebote machen könne. Es 
gibt einen außerordentlich interessanten histori-
schen Präzedenzfall. Im Gespräch von Thoiry am 
16. September 1926 hat Stresemann dem franzö-
sischen Außenminister Aristide Briand 300 Gold-
millionen angeboten als Loskaufsumme für die 
Saar, und Briand ist auf dieses Angebot im Ge-
spräch von Thoiry positiv eingegangen. Es ist zu-
tiefst zu bedauern, daß dieses Problem nicht damals 
gelöst wurde, lange bevor Hitler zur Macht kam. 
Dann wäre niemals ein Zweifel aufgekommen, 
dann wäre es immer klar gewesen, daß diese Volks-
abstimmung von 1935 nichts mit Hitler zu tun hatte, 
daß sie — ich habe sie selbst miterlebt — eine 
Abstimmung war trotz Hitler und nicht für Hitler. 
Es ist auch damals, zur Zeit Stresemanns, von den 
Gegnern seiner Politik in Frankreich das Wort 
vom Nationalismus verwandt worden. Ich meine, 
es gibt eine sehr gute Formel, die er gefunden hat 
und die ich mir diesem Hohen Hause vorzutragen 
erlauben möchte, das Wort, das Stresemann bei 
der Verleihung des Nobelpreises in Oslo am 
29. Juni 1927 verwandt hat: „International kann 
nur wirken, wer zunächst national fühlt." Das ist 
in einem Satz der Dienst an Europa. 

Heute wird die Frage an uns herangetragen, ob 
wir, wie es heißt, „einer höheren Einheit wegen" 
Verzicht leisten sollen. Man kann doch nur Ver-
zicht leisten auf etwas, worauf man rechtlich ver-
zichten kann! Wir sind der Meinung, die Bundes-
republik kann nicht auf ein deutsches Gebiet ver-
zichten, das ihrer Jurisdiktionsgewalt nicht unter-
steht. 

Aber ich möchte in diesem Zusammenhang noch 
auf etwas viel Wesentlicheres hinweisen. Es wurde 
von der Verpflichtung der Westmächte gesprochen, 
die Wiedervereinigung zu unterstützen. Herr Bun-
deskanzler, Sie haben auch heute darauf Bezug 
genommen, und wir sind alle Ihrer Meinung, daß 
es vom deutschen Standpunkt aus verhängnisvoll 
wäre, wenn man Zweifel in die Worte ausländi-
scher Staatsmänner setzte. Gerade das bedrückt 
mich. Denn was an der Saar geschieht, könnte ge

-

eignet sein, einen solchen Zweifel hervorzurufen. 
Es könnte gesagt werden: Welches Vertrauen 
können wir denn in das Versprechen Frankreichs 
haben, für deutsche Wiedervereinigung im Osten 
einzutreten, wenn im eigenen Vorfeld des Westens, 
im Herzen von Europa, dieser Wiedervereinigung 
Schranken entgegengesetzt werden? Ich würde mei-
nen, daß doch hier der Punkt ist, wo dieser gute 
Wille unter Beweis gestellt werden kann. Hic 
Rhodus, hic salta! Hier ist das Territorium, wo be-
wiesen werden kann, daß es den Demokratien ernst 
ist, zutiefst ernst mit dem Willen zur deutschen 
Wiedervereinigung. 

Herr Kollege Rinke hat über den Osten gespro-
chen. Lassen Sie mich einige Worte hinzufügen. 

Sie kennen vielleicht den Aufsatz, der in der Zei-
tung der Exil-Polen in London erschienen ist, in 
„Dziennik Polski" vom 8. November 1954, in dem 
das Blatt sich zum Saarabkommen äußert. Es sagt 
dazu: 

Es handelt sich hier um ein für Polen günstiges 
Ergebnis, weil die westdeutsche Regierung 

— wie das Blatt sagt — 

zum erstenmal der Losreißung eines bestimm-
ten Gebietes zugestimmt hat. 

Und der erste Schritt sei doch immer der 
schwerste. — Ich fürchte — und auch hierfür gibt 
es historische Präzedenzfälle —, wenn Frankreich 
dieses Abkommen wirklich zugesichert erhält, wenn 
es ratifiziert wird, entsteht die Gefahr, daß Frank-
reich gerade dadurch in den Bannkreis der Sowjet-
union hineingeführt wird, daß es, um das  Saar-
gebiet festzuhalten, um dieses Territorium in der 
Hand zu behalten, eine Politik wiederaufnimmt, 
wie wir sie schon oft in der neuen Geschichte 
Europas gesehen haben. 

Ein historischer Präzedenzfall, sagte ich: Wäh-
rend des Krieges wurde von den Vertretern der 
prosowjetischen Richtung in Amerika oft gesagt, 
man müsse die polnische Exilregierung in London, 
die widerstrebend war, zwingen, deutsches Gebiet 
anzunehmen, weil man nur dadurch eine Verstän-
digung zwischen Deutschland und Polen nach dem 
Kriege verhindern könne und weil  man  nur da-
durch Polen für dauernd in den Bannkreis der 
Sowjetunion hineinführen könne. Ich sehe eine 
ähnliche Gefahr im Westen, wo also durch die Saar 
verhindert werden würde, was wir in der west-
europäischen Verteidigung anstreben. 

Der Kollege Ollenhauer hat die Frage gestellt, 
ob die Spaltung Deutschlands im Osten und im 
Westen Amerika berührt. Ich glaube, daß man mit 
einem ganz entschiedenen Ja antworten muß. 
Dieses Ja ist von entscheidender Bedeutung für die 
Stärkung der deutschen Außenpolitik. Es gibt das 
bekannte Wort des amerikanischen Präsidenten 
Lincoln, der gesagt hat:  „Eine Nation kann nicht 
halb Sklave und halb frei sein." Diese Teilung 
zwischen frei und unfrei geht ja jetzt durch die 
ganze Welt,  also  auch durch die westliche. Ich 
meine daher, daß Amerika zutiefst davon berührt 
wird und daß doch die Möglichkeit gefunden wer-
den müßte, diesen Appell an  die angelsächsische 
Welt zu richten, an Großbritannien und an 
Amerika, uns zu helfen, die Gefahr der Kompro-
mittierung von der deutschen Demokratie abzu-
wehren. 

Dazu müßte noch folgendes gesagt werden:  daß 
die Zementierung des Status quo, d. h. die Zemen-
tierung der  Teilung Deutschlands unweigerlich zu 
einer neuen Katastrophe führen muß, daß dieser 
Status quo sich nur kurz halten würde und in einen 
neuen Weltkrieg auslaufen würde, einen Krieg, der 
die angelsächsische Welt zutiefst berühren würde. 

Wenn heute Stimmen laut werden — wir haben 
sie gerade in den letzten Tagen in der Presse ge-
lesen, auch in Amerika —, daß man sich vielleicht 
mit  dem Status quo abfinden müsse, dann ist es 
unsere Aufgabe, von dieser Stelle ,aus auf die un-
geheure Gefahr hinzuweisen, die alle Länder be-
droht, die Gefahr, die sich aus der fortgesetzten 
Teilung Deutschlands ergeben würde. 

(Abg. Pelster: Das will ja keiner!) 
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Was soll also geschehen? Die . Frage wird auf-

geworfen, meine Damen und Herren: Soll an der 
Saar das Verteidigungssystem scheitern? Ich darf 
vielleicht mit einem Worte des Herrn Bundeskanz-
lers antworten, der gestern in seiner Rede gesagt 
hat: „Wir wissen sehr wohl, daß nicht Armeen 
allein den Frieden erhalten können." Ein großes 
und richtiges Wort! Nach seinen eigenen Ausfüh-
rungen gehört zur Erhaltung des Friedens der 
Wille eines ganzen Volkes, seine Freiheit zu erhal-
ten. 

Ich möchte einen Schritt weitergehen. Zur Erhal-
tung des Friedens gehört der Wille aller freien 
Völker — Deutschlands und Frankreichs in erster 
Linie —, diesen Frieden in Freiheit zu erhalten. 
Herr Bundeskanzler, Sie haben, wenn ich Sie rich-
tig interpretiere, etwas sehr Wichtiges ausgedrückt, 
daß es also nicht allein auf die Armeen ankommt, 
nicht allein auf das alte Wort: „Si vis pacem, para 
bellum", sondern daß dieses Wort ergänzt werden 
muß durch ein Wort, das über dem Friedenspalast 
im Haag steht: „Si vis pacem, cole justitiam" — 
„Wenn du den Frieden willst, pflege die Gerechtig-
keit!" 

Von diesem Gesichtspunkt aus sehe ich im jetzt 
vorliegenden Saarabkommen eine so ungeheure 
Gefahr für die gesamte westliche Welt, weil diese 
justitia gebrochen wird und weil Europa nicht Be-
stand haben kann, wenn es nur, wie der Herr 
Bundeskanzler es ausgedrückt hat, durch Armeen 
verteidigt werden soll. Europa steht und fällt mit 
dem Gedanken des Rechts, und wenn dieses Recht 
verletzt wird, dann öffnen wir eine Bresche für alle 
Armeen, nicht nur die militärischen, des aggressi-
ven Sowjetismus. 

Ich meine daher, daß es gerade auf diesen Ge-
sichtspunkt ankommt, nämlich den des Rechts. Es 
geht hier nicht um eine Forderung eines sogenann-
ten Nationalismus, sondern um eine Forderung der 
Demokratie, die niemals dulden kann, daß ihr 
eigenes Gebiet aufgeteilt wird, um eine Forderung, 
sagte ich, nicht des Nationalismus, sondern des
demokratischsten aller Begriffe, nämlich des Vater-
landes, das wir ganz und ungeteilt in eine euro-
päische Rechtsgemeinschaft einbringen wollen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich kann Ihnen mitteilen, daß die Frak-
tionen, denen die noch gemeldeten Redner ange-
hören, auf weitere Redezeit verzichtet haben. 

Wir kommen zur Abstimmung. Zunächst einmal 
stelle ich fest, daß die Große Anfrage Drucksache 
1017 durch die Antwort erledigt ist. Zu dieser An-
frage liegt ein Antrag der Fraktion der SPD vor. 
Sie finden diesen Antrag auf Umdruck 280*). Wir 
haben über diesen Antrag abzustimmen. 

Zur Abstimmung hat das Wort der Abgeordnete 
Mellies. 

Mellies (SPD): Meine Damen und Herren! Na-
mens der sozialdemokratischen Fraktion beantrage 
ich namentliche Abstimmung über diesen Antrag. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Es ist namentliche Ab-
stimmung beantragt. Dieser Antrag ist durch eine 
genügende Anzahl von Mitgliedern des Hauses 

*) Vgl. Stenographischen Bericht der 61. Sitzung 
Seite 3117 C. 

unterstützt. Ich bitte die Damen und die Herren der 
Schriftführung, die Karten einzusammeln. 

(Wortmeldung des Abg. Dr. Kopf.) 
— Herr Abgeordneter Kopf, wollen Sie einen An-
trag stellen? 

Das Wort zur Abstimmung hat der Abgeordnete 
Dr. Kopf. 

Dr. Kopf (CDU/CSU): Meine Damen und Herren! 
Die Anträge berühren sich in ihrem Inhalt eng 
mit den anderen Vorlagen, die den Gegenstand der 
gestrigen und heutigen Aussprache gebildet haben. 
Wir halten es für zweckmäßig, daß diese Anträge 
im Zusammenhang mit den anderen Problemen der 
heutigen und gestrigen Aussprache in Ruhe durch 
die zuständigen Ausschüsse geprüft werden. Ich 
beantrage daher, die Anträge der sozialdemokrati-
schen Fraktion an die zuständigen Ausschüsse zu 
verweisen. 

(Abg. Dr. Menzel: Zu spät, wir waren in 
der Abstimmung! — Weitere Zurufe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wollen Sie dazu 
sprechen? — Herr Abgeordneter Erler hat das Wort. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Ich bitte Sie, zu 
prüfen, ob es möglich ist, einen solchen Antrag 
noch zu stellen, nachdem sich das Haus schon in der 
Abstimmung befindet. 

(Widerspruch in der Mitte. — Zuruf von 
der Mitte: Wir befinden uns noch nicht in 

der Abstimmung.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, Sie werden es im Protokoll nachlesen 
können: ich hatte bereits die Damen und Herren 
der Schriftführung gebeten, mit den Urnen durch 
das Haus zu gehen. Wir waren in der Abstimmung. 
Ich kann diesem Antrag nicht zulassen. Wir hätten 
selbstverständlich über diesen Antrag vor allem 
anderen abgestimmt, wenn er rechtzeitig gestellt 
worden wäre. Ich bitte, die Abstimmung durchzu-
führen. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 

Meine Damen und Herren, will noch ein Mitglied 
dieses Hauses seine Stimme abgeben? — Alle Mit-
glieder scheinen abgestimmt zu haben. 

(Abg. Spies [Emmenhausen]: Das Glocken-
zeichen wurde nicht gegeben! — Weitere 

Zurufe von der Mitte.) 

— Meine Damen und Herren, das Zeichen ist von 
dem Herrn Schriftführer zu meiner Rechten un-
mittelbar bei Beginn der Abstimmung gegeben 
worden und wird weiter gegeben. 

(Zurufe: Aber nicht überall!) 

— Ich kann von hier aus nicht hören, ob die Signal-
anlage im Hochhaus funktioniert. Ich muß an-
nehmen, daß es der Fall ist, solange mir nicht das 
Gegenteil gesagt wird. 

Haben alle Damen und Herren abgestimmt? — 
Dann  schließe ich die Abstimmung und bitte um 
Auszählung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 

Wenn ich mir eine Bemerkung erlauben darf, 
meine Damen und Herren: ich möchte darum bit-
ten, daß, wenn die Technik nicht funktionieren 
sollte, man mir das nicht an der hinteren Ecke des 
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Saales zuruft, von wo ich es kaum verstehen kann, 
sondern sich die Mühe macht, hierher vorzukom-
men und es mir hier zu sagen. Ein Fehler wird 
dann sehr viel rascher abgestellt werden können. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, Platz 
zu nehmen. 

Ich gebe das vorläufige Ergebnis*) der nament

-

lichen Abstimmung bekannt. An der Abstimmung 
haben sich beteiligt 392 Mitglieder des Hauses, 
die stimmberechtigt sind, und 14 Berliner Abge-
ordnete. Mit Ja haben gestimmt 153 stimmberech-
tigte Abgeordnete und 10 Berliner Abgeordnete, 
mit Nein 236 stimmberechtigte Abgeordnete und 
4 Berliner Abgeordnete. 3 Mitglieder des Hauses 
haben sich der Stimme enthalten. Der Antrag ist 
damit abgelehnt worden. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Kopf. 

Dr. Kopf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Hohe Haus hat noch über 
zwei weitere Anträge abzustimmen, über den 
Antrag Drucksache 997 betreffend Viermächtever-
handlungen über die Wiedervereinigung Deutsch-
lands und über den Antrag Umdruck 281**) be-
treffend die Saar. Beide Anträge berühren den 
Kern der deutschen Außenpolitik. Die Entscheidung 
über beide Anträge ist aufs engste mit der Stel-
lungnahme zu den Vorlagen verbunden, die dem 
Bundestag vorliegen und die gestern und heute 
eingehend erörtert worden sind. Wir halten es 
daher für notwendig, daß die intensive Erörterung 
beider Anträge mit der Erörterung der entspre-
chenden Gesetzesvorlagen verbunden wird. Wir be-
antragen daher, beide Anträge in die zuständigen 
Ausschüsse zu verweisen. In erster Linie beantrage 
ich Verweisung an den Auswärtigen Ausschuß. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bitte, den Antrag Um-
druck 281 nicht den Ausschüssen zu überweisen, 
sondern hier über ihn abzustimmen, und zwar aus 
folgenden Gründen. In der Ziffer 1 dieses Antrags 
wird gebeten, die Bundesregierung möge in Ver-
handlungen mit der französischen Regierung klar-
stellen, daß auch die französische Regierung die 
Bestimmungen der Ziffer VI des Saarabkommens 
über die politischen Freiheiten im Saargebiet so 
versteht, wie wir sie verstehen, nämlich daß die 
politischen Parteien, die Vereine und die Presse 
weder vor noch nach dem Plebiszit, das in Ziffer I 
des Abkommens vorgesehen ist, verboten oder 
suspendiert werden können. 

Dieser Text hat der Beratenden Versammlung des 
Europarats vorgelegen in einem Änderungsantrag, 
dem alle deutschen Mitglieder zugestimmt haben, 
auch die Mitglieder der CDU/CSU, auch Herr 
Dr. Kopf, der eben hier sprach. Es ist also kein An-
laß, die  Abstimmung über diesen Punkt, in dem 
wir uns einig sind, zu vertagen. Hierüber können 
wir sofort beschließen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 3263. 
**) Vgl. Stenographischen Bericht der 61. Sitzung 
Seite 3119 C. 

In Ziffer 2 unseres Antrags wird gesagt, die 
Bundesregierung möge der französischen Regie-
rung mitteilen, 

der Deutsche Bundestag sei der Auffassung, 
daß jede andere Auslegung der Ziffer VI dem 
Statut des Europarates und der Konvention 
zur Wahrung der Menschenrechte widerspräche 
und daß der Saarvertrag dann schon aus die-
sem Grunde vom Deutschen Bundestag ver-
worfen werden müßte. 

Meine Damen und Herren, wenn alle die Erklä-
rungen, die Mer abgegeben worden sind von allen 
Rednern, die zu dem Saarvertrag gesprochen ha-
ben, einen Sinn haben sollen und wenn die offi-
zielle Erläuterung des Vertrages in der Begrün-
dung, die die Bundesregierung dem Vertrag gibt, 
einen Sinn haben soll, dann müssen wir in der 
Lage sein, dies hier zu beschließen. Denn wenn 
Sie anders beschlössen, der Entscheidung aus-
wichen, würden Sie einen Zweifel daran bestehen 
lassen, ob ein Vertrag für Sie annehmbar wäre, 
in dem es demokratische Freiheit nur auf drei 
Monate gäbe. Das aber, meine Damen und Herren, 
will bestimmt niemand von Ihnen. Also können Sie 
mit uns hier eine Schranke aufrichten. Es kann 
Saarlösungen geben mit großen Kompromissen; es 
kann nie eine Saarlösung geben mit Kompromissen 
in der Frage der Freiheit. Freiheit gibt es nur un-
bedingt, unbeschränkt und zeitlich unbegrenzt. Das 
ist der Inhalt der Ziffer 2 unseres Antrags. Bitte, 
entscheiden Sie sich hier! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Es hat ein Redner für 
den Antrag gesprochen, ein Redner gegen den An-
trag. Ich erteile das Wort zur Abstimmung in die-
ser Frage nicht mehr. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
Antrag auf Überweisung. Ich lasse zuerst abstim-
men über den Antrag Drucksache 997. Es ist be-
antragt, den Antrag an die zuständigen Ausschüsse 
zu überweisen. Ich meine, zuständige Ausschüsse 
sind hier doch wohl der Ausschuß für auswärtige 
Angelegenheiten und der Ausschuß für Gesamt-
deutsche und Berliner Fragen, federführend der 
Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten. 

(Abg. Dr. von Brentano: Einverstanden!) 

Wer dafür ist, daß der Antrag an diese beiden 
Ausschüsse verwiesen wird, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das erste war die 
Mehrheit; die Überweisung ist beschlossen. Der 
Antrag Drucksache 997 ist verwiesen an den Aus-
schuß für auswärtige Angelegenheiten als feder-
führenden Ausschuß und an den Ausschuß für 
Gesamtdeutsche und Berliner Fragen als mitbera-
tenden Ausschuß. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Antrag Umdruck 281. Auch hier ist Antrag auf 
Ü berweisung gestellt, wohl an dieselben Aus-
schüsse, von denen vorhin die Rede war. Wer für 
Überweisung ist, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — 

Darf ich bitten, die Abstimmung durch Erheben 
von den Sitzen zu wiederholen. Wer für Über-
weisung ist, den bitte ich, sich von seinem Platz 
zu erheben. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — 
Das erste war die Mehrheit; der Antrag ist über-
wiesen, 



3258 	2. Deutscher Bundestag — 62. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. Dezember 1954 

(Vizepräsident Dr. Schmid) 
Nun kommen wir zu den Zustimmungsgesetzen. 

Der Ältestenrat macht Ihnen folgenden Vorschlag, 
was die Ausschüsse anbetrifft, an die die Zustim-
mungsgesetze überwiesen werden sollen. Feder-
führend für alle Zustimmungsgesetze soll der Aus-
schuß für auswärtige Angelegenheiten sein. Damit 
ist das Haus wohl einverstanden. 

(Zustimmung.) 

Weiter sollen die Zustimmungsgesetze zur Mitbe-
ratung an folgende Ausschüsse überwiesen werden: 
an den Ausschuß für Wirtschaftspo litik, an den 
Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen, an den 
Haushaltsausschuß, an den Ausschuß für Rechts-
wesen und Verfassungsrecht, an den Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht, an den Aus-
schuß für Gesamtdeutsche und Berliner Fragen, an 
den Ausschuß für Fragen der europäischen Sicher-
heit, an den Ausschuß für Angelegenheiten der 
inneren Verwaltung. Ist das Haus damit einver-
standen? — Ich höre keinen Widerspruch; dann ist 
so beschlossen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben noch den 
Punkt 6 zu erledigen: 

Fortsetzung der Beratung des Schriftlichen 
Berichts des Ausschusses für auswärtige An-
gelegenheiten (4. Ausschuß) über den Antrag 
der Fraktion der SPD betreffend Londoner 
Abkommen und Außenpolitik der Bundes-
republik (Drucksachen 958, zu 958, 863). 

Die Berichterstattung durch den Herrn Kollegen 
Dr. Furler ist erfolgt*). Wird das Wort zu dieser 
Angelegenheit gewünscht? 

(Zurufe: Nein!) 

— Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur 
Abstimmung. In dem Mündlichen Bericht des Aus-
schusses heißt es: 

Der Bundestag wolle beschließen, den Antrag 
als gegenstandslos zu bezeichnen. 

Wer diesem Antrag zustimmen will, der gebe ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Damit, meine Damen und Herren, könnten wir, 
wenn wir noch wollten, eine ganze Reihe von 
Punkten, die noch auf der Tagesordnung sind, er-
ledigen. Ich nehme an, daß niemand das will. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Überweisungen!) 

Ich schlage Ihnen vor, daß wir jetzt aufhören 

(Zustimmung) 

und die heutige Sitzung schließen. — Das Haus ist 
einverstanden. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages ein auf morgen, Freitag, den 17. De-
zember, vormittags 9 Uhr, und schließe die 62. Sit-
zung des Deutschen Bundestages. 

(Schluß der Sitzung: 21 Uhr 44 Minuten.) 

*) Vgl.Anlage 1 zum Stenographischen Bericht der 
61. Sitzung. 
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Namentliche Abstimmung 

über den Antrag der Fraktion der SPD zur Großen Anfrage (Drucksache 1017) 

betreffend Vorrang von Verhandlungen zur Wiedervereinigung Deutschlands 
(Umdruck 280) (Vgl. S. 3256 B) 

Name Abstimmung Name Abstimmung 

CDU/CSU 
Frau Ackermann . . . . Nein Fuchs 	  Nein 
Dr. Adenauer 	 Nein Funk 	  Nein 
Albers 	 entschuld. Dr . Furler 	 Nein 
Arndgen 	 Nein Gedat . 	 Nein 
Barlage 	 Nein Geiger (München) . . . Nein 
Dr. Bartram 	 krank Frau Geisendörfer 	. Nein 
Bauer (Wasserburg) 	. . Nein Gengler . 	 Nein 
Bauereisen 	 Nein Gerns 	  — 
Bauknecht 	 Nein D. Dr. Gerstenmaier . . Nein 
Bausch 	 Nein Gibbert 	 Nein 
Becker (Pirmasens) . 	. . Nein Giencke . 	 Nein 
Berendsen 	 entschuld. Dr. Glasmeyer 	 Nein 
Dr. Bergmeyer 	 Nein Dr. Gleissner (München) Nein 
Fürst von Bismarck . . . — Glüsing 	 entschuld. 
Blank (Dortmund) 	. . . Nein Gockeln . 	 — 
Frau Dr. Bleyler Dr. Götz 	 Nein 

(Freiburg) 	 Nein Goldhagen 	 Nein 
Blöcker Nein Gontrum 	 Nein 

( Bock 	
 von Bodelschwingh . 	. 	. 

Nein 
Nein 

Dr. Graf 	 
Griem 	  

Nein  
Nein 

 

Dr. Böhm (Frankfurt) 	. Nein Günther 	 Nein 
Brand (Remscheid) , . . Nein Gumrum 	 Nein 
Frau Brauksiepe . 	. . . Nein Häussler 	 Nein 
Dr. von Brentano .. 	. . ein Hahn 	  Nein 
Brese 	  entschuld. Harnischfeger 	 Nein   
Frau Dr. Brökelschen . Heix 	  Nein 
Dr. Brönner . 	. Nein Dr. Hellwig 	 Nein 
Brookmann (Kiel) .  krank Dr. Graf Henckel 	. . . Nein 
Brück 	 Nein Dr. Hesberg 	 Nein 
Dr. Bucerius 	 krank Heye 	  Nein 
Dr. von Buchka 	 . entschuld. Hilbert 	 Nein 
Dr. Bürkel 	 Nein Höcherl 	 Nein 
Burgemeister 	 Nein Dr. Höck 	 entschuld. 
Caspers 	 Nein Höfler 	 Nein 
Cillien 	  Holla 	  Nein 
Dr. Conring 	 entschuld. Hoogen 	 entschuld. 
Dr. Czaja 	 Nein Dr. Horlacher 	 Nein 
Demmelmeier 	 Nein Horn 	  Nein 
Diedrichsen 	 Nein Huth 	  Nein 
Frau Dietz 	 Nein Illerhaus 	 — 
Dr.  Dittrich 	 Nein Dr. Jaeger 	 Nein 
Dr. Dollinger 	 Nein Jahn (Stuttgart) .. 	. Nein 
Donhauser 	 — Frau Dr. Jochmus . . . Nein 
Dr. Dresbach 	 entschuld. Josten 	  Nein 
Eckstein 	 — Kahn 	  — 
Ehren 	  Nein Kaiser 	 Nein 
Engelbrecht-Greve . 	. . Nein Karpf 	  entschuld. 
Dr. Dr. h. c. Erhard . 	. 	. — Kemmer (Bamberg) . . Nein 
Etzenbach . 	 — Kemper (Trier) 	 krank 
Even 	  Nein Kiesinger 	 Nein 
Feldmann . 	 krank Dr. Kihn (Würzburg) . . — 
Finckh 	 Nein Kirchhoff 	 Nein 
Dr. Franz 	 Nein Klausner 	 — 
Franzen 	 Nein Dr. Kleindinst 	 Nein 
Friese 	  Nein Dr. Kliesing 	 Nein 
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

Knapp 	  Nein Richarts 	  Nein 
Knobloch 	 Nein Frhr. Riederer von Paar Nein 
Dr. Köhler 	 Nein Dr. Rinke 	 Nein 
Koops 	  — Frau Rösch 	 krank 
Dr. Kopf 	 Nein Rösing 	.  Nein 
Kortmann 	. 	 Nein Rümmele 	 Nein 
Kramel 	  Nein  Ruf 	  Nein 
Krammig 	 Nein Sabaß 	  Nein 
Kroll 	  Nein Sabel 	  Nein 
Frau Dr. Kuchtner . . 	. Nein Schäffer 	  krank 
Kühlthau 	 Nein Scharnberg 	 Nein 
Kuntscher 	 Nein Scheppmann 	 Nein 
Kunze (Bethel) 	 Nein Schill (Freiburg) 	.. Nein 
Lang (München) . 	.. Nein Schlick 	  Nein 
Leibfried 	 Nein Schmücker 	 Nein 
Dr. Leiske 	 Nein Schneider (Hamburg) . . Nein 
Lenz (Brühl) 	 Nein Schrader 	  entschuld. 
Dr. Lenz (Godesberg) . 	. Nein Dr. Schröder (Düsseldorf) Nein 
Lenze (Attendorn) 	.. Nein Dr.-Ing. E. h. Schuberth — 
Leonhard 	 Nein Schüttler 	 Nein 
Lermer 	  Nein Schütz 	  Nein 
Leukert 	  Nein Schuler 	  Nein 
Dr. Leverkuehn 	.. Nein Schulze-Pellengahr . 	. Nein 
Dr. Lindenberg 	.. Nein Schwarz 	  Nein 
Dr. Lindrath 	 Nein Frau Dr. Schwarzhaupt — 
Dr. Löhr 	 Nein Dr. Seffrin 	 Nein 
Lotze Nein Seidl (Dorfen) 	 entschuld. 
Dr. h. c. Lübke Dr. Serres 	 Nein 
Lücke 	  entschuld. Siebel 	  Nein 
Lücker (München) 	.  Nein Dr. Siemer 	 entschuld. Lulay 	  Nein Solke 	  entschuld. Maier (Mannheim) . . 	 Nein Spies (Brücken) Nein Majonica 	 
Dr. Baron Manteuffel- 

Szoege 	 

Nein 

Nein 
Spies (Emmenhausen) 	 
Spörl 	  

Nein 
Nein 

Massoth 	 Nein Graf von Spreti 	 . Nein 

Maucher 	 entschuld. Stauch 	  Nein 

Mayer (Birkenfeld) . 	 Nein Frau Dr. Steinbiß Nein 

Menke 	  Nein Stiller 	  Nein 

Mensing 	  entschuld. Storch 	  — 

Meyer (Oppertshofen) . Nein Dr. Storm 	 entschuld. 

Meyer-Ronnenberg . . . entschuld. Strauß 	  Nein 

Miller 	  Nein Struve 	  entschuld. 

Dr. Moerchel 	 entschuld. Stücklen 	  Nein 

Morgenthaler 	 Nein Teriete 	  Nein 

Muckermann 	 Nein Unertl 	  Nein 

Mühlenberg 	 Nein Varelmann 	 Nein 

Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) Nein Frau Vietje 	 Nein 
Müller-Hermann. .  Nein Dr. Vogel 	 Nein 
Müser 	  Nein Voß 	  krank 
Naegel 	  Nein Wacher (Hof) 	 Nein 
Nellen 	  Nein Wacker (Buchen) 	  Nein 
Neuburger 	 — Dr. Wahl 	 Nein 
Niederalt 	 krank Walz 	  Nein 
Frau Niggemeyer Nein Frau Dr. Weber (Aachen) Nein 
Dr. Oesterle 	 Nein Dr. Weber (Koblenz) . . entschuld. 
Oetzel 	  — Wehking 	 Nein 
Dr. Orth 	 Nein Dr. Welskop 	 entschuld. 
Pelster 	  Nein Frau Welter (Aachen) . — 
Dr. Pferdmenges . 	. — Dr. Werber 	.. 	. entschuld. 
Frau Pitz 	 Nein Wiedeck 	  Nein 
Platner 	  Nein Wieninger 	 Nein 
Dr. Pohle (Düsseldorf) . Nein Dr. Willeke 	 Nein 
Frau Praetorius . 	. Nein Winkelheide 	 Nein 
Frau Dr. Probst . 	. Nein Wittmann 	 — 
Dr. Dr. h. c. Pünder 	. Nein Wolf (Stuttgart) . 	. Nein 
Raestrup 	 Nein Dr. Wuermeling 	. — 
Rasner 	  Nein Wullenhaupt 	 Nein 
Frau Dr. Rehling . 	. .. Nein 
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

SPD 

Frau Albertz 	 Ja Keuning 	 Ja 
Frau Albrecht 	 Ja Kinat 	  Ja 
Altmaier 	 Ja Frau Kipp-Kaule 	. . . Ja 
Dr. Arndt 	 Ja Könen (Düsseldorf) . . . Ja 
Arnholz 	 Ja Koenen (Lippstadt) 	. . Ja 
Dr. Baade 	 Ja Frau Korspeter 	 . Ja 
Dr. Bärsch 	 Ja Dr. Kreyssig 	 Ja 
Bals 	  Ja Kriedemann 	 Ja 
Banse 	  Ja Kühn (Köln) 	 Ja 
Bauer (Würzburg) 	. . . Ja Kurlbaum 	 Ja 
Baur (Augsburg) . 	.. . Ja Ladebeck 	 Ja 
Bazille 	 Ja Lange (Essen) 	 Ja 
Behrisch 	 Ja Frau Lockmann . . Ja 
Frau Bennemann .  Ja Ludwig 	 Ja 
Bergmann 	 Ja Dr. Lütkens 	 Ja 
Berlin 	  Ja Maier (Freiburg) . 	. . Ja 
Bettgenhäuser 	  Ja Marx 	  Ja 
Frau Beyer (Frankfurt) Ja Matzner 	 Ja 
Birkelbach 	 Ja Meitmann 	 Ja 
Blachstein 	 Ja Mellies 	 Ja 
Dr. Bleiß 	 Ja Dr. Menzel 	 Ja 
Böhm (Düsseldorf) . . 	. entschuld. Merten , 	 Ja 
Bruse 	  Ja Metzger 	 Ja 
Corterier 	 Ja Frau Meyer (Dortmund) Ja 
Dannebom 	 Ja Meyer (Wanne-Eickel) 	. Ja 
Daum 	  Ja Frau Meyer-Laule . . . Ja 
Dr. Deist 	 Ja Mißmahl 	 Ja 
Dewald 	 Ja Moll 	  Ja 
Diekmann 	 — Dr. Mommer 	 Ja 
Diel 	  Ja Müller (Erbendorf) . . . Ja 
Frau Döhring 	 Ja Müller (Worms) 	. . Ja 
Erler 	  Ja Frau Nadig 	 entschuld. 
Eschmann 	 Ja Odenthal 	 Ja 
Faller 	  Ja Ohlig 	  Ja 
Franke 	 Ja Ollenhauer 	  Ja 
Frehsee 	 Ja Op den Orth 	 Ja 
Freidhof 	 Ja Paul 	  Ja 
Frenzel 	 Ja Peters 	  Ja 
Gefeller 	 Ja Pöhler 	 Ja 
Geiger (Aalen) 	 Ja Pohle (Eckernförde) 	 Ja 
Geritzmann 	 Ja Dr. Preller 	 Ja 
Gleisner (Unna) 	 . Ja Priebe 	  Ja 
Dr. Greve 	 Ja Pusch 	  Ja 
Dr. Gülich 	 Ja Putzig 	 Ja 
Hansen (Köln) 	 Ja Rasch 	  Ja 
Hansing (Bremen) 	. . . Ja Regling 	 Ja 
Hauffe 	 Ja Rehs 	  Ja 
Heide 	  Ja Reitz 	  Ja 
Heiland 	 Ja Reitzner 	 Ja 
Heinrich 	 Ja Frau Renger 	 Ja 
Hellenbrock 	 Ja Richter 	 entschuld. 
Hermsdorf .. 	. Ja Ritzel 	  Ja 
Herold 	 Ja Frau Rudoll 	 Ja 
Höcker 	 Ja Ruhnke 	 Ja 
Höhne 	 Ja Runge 	  Ja 
Hörauf 	 entschuld. Sassnick 	 Ja 
Frau Dr. Hubert . . . . Ja Frau Schanzenbach 	. . Ja 
Hufnagel 	 Ja Scheuren 	 Ja 
Jacobi 	  entschuld. Dr. Schmid (Frankfurt) . Ja 
Jacobs 	 Ja Dr. Schmidt (Gellersen) . Ja 
Jahn (Frankfurt) . 	. Ja  Schmidt (Hamburg) 	. . Ja 
Jaksch 	  Ja Schmitt (Vockenhausen) . Ja 
Kahn-Ackermann 	. . . Ja Dr. Schöne 	 Ja 
Kalbitzer 	 Ja Schoettle 	 Ja 
Frau Keilhack 	 Ja Seidel (Fürth) 	 Ja 
Frau Kettig 	 Ja Seither 	 Ja 
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Seuffert 	  Ja Stahl 	  Nein 
Stierle 	  Ja Dr. Stammberger 	. . . Nein 
Sträter 	  Ja Dr. Starke 	 Nein 
Frau Strobel 	 Ja Dr. Wellhausen 	. . . . — 
Stümer 	  Ja Wirths 	  — 
Thieme 	  Ja 
Traub 	  Ja 
Trittelvitz 	 Ja 
Wagner (Deggenau) 	. 	 Ja 
Wagner (Ludwigshafen) Ja 
Wehner 	  Ja GB/BHE 
Wehr 	  Ja 
Welke 	  Ja Bender 	  Nein 
Weltner (Rinteln) 	 Ja Dr. Czermak 	 entschuld. 
Dr. Dr. Wenzel 	. .. . Ja Dr. Eckhardt 	 - 
Wienand 	 Ja Elsner 	  Nein 
Wittrock 	  Ja Engell 	  enthalten 
Ziegler 	  Ja Feller 	  Nein 
Zühlke 	.  Ja Gräfin Finckenstein 	. . Nein 

Frau Finselberger 	. — 
Gemein 	  Nein 
Dr. Gille 	 entschuld. 
Haasler 	  Nein 

FDP Dr. Kather 	.  Nein 
Dr. Keller 	 Nein 

Dr. Atzenroth 	. . entschuld. Dr. Klötzer 	 Nein 
Dr. Becker (Hersfeld) . . Nein Körner 	  Nein 
Dr. Blank (Oberhausen)  . Nein Kraft 	  Nein 
Dr. h. c. Blücher 	. — Kunz (Schwalbach) 	. . entschuld. 
Dr. Bucher 	 Ja Kutschera 	 Nein 

Dannemann 	 Nein Dr. Mocker 	 entschuld. 

Dr. Dehler 	 Nein Dr. Dr. Oberländer . 	. . krank 
Dr.-Ing. Drechsel . . 	.. — Petersen 	  Nein 
Eberhard 	 Nein Dr. Reichstein 	 Nein 
Euler 	  Nein Samwer 	  Nein 

Fassbender 	 — Seiboth 	  Nein 

Frau Friese-Korn 	. . . .— Dr. Sornik 	 Nein  
Frühwald 	 — Srock 	  Nein 
Gaul 	  Nein Dr. Strosche 	 Nein 
Dr. Hammer 	 Nein 
Held 	  enthalten 
Hepp 	  Nein 
Dr. Hoffmann 	 Ja 
Frau Dr. Ilk 	 Ja DP 
Dr. Jentzsch 	 Nein 
Kühn (Bonn) 	 — Becker (Hamburg) 	. . . enthalten 
Lahr 	  — Dr. Brühler 	 Nein 
Lenz (Trossingen) 	. — Eickhoff 	  — 
Dr. Dr. h. c. Prinz zu Lö

-

wenstein 	
 Dr. Elbrächter 	 Nein 
 Ja Hellwege 	 — Dr. Luchtenberg . . . . Ja Matthes 	 Nein 

Dr. Maier (Stuttgart) . . — Dr. von Merkatz . Nein 
von Manteuffel (Neuß) . Nein Müller (Wehdel) 	. Nein 
Margulies 	 Nein Dr. Schild (Düsseldorf) 	. entschuld. 
Mauk 	  Nein Schneider (Bremerhaven) Nein 
Dr. Mende 	 Nein Dr. Schranz 	 Nein 
Dr. Miessner 	 Nein Dr. Seebohm 	 — 
Neumayer 	 Nein Walter 	  — 
Onnen 	  entschuld. Wittenburg 	 — 
Dr. Pfleiderer 	 — Dr. Zimmermann 	. . . — 
Dr. Preiß 	 Nein 
Dr. Preusker 	 — 
Rademacher 	 — 
Dr. Schäfer 	 — 
Scheel 	  Ja Fraktionslos 
Schloß 	  Ja 
Dr. Schneider (Lollar) 	. Nein Brockmann (Rinkerode) — 
Schwann 	 — Stegner 	 Ja 
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Zusammenstellung der Abstimmung 

Abstimmung 

Abgegebene Stimmen 	 392 

Davon: 
Ja 	  153 
Nein 	 236 
Stimmenthaltung 	. 3 

Zusammen wie oben . 	. 392 

Berliner Abgeordnete 

Name Abstimmung Name Abstimmung 

CDU/CSU Mattick 	 Ja 
Neubauer 	 Ja 

Dr. Friedensburg . 	. Nein Neumann 	 Ja  
Dr. Krone 	 entschuld. Dr. Schellenberg . Ja 
Lemmer 	  entschuld. Frau Schroeder (Berlin) . Ja 
Frau Dr. Maxsein Nein Schröter (Wilmersdorf) . Ja 
Stingl 	  Nein Frau Wolff (Berlin) 	.. Ja 
Dr. Tillmanns 	 — 

FDP 
SPD Dr. Heim 	 Nein 

Brandt (Berlin) 	  Ja  Hübner 	 entschuld. 
Frau Heise 	 Ja Frau Dr. Dr. h. c. Lüders — 
Klingelhöfer 	 entschuld. Dr. Reif 	  entschuld. 
Dr. Königswarter 	 Ja Dr. Will 	  entschuld. 

Zusammenstellung der Abstimmung der Berliner Abgeordneten 

Abstimmung 

Abgegebene Stimmen 	 14 

Davon : 
Ja 	 10 
Nein 	 4 
Stimmenthaltung 	. — 

Zusammen wie oben . 	. 14 




	62. Sitzung
	Bonn, Donnerstag, den 16. Dezember 1954
	Inhalt
	Redetext



